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(Beginn: 13.06 Uhr)

Präsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich eröffne die 82. Vollsitzung des
Bayerischen Landtags und darf Sie alle nach der
Sommerpause hier im Hohen Haus sehr herzlich will-
kommen heißen. Im Präsidium gehen wir davon aus,
dass Sie sich die nötige Kraft geholt haben, um unser
Arbeitspensum bis zum Schluss des Jahres, das ja
nicht gering sein wird, gemeinsam erledigen zu kön-
nen. Gehen wir also jetzt nach der Sommerpause mit
ganzer Kraft die Aufgaben an, die vor uns stehen. 

Wie immer haben Presse, Funk und Fernsehen sowie
Fotografen um Aufnahmegenehmigung gebeten. Die
Genehmigung wurde wie immer vorab erteilt. Ich darf
Sie darauf hinweisen, dass der Bayerische Rundfunk
die anschließende Regierungserklärung und die Aus-
sprache live überträgt. Dafür möchte ich mich ganz,
ganz herzlich bedanken.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich noch
eine Reihe von Glückwünschen aussprechen. Wäh-
rend der Sommerpause konnte Staatsminister Joa-
chim Herrmann einen runden Geburtstag feiern. Herz-
lichen Glückwunsch, Herr Staatsminister.

(Allgemeiner Beifall)

Ich darf mich auch für die großartige Idee des wun-
derbaren Konzerts des Polizeiorchesters bedanken,
bei dem ein ganz erheblicher Betrag für die Aktion
Sternstunden zusammengekommen ist. – Ich gratulie-
re auch Herrn Kollegen Erwin Huber und Herrn Kolle-
gen Radlmeier zu ihren runden Geburtstagen. Herzli-
chen Glückwunsch, alles Gute und Gesundheit.

(Allgemeiner Beifall)

Einen halbrunden Geburtstag konnte Herr Kollege An-
dreas Lorenz feiern. Herzlichen Glückwunsch, alles
Gute, Gesundheit und weiterhin viel Erfolg.

(Allgemeiner Beifall)

Heute feiert Frau Staatsministerin Emilia Müller einen
halbrunden Geburtstag. Frau Staatsministerin, herzli-
chen Glückwunsch.

(Allgemeiner Beifall)

Nun treten wir in die Tagesordnung ein.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Regierungserklärung des Ministerpräsidenten
"Kontinuität und Weitblick"

Ich begrüße den Herrn Ministerpräsidenten und darf
ihn jetzt gleich um sein Wort bitten. Bitte schön, Herr
Ministerpräsident.

Ministerpräsident Horst Seehofer: Frau Präsidentin,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Mit der heuti-
gen Sitzung treten wir in die letzten zwei Jahre dieser
Legislaturperiode ein. Für diese zwei Jahre gilt unser
gemeinsamer Auftrag, die Chancen der Menschen in
ganz Bayern weiter zu stärken und die Spitzenstel-
lung des Freistaats für die Zukunft zu sichern. Mit
dem Haushalt für die Jahre 2017 und 2018, den das
Kabinett vor der Sommerpause beschlossen hat, die-
nen wir genau diesen beiden Zielen. Wir investieren
117 Milliarden Euro für die bayerischen Familien, für
ein sicheres und freies Leben, für die Schulen und
Hochschulen, für die Arbeitsplätze von morgen, für
eine gesunde Umwelt, für eine vitale Kultur und nicht
zuletzt für starke Kommunen mit einem kommunalen
Finanzausgleich in Rekordhöhe.

Dieser bayerische Haushalt für die Jahre 2017 und
2018 ist erneut ein Haushalt mit Spitzenwerten, einer
hohen Investitionsquote, einer stabilen Personalquote
und – übrigens zum 13. Mal – ohne neue Schulden
und mit einer kräftigen Schuldentilgung. Seitdem ich
im Jahre 2012 die Tilgung von Altschulden angekün-
digt habe, sind sage und schreibe 4,6 Milliarden Euro
Schulden zurückgezahlt worden.

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib
(SPD): Alles Rückflüsse von der Landesbank!)

Was objektiv gut ist, sollte man auch so benennen.
Ich kenne keinen Haushalt in der Bundesrepublik
Deutschland, und ich kenne keinen Haushalt inner-
halb der Europäischen Union, der sich mit dem baye-
rischen Haushalt und diesen soliden Kennziffern mes-
sen könnte.

(Beifall bei der CSU)

Bayern steht so gut da wie noch nie in seiner Ge-
schichte. In den letzten zehn Jahren konnten wir die
Arbeitslosigkeit in Bayern halbieren. Die Jugendar-
beitslosigkeit ist besiegt. Sage und schreibe eine Milli-
on neue sozialversicherungspflichtig Beschäftigte sind
zu verzeichnen. Besonders freut mich, dass uns
jüngst die Bertelsmann Stiftung bescheinigt hat, dass
es den Kindern in Bayern in Deutschland am besten
geht.

(Beifall bei der CSU)
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Die Kinderarmut in Deutschland liegt bei über 14 %, in
Bayern bei rund 6 %. Das ist immer noch zu hoch,
aber in Deutschland mit Abstand am niedrigsten.
Dass mich diese Botschaft besonders freut, liegt
schlicht und einfach an der Tatsache, dass wir nicht
nur wirtschaftlich bärenstark sind, sondern dass es in
diesem Freistaat Bayern auch sozial gerecht zugeht.

(Beifall bei der CSU)

Wachstum und Wohlstand, Arbeitsplätze und soziale
Sicherheit in unserem Land – diese Erfolge fallen be-
kanntlich nicht vom Himmel. Wir, die verantwortlichen
Politiker, können Rahmenbedingungen setzen; wir
können unterstützen. Aber das Entscheidende erfolgt
durch die Menschen im Lande. Ich danke deshalb den
Unternehmern und Beschäftigten, den Wirtschaftsver-
bänden und den Gewerkschaften für diese hervorra-
gende Bilanz. Ihnen verdanken wir das.

Das ist die eine Seite der Medaille. Wenn wir im
Lande unterwegs sind, erleben wir aber auf der ande-
ren Seite, dass viele Menschen in Bayern und in
Deutschland tiefe Sorgen um die Zukunft haben.
Unser friedliches Zusammenleben, unser Zusammen-
halt scheinen vielen in Gefahr zu sein. Vertrauen
schwindet, Ängste wachsen. Die Ereignisse der letz-
ten Monate – Terroranschläge, Flüchtlingskrise, staat-
licher Kontrollverlust über lange Zeit und auf breiter
Front, zentrifugale Kräfte in Europa, Kriege am Rande
Europas – haben uns vor allem hier in Bayern er-
schüttert und bis ins Mark getroffen, und die Euro-
päische Union befindet sich in der tiefsten Krise ihrer
Geschichte.

In dieser Situation wollen die Menschen Orientierung.
Sie wollen einen klaren Kompass, sie wollen gemein-
same Werte und Maßstäbe, gegenseitigen Respekt,
Sicherheit und Freiheit; alles das ist den Menschen
wieder sehr wertvoll und sehr wichtig. Die Menschen
verlangen nach verlässlichen Regeln für unser Zu-
sammenleben. Vor allem verlangen sie, dass diese
Regeln auch durchgesetzt werden. Recht und Ord-
nung müssen gelten – an den Grenzen und im Inland.

Nach zwölf Monaten im Krisenmodus halte ich fest:
Ich muss keine einzige Prognose, Analyse oder Aus-
sage dieser letzten zwölf Monate korrigieren. Keine
einzige Aussage!

(Beifall bei der CSU)

Wir wünschen uns eine solche Entwicklung nicht,
aber selten hat uns die Entwicklung so Recht gege-
ben wie in den letzten zwölf Monaten. Die Bundesre-
gierung hat mittlerweile ihre Zuwanderungspolitik fak-
tisch fundamental verändert. Seit Neuestem spricht

auch Vizekanzler Gabriel von einer Obergrenze bei
der Integration.

(Zurufe von der CSU: Hört! Hört!)

Die GRÜNEN haben den sicheren Herkunftsstaaten
durch Gesetz zugestimmt. Alle sind jetzt für mehr Si-
cherheit. Sogar manche Medien haben ihre Auffas-
sung leicht korrigiert. Ich zitiere den Herausgeber der
Wochenzeitung "Die Zeit", di Lorenzo. Er sagte:

Wenn wir ein bisschen Distanz bewahren wür-
den, müssten wir nicht immer so zurückrudern. ...
Die Probleme werden nicht dadurch groß, dass
man sie klar und deutlich benennt, sondern
indem man versucht, sie zu verschweigen.

Die Bayerische Staatsregierung hat sich immer be-
müht, die Probleme, die für die Menschen greifbar
waren, real zu beschreiben, mit Antworten zu verse-
hen und nicht zu verschweigen.

(Beifall bei der CSU)

Global vernetzter Terrorismus, Migration, Bevölke-
rungsexplosion vor allem in den Entwicklungsländern
in den nächsten Jahren, der Klimawandel, die digitale
Revolution, die Energieversorgung mit der weltweiten
Knappheit mancher Ressourcen, die Wettbewerbsfä-
higkeit auf neuen Märkten, der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt – das sind die großen Herausforderun-
gen unserer Zeit. Darauf müssen die
Verantwortungseliten in der Politik, aber ebenso in
Wirtschaft und Wissenschaft, in den Sozialverbänden
und Kirchen, in der Kunst und in der Kultur mit Realis-
mus und Pragmatismus Antworten geben. Wir bemü-
hen uns darum. Bayern steht für Stabilität in einer in-
stabilen Welt. Die Menschen haben nur einen Wunsch
– das wird mir am häufigsten gesagt: Das soll so blei-
ben. Wenn ich den Menschen begegne, höre ich von
ihnen am häufigsten: Sorgen Sie bitte dafür, dass es
so bleibt, wie es heute in Bayern ist. Wir werden alles
dafür tun, dass die besondere Lebensqualität, die
Bayern-Garantie für ein gutes Leben, auch so bleibt.

Dazu hat das Kabinett in einer Klausur vor der Som-
merpause neben dem Doppelhaushalt für die Jahre
2017 und 2018 auch ein Kursbuch für alle Politikfelder
für die nächsten Jahre beschlossen, weil die Men-
schen wissen wollen, wohin die Reise geht. Auf fünf
Punkte aus diesem Kursbuch möchte ich mich heute
beschränken.

Der erste Punkt heißt: Gerechte Steuern, bezahlbarer
Wohnraum, sichere Renten. Ich sagte es eingangs:
Ich lege größten Wert darauf, dass es in unserem
Land gerecht zugeht. Deshalb fordern wir seit Lan-
gem, dass wir die Lebensleistung der Menschen un-
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terstützen und fördern müssen – das heißt aktivieren
statt alimentieren. Nicht der Staat schafft Zukunft,
sondern die Menschen.

Wir haben die höchsten Steuereinnahmen aller Zei-
ten. Auch der Bund – das begrüßen wir, das ist ein Er-
folg der Großen Koalition im Bund – hat einen ausge-
glichenen Haushalt erreicht. Deshalb ist jetzt der
richtige Zeitpunkt für eine Steueroffensive. Mit unse-
rem Bayern-Tarif wollen wir die Bürger bei der Lohn-
und Einkommensteuer um bis zu 15 Milliarden jähr-
lich, und dabei vor allem diejenigen mit kleinen und
mittleren Einkommen, entlasten. Wir wollen den Er-
werb von selbst genutztem Wohneigentum vor allem
für Familien mit Kindern fördern. Wir müssen das Er-
folgsmodell aus der langen Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland, nach dem sich ein Arbeiter im
Laufe seines Lebens mit seiner Familie Wohneigen-
tum leisten kann, in Deutschland wieder zum Tragen
bringen.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb wollen wir ein Baukindergeld von insgesamt
12.000 Euro pro Kind.

(Volkmar Halbleib (SPD): Was habt ihr bisher in
der Wohnungspolitik gemacht? Das Gegenteil!)

Wir, die Bayerische Staatsregierung, wollen den Soli-
daritätszuschlag bis zum Jahr 2025 abschaffen. Wenn
wir das schaffen – wir werden es schaffen –, dann ist
es die größte Steuersenkung aller Zeiten!

(Beifall bei der CSU)

Wir handeln auch in Bayern rasch und kraftvoll für be-
zahlbaren Wohnraum.

(Lachen bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD):
Wie in den vergangenen 20 Jahren, Herr Minis-
terpräsident?)

Wir danken auch für die Unterstützung des Bundes.
Wir stellen bis zum Jahr 2019 2,6 Milliarden Euro für
einen großen Wohnungspakt zur Verfügung. Das ist in
Deutschland einmalig!

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Die Projekte helfen doch gar nicht! Da kann man
nur den Kopf schütteln!)

Wir müssen auch Elemente der Marktwirtschaft stär-
ken, insbesondere die Tugend von unternehmer-
ischen Existenzgründungen. Daher bin ich froh, dass
CDU, CSU und SPD bei der Erbschaftsteuer in der
vergangenen Woche im Vermittlungsausschuss einen
Vorschlag erarbeitet haben. Dieser bedarf zwar noch

der Zustimmung durch den Bundestag und den Bun-
desrat; aber ich gehe davon aus, dass diese erfolgt.
Ich bin froh darüber, dass CDU und CSU sowie alle
Unionsministerpräsidenten mich als Bayerischen Mi-
nisterpräsidenten beauftragt hatten, die Verhandlun-
gen mit der SPD zu führen; das habe ich mit dem Ers-
ten Bürgermeister Scholz getan.

Wir haben unsere großen Ziele erreicht. Im Zusam-
menhang mit der Erbschaftsteuerneuregelung – sie
hat übrigens das Bundesverfassungsgericht veran-
lasst – kommt es nicht zu einer Steuererhöhung. Was
noch wichtiger ist: Wenn ein Erbe oder eine Erbin
einen Betrieb übernimmt – es geht nur um Betriebs-
vermögen, nicht um Barvermögen; Letzteres soll ver-
steuert werden – und die Arbeitsplätze unter bestimm-
ten Bedingungen erhält, dann ist es gerechtfertigt,
diesen Vorgang steuerlich zu privilegieren. Wir kön-
nen nicht in der einen Woche darüber beraten, wie wir
Existenzgründer fördern wollen, und in der nächsten
Woche darüber, wie wir sie durch höhere Steuern be-
strafen können.

(Beifall bei der CSU)

Wir kämpfen für eine sichere Versorgung der Men-
schen im Alter. Als ich dieses Thema vor einigen Mo-
naten öffentlich ansprach, war die Rede von "Kas-
sandra". Heute ist diese Forderung Allgemeingut. Ich
habe dazu am vergangenen Freitag ein langes Ge-
spräch mit der zuständigen Bundesministerin geführt.
Ich sage Ihnen: Wer sein ganzes Leben lang hart ge-
arbeitet hat, wozu neben der Berufstätigkeit auch die
Kindererziehung zählt, darf nicht in Altersarmut fallen.
Das ist unser politisches Ziel.

(Beifall bei der CSU)

Kinder dürfen in unserem Alterssicherungssystem
kein Risiko sein. Sie müssen ein Gewinn sein, auch
für das Alter. Deshalb wollen wir, die Bayerische
Staatsregierung, die Mütterrente für die Geburten vor
1992 weiter ausbauen und, was den Kinderzuschlag
angeht, mit den Geburten nach 1992 gleichstellen.

Ich will des Weiteren dafür sorgen – eine entspre-
chende Grundvereinbarung haben gestern Herr
Schäuble und Frau Nahles getroffen –, dass private
und betriebliche Vorsorge durch den Bund mit Zula-
gen bzw. Zuschüssen gestärkt werden. Durch die
Kombination von gesetzlicher Rente mit privater Vor-
sorge muss sichergestellt werden, dass Menschen im
Alter nicht in großer Zahl in Armut fallen. Ich werde
meine Hand nicht für eine Senkung des gesetzlichen
Rentenniveaus reichen, wenn nicht gleichzeitig der
Bund dafür sorgt, dass diese Senkung durch private
Vorsorge und betriebliche Vorsorge ausgeglichen
wird. Wir sorgen generationengerecht für Sicherheit
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im Alter. Wir sorgen dafür, dass die große Mehrheit
der Deutschen nicht in Altersarmut fällt.

(Beifall bei der CSU)

Wir in Bayern sehen noch Nachbesserungsbedarf
beim Bundesteilhabegesetz. Das ist die größte Sozial-
reform in dieser Legislaturperiode. Wir wollen unseren
Mitmenschen mit Behinderung gleichberechtigte Teil-
habe ermöglichen. Sie sollen möglichst frei und
selbstbestimmt leben können. Die Behinderten- und
Sozialverbände haben mir dazu einige Forderungen
überreicht, die ernst zu nehmen sind. Ich finde, wir in
Bayern sollten zusammenstehen, wenn es darum
geht, dafür zu sorgen, dass das Bundesteilhabege-
setz ein Gesetz wird, mit dem unsere behinderten Mit-
menschen gut und sorgenfrei leben können.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Das müssen Sie Ihren Finanzpolitikern sagen!)

Wir arbeiten ebenso für die bestmögliche Versorgung
bei Krankheit und Pflege. Wir sichern wie kein ande-
res Land die solide Finanzierung unserer Kranken-
häuser. Wir helfen pflegebedürftigen und demenz-
kranken Menschen und ihren Angehörigen künftig
noch besser als bisher. Wir treten nachdrücklich für
eine bessere Anerkennung der Pflegeberufe ein.

Soziale Sicherheit, Lebensqualität, aber eben auch
Einsatz für Leistungsgerechtigkeit – das ist unsere
Linie. Deshalb kämpfen wir für mehr Gerechtigkeit,
insbesondere beim Länderfinanzausgleich. Wir sind
solidarisch; ich möchte dies heute noch einmal versi-
chern. Aber es kann nicht so weitergehen, dass allein
die bayerischen Bürger mehr als die Hälfte der Lasten
des Länderfinanzausgleichs zu tragen haben, und
dies mit steigender Tendenz. Das ist nicht gerecht.
Das muss verändert werden!

(Beifall bei der CSU)

Wir brauchen ein neues Fundament für den Föderalis-
mus und für ein gerechtes Deutschland. Die Entfrem-
dung der Menschen von der Berliner Republik – auch
aus solchen Gründen – darf nicht weiter wachsen.
Dieses Ziel sollte alle Demokraten einen. Die finalen
Beratungen über den Länderfinanzausgleich finden im
Oktober, insbesondere in der nächsten Woche, unter
Leitung der Bundeskanzlerin statt. Wenn eine Ge-
samtverständigung zustande kommt, haben wir gute
Aussichten, dass Bayern sein Ziel erreicht, um min-
destens 1 Milliarde Euro entlastet zu werden. Das
setzt voraus, dass wir uns mit 16 Ländern, der Bun-
desregierung und den Bundestagsfraktionen einig
werden. Die finale Debatte beginnt, wie gesagt,
nächste Woche unter persönlicher Leitung der Bun-
deskanzlerin.

Das zweite Kapitel unseres Kursbuches heißt "Sicher-
heit durch Stärke". Freiheit braucht Sicherheit. Ver-
trauen in das politische System braucht Sicherheit.
Das ist die erste Aufgabe jeder demokratischen
Staatsordnung. Meine Damen und Herren, wir muss-
ten in diesem Jahr auf schreckliche Weise lernen: Der
islamistische Terrorismus ist bei uns in Bayern ange-
kommen. Terroristische Gefahren, organisierte Krimi-
nalität und Internetkriminalität führen zu einer akuten
Bedrohungslage. Darauf muss der Rechtsstaat rea-
gieren. Das erwarten die Menschen von uns. Wir ste-
hen für die Sicherheit der Menschen in Bayern. Bei
uns gilt: Konsequentes und hartes Durchgreifen
gegen Terror und Gewalt! Insoweit gibt es null Tole-
ranz.

(Beifall bei der CSU)

Wir stärken unserer Polizei den Rücken. Ich danke
ausdrücklich unseren Polizistinnen und Polizisten. Ich
danke den Richtern und Staatsanwälten, den Justiz-
beamten und Rettungskräften – Hochachtung für
deren Einsatz!

(Allgemeiner Beifall)

Wir stärken Polizei, Justiz und Verfassungsschutz.
Wir werden bis zum Jahr 2020 2.000 zusätzliche Poli-
zeibeamte einstellen. Weitere Vorhaben sind: modern-
ste Ausrüstung für die Sicherheitskräfte, Kampf der
Cyberkriminalität, Schutz der Kinder vor Internetkrimi-
nalität und mehr Stellen in der Justiz, vom Justiz-
wachtmeister bis zum Richter. Wir sorgen dafür, dass
Bayern das sicherste Land bleibt. Wir werden auch
die Prävention gegen Extremismus ausbauen, in
Schule und Jugendarbeit, in den Kommunen und im
Justizvollzug. Mit diesem Gesamtpaket starten wir die
größte Sicherheitsoffensive in der Geschichte Bay-
erns.

Außerdem fordern wir: Bund und Europa müssen
gleichziehen. Ich will verschärfte Strafen für Angriffe
auf Polizisten, Justizbedienstete und Rettungskräfte.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte gemeinsam mit dem Bund bessere Grund-
lagen für eine konsequente Abschiebung straffälliger
Asylbewerber. Ich möchte schärfere Strafen bei Woh-
nungseinbruch. Meine Damen und Herren, neben
dem Schutz des Lebens und der Gesundheit ist der
Schutz vor dem Eindringen in die Privatsphäre der
Menschen erforderlich. Wenn man mit Menschen
spricht, die von einem Wohnungseinbruch betroffen
sind, stellt man fest, dass sie psychisch angeschlagen
sind. Wer in die Privatsphäre unserer Bürger einbricht,
muss künftig hinter Schloss und Riegel – mindestens
für ein Jahr.
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(Beifall bei der CSU)

Wir wollen den Ausbau der Videoüberwachung in öf-
fentlichen Räumen. Meine Damen und Herren, wir
wollen den Einsatz der Bundeswehr im Inneren zur
Abwehr terroristischer Gefahren und zur Grenzsiche-
rung mit Verankerung im Grundgesetz. Dazu beken-
nen wir uns ganz klar.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ihr habt
keine mehr!)

Das ist unsere Überzeugung.

(Beifall bei der CSU)

All das brauchen wir. Einige in diesem Saal waren
während des Amoklaufs in München in der Einsatz-
zentrale der Münchner Polizei anwesend und wissen,
wie das Lagebild am Anfang war. Man konnte über
lange Zeit nicht ausschließen, dass es mehrere Täter
gibt. Wenn sich die Befürchtungen bewahrheitet hät-
ten – Gott sei Dank war es anders –, wären wir über
die Unterstützung der Bundeswehr heilfroh gewesen,
und sei es nur zum besseren Objektschutz. Meine
Damen und Herren, deshalb sollten wir nicht erst über
etwas reden, wenn es eingetreten ist. Zur Verantwor-
tungsethik gehört auch, dass man über einen Scha-
den nachdenkt, bevor dieser eingetreten ist. All das
brauchen wir. Wir müssen jetzt handeln. Sicherheit
durch Stärke – das ist die Leitlinie für den Freistaat
Bayern.

Drittes Kapitel: Steuerung der Zuwanderung unter
Durchsetzung von Recht und Ordnung. Ich sage mit
Stolz: Der Freistaat ist von 11 auf fast 13 Millionen
Menschen gewachsen, und das in einem guten Mitei-
nander. Jeden Tag tragen viele neue Bürger aus
Deutschland, aus ganz Europa, aus allen Teilen der
Welt zum Wohlstand und Erfolg Bayerns bei. Die
große Mehrheit von ihnen arbeitet, zahlt Steuern und
erzieht ihre Kinder im Sinne unserer Grundwerte. Der
Freistaat, unsere Städte und Kommunen, die Kirchen
und Sozialverbände sowie unzählige engagierte Bür-
gerinnen und Bürger setzen seit Monaten Beispiele
für praktizierte Nächstenliebe. Sie alle schaffen ein
Klima des Vertrauens und der Verständigung. Des-
halb wiederhole ich heute hier: Bayern reicht diesen
Menschen die Hand.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Vor allem ministrierenden Senegalesen!)

Bayern ist traditionell und war über alle Jahrhunderte
seiner Geschichte ein weltoffenes Land in der Mitte
Europas und eine Brücke zwischen den Kulturen.
Bayern ist seit vielen Jahrzehnten das Land eines ge-

lingenden Miteinanders. Dafür sagen wir allen Einhei-
mischen und allen Neubürgern Dank und Respekt.

(Beifall bei der CSU)

In Deutschland gibt es eine beliebte Arbeitsteilung.
Wenn Bayern etwas sagt und fordert, dann ist das
falsch und fördert angeblich den rechten Rand. Der
Aufschrei ist groß.

(Margarete Bause (GRÜNE): Das gilt nicht für
Bayern, sondern für die CSU!)

Hierzu könnte ich unzählige Beispiele aufzählen.
Dann vergeht etwas Zeit. Wenn andere schließlich
das Gleiche sagen und fordern, handelt es sich plötz-
lich um allgemein anerkannten Standard.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb stelle ich klar, was eine Selbstverständlich-
keit ist: Die Achtung der Menschenrechte und die ge-
lebte Mitmenschlichkeit gehören bei uns zur Staatsrä-
son.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD)

Das werden wir immer in den Mittelpunkt stellen. Wer
zu Recht Schutz sucht, der muss Schutz bekommen –
in Bayern bekommt man ihn auch. Dazu bekennen wir
uns uneingeschränkt.

(Margit Wild (SPD): Aha!)

Asylrecht bedeutet jedoch nicht, alle nationalen Si-
cherheitsinteressen zu vergessen. Meine Damen und
Herren, der Rechtsstaat muss schon wissen, wer ins
Land kommt, wer hier lebt und wer ein Bleiberecht
hat. Darauf legt übrigens auch die Bevölkerung Wert.
Der Rechtsstaat muss Klarheit schaffen.

(Beifall bei der CSU)

Bayern ist die Stimme der Vernunft.

(Lachen bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Wir machen keine Versprechungen, sondern sagen
die Wahrheit und tun das Notwendige. Deshalb haben
wir auch die Unterstützung der Bevölkerung. Wir for-
mulieren in aller Differenziertheit, was das Land
braucht. Ich erinnere an meine Rede im Juli letzten
Jahres an diesem Pult. Damals habe ich die Grund-
sätze meiner Zuwanderungspolitik ausführlich be-
schrieben.

(Markus Rinderspacher (SPD): Die haben Sie
noch einmal ausdrücklich verschärft!)
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Dazu zählen Humanität, Integration und Begrenzung.
Das möchte ich heute noch einmal spezifizieren.

(Volkmar Halbleib (SPD): Befragen Sie dazu die
beiden Kirchen!)

Wir formulieren, was das Land braucht. Wir müssen
jetzt für die Zukunft vorsorgen. Nicht zuletzt durch
meine Mitwirkung hat die Große Koalition in den letz-
ten Monaten einiges auch im Hinblick auf die Begren-
zungsfrage auf den Weg gebracht. Das haben wir mit-
verhandelt. Das akzeptieren wir, und dazu stehen wir
auch. Jetzt will die Bevölkerung wissen: Wie geht das
in der Zukunft weiter? Deshalb schaue ich nicht auf
die letzten zwölf Monate, sondern in die Zukunft. Un-
sere Grundsätze sind mittlerweile in Berlin Allgemein-
gut. Als Erster hat das der Herr Bundespräsident her-
vorragend ausgedrückt: Unser Herz ist groß, unser
Herz ist weit, aber die Möglichkeiten sind begrenzt. –
Diesen Satz kann ich mehrfach unterstreichen. Ich
möchte an dieser Stelle klipp und klar sagen: Wir
schaffen es nicht noch einmal, über eine Millionen
Menschen aufzunehmen. Weder in der Menschheits-
geschichte noch aus der Gegenwart gibt es Beispiele,
dass irgendein Land es schafft, jedes Jahr über eine
Million Menschen aufzunehmen. Deshalb müssen wir
die Rückführung von Menschen ohne Bleiberecht be-
schleunigen und die Zuwanderung begrenzen.
Deutschland braucht ein Gesetz, mit dem die Zuwan-
derung gesteuert wird. In diesem Gesetz brauchen wir
auch eine Obergrenze. Wenn wir das nicht tun, wer-
den die Menschen der Aussage, dass sich das letzte
Jahr nicht wiederholen wird, nicht den erforderlichen
Glauben schenken,

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

der eigentlich angebracht und nötig ist.

(Beifall bei der CSU)

Nur wenn wir das tun, werden die Leute sagen: Ja-
wohl, dieser Satz ist ernst gemeint; wir glauben daran,
weil wir jetzt die Instrumente kennen – und über die
verhandeln wir gerade in Berlin –, mit denen dies ge-
währleistet werden soll.

Ich möchte noch einmal für meine Fraktion und für die
Staatsregierung sagen: Die Begrenzung der Zuwan-
derung ist die Voraussetzung dafür, dass wir Humani-
tät gewährleisten können. Wenn wir nicht begrenzen,
werden wir Humanität auf Dauer nicht gewährleisten
können. Das ist meine tiefe Überzeugung.

(Beifall bei der CSU)

Zuwanderung begrenzen, damit weiter humanitäre
Hilfe geleistet werden kann – das sollte eigentlich alle
hier in diesem Hause einen. Zu dieser Begrenzung
gehört auch – obwohl es nicht unbedingt die Aufgabe
des Freistaats Bayern ist –, dass wir als Freistaat
Bayern mithelfen, die Fluchtursachen zu bekämpfen.
Wir schaffen Perspektiven für die Menschen durch
konkrete Projekte vor Ort – Haushaltsansätze dafür
sind vorgesehen –, im Nordirak und im Libanon, in Tu-
nesien und im Senegal. So können die Menschen in
ihrer Heimat, bei ihrer Familie bleiben, oder dorthin
zurückkehren. Dadurch verringern wir die Zuwande-
rung nach Europa. Meine verehrten Zuhörer, das ist
realpolitische Humanität, das ist praktizierte Christlich-
keit in Regierungsverantwortung.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Jetzt Beispiele!)

Viertes Kapitel: Wohlstand und Arbeitsplätze für mor-
gen. Jede Generation hat ihre großen Aufgaben. Bay-
ern ist nach dem Zweiten Weltkrieg als das Armen-
haus gestartet. Heute sind wir das Chancenland
Nummer eins in Deutschland und in Europa. Jetzt
geht es darum, diese Spitzenposition auch für den di-
gitalen Fortschritt, eine der größten Herausforderun-
gen, zu sichern: für neue Wertschöpfung, für neue Ar-
beitsplätze, für sozialen Wohlstand der Menschen in
Bayern.

Ich stehe dazu: Markt pur ist nicht unser Weg. Wir
sind bekennende Marktwirtschaftler, aber Markt pur ist
nicht der bayerische Weg. Wir sind für die soziale
Marktwirtschaft, und wir sind für eine aktive Wirt-
schaftspolitik. Wir helfen beim Strukturwandel und las-
sen die Familien nicht allein, wenn ihr Betrieb in
Schwierigkeiten steckt. Das ist übrigens auch eine
Grundlage des bayerischen Erfolgsmodells, war es
zuletzt im Fall Siemens. Wir kümmern uns. Siemens
selbst hatte die Verantwortung wahrgenommen. Aber
das reicht nicht aus. Wir müssen als Staat strukturpo-
litisch, wirtschaftspolitisch zusätzliche Antworten
geben. Das tun wir vor allem in Bad Neustadt in Un-
terfranken und Ruhstorf in Niederbayern, durch Verla-
gerung von wissenschaftlichen Einrichtungen, von Be-
hörden und durch eine ganz aktive Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei der CSU)

In den kommenden zwei Jahren investieren wir je-
weils über 1 Milliarde Euro gezielt für die Arbeitsplätze
der Zukunft. Das ist der Wachstumsplan Bayern mit
dem Ziel, bei der Digitalisierung in die Weltspitze vor-
zustoßen. Der globale Wettlauf um die digitale Zukunft
ist in vollem Gange. Bayern ist bereits heute der Trei-
ber des digitalen Fortschritts. Nicht ohne guten Grund,
meine Damen und Herren, kommen die Top-Firmen
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nach Bayern, Google, zuletzt IBM, Huawei. Microsoft
eröffnet in den nächsten Wochen seine neue
Deutschlandzentrale in München. München ist mittler-
weile die digitale Hauptstadt Europas. Wir schaffen
jetzt – das ist wichtig, und es ist wieder bayerische
Politik – digitale Gründerzentren nicht nur in der Lan-
deshauptstadt, sondern in allen Regierungsbezirken
Bayerns.

(Beifall bei der CSU)

Das wichtigste Ziel ist: Wir wollen die Arbeitsplätze
der digitalen Revolution im Hightech-Land Bayern
haben. Deshalb investieren wir in den kommenden
beiden Jahren erneut 2,5 Milliarden Euro für BAYERN
DIGITAL, für den weiteren Netzausbau, für den digita-
len Aufbruch in Unternehmen, in Schulen und Hoch-
schulen, also den Bildungseinrichtungen. Wir erwei-
tern das erfolgreiche Zentrum Digitalisierung.Bayern.
Das Zentrum ist Denkfabrik und Motor für das ganze
Land. Ich konnte mich vor Kurzem bei einem Besuch
überzeugen; dort wird erstklassige Arbeit geleistet.

Wir wollen diese neue Technik nutzen, wir dürfen
nicht schutzlos sein gegen digitale Bedrohungen, und
wir wollen nicht entmündigt werden. Wir wollen die
Technik beherrschen und vermeiden, dass eines
Tages die Technik uns beherrscht. Deshalb setzen wir
auf eigene Kompetenz und nicht auf eingekaufte
Kompetenz. Das ist eben auch wieder ein bayerischer
Weg: selbstbestimmt, vernetzt mit dem Ziel der Welt-
spitze.

Zu unserer Zukunftsgestaltung mit Weitblick gehört
auch der schonende Umgang mit Ressourcen. Wir
setzen weitere Meilensteine für eine carbonfreie Ener-
gieversorgung, das energieautarke Haus und die Er-
forschung neuer Speichertechnologien.

Ich sage heute ganz bewusst: Bayern ist das Auto-
land Nummer eins. Wir sind stolz auf diese Spitzenin-
dustrie. Mir sagen die Chefs von Audi und von BMW:
Nur, wenn wir bei der Elektromobilität und beim auto-
nomen Fahren Weltspitze sind, können wir die Ar-
beitsplätze halten. Ich freue mich, dass BMW und
Audi dafür Milliardenbeträge in Bayern investieren.

(Beifall bei der CSU)

Eines vor dem Hintergrund von Presseberichten vom
Wochenende: Wenn an mich –beinahe wöchentlich,
manchmal auch täglich – oder an Minister meines Ka-
binetts bayerische Firmen herantreten, damit wir sie
im internationalen Wettbewerb angesichts von Han-
delshemmnissen aus China oder Richtlinien aus Eu-
ropa unterstützen, die unsere bayerischen Firmen ge-
fährden, dann ist es unser Auftrag, berechtigte
Anliegen dieser Firmen zu unterstützen, auch wenn

es um Abgaswerte geht. Wir unterstützen niemanden
bei der Manipulation der Abgaswerte, aber wir unter-
stützen Firmen sehr wohl, damit sie im internationalen
Konzert wettbewerbsfähig sein können.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU)

Ich sage Ihnen: Da rechtfertige ich mich gegenüber
niemandem. Es gehört zu meinem Amtseid, zu mei-
ner Verantwortung, dass ich den in Bayern ansässi-
gen Unternehmen und damit auch den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern unter die Arme greife,
wenn sie rechtskonforme, einwandfreie Anliegen
haben. Mein Amtseid umfasst auch, für diese Firmen
einzutreten.

(Beifall bei der CSU)

Der Hochleistungsstandort Bayern braucht auch
Hochleistungsinfrastruktur. Wir haben selbst in Wahl-
kampfzeiten die Thüringer Strombrücke in Oberfran-
ken mit 30 Kilometern auf bayerischem Boden unter-
stützt. Sie steht jetzt, sie ist wichtig für die sichere
Versorgung der bayerischen Wirtschaft. Für die bei-
den großen Gleichstromleitungen – die werden wir
hier sicherlich noch debattieren – haben wir etwas er-
reicht. In dem Fall bedanke ich mich auch beim Wirt-
schaftsminister des Bundes für die Unterstützung. Ge-
meinsam haben wir gegen manchen Widerstand
erreicht, dass die jetzt vorgeschlagenen Gleichstromt-
rassen zu 100 % verkabelt werden. Das haben wir zu-
gesagt, und wir haben es eingehalten, meine Damen
und Herren. Das ist moderne Politik.

(Beifall bei der CSU)

Das ist modern und bürgerfreundlich.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das wird
sich noch zeigen!)

Ich glaube, dass viele Infrastrukturmaßnahmen künf-
tig unter der Erde stattfinden werden, auch beim Ver-
kehr. Meine Damen und Herren, Infrastruktur unter
der Erde ist kein Problem, sondern die Lösung von
Problemen, und deshalb werden wir sie unterstützen.
Das ist eine Schonung der Landschaft und bürger-
freundlich.

(Beifall bei der CSU)

Das setzt unsere Politik fort: Donau-Ausbau mit Au-
genmaß, keine Belastung durch übermäßige Wind-
kraftanlagen, Trassen unter die Erde.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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So verstehe ich Politik für das ökonomisch Notwendi-
ge, unter Bewahrung unserer wunderbaren Natur.
Das ist unsere Politik.

Solche Schritte werden wir weiter tun. Im Oktober
steht die Entscheidung über die zweite Stammstrecke
an. Die Verfahren sind durchgeführt. Es geht jetzt
schlicht und einfach um die Finanzierungsvereinba-
rung. Sie ist für Oktober dieses Jahres beabsichtigt.

Wir binden das Chemiedreieck, diese ganz wichtige
Wirtschaftsregion, an den Knoten München an, auch
in Richtung Salzburg und damit an den Hafen Triest.
Auch arbeiten wir hart am Zulauf zum Brenner Basis-
tunnel.

Zur dritten Start- und Landebahn möchte ich heute
sagen: Ich habe einen umfassenden Dialogprozess
geführt. Mein Vorgehen wurde von allen Beteiligten
einhellig begrüßt. Das ist moderne Mitbestimmungs-
und Teilhabepolitik.

(Volkmar Halbleib (SPD): Und wie weiter?)

Im Gegensatz zu den letzten Jahren, in denen wir
zwar bei den Passagierzahlen Anstiege, aber bei den
Flugbewegungen Stagnation bzw. Rückgang zu ver-
zeichnen hatten, gibt es nun – seit dem letzten Jahr;
auch in diesem Jahr – einen neuen Trend und damit
eine neue Situation. Die Prognose sagt sie sehr zu-
verlässig auch für das nächste Jahr voraus.

(Volkmar Halbleib (SPD): Und?)

Die Zahl der Flugbewegungen steigt, und dieser
Trend soll sich fortsetzen. Wir sehen deshalb den
Zeitpunkt für gekommen, jetzt in eine Debatte über
den Weg zu einer Entscheidung für den Bau der drit-
ten Startbahn einzutreten.

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher
(SPD): Ach, Herr Seehofer! – Volkmar Halbleib
(SPD): Das nennt man entscheidungsstark!)

Ich bleibe bei meiner Überzeugung, dass diese Ent-
scheidung zusammen mit den Bürgerinnen und Bür-
gern der Landeshauptstadt München getroffen wer-
den muss. Wir streben die Einleitung eines
Ratsbegehrens an.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich will dazu mit den Verantwortlichen der Landes-
hauptstadt eine Übereinkunft treffen. Das ist ein trans-
parenter, sauberer Weg. Sie können heutzutage Infra-
strukturvorhaben überhaupt nur damit begründen,
dass es eine Notwendigkeit dafür gibt. Der Trend hat

sich verändert. Deshalb denke ich, dass wir jetzt über
diese Frage entscheiden sollten.

Ein weiterer globaler Megatrend sind die neuen Chan-
cen in der Medizin und in den Lebenswissenschaften.
Bayern soll auch hier ganz vorn mit dabei sein.

Wie ist doch über meinen Eintrag ins Goldene Buch
der Stadt Augsburg gelächelt worden! Heute kann ich
sagen: Die Dinge sind irreversibel am Laufen. Bis
zum Jahr 2018 werden wir das Universitätsklinikum
Augsburg aufbauen. Ich kann nur sagen: versprochen
– gehalten!

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Bayern zahlt über 250 Millionen Euro allein für Lehr-
und Forschungsflächen. Würzburg, Regensburg und
Erlangen – überall investieren wir massiv in die Zu-
kunft unserer Kliniken. Wir machen das Medical Valley
Nürnberg-Erlangen zum Aushängeschild für ganz
Bayern. Wir unterstützen den Campus in Erlangen,
das Megaprojekt von Siemens. Der Weltkonzern, der
hier in Bayern zu Hause ist und bleibt, wird dafür in
Bayern 500 Millionen Euro investieren. Für den Wis-
senschaftsstandort Nürnberg-Erlangen planen wir in
historischer Dimension.

Wir investieren über zwei Jahrzehnte hinweg, aber
nicht nur in Nordbayern, sondern auch in Südbayern:
1 Milliarde Euro für den Neubau des größten baye-
rischen Universitätsklinikums in Großhadern.

Ich bin stolz, sagen zu können: In den letzten zehn
Jahren haben wir die Zahl der Studienanfänger um
fast die Hälfte erhöhen können, bei den naturwissen-
schaftlichen Fächern sogar um sage und schreibe
70 % – das ist Zukunft –, und hier wiederum den An-
teil der Frauen um über 80 %. Das ist der größte Bil-
dungsaufbruch seit dem Zweiten Weltkrieg.

(Beifall bei der CSU)

Nur stellvertretend ein weiteres Beispiel: Wir gründen
in Straubing eine neue Hochschule für Biotechnologie
und Nachhaltigkeit mit insgesamt 1.000 Studienplät-
zen.

Wir schaffen Chancen für jedes Talent. Wir richten un-
sere Bildungspolitik an den Talenten und Fähigkeiten
der Menschen aus. Wir investieren zusätzlich 1 Milli-
arde Euro in die Bildung, unter anderem für noch
mehr Ganztagsangebote. Ich wiederhole meine Ganz-
tagsgarantie: Für jede Schülerin und jeden Schüler
bis 14 Jahre wird es bis 2018 ein bedarfsgerechtes
Angebot geben. Dieses Ziel erreichen wir, meine
Damen und Herren, und wir ermöglichen – das war
eine schwierige Diskussion – weitere Angebote in den
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Ferien zur individuellen Förderung. Unsere Bildungs-
milliarde ist ein neuer Kraftakt für das Chancenland
Bayern.

Wir haben seit 2008 fast 7.000 Lehrerstellen neu ge-
schaffen. Wir werden bis 2018 800 weitere Stellen zu-
sätzlich zur Verfügung stellen. Ich sage vor dem Hin-
tergrund einer Diskussion, die vor ein paar Tagen in
meiner Fraktion stattgefunden hat, dass wir für die
Förderschulen in Bayern noch ein Stück mehr ma-
chen müssen als ursprünglich geplant.

(Beifall bei der CSU)

Für das Gymnasium – Thema G 8 und G 9 – auch
eine klare Botschaft: Wir wollen ein hochwertiges Rei-
fezeugnis und kein Billigabitur. Wir wollen den 30 %
bis 40 % unserer jungen Menschen, die mit dem G 8
zurande kommen, diese Chance nicht nehmen. Weil
wir wissen, dass es auch junge Menschen gibt, die
prinzipiell für das Gymnasium geeignet sind, aber
eine längere Lernzeit brauchen, werden wir jetzt im
Dialog mit allen Beteiligten der gymnasialen Schulfa-
milie einen Weg suchen, wie wir Möglichkeiten einer
längeren Lernzeit gestalten können, ohne das Niveau
des Abiturs herabzusetzen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ohne dass
wir es G 9 nennen!)

Das ist für mich ein ganz wichtiger Punkt in der Bil-
dungspolitik Bayerns. Wir orientieren uns eben an der
Lebensvielfalt.

(Natascha Kohnen (SPD): Deswegen haben
96 % das G 9!)

Das ist nach meiner tiefen Überzeugung menschlicher
und schülergerechter als jede abstrakte und unmoder-
ne Strukturdiskussion. Reden wir vielmehr über mo-
dernste pädagogische Ansätze, reden wir über mehr
Ganztagsangebote, individuelle Förderung und Per-
sönlichkeitsentwicklung! Das ist moderne Politik.

In Bayern steht der Mensch ganz generell im Mittel-
punkt. In der Bildung gilt: Das Maß der Dinge ist das
Kind. Das heißt: nicht alles über einen Kamm sche-
ren, sondern flexible Wege ins Leben ermöglichen.
Dieses Menschenbild drücken wir in dem Satz aus:
Der Arbeiter ist uns genauso viel wert wie der Vor-
standsvorsitzende.

(Beifall bei der CSU)

Dabei werden wir uns nicht vom richtigen Weg abbrin-
gen lassen. Deshalb: Vielfalt und Wahlfreiheit; indivi-
duelle Bildung ist die beste Bildung; differenzierte Bil-

dung ist die menschlichste Bildung, liebe Freunde.
Und das vertreten wir.

(Beifall bei der CSU)

Fünftes Kapitel: Wir wollen Chancen überall im Land.
Die bayerische Bevölkerung hat dieses Ziel durch
eine Verfassungsänderung im Jahr 2013 bestätigt.
Jede Region soll gleichgewichtige Lebenschancen
und gleichwertige Lebensverhältnisse bekommen.

In vielen Regionen besteht jetzt praktisch Vollbeschäf-
tigung. Die Arbeitslosenzahlen in den Regierungsbe-
zirken – das ist ein wichtiges Datum – haben sich in
den letzten Jahren weitgehend angenähert. Im
Jahr 2005 betrug die Spannweite zwischen den Re-
gierungsbezirken in Bayern bei der Arbeitslosigkeit
noch 3,4 %; 2015 beträgt sie nur noch 1,2 %, ist also
um zwei Drittel niedriger.

Unsere Strategie ist erfolgreich. Sie lautet: Arbeit zu
den Menschen bringen und nicht umgekehrt! Hier
haben schon meine Vorgänger von Goppel über
Strauß bis Streibl und Stoiber Weitblick bewiesen. Ich
nenne allein den Ausbau der Bildungslandschaft in
allen Regionen, der Schulen und der Hochschulen.
Das heißt, Kontinuität und Weitblick führen zum Er-
folg.

Im Jahr 2015 haben wir den Startschuss für die größ-
te Behördenverlagerung aller Zeiten, für die Verlage-
rung von Einrichtungen und Institutionen insbesonde-
re auch der Wissenschaftslandschaft gegeben. Über
50 staatliche Einrichtungen verlegen wir in ländliche
Regionen.

Am letzten Freitag bin ich in Oberfranken von der dor-
tigen Wirtschaft mit einer goldenen Ehrenmedaille
ausgezeichnet worden. Man hat mir einen siebenmi-
nütigen Film vorgeführt, in dem gezeigt wurde, was in
Franken in den letzten Jahren geschehen ist. Ich war
selbst überrascht, was wir alles bewerkstelligt haben.
Genau das ist der Grund, warum wir heute sagen
können: Oberfranken, Mittelfranken und Unterfranken
sind wegen dieser Strukturpolitik Topregionen in Bay-
ern.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben einen zweiten Dienstsitz des Finanzminis-
ters in Nürnberg eingerichtet, der von der Bevölke-
rung und den Institutionen stark angenommen wird.
Deshalb lasse ich nicht locker. Es wird so kommen:
Wir verlagern erstmals in der Geschichte Bayerns ein
ganzes Ministerium. Das Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege zieht nach Nürnberg, in das Herz
der Gesundheitsregion Franken. Meine Damen und
Herren, in der Stadt Nürnberg haben wir im bayern-
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weiten Vergleich eine hohe Arbeitslosigkeit. Wenn wir
glaubwürdig über Strukturpolitik reden wollen, müssen
wir der Stadt Nürnberg helfen.

(Beifall bei der CSU)

Zum Schluss möchte ich noch etwas zur Heimatliebe
und zur Weltoffenheit Bayerns sagen.

Wir arbeiten weiter an der Symbiose von Ökonomie
und Ökologie.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Dafür stehen unsere 18 Naturparke. Sie sind Schwer-
punkte des naturnahen Tourismus. Dafür stehen auch
unsere Nationalparke Bayerischer Wald und Berch-
tesgaden. Dort wird nicht nur die Vielfalt von Tier- und
Pflanzenarten gesichert. Über drei Millionen Besucher
jährlich bringen eine Wertschöpfung von über 35 Milli-
onen Euro in diese Regionen. Diesen erfolgreichen
Weg gehen wir weiter. Wir werden im Dialog mit den
Bürgern und den Verantwortlichen vor Ort prüfen und
untersuchen, ob es die Möglichkeit gibt, einen dritten
Nationalpark in Bayern einzurichten. Dafür kommen
vorwiegend Gebiete im Staatseigentum infrage, weil
wir das Eigentum der Privatwirtschaft achten. Das ist
eine historische Entscheidung für die kommenden
Generationen. Deshalb streben wir eine einvernehmli-
che Lösung mit den Beteiligten vor Ort an.

Aufgrund der jüngsten Hochwasserereignisse haben
wir in Bayern massive Anstrengungen unternommen.
Unser Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020plus
wird weiter umgesetzt. Wir stehen zu unserer Land-
wirtschaft, zu unserer einzigartigen Landschaft und
zur bäuerlichen Tradition. Wir stehen auch zu dem
Grundsatz "Schützen durch Nützen". Ich möchte aus-
drücklich unterstreichen: Diese wunderschöne Natur
und Landschaft ist durch das umweltbewusste Tun
unserer Bauern, unserer Land- und Forstwirte, ent-
standen.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben mit die sichersten Lebensmittel in der
Menschheitsgeschichte. Gegen die kriminelle Energie
Einzelner gehen wir mit aller Konsequenz vor. Meine
Damen und Herren, wir stärken unseren Verbraucher-
schutz strukturell und personell.

Bayern ist ein Kulturstaat. Wir setzen über die Jahre
rund 300 Millionen Euro zusätzlich für die Kultur in der
Fläche ein. Ich nenne das Museum der Bayerischen
Geschichte in Regensburg. In Würzburg schaffen wir
auf der Festung Marienberg ein Fränkisches Landes-
museum. Bald werden wir in jedem Regierungsbezirk
ein herausragendes staatliches Museum haben. Wir

werden ein Sudetendeutsches Museum in München
schaffen; die Grundsteinlegung war vor zwei Wochen.
Meine Damen und Herren, das sind kulturelle Meilen-
steine für Bayern, regional, lebendig und einzigartig,
wie die Kunst und die Kultur in Bayern sind.

Wir haben in unserer Gesellschaft einen großen Zu-
sammenhalt. Das verdanken wir unseren Familien.
Deshalb geben wir im Haushalt 5 Milliarden Euro für
die Familien aus. Vielleicht interessiert es Sie, dass
das Landesbetreuungsgeld, das wir in Bayern über-
nommen haben, von über 70 % der bayerischen Fa-
milien in Anspruch genommen wird.

(Beifall bei der CSU)

Ich habe in mancher Diskussion gehört, dass diese
Entscheidung an den Interessen der Bevölkerung vor-
beigegangen sei. Das ist absolut falsch. Über 70 %
der bayerischen Familien haben das Betreuungsgeld
in Anspruch genommen. Das ist eine klare Willensbe-
kundung der jungen Familien. Meine Damen und Her-
ren, wie junge Familien leben und wie sie ihre Kinder
großzuziehen gedenken, hat nicht die Politik zu be-
stimmen, sondern bestimmt niemand anders als die
jungen Familien selbst.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben also ein kraftvolles Signal für die Humanität
in unserem Lande gesetzt. Wir erleichtern die Ferien-
betreuung von Kindern in Kindergärten und Horten.
Ich bin entschieden dafür, dass wir die Kinderrechte in
das Grundgesetz aufnehmen.

Bayern ist ein Land des Ehrenamtes. Fünf Millionen
Menschen in Bayern sind im Ehrenamt tätig. Wir wol-
len deshalb das Ehrenamt durch eine "Zukunftsstif-
tung Ehrenamt Bayern" stärken. Vorbild ist die Stif-
tung "Wertebündnis Bayern". Wir werden das
Ehrenamt generell noch viel effektiver unterstützen.

Dies gilt auch für die Zuwanderer. In vier Jahren
geben wir 9 Milliarden Euro aus dem Bayerischen
Staatshaushalt für die Bewältigung der Flüchtlingskri-
se aus. Über 4 Milliarden Euro, in den nächsten bei-
den Jahren.

(Reinhold Bocklet (CSU): Neun Milliarden Euro!)

– Ich bin im Zweifel immer für die Abrundung, 9 Milli-
arden Euro in vier Jahren. Diese Summe ist einmalig
in Deutschland. Wir vermitteln unsere Rechts- und
Werteordnung. Wir helfen mit zusätzlichen Sprach-
und Integrationskursen sowie mit 2.000 speziellen
Übergangs- und Berufsintegrationsklassen.

6938 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/82 v. 28.09.2016



Eines möchte ich in diesem Zusammenhang anfüh-
ren, weil sich das nur im Stillen vollzieht und weil wir
in einer solchen Debatte eine Standortbestimmung
vornehmen und Zukunftsaussichten vermitteln sollten:
Wir haben mit der Wirtschaft einen Beschäftigungs-
pakt geschlossen, also mit dem Handwerk, dem Han-
del und der Industrie. Wir haben vereinbart, dass wir
bis zum Jahr 2019 60.000 Flüchtlinge in Lohn und
Brot bekommen wollen. Bereits jetzt haben wir fast
40.000 Flüchtlinge in Praktika, Ausbildungen und Ar-
beit integriert. Ich bin stolz auf diese Leistung der Be-
teiligten aus der Wirtschaft. Das Zerrbild eines herzlo-
sen Bayerns, das unsere Gegner malen, wird völlig
widerlegt, wenn man sich nur diese Zahl ansieht.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Zu den Gegnern zählt auch die katholische Kir-
che!)

Aus dem Bildungsmonitor 2016 geht hervor, dass
Bayern bei der Integration von Flüchtlingen auf Platz
eins in Deutschland liegt.

(Beifall bei der CSU)

Ich danke deshalb den Lehrkräften, der Wirtschaft
sowie allen Helferinnen und Helfern. Das ist immer
ein Kraftakt. Unsere Botschaft lautet: Wir machen ein
Angebot für ein gutes Miteinander, und zwar ein ehrli-
ches Angebot: miteinander leben, nicht nebeneinan-
der oder gar gegeneinander.

Wir wollen auch keine Paralleljustiz. Recht sprechen
bei uns die Richterinnen und Richter, sonst niemand.
Bei uns wird die Gleichberechtigung der Frau prakti-
ziert. Frauen führen ein selbstbestimmtes Leben, sie
arbeiten als Polizistinnen, Lehrerinnen und Ärztinnen
und übernehmen Führungspositionen. Ein mittelalterli-
ches Bild von Frauen, das Frauen versteckt, ihnen ihr
Gesicht nimmt, aufgrund dessen ihnen der Hand-
schlag verweigert oder sie zwangsverheiratet werden
können, das alles hat in Deutschland und in Europa
keinen Platz.

(Beifall bei der CSU)

Dies gilt auch für Kinderehen, die hierzulande inak-
zeptabel sind. Hier ist der Bund mit seiner Regelungs-
kompetenz in der Pflicht. Gerade hier muss der
Rechtsstaat klar und konsequent durchgreifen. Wir
akzeptieren keine Kinderehe.

(Beifall bei der CSU)

Hass, Antisemitismus, Angriffe auf das Existenzrecht
Israels und Aufrufe zur Gewalt werden in diesem
Lande nicht geduldet. Der politische Islamismus ist in-

tolerant, von primitivsten Feindbildern geprägt und ge-
waltbereit. Das alles gehört nicht zu Deutschland.

(Beifall bei der CSU)

Ich erinnere an die bewegenden Worte des kürzlich
verstorbenen Max Mannheimer, den ich sehr ge-
schätzt habe und der mich auch bei einer sehr
schwierigen Israelreise begleitet hat. Er hat in diesem
Hohen Haus im Januar 2015 die Worte gesprochen –
ich zitiere –: "Freundschaft zwischen Völkern und Re-
ligionen ist in unserer Zeit eines der wichtigsten Sig-
nale." Auch deshalb ist Bayern Vorreiter für ein NPD-
Verbot. Deshalb bekämpft Bayern Antisemiten und
Rechtsradikale. Wir sagen auch den Islamisten, Sala-
fisten und Hasspredigern aufrecht, selbstbewusst und
unmissverständlich: Es gibt in unserem Freistaat Bay-
ern keinen Millimeter Raum für Verfassungsfeinde.
Das ist unser demokratisches Gesicht in Bayern, und
dieses demokratische Gesicht soll jeder sehen.

(Beifall bei der CSU)

Jeder soll wissen: Gelingende Vielfalt, Einheit in Frei-
heit, das bayerische Grundgesetz von "Leben und
leben lassen", unser freiheitliches bayerisches Le-
bensgefühl – diese Errungenschaft von 1.500 Jahren
Geschichte lassen wir uns nicht nehmen.

Unsere Hausordnung ist nicht verhandelbar. Wir tref-
fen uns nicht in einer neutralen Mitte. Wir integrieren
nicht in ein Niemandsland, sondern in unsere Werte-
ordnung. Integration hat eine Richtung und ein Ziel.
Das Ziel von Integration ist unsere Leitkultur, und da
haben die Menschen ihre Sorgen. Sie wissen sehr
genau: Zusammenhalt, Respekt und Menschlichkeit
brauchen mehr als einen großen Verfassungspatrio-
tismus. 87 % der bayerischen Bürgerinnen und Bür-
ger – und zwar 87 % aus allen Parteien und aus allen
weltanschaulichen Traditionen – wollen unsere baye-
rische und deutsche Leitkultur zum Maßstab für Inte-
gration machen. Wir handeln im Auftrag der Bevölke-
rung und müssen die Sorgen und Ängste der
Menschen zu unseren Sorgen machen. Das ist der
beste Schutz und die beste Prävention gegenüber po-
litischem Radikalismus. Deshalb bildet die Leitkultur
die Grundlage für unser Bayerisches Integrationsge-
setz.

(Beifall bei der CSU)

Ich appelliere an Sie alle, unabhängig von parteipoliti-
schen Auseinandersetzungen: Zeigen wir den Men-
schen in unserem Lande, dass wir gemeinsam zu un-
seren Werten stehen und sie verteidigen. Ohne
gemeinsame Werte ist Demokratie eine leere Hülle.
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(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

Ohne Bildung ist Freiheit kalt und rücksichtslos. Soli-
darität braucht Zusammengehörigkeit und Identität.
Die Menschen erwarten von uns ein klares Bekennt-
nis. Falsch verstandene Toleranz darf nicht zur
Selbstaufgabe führen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Ich sage ganz deutlich: Bayern soll Bayern bleiben.
Deshalb streben wir an, dass der Begriff der Leitkultur
als Voraussetzung für Solidarität und Miteinander in
die Bayerische Verfassung aufgenommen wird.

(Beifall bei der CSU)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir feiern in
diesem Jahr gemeinsam mit den Bürgerinnen und
Bürgern 70 Jahre Bayerische Verfassung. Im
Jahr 2018 feiern wir 200 Jahre Verfassungsstaat Bay-
ern und 100 Jahre Freistaat Bayern. Nutzen wir diese
Jubiläen zur Selbstvergewisserung. Zeigen wir, was
uns für unser Zusammenleben und für unsere Demo-
kratie wichtig ist. Tradition, Kultur und Identität ma-
chen Bayern so besonders. Das Glattgeschliffene und
Beliebige will bei uns niemand. Das Unikat ist das
Universelle.

Gerade auch die neuen Mitbürger lieben die baye-
rische Lebensart. Gerade sie verstehen überhaupt
nicht, wenn über bayerischen Patriotismus die Nase
gerümpft und durch einsame Querköpfe unsere
Trachtler und Schützen madiggemacht werden, wie
während des G-7-Gipfels geschehen. Das ist kein
"Disneyland". Wir sind stolz auf unsere Trachtler und
Schützen. Wir sind stolz auf Bayern, und wir feiern
Bayern.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Die Menschen leben gerne in Bayern. Bayern hat sich
fraglos verändert, aber das bayerische Lebensgefühl
ist geblieben. Die Bayern entscheiden über ihre Zu-
kunft selbst und möglichst unabhängig.

Wir denken wertorientiert, generationengerecht und
langfristig. Wir handeln in Verantwortung für unsere
Menschen, für unsere Kinder und Enkel. Deshalb wie-
derhole ich: Bayern steht für Stabilität in einer instabi-
len Welt. In einer Welt der Unsicherheit sagen wir: Die
Sorgen der Menschen sind auch unsere Sorgen. Da-
rauf können Sie sich verlassen. Politik ist Dienst am
Menschen. Dafür arbeiten wir, und dafür reichen wir
allen Kräften der Vernunft die Hand. Wir schaffen Ver-
trauen durch Kontinuität und Weitblick.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU – Zurufe
von der CSU: Bravo!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Mi-
nisterpräsident. – Verehrte Kolleginnen und Kollegen,
damit kommen wir jetzt zur Aussprache. Der Ordnung
halber möchte ich sagen, dass jetzt jede Fraktion eine
zusätzliche Redezeit von 23 Minuten hat. So viel Zeit
muss für die Regierungserklärung sein. Wir gehen
davon aus, dass der Ministerpräsident auch dableibt.

Ich darf jetzt die Aussprache eröffnen und als erstem
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Rinders-
pacher das Wort erteilen. Bitte schön.

Markus Rinderspacher (SPD): Verehrte Frau Land-
tagspräsidentin, Herr Ministerpräsident, Hohes Haus,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Anders als es zu den
Gepflogenheiten im Wechselspiel zwischen Regie-
rung und Opposition gehört, möchte ich heute zu-
nächst einmal dem Ministerpräsidenten ein großes
Lob aussprechen. Sie werden überrascht sein.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte der CSU die Gelegenheit geben, mir zu
applaudieren. – Bitte nehmen Sie das auch ins Proto-
koll auf. Ich trage das in meinem Kalender mit einem
roten Kreuzchen ein. Ich hoffe, dass das meiner Par-
tei, der SPD, nicht schadet. Aber tatsächlich ist es
heute, anders als in den letzten zwölf Monaten, Herrn
Seehofer zum ersten Mal gelungen, keinen Frontalan-
griff auf die deutsche Bundeskanzlerin zu fahren und
im Dauerstreit zwischen CSU und CDU zumindest
eine Feuerpause einzulegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Herr Ministerpräsident, nach der Länge Ihrer Rede
haben Sie hier einen Fidel Castro gegeben. Tatsäch-
lich war auch der Ton ein anderer als in den letzten
zwölf Monaten.

(Widerspruch bei der CSU)

Sie haben beinahe landesväterlich gesprochen, in
staatsmännischer Pose, im ruhigen Kammerton. So
kannten wir Sie gar nicht die letzten zwölf Monate. Sie
waren heute ein ganz anderer Horst Seehofer.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Da seid ihr nicht
da gewesen!)

Sie waren heute ein anderer Horst Seehofer als der
Horst Seehofer, den wir seit dem Sommer 2015 erlebt
haben.

(Kerstin Schreyer (CSU): Jetzt ist aber das Origi-
nal da!)
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Als Teil der Bundesregierung agierte die CSU nämlich
in den letzten zwölf Monaten in Wahrheit alles andere
als besonnen und im Kammerton sprechend. Sie
agierte als schrille Fundamentalopposition. Die CSU
hat gegenüber demokratischen Institutionen wie der
Bundeskanzlerin jegliche Etikette vermissen lassen.
Horst Seehofer hat das gute Benehmen eines Gentle-
mans – wie wir ihn heute erlebt haben – an der Partei-
tagspforte abgegeben.

Nach den Angriffen, die sich Frau Merkel gefallen las-
sen musste, gleicht ihr Verhalten aus Ihrer Sicht
einem Akt der Selbstaufgabe. Im Herbst 2016 scheint
klar zu sein: Die Demontage der deutschen Bundes-
kanzlerin durch die Schwesterpartei zeigt Wirkung.
Die CSU hat die Imagewerte der Bundeskanzlerin in
den letzten zwölf Monaten mit ihren stetigen Attacken
regelrecht pulverisiert. Frau Merkel hat den letzten
Rest an Autorität verloren. Das Ansehen der Bundes-
kanzlerin ist schwer beschädigt, und sie genießt kei-
nen Rückhalt mehr.

Als Koalitionspartner in der Großen Koalition in Berlin
bedauern wir sehr, dass es der Bundeskanzlerin ganz
offensichtlich an Führungsstärke fehlt. Jeder andere
Regierungschef hätte bei diesem Koalitionsgegner in
den eigenen Reihen schon längst einmal auf den
Tisch gehauen und die Freundinnen und Freunde der
Schwesterpartei auch mal vor die Tür gesetzt.

(Beifall bei der SPD)

Die deutsche Bundeskanzlerin hat aus dem unionsin-
ternen Streit so schlimme Blessuren davongetragen,
dass sie ganz gewiss keine vierte Kanzlerkandidatur
vor sich hat. Wir, die SPD, könnten die bemerkens-
werten Prozesse im Dauerstreit zwischen CSU und
CDU mit großer Gelassenheit sehen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, es geht aber leider um sehr viel mehr als um
ein Parteiengeplänkel von ehemals Befreundeten. Die
lautstarke Polarisierung der CSU in den letzten zwölf
Monaten schadet dem Vertrauen in die Handlungsfä-
higkeit der Bundesregierung und des deutschen Staa-
tes insgesamt. Die CSU hat auf unverantwortliche Art
und Weise das gesellschaftliche Klima in unserem
Land aufgeheizt und damit auch den inneren Frieden
in unserem Land gefährdet.

(Widerspruch bei der CSU)

Demokratische Institutionen nehmen Schaden, wenn
diese von einer Partei immer wieder attackiert werden
und wenn diese Partei dabei als schlechtes Vorbild für
rechtskonservative Deutschnationale wie die AfD
agiert. Die jüngste Entgleisung von Generalsekretär
Andreas Scheuer war ganz gewiss kein Einzelfall, als

er formulierte, das Schlimmste seien fußballspielende,
ministrierende Senegalesen, und diese könne man
nicht mehr abschieben; man werde sie nicht mehr los.

(Widerspruch bei der CSU)

Das war eine unerträgliche Missachtung der Ehren-
amtlichen und der kirchlich Engagierten in unserem
Land, die die Integration und den sozialen Zusam-
menhalt in Bayern an vorderster Stelle organisieren.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir sollten die Macher der Mitmenschlichkeit in Bay-
ern nicht auf diese Art und Weise demoralisieren. Im
Gegenteil, wir sollten sie bestärken. Wir sind stolz auf
diese hilfsbereiten Menschen und danken ihnen von
Herzen für ihre wertvolle Arbeit. Deshalb sagen wir,
die SPD, völlig unmissverständlich: Wir sind stolz auf
dieses Bayern der Solidarität und Nächstenliebe.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten Gud-
run Brendel-Fischer (CSU))

Die Entgleisung von Andreas Scheuer stellt den vor-
läufigen Tiefpunkt einer rechtsnationalen Kampagne
dar, gegen die sich sogar einstige Verbündete von
den Kirchen in Bayern und Deutschland auf das
Schärfste verwahren.

Mehrere Bischöfe kritisieren, die Politik der CSU habe
nichts, aber auch gar nichts mehr mit christlicher
Nächstenliebe zu tun. Das Postulat, Zuwanderung le-
diglich aus dem christlich-abendländischen Kulturkreis
zuzulassen, sei weder mit der deutschen noch mit der
bayerischen Verfassung und schon gar nicht mit dem
Evangelium vereinbar. Gestern Abend hat der Bam-
berger Erzbischof Ludwig Schick die CSU mit deutli-
chen Worten zur Verfassungstreue ermahnt. Das sind
harte Worte. Er meinte, die CSU müsse vom Verfas-
sungsschutz überprüft werden. Christen dürften He-
rabwürdigungen und Verletzungen der Menschenwür-
de nicht stehen lassen und nicht zulassen. Falsche
Strategien bestünden auch darin, Stimmen am rech-
ten Rand mit unlauteren Mitteln einzufangen, erklärte
Schick mit Blick auf die Flüchtlingsproblematik. Er war
nicht der Erste. Auch Kardinal Marx, Kardinal Woelki
und der evangelische Landesbischof von Bayern Pro-
fessor Heinrich Bedford-Strohm haben sich auf das
Schärfste von der rechtspopulistischen Rhetorik die-
ser CSU distanziert.

Meine Damen und Herren, Sie regieren nicht ordent-
lich in Berlin, und Sie arbeiten auch nicht vernünftig
zusammen. Herr Ministerpräsident, erfreulicherweise
ist das heute das eine oder andere Mal anders ange-
klungen. In einer solchen Phase müsste man die Ge-
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meinsamkeiten herausstellen und darstellen, dass wir
gemeinsam zwei Asylpakete und das Integrationsge-
setz auf den Weg gebracht haben. Auch die sozialen
Errungenschaften, wie die Verbesserungen bei der
Rente, die Erwerbsminderungsrente, die Mütterrente
und die Rente mit 63 Jahren müssten in einer solchen
Phase mehr in den Vordergrund gestellt werden. Dies
alles wurde insbesondere von unserer Partei, der
SPD, auf den Weg gebracht. – Herr Ministerpräsident,
Sie haben das heute zumindest angedeutet. – Aber
nein, stattdessen vermittelt die CSU seit einem Jahr
ununterbrochen den Eindruck, als wäre die Bundesre-
gierung, der sie selbst angehört, ein überforderter
Chaosverein sondergleichen und als wäre die Bun-
deskanzlerin die Spitze einer weltfremden, abgehobe-
nen Elite.

Kardinal Woelki fasst analytisch treffend zusammen,
die CSU betreibe damit das Geschäft der Rechtspo-
pulisten von der AfD. Ich weiß, dass Sie Herr Minister-
präsident, immer wieder sagen, es sei Ihr politisches
Ziel, die AfD möglichst kleinzuhalten, so, als dürfe es
rechts von der CSU keine demokratisch legitimierte
Partei mehr geben. Ich sage Ihnen: Wer die AfD wirk-
lich kleinhalten will, darf ihre Rhetorik nicht überneh-
men oder gar übertreffen.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Im Übrigen, Fremdenfeindlichkeit kleinhalten zu wol-
len, indem man selbst auf verantwortungslose Weise
Ängste vor Überfremdung schürt – das haben Sie
getan, und zwar zwölf Monate am Stück –, ist ein
fragwürdiges Konzept und für einen Demokraten, der
verantwortlich handeln möchte, ein unwürdiges Ver-
halten. Die tatsächlichen Feuerteufel in unserer Ge-
sellschaft folgen nämlich den geistigen Brandstiftern.
Gerade in Bayern ist es eine gewagte These, dass
man die AfD kopieren, ihr hinterherrennen oder vo-
rauseilen müsse, um sie kleinzuhalten. Die Wähler-
schaft hat diese These bereits widerlegt. Bei der Eu-
ropawahl – die liegt nur zwei Jahre zurück – hat die
AfD in Bayern das viertbeste Ergebnis im Vergleich
der Bundesländer erzielt. Sie hat deutlich besser ab-
geschnitten als im Bundesdurchschnitt. Die AfD hatte
lediglich in Sachsen, in Hessen und in Brandenburg
höhere Stimmenanteile als im Freistaat. Die CSU-
Spitze mit Herrn Seehofer hat mit dröhnend europa-
feindlichen Tönen die AfD kleinhalten wollen und hat
damit das Gegenteil erreicht, und daraus hat sie
nichts gelernt. Die Quittung wird folgen. Ich bin mir si-
cher, das Vermächtnis von Herrn Seehofer für seine
Partei zeichnet sich schon heute ab. Unter der Verant-
wortung von Horst Seehofer hat die CSU bei den Eu-
ropawahlen im Jahr 2014 das schlechteste Wahler-
gebnis aller Zeiten eingefahren. Die Verluste der

Union werden bei den Bundestagswahlen im
Jahre 2017 noch deutlich höher ausfallen.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen muss ich Ihnen sagen, Herr Seehofer: Es
ist eine Politik der Doppelzüngigkeit, draußen Stim-
mung gegen Minderheiten und demokratische Institu-
tionen zu schüren, aber hier im Hohen Haus Kreide
zu fressen und den landesväterlichen Staatsmann zu
geben. Wir lassen Ihnen heute hier diese Politik der
Doppelzüngigkeit nicht durchgehen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

In den jüngsten Thesenpapieren – Sie haben diese
Thesen zumindest inhaltlich wiederholt – schreiben
Sie: Deutschland muss Deutschland bleiben.

(Petra Guttenberger (CSU): Ja!)

Tatsächlich spricht die politische Linie Ihrer Partei eine
ganz andere Sprache, die befürchten lässt, dass Sie
aus Deutschland ein ganz anderes Land machen wol-
len, als wir es heute haben. Immer wieder begibt sich
die CSU demonstrativ in die geistige Nachbarschaft
der autoritären Nationalkonservativen Europas. Viktor
Orbán wirbt für eine würdelose Politik gegen euro-
päische Werte. Die CSU hat ihm für seine Agitation
gegen Presse- und Religionsfreiheit den roten Tep-
pich ausgerollt. Wir erinnern uns an den Besuch von
David Cameron bei der CSU im Januar, der dort von
Christsozialen als Vorbild für Europa gefeiert wurde.
Horst Seehofer sprach sogar von CSU-Politik pur. Wir
wissen, was wenige Monate später geschehen ist.
Heute wissen wir, was wir schon damals wussten:
David Cameron ist ein Europazerstörer par excellence
gewesen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Der britische Politikwissenschaftler Paul Taggart defi-
niert eine solche Politik als Populismus, als eine Poli-
tik des leeren Herzens. Er vergleicht eine solche Poli-
tik mit dem Verhalten eines Chamäleons. Er schreibt:
Populisten passen sich immer wieder an neue Be-
zugssysteme an und setzen sich dann in eine Anti-
Haltung zu ihnen. Wer ein solches Phänomen auch
hier in Deutschland beobachten will, muss nach Bay-
ern kommen und die CSU genau unter die Lupe neh-
men. Die CSU vertritt eine Anti-Position zu Europa, zu
Merkel und zu Migranten und Flüchtlingen. Die
Staatsregierung übernimmt unkritisch und, wie ich
finde, verantwortungslos die Sprache des europä-
ischen Rechtspopulismus und ihres besten Freundes
Viktor Orbán.
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(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Ich nenne einige Beispiele, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Die CSU fordert Zuwanderung nur noch für
Christen. In Ihrem jüngsten Papier heißt es: "Asyl ist
… kein Freibrief, um in Deutschland kriminell zu wer-
den."

Damit unterstellen Sie, irgendjemand, möglicherweise
sogar Frau Merkel, habe diesen Menschen einen
Freibrief ausgestellt, damit diese kriminell werden
können. Warum sonst schreiben Sie solche Sätze in
Ihre Positionspapiere, Herr Seehofer? – In dem Pa-
pier heißt es, in Deutschland gelte das Grundgesetz,
nicht die Scharia. Damit deuten Sie an, dass dies
keine Selbstverständlichkeit sei und es Parteien oder
Institutionen in der Bundesrepublik gebe, die die
Scharia dulden würden. Sie insinuieren, es gebe poli-
tischen Regelungs- oder Handlungsbedarf.

Ich denke an Ihre kraftmeiernden Attacken auf den
kritischen öffentlich-rechtlichen Rundfunkjournalis-
mus. Ich denke an Ihren mangelnden Respekt vor de-
mokratischen Entscheidungen, auch wenn man diese
selbst mit getroffen oder gar initiiert hat. Ich denke an
Ihre neue Sprache von oben herab gegenüber An-
dersdenkenden und Minderheiten. Ich denke daran,
dass sogar versucht wird, soziale Missstände und Kri-
minalität mit ethnischen, religiösen oder kulturellen
Besonderheiten zu erklären. Meine Damen und Her-
ren, so funktioniert der europäische Rechtspopulis-
mus. Diese Bewegungen stehen für alles, was dem
Gemeinsinn in Europa schadet. Sie spalten die Ge-
sellschaft. Sie sind mitunter offen rassistisch. Sie
grenzen Minderheiten aus und setzen auf eine autori-
tär-nationalkonservative Politik. Wer diese Papiere
ernst nehmen will, findet all dies.

Manche sagen, das sei nur Folklore, das sei bei der
CSU gar nicht so gemeint. Aber all das findet sich in
Ihrer Politik in einem Maße wieder, dass man feststel-
len muss: Sie wollen ganz offensichtlich mit södern-
dem Scheuerismus aus Deutschland ein anderes
Land machen. Sie wollen aus einem liberalen weltof-
fenen Deutschland der guten Nachbarn einen natio-
nalistischen Bevormundungsstaat der Angst, des
Misstrauens und der Missgunst machen. Sie betrei-
ben zunächst schleichend, dann aber immer unge-
nierter die Orbánisierung unseres Landes. Wir werden
nicht zulassen, dass Sie diese Politik ungehindert fort-
setzen können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN – Zuruf von der SPD: Bravo!)

Sie sprechen auch heute wieder von der Leitkultur.
Für uns gibt es ein klares Leitbild. Das ist die Baye-

rische Verfassung. Sie ist ein Postulat für soziale Ge-
rechtigkeit und eine Proklamation der Freiheit. Wir
sind ein Freistaat. Es gelten die ersten zwanzig Artikel
und natürlich das gesamte bundesdeutsche Grundge-
setz. Dort ist alles niedergeschrieben, was das Zu-
sammenleben in unserem Land ausmacht: Schutz
von Minderheiten, Religionsfreiheit, Pressefreiheit und
alles, was zu unserem Land dazugehört. Sie haben
es bis heute sowohl in Ihrem Gesetzentwurf zum
Bayerischen Integrationsgesetz als auch in Ihren
Wortbeiträgen unterlassen, genauer zu definieren,
was Sie unter Leitkultur verstehen.

Ich glaube, ein Politiker aus Ihren Reihen hat es sich
getraut. Es war wieder einmal Andreas Scheuer im
Dezember 2014. Er fordert die Migrantinnen und Mi-
granten in unserem Land auf, sie mögen bitte zu
Hause Deutsch sprechen. Manche von Ihnen haben
sich sogar anders als heute etwas davon distanziert.
Aber der Gedanke, der dahintersteht, ist Ihr Verständ-
nis von Leitkultur. Sie wollen den Menschen vor-
schreiben, wie sie, wie wir in diesem Land zu leben
haben. Sie wollen den Menschen vorschreiben, wel-
che Sprache sie zu Hause sprechen sollen. Ich sage
Ihnen: Die Bevölkerung will das nicht. Die Menschen
in Bayern wollen sich nicht vorschreiben lassen, ob
sie zu Hause Oberbayerisch, Fränkisch, Thüringisch
oder Türkisch sprechen. Die Menschen in Bayern wol-
len sich nicht vorschreiben lassen, ob sie am Abend
Schäufele, einen Schweinsbraten, eine Pizza oder
einen Gyros essen. Die Menschen in Bayern wollen
sich von der CSU nicht vorschreiben lassen, ob sie
am Abend schuhplatteln oder gegebenenfalls Sirtaki
oder Flamenco tanzen. Für uns gilt das Prinzip
"Leben und leben lassen", meine sehr verehrten
Damen und Herren. Das ist die Maxime für den Frei-
staat Bayern.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Unser Prinzip heißt "Liberalitas Bavarica". Das ist die
Maxime Bayerns, die seit dem Jahr 1733 voller Stolz
und Selbstbewusstsein an der Klosterkirche zu Polling
prangt. Leben und leben lassen: Wir lassen uns diese
Identität nicht von Rechtspopulisten kaputtmachen.

Wir erleben heute, um von der politischen Kultur und
der Verschiebung der Tektonik in diesem Bereich zu
politischen Themen zu kommen, die siebte Regie-
rungserklärung in der Amtszeit von Ministerpräsident
Seehofer vor dem Hohen Hause.

(Volkmar Halbleib (SPD): Zu viel erklärt!)

Sie ist eine sehr lang geratene Loseblattsammlung
auch der schriftlichen Pressemitteilungen und damit
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ein Stück weit ein acht Wochen alter Kaffee, der heute
dem Parlament aufgetischt wird.

(Beifall bei der SPD)

Bis auf ein überraschendes Bekenntnis zur dritten
Startbahn war kein einziger neuer Punkt dabei.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Bei Ihnen ja?)

Ich werde später darauf zurückkommen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wer diese Regierungserklärun-
gen miteinander vergleicht, kann selbst bei allergröß-
tem Wohlwollen keinen inneren Zusammenhang
dieser Regierungserklärung erkennen. Es drängt sich
der Eindruck auf, dass es dem Ministerpräsidenten
stets um die großen Überschriften im Hier und Jetzt
und um Effekthascherei in der politischen Aktualität
geht. Vieles von den bisherigen vollmundigen Ankün-
digungen, wie auch heute wieder, wurde in der Folge
von Herrn Seehofer selbst und seiner Staatsregierung
ins Gegenteil verkehrt oder blieb bereits 24 Stunden
nach der Postulierung auf der Strecke.

Ich nenne einige Beispiele. Im Herbst 2013 hieß es:
Bayern wird in zehn Jahren im gesamten öffentlichen
Raum, im gesamten ÖPNV komplett barrierefrei. Aus
der vollmundig angekündigten flächendeckenden Bar-
rierefreiheit in allen Landesteilen, in allen Landkreisen
und kreisfreien Städten wurde schnell eine kommuna-
le Aufgabe. Ja, man beherrscht 48 Stunden lang die
großen Lettern, die großen Überschriften in den baye-
rischen Medien. Sehr schnell hat man aber wieder
vergessen, dass man etwas damit zu tun haben will.
Im Gegenteil, in den schriftlichen Stellungnahmen im
Rahmen von Anfragen gegenüber dem Parlament
hieß es, dies sei keine Aufgabe des Freistaats Bay-
ern; darum müssten sich gefälligst die Kommunen
kümmern. Dies hatte folgendes Ergebnis: In Oberfran-
ken wird bis zum Jahr 2018 – der Ministerpräsident
sprach von flächendeckender Barrierefreiheit im öf-
fentlichen Personennahverkehr – nur ein einziger
Bahnhof barrierefrei ausgebaut, meine Damen und
Herren.

(Volkmar Halbleib (SPD): Hört, hört!)

So weit klaffen Realität, Wunschdenken und Marke-
tingproklamationen dieser Bayerischen Staatsregie-
rung auseinander.

(Beifall bei der SPD)

Auch der schuldenfreie Freistaat bis zum Jahr 2030
bleibt Schall und Rauch. Nichts ist davon übrig geblie-
ben. Bis 2018 sind die Ausgabenpfade bereits festge-
legt. Dann müssten jedes Jahr im Schnitt 2,3 Milliar-
den Euro getilgt werden, fast fünfmal so viel wie 2017

und 2018. Wenn Herr Seehofer sagt: "Darauf kann
man sich verlassen, so kommt’s", dann kann und
muss man immer von der Gesetzmäßigkeit des Ge-
genteils ausgehen: So kommt es ganz gewiss nicht,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Also, Punkt 1: barrierefreies Bayern.

Es gab noch ein zweites bemerkenswertes Verspre-
chen in der Regierungserklärung vom 12. Novem-
ber 2013. Da sagte Herr Seehofer allen Ernstes: Un-
sere Schulen sollen nach Jahren der ständigen
Veränderungen jetzt in Ruhe arbeiten können, des-
halb wird es keine neuen Schulreformen geben: das
ist eine Garantie. Was von dieser Garantie zu halten
ist, das hat man seit St. Quirin und in der heutigen
Regierungserklärung, in der Herr Seehofer genau das
Gegenteil sagt, erfahren. Er wollte Ruhe ins Schulsys-
tem bringen und erklärt heute, drei Jahre später, es
bestehe dringender Handlungsbedarf, wir müssten
beim Gymnasium etwas machen.

Deshalb wird im Sommer 2016 plötzlich eine Gymna-
sialreform übers Knie gebrochen, die im Ergebnis
nicht Fisch und nicht Fleisch ist, ein Gymnasium acht-
einhalb. Mit dem neuen Modell gibt es viele Verlierer;
es ist das Gegenteil von Klarheit. Die unklare Ent-
scheidung der Regierung für eine Mischform mehrerer
Gymnasialsysteme hat zu einer komplizierten Organi-
sationsstruktur und zu einer Verunsicherung der
Schulfamilie geführt. Der Vorschlag verursacht wieder
einmal Zusatzkosten in Milliardenhöhe für die Kom-
munen. Die Lehrer sind nicht zufrieden, die Schüler
sind nicht zufrieden, die Familien sind nicht zufrieden.
Die Kommunen sagen: Ihr dürft uns dabei nicht im
Stich lassen; ihr könnt uns hier nicht irgendetwas auf-
bürden und euch dann aus dem Staub machen; denn
am Ende sollen es die Kommunen bezahlen. Das
Schlimmste ist: Es wird nicht eine pädagogische Rich-
tungsentscheidung über die Zukunft des bayerischen
Gymnasiums getroffen, sondern am Ende entscheidet
die Frage, wo die Kommunen finanziell in der Lage
sind, die Erweiterungs- und Neubauten gegebenen-
falls für ein G 9 tatsächlich herzustellen.

Herr Ministerpräsident, es wäre wirklich besser gewe-
sen, Sie hätten sich an Ihre Garantie gehalten und
Ruhe ins Schulsystem gebracht. Dann allerdings hät-
ten Sie sich für ein konsequentes Gymnasium G 9
entschieden, so, wie es die Lehrerverbände in Bayern
fordern, so, wie es die Eltern für richtig halten, und so,
wie es die Kommunen auch gerne an der Seite der
Bayerischen Staatsregierung und des Bayerischen
Landtags in Angriff nehmen würden. Das hätte Sinn
ergeben.
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(Beifall bei der SPD)

Es zeigt bemerkenswerte Chuzpe, dass Sie Ihre
Ganztagsgarantie aus dem Jahr 2013 heute wieder-
holt haben. Sie sagten im November 2013: Bis 2018
gibt es in allen Schularten für jede Schülerin und
jeden Schüler bis 14 Jahre ein bedarfsgerechtes
Ganztagsangebot. Sie haben dafür eine Garantie aus-
gesprochen. Die Realität seit Ihrer letzten Regie-
rungserklärung stellt sich wie folgt dar: Ganztagsschu-
len wurden nicht etwa weiter ausgebaut, sondern in
Oberfranken ging im letzten Schuljahr die Zahl der
Grundschüler im gebundenen Ganztag zurück – das
sind Zahlen Ihres Kultusministers, nicht von uns – von
4,8 % auf 4,6 %.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Es gibt auch Al-
ternativen!)

Auch in vielen Landkreisen und kreisfreien Städten
sank die Zahl der Grundschüler im Ganztag, bei-
spielsweise in Rosenheim, von 8,5 % auf 7,9 %. Im
Landkreis Hof ging die Zahl der Gymnasiasten, die
eine Ganztagsklasse besuchen, von 7,1 % auf 6,6 %
zurück.

(Zuruf des Staatssekretärs Franz Josef Pschie-
rer)

– Noch ein paar Zahlen? – Sorry, aber das ist ein
Abbau und kein Aufbau, Herr Pschierer.

In 65 Landkreisen und kreisfreien Städten gibt es an
den staatlichen Realschulen noch kein einziges ge-
bundenes Ganztagsangebot.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): So ist es!)

Bei den Gymnasien besteht in 57 Landkreisen und
kreisfreien Städten kein entsprechendes Ganztagsan-
gebot, und bei der Förderinfrastruktur existieren große
Unterschiede. In Tirschenreuth und Weilheim-Schon-
gau wird den Eltern und Schülern sogar an keiner ein-
zigen Grundschule ein entsprechendes Ganztagsan-
gebot gemacht. Was, Herr Seehofer, ist eigentlich von
den Garantien zu halten, die Sie bei Ihren Regie-
rungserklärungen im Hohen Haus aussprechen?

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche gilt übrigens auch für Ihr vollmundiges
Versprechen, konkrete Infrastrukturmaßnahmen in
Bayern bis zum Ende Ihrer Amtszeit umzusetzen. Sie
nannten die internationale Schienenanbindung Bay-
erns nach Osteuropa entlang der Transversale Paris –
Budapest über Augsburg und München. Nichts davon
wird bis jetzt Realität, ist nicht im Geringsten in Sicht.
Zu einer modernen Infrastruktur gehört die zweite S-

Bahn-Strecke in München, sagten Sie. Nichts davon
ist in Sicht. Die Finanzierung wird von der Baye-
rischen Staatsregierung verweigert; sie hätte längst in
die Vorfinanzierung gehen können.

Herr Ministerpräsident, Sie haben Ihren Abschied aus
der bayerischen Landespolitik für 2018 angekündigt.
Sie haben nur noch zwei Jahre Zeit. Sie befinden sich
auf der Zielgeraden Ihrer politischen Laufbahn; denn
Sie haben angekündigt, aufzuhören. Wann lösen Sie
bitte Ihre Versprechen der letzten Regierungserklä-
rungen ein?

(Beifall bei der SPD)

Tatsächlich gibt es jetzt neue Schlagworte, neue Ver-
sprechungen, neue Garantien. Wir waren überrascht,
genauso wie Ihre Umweltministerin, dass Sie bei Ihrer
letzten Klausurtagung in St. Quirin aus der hohlen
Hand, völlig überraschend für alle politischen Be-
obachter in Bayern, einen dritten Nationalpark für
Bayern ankündigen. Das Vorgehen lässt vermuten,
dass es sich um ein parteitaktisches Manöver handelt.
Sie wollen die Naturschützer in Bayern mit dem Sym-
bolversprechen eines neuen Nationalparks ruhig stel-
len, und die CSU reklamiert für sich ein naturschutz-
politisches Wahrzeichen, dem sie seit Jahren selbst
destruktiv-kämpferisch gegenübersteht.

Heute sind Sie in Erklärungsnot, Herr Seehofer. Wer
wie Sie beim Steigerwald jahrelang aus allen Rohren
gegen den Nationalparkgedanken schießt, der kann
diese Idee nicht plötzlich entgegen allen eigenen bis-
herigen Verlautbarungen als sinnstiftend vermarkten.
Wie wollen Sie denn den Menschen jetzt plötzlich er-
klären, dass ein Nationalpark im Steigerwald Wirt-
schaft und Tourismus massiv schadet – das haben
Sie jahrelang hier so proklamiert –, dass aber der Na-
tionalpark im Spessart und in der Rhön, nur ein paar
Kilometer weiter, Wirtschaft und Tourismus plötzlich
massiv nutzt?

(Beifall bei der SPD)

Es handelt sich also offensichtlich um eine faden-
scheinige Absichtserklärung ohne jede Substanz. Im
Übrigen ist das Vorgehen der Staatsregierung zur an-
geblichen Umsetzung ausgesprochen mangelhaft. Die
Regierung hat es versäumt, ihre Ankündigung, auch
zur Versachlichung der Debatte wenigstens mit einer
ersten Potenzialanalyse, mit einer Vorbefragung der
Bürgerschaft und kommunaler Verantwortungsträger
oder gar mit einem Teilkonzept zu untermauern. Es
liegt noch nicht einmal ein Fahrplan für den Dialog mit
den Regionen vor, geschweige denn der Auftrag für
geografisch eingegrenzte Machbarkeitsstudien.
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Wir stellen also fest, dass die überraschende Ankün-
digung von St. Quirin von Nationalparkkritikern in
manchen Regionen bereits als Einladung zum Wider-
stand verstanden wurde. Der ehemalige Staatskanz-
leiminister von der CSU ist da übrigens ganz vorne
dran. Die Regierung spielt den Kommunen den Ball
ohne jede Hilfestellung und erkennbare Rückende-
ckung zu. So haben gerade CSU-Politiker aus den
Kommunen sowohl im Spessart als auch in der Rhön
zum Widerstand gegen Ihre Überlegungen aufgeru-
fen.

Schlicht falsch und völlig unbegründet ist es aus un-
serer Sicht, dass ausgerechnet der Steigerwald von
Ihnen aus offensichtlich politischen Gründen ausge-
schlossen wurde, wäre er doch ganz offensichtlich,
wie alle Experten einmütig festgestellt haben, die ide-
ale Variante für einen dritten Nationalpark im Freistaat
Bayern.

(Beifall bei der SPD)

So ist das, wenn man nur mit Schlagworten arbeitet
und dann mit den Konzepten nicht hinterherkommt.

Bedanken möchte ich mich an dieser Stelle – ich
denke, das kann man hier tun – bei meinen Kollegen
Florian von Brunn, Harry Scheuenstuhl und, aus der
letzten Legislaturperiode, Ludwig Wörner, auch bei
den Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN, die seit
Jahren immer wieder gegen den heftigsten Wider-
stand der CSU die Bedeutung eines weiteren Natio-
nalparks für Bayern hervorgehoben haben.

Dass Sie es mit dem Naturschutz ganz offensichtlich
nicht so ernst meinen, zeigte das jüngste Vorgehen
am Riedberger Horn. Die geplante Skischaukel befin-
det sich nicht nur in der strengsten, der Schutzzone C
des bayerischen Alpenplans, sondern ihre Realisie-
rung widerspräche auch der Alpenkonvention, einem
internationalen Vertrag, also Umweltvölkerrecht, und
sie würde auch gegen europäisches Naturschutzrecht
verstoßen.

Wir sagen als SPD klipp und klar: Die Alpen als
Natur- und als Kulturraum sind ein Menschheitserbe.
Deshalb handelt es sich hier um einen Präzedenzfall,
der weit über örtliche Interessen hinausgeht. Der Al-
penplan mit seinen Schutzzonen ist seit 44 Jahren ein
großer Erfolg und hat die Bayerischen Alpen vor dem
Ausverkauf und der Verschandelung bewahrt. Das will
die Staatsregierung jetzt opfern, indem sie eine Hand-
voll Bürger entscheiden lässt. Für uns in Bayern, Herr
Ministerpräsident, gilt noch immer die Herrschaft des
Rechts.

(Beifall bei der SPD)

Zwischendrin einmal wieder etwas Netteres zur Auflo-
ckerung der Stimmung: Wir als SPD begrüßen ganz
ausdrücklich, dass Sie unsere langjährige Forderung
aufgegriffen haben, dass künftig auch hochgradig
sehbehinderte Menschen in Bayern anteilig Blinden-
geld erhalten sollen. Das ist eine gute Sache; es wird
aber auch höchste Zeit. Hochgradig sehbehinderte
Menschen sind in ihrem Alltag oft ebenso stark einge-
schränkt wie blinde, haben aber keinen Ausgleich er-
halten. Ich freue mich, dass der ausdauernde Einsatz
meiner Fraktion, der SPD, von Verbänden und vielen
wohlmeinenden Menschen in unserem Land Erfolg
hat. Mein Dank gilt Ruth Waldmann, Angelika Weikert,
Christa Steiger – sie war in der letzten Legislaturpe-
riode im Landtag – und vielen anderen, die immer
wieder beim Blindengeld Druck gemacht haben, dass
wir das endlich umsetzen können. Das zeigt: Opposi-
tion ist zwar ein verdammt hartes Brot; aber mit Dran-
bleiber-Qualitäten kann man etwas erreichen, auch
beim Blindengeld. Ohne die SPD hätte sich die Regie-
rung in diesem Bereich niemals, aber wirklich niemals
bewegt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ein weiteres Dankeschön gilt jenen Kollegen, die hier
im Hohen Hause seit Jahren für eine bessere Polizei-
ausstattung arbeiten. Immer wieder hat die SPD da-
rauf aufmerksam gemacht, dass der Ruf nach einem
Einsatz der Bundeswehr im Inneren und der Ruf nach
ehrenamtlichen Bürgerwehren an den Flüchtlingsun-
terkünften Ablenkungsmanöver der Regierung par ex-
cellence waren und sind. Wie sollte die Bundeswehr
hier im Inneren tätig werden? Sie ist dafür gar nicht
ausgebildet. Es handelt sich um eine hoheitliche Auf-
gabe der Polizei. Immer wieder haben wir auf die tat-
sächlichen Herausforderungen der bayerischen Poli-
zei hingewiesen. Sie hat mittlerweile 1,6 Millionen
Überstunden angehäuft. Jede elfte Polizeipersonal-
stelle ist nicht besetzt; 2.500 budgetierte Personalstel-
len sind de facto nicht besetzt. Deshalb sagen wir:
Unsere bayerische Polizei leistet exzellente Arbeit.
Wir bedanken uns dafür sehr herzlich.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten Kers-
tin Schreyer (CSU))

Deshalb muss sie personell und technisch erstklassig
ausgestattet sein. Hier ein drittes Lob hinterher: Gut,
dass die Staatsregierung nach Jahren des Stillstands
hier endlich die eigenen Defizite anzuerkennen bereit
ist und mehr Personal zur Verfügung stellt. Mein Dank
gilt auch den Polizeiexperten in unserer Fraktion,
Peter Paul Gantzer, Paul Wengert, Helga Schmitt-
Bussinger und für die letzte Legislaturperiode Harald
Schneider, die über Jahre hinweg immer drangeblie-
ben sind und nicht locker gelassen haben. Wir haben
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von vielen Polizistinnen und Polizisten in Bayern die
Rückmeldung erhalten, dass sich der hartnäckige Ein-
satz der SPD hier wirklich ausgezahlt hat. Vielen
Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Interessant ist, Herr Ministerpräsident, welche The-
men Sie heute ausgespart oder nur mit einigen Wor-
ten bedacht haben. Ich habe den Eindruck, dass man-
ches von dem, was Sie heute formuliert haben, ein
Stück weit an echten Realitäten in unserem Land vor-
beigeht; denn tatsächlich sind die 200 Burkaträgerin-
nen zwischen Lindau und Flensburg nicht die zentrale
Herausforderung für den Freistaat Bayern und die
Bundesrepublik Deutschland – definitiv nicht. Schon
heute ist es möglich, die Burka vor Gericht, beim
Amtsarzt oder beim Kreisverwaltungsreferat, wenn
man einen neuen Ausweis bestellt, zu verbieten. Das
ist doch nicht das Hauptthema, das wir in Deutsch-
land haben. Das ist doch nicht das Thema, das die
Menschen bewegt. Fragen Sie einmal eine alleiner-
ziehende Verkäuferin von Aldi, ob für sie ein Burka-
verbot wirklich wichtig ist. Sie hat doch – auch bei uns
im Freistaat Bayern – ganz andere Probleme.

(Beifall bei der SPD)

Da geht es doch um ganz andere Themen, meine
Damen und Herren. Immer wieder bauen Sie neue
Konfrontationen auf und tun so, als sei die Hauptprob-
lematik in unserem Land das Gegeneinander von
Deutschen und Ausländern, was definitiv nicht der
Fall ist. Die Hauptproblematik in unserem Land ist das
Auseinanderklaffen von Oben und Unten, von Reich
und Arm.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Bravo!)

Ich hätte mir von Ihnen, Herr Ministerpräsident, ein
paar Worte dazu gewünscht, dass laut Zahlen von
Frau Müller im Freistaat Bayern mittlerweile auf 3.500
Einkommensmillionäre 1,8 Millionen Menschen an
und unterhalb der Armutsgrenze entfallen. Ich hätte
mir gewünscht, dass Sie heute einmal ein Konzept
vorlegen, wie Sie diese 1,8 Millionen Menschen in
Bayern besser mit Landesmitteln unterstützen wollen.
Es ist ein großes Defizit, dass Sie das nicht anspre-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie mit den Menschen, insbesondere in den
Ballungszentren, ins Gespräch kommen, hören Sie
viele Menschen in unserem Land darüber klagen,
dass die Mieten immer teurer werden und dass die
Familien, die Rentner, die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer mittlerweile 40, 50, 60 % ihres Nettoein-

kommens für die Miete berappen müssen. Vom Re-
gierungschef aber haben wir dazu heute kein einziges
Wort gehört.

Nach unseren Berechnungen, meine Damen und Her-
ren, brauchen wir im Freistaat Bayern bis zum Jahr
2020 rund 100.000 neue und vor allem bezahlbare
Wohnungen. Wir sind enttäuscht, dass Sie nach Ihrer
Regierungserklärung 2013 bis 2016 außer den Bun-
desmitteln für den Wohnungsbau keine zusätzlichen
Landesmittel in nennenswerter Höhe zur Verfügung
gestellt haben. Sie haben versprochen, es werde bin-
nen vier Jahren 28.000 neue Wohnungen geben.
Unser Kollege Andreas Lotte hat unlängst angefragt,
wie viele Wohnungen im Jahr 2016 mit Ihrem kommu-
nalen Wohnungsbauförderprogramm tatsächlich
staatlich gefördert und gebaut wurden. Was schätzen
Sie, Herr Ministerpräsident? Kennen Sie die Zahl? –
Es sind noch nicht einmal 150. Sie wollen auf 28.000
kommen, und im gesamten Jahr 2016 sind von Ihnen
noch nicht einmal 150 Wohnungen im Freistaat Bay-
ern gefördert worden. Wir müssen in diesem Bereich
wieder mehr leisten.

Die Kommunen sind da unglaublich aktiv. In der Lan-
deshauptstadt München gibt es eine ganz lebendige
Debatte – an ihr beteiligen sich im Übrigen alle Partei-
en im Münchner Stadtrat –, wie man mit mehr Kreati-
vität mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen kann. Da
ist von Pfahlbauten und davon die Rede, auf Parkplät-
zen kleine Holzwohnungen für Studentinnen und Stu-
denten in angemessener Weise zu errichten. Eines ist
doch klar: Gerade beim Wohnungsbau gilt das Prinzip
"Ohne Moos nichts los."

Wir hatten bei unserer Klausurtagung – das möchte
ich Ihnen gerne berichten – den Bundesgeschäftsfüh-
rer der SPÖ, den Präsidenten der Mietervereinigung
unseres Nachbarlandes Österreich zu Gast. In Öster-
reich wird, auch durch eine ordentliche öffentliche För-
derung, wesentlich mehr Wert auf bezahlbaren Wohn-
raum gelegt. Obwohl das Bundesland Wien nur ein
Fünftel des Haushaltes des Freistaats Bayern hat,
gibt es für bezahlbaren Wohnraum viermal mehr Geld
aus als wir in Bayern, obwohl es dort nur 1,6 Millionen
Einwohner gibt und bei uns 12,5 Millionen. Das macht
wirklich deutlich, Herr Ministerpräsident: Wenn Sie Ihr
Herz für die kleinen Leute beweisen wollten, haben
Sie an dieser Stelle den Glaubwürdigkeitstest ganz
gewiss nicht bestanden.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur im Zusammenhang mit den Mieten klagen
immer mehr Familien in Bayern über zu hohe Lebens-
haltungskosten und steigende Ausgaben. Wir als SPD
wollen das größte Familienentlastungsprogramm in
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der Geschichte des Freistaats Bayern auf den Weg
bringen. Wir wollen Bayern zum kinder- und familien-
freundlichsten Land Europas machen, in dem früh-
kindliche Bildung den Stellenwert erhält, den sie ver-
dient, nämlich ganz oben auf der politischen
Prioritätenskala. Wir wollen erreichen, dass die Kin-
dergartengebühren wie in Rheinland-Pfalz – dort
macht es uns Malu Dreyer als Ministerpräsidentin vor
– auch bei uns im Freistaat künftig nicht mehr von den
Eltern getragen werden müssen, sondern vom Frei-
staat übernommen werden. Das macht übrigens eine
ordentliche Entlastung aus. Herr Schäuble spricht von
2 Euro mehr Kindergeld für die Familien; 2 Euro sind
nun wirklich nicht die Welt. Sie, Herr Ministerpräsi-
dent, haben heute nach Unionskonzeptpapieren eine
Steuerentlastung von 15 Milliarden Euro angekündigt,
was für eine Familie mit einem durchschnittlichen Ein-
kommen und zwei Kindern eine Entlastung von 20 bis
25 Euro ausmacht. Das ist in Ordnung, darüber kann
man reden; das ist besser als nichts. Aber wenn wir
es so machen wie die Rheinland-Pfälzer, gibt es für
die Familien eine echte Entlastung von durchschnitt-
lich 120 Euro im Monat, in manchen Einrichtungen
gar von 200 Euro und mehr. Damit können die Famili-
en tatsächlich etwas anfangen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Herr Ministerpräsident, für viele Menschen in der
Flughafenregion ist es eine große persönliche Enttäu-
schung, dass Sie gegenüber diesen Menschen Ihr
Wort gebrochen haben.

(Beifall bei der SPD)

Immer wieder haben Sie in den letzten zwei Jahren
darauf hingewiesen, dass die dritte Startbahn am
Münchner Flughafen nicht notwendig sei; sie sei nicht
ordentlich durchgerechnet, es brauche keine dritte
Startbahn, dies zeige auch die Zahl der Flugbewegun-
gen. Im Übrigen hat sich die Zahl der Flugbewegun-
gen in den letzten Jahren nicht so dramatisch verän-
dert. Noch immer ist die Zahl der Flugbewegungen
am Münchner Flughafen deutlich geringer als vor
etwa einem Jahrzehnt. Von einer dramatischen Ver-
änderung in der Entwicklung der Flugbewegungen
kann überhaupt keine Rede sein.

Was ist denn passiert? – Sie sind vor Ihre Fraktion,
die CSU-Fraktion, getreten und haben gesagt: Leute,
die dritte Startbahn ist keine gute Idee; wollen wir lie-
ber davon Abstand nehmen? Ihr Vorgänger als Partei-
vorsitzender der CSU, Erwin Huber, hat eine Unter-
schriftenaktion angezettelt. Fast das gesamte
Kollegium der CSU-Fraktion hat unterschrieben und
damit gegen die Leitlinie, die Sie, Herr Ministerpräsi-

dent, vorgeben wollten, Front gemacht. Sie sind ein-
geknickt.

Nun wollen Sie auf einem wirklich abstrusen Weg die
dritte Startbahn noch einmal initiieren. Sie schlagen
einen weiteren Bürgerentscheid in der Landeshaupt-
stadt München vor.

(Markus Blume (CSU): Den hat doch der Ober-
bürgermeister vorgeschlagen!)

Erst vor wenigen Jahren gab es bereits einen demo-
kratischen Mehrheitsentscheid. Man muss die Positi-
on dieser Mehrheit nicht übernehmen, Herr Blume.
Das ist überhaupt keine Frage. Gerade als Münchner
Abgeordneter sollte man aber diesen Mehrheitsent-
scheid schon irgendwie respektieren und nicht Jahr
für Jahr neue Bürgerentscheide fordern, bis endlich
das Realität wird, was man sich selbst wünscht.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen wissen wir doch, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wie es ausgeht. Wir haben doch Woche für
Woche, Monat für Monat und Jahr für Jahr Umfragen.
Alle Umfragen besagen, dass die Münchner Bevölke-
rung genauso wie vor einigen Jahren mit breiter Mehr-
heit, einer Zweidrittelmehrheit, eine dritte Startbahn
nicht möchte. Alle Umfragen besagen, dass nicht nur
die Münchner die dritte Startbahn nicht wollen, son-
dern dass sie auch die Schwaben, die Oberpfälzer,
die Niederbayern und die Franken nicht wollen. In
Franken ist die Ablehnung besonders hoch. In Mün-
chen sagen viele Bürgerinnen und Bürger: Wir wollen
kein weiteres Wachstum mehr auf Teufel komm raus.
Es wäre viel besser, dieses Wachstum über ganz
Bayern zu verteilen. In Nordbayern wäre Wachstum
viel besser als in dem Hitzekessel der Landeshaupt-
stadt München, in die immer mehr Menschen ziehen,
sodass dort die Mieterinnen und Mieter immer stärker
unter Druck geraten.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind sehr überrascht, dass Sie heute diese Kehrt-
wende vornehmen. Wir sind enttäuscht, dass Sie Ihre
ursprüngliche Position nicht gehalten haben. Sie
haben viele Gespräche geführt, dankenswerterweise
auch mit der Opposition. Wir alle hatten den Eindruck,
dieses Thema müsste eigentlich abgeräumt sein.
Jetzt liegt es wieder auf dem Tisch, und wir nehmen
es als Wahlkampfthema für das Jahr 2018 auch sehr
gerne an.

Meine Damen und Herren, ich komme zu meinem
Fazit. Die Regierungserklärung des Ministerpräsiden-
ten war heute kein großes Vermächtnis, das man in
der Mitte der Legislaturperiode von einem scheiden-
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den Regierungschef hätte erwarten können. Die Re-
gierungserklärung war ein trockener Tätigkeitsbericht,
der in Teilen sogar in Ihren eigenen Reihen auf Kritik
und Ablehnung stößt, so zum Beispiel bei der Verla-
gerung des Gesundheitsministeriums. Der Regie-
rungschef stößt damit die eigene Ministerin, die eige-
ne Fraktion und die eigenen Mitglieder des
Gesundheitsausschusses regelrecht vor den Kopf.
Wir sind darauf gespannt, wie die Willensbildung wei-
tergeht. Möglicherweise geht es so hinaus wie bei der
dritten Startbahn.

Der Dauerstreit mit der Bundeskanzlerin seit dem
Sommer 2015 hat in jedem Fall unendlich viele Res-
sourcen der Staatsregierung gebunden und Energien
und Kreativität gekostet. Dadurch ist auf der baye-
rischen Landesebene viel zu viel liegen geblieben.
Längst fällige Entscheidungen wurden auf die lange
Bank geschoben. Beim Gymnasium dringt man mit
einem Schnellschuss an die Öffentlichkeit, was weder
von Lehrern noch von Eltern noch von Schülern noch
von den Kommunen begrüßt wird. Beim Nationalpark
verzichtet man gleich ganz auf ein Konzept. Herr See-
hofer setzt auf die Vergesslichkeit der bayerischen
Bevölkerung. Gegebene Versprechen werden nicht
eingehalten. Ausgesprochene Garantien verfallen ga-
rantiert bereits nach wenigen Wochen. Lautstark for-
mulierte Ziele verliert diese Regierung schnell aus
den Augen.

Unsere größte aktuelle Sorge aber ist: Zum 70-jähri-
gen Jubiläum unserer Bayerischen Verfassung erle-
ben wir eine Zeit, in der ein immer hemmungsloser
werdender Rechtspopulismus auch vor dieser Regie-
rungspartei nicht haltmacht.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): So eine Unver-
schämtheit!)

Die Bayerische Verfassung atmet nicht den Geist
eines Viktor Orbán oder eines David Cameron, an
denen sich die Seehofer-Regierung und die CSU-
Landtagsfraktion ein Vorbild nehmen. Die Bayerische
Verfassung aus der Feder des Sozialdemokraten und
bayerischen Patrioten Wilhelm Hoegner ist eine Pro-
klamation der Freiheit und eine Charta der sozialen
Gerechtigkeit. Hoegner kam es darauf an, dass in un-
serem Land zuvorderst ein soziales Miteinander
herrscht, dass wir uns in Bayern Respekt entgegen-
bringen, dass jeder seinen Platz in der Gesellschaft
findet, ganz egal ob alt oder jung, Frau oder Mann, ob
zugereist oder einheimisch, egal welcher Religion
man angehört oder auch nicht. Das ist und bleibt un-
sere sozialdemokratische Richtschnur für eine werte-
gebundene und allgemeinwohlorientierte Politik für
den Freistaat Bayern.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Ich darf
in der Rednerliste mit Herrn Kollegen Kreuzer für die
CSU-Fraktion fortfahren. Bitte schön, Herr Kollege
Kreuzer.

Thomas Kreuzer (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, Herr Ministerpräsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Zunächst herzlichen Dank dem Ministerpräsiden-
ten für die klare Regierungserklärung.

(Beifall bei der CSU)

Er hat aufgezeigt, wie es in diesem Land weitergehen
muss, und er hat aufgezeigt, wie es in diesen letzten,
nein nächsten zwei Jahren weitergehen muss.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Ja, die letzten
zwei Jahre!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Gegensatz zu an-
deren Parlamenten ist es richtig, dass sich nicht nur
das Kabinett in St. Quirin mit diesen Themen befasst,
sondern dass dazu auch eine Regierungserklärung
abgegeben wird, sodass sich auch das Parlament, die
gewählten Abgeordneten damit befassen und aus-
einandersetzen können. Auch hierfür herzlichen
Dank!

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Rinderspacher, wenn man Ihnen so zu-
hört, könnte man meinen, ohne die SPD in Bayern
würde es gar nicht gehen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das ist richtig! –
Beifall bei der SPD)

Das glauben aber nur Sie. Jetzt einmal ganz ehrlich
und mit allem Ernst: Dass die SPD in Bayern keine
großen Visionen hat, war uns schon vorher klar. Dass
Sie aber zur Fortentwicklung dieses Landes keine ein-
zige eigene Botschaft in einer Stunde übermittelt
haben, war erbärmlich, Herr Kollege Rinderspacher.

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher
(SPD): Sie haben nicht zugehört!)

Außer Kritik an hauptsächlich bundespolitischen The-
men – darauf werde ich noch zu sprechen kommen –
und der ewigen Aussage, es könnte zum Beispiel bei
der Barrierefreiheit mehr sein, habe ich von Ihnen
nichts gehört, was nicht schon gemacht wird, um die-
ses Land weiterzubringen. Deswegen sind Sie in der
Regierungsverantwortung auch entbehrlich, Herr
Rinderspacher.

(Beifall bei der CSU)
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Den Menschen in Bayern geht es, insgesamt betrach-
tet, gut. Die Menschen leben gern im Freistaat Bay-
ern. Weshalb sonst sollten so viele Menschen nach
Bayern ziehen? In den vergangenen 30 Jahren erleb-
ten wir einen Bevölkerungszuwachs um 15 %. Sie
kommen wegen der guten wirtschaftlichen Lage,
wegen der qualifizierten Ausbildungs-, Studien- und
Arbeitsplätze, wegen der intakten Natur und der rei-
chen Kultur unseres Landes, wegen Sicherheit und
Ordnung, wegen stabiler gesellschaftlicher Strukturen.
Sie kommen gewiss nicht wegen der rot-grünen Op-
position nach Bayern.

(Markus Rinderspacher (SPD): Aber Ihretwegen
auch nicht, Herr Kreuzer!)

Wenn ich gefragt werde, was die Opposition im Baye-
rischen Landtag leistet, kann ich nur sagen: Blockie-
ren, Lamentieren. Wichtige politische Entscheidun-
gen, von denen die Bürgerinnen und Bürger in Bayern
erheblich profitieren würden, werden durch sinnlose
Klagen vor Gerichten unnötig verzögert.

(Markus Rinderspacher (SPD): Meistens bekom-
men wir Recht!)

So war es auch bei der 10-H-Regelung. Mit dieser
Klage haben Sie vor dem Bayerischen Verfassungs-
gerichtshof eine krachende Niederlage erlitten.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Paul Wengert
(SPD))

Sie wollten nämlich den Menschen und den Gemein-
den kein Mitspracherecht einräumen. Sie wollten sie
bevormunden, von oben herunter. Sie sind geschei-
tert, Herr Rinderspacher!

(Beifall bei der CSU)

So war es auch mit dem Betreuungsgeld. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der SPD, wie wollen Sie ei-
gentlich den Familien in unserem Land guten Gewis-
sens erklären, dass Sie das Betreuungsgeld ewig
verzögert haben, obwohl Sie genau wussten, dass es
kommt? Das hatte doch auch politisch überhaupt kei-
nen Sinn. Ein solches Verhalten ist Rechthaberei. Die
Menschen haben es verstanden: Sie haben
90.000 Familien monatelang Geld vorenthalten, Herr
Rinderspacher!

(Beifall bei der CSU)

So viele Anträge sind mittlerweile eingegangen.

Sie haben heute gefordert, dass die Eltern von Kin-
dergartenbeiträgen freigestellt werden. Wir in Bayern
haben eine entsprechende Regelung für das dritte

Kindergartenjahr bereits getroffen. Herr Rinders-
pacher, Sie haben verschwiegen, wie Ihr Vorhaben fi-
nanziert werden soll. Auf Ihrer Klausurtagung haben
Sie gesagt, dass Sie das Betreuungsgeld abschaffen
wollen.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Geld würden Sie 90.000 Familien wegneh-
men. Wissen Sie, was das für ein Verhalten ist? – Sie
spielen Familien gegeneinander aus.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das machen Sie!)

Sie wollen aus ideologischen Gründen den Menschen
vorschreiben, wie sie ihre Kinder zu erziehen haben.
Familien gegen Familien – das ist Ideologie, nicht
aber Familienfreundlichkeit. Dafür sollten Sie sich
schämen!

(Beifall bei der CSU)

Tatsache ist, Bayern investiert über 3 Milliarden Euro
jährlich in die Familienpolitik. Das ist mehr als doppelt
so viel wie noch im Jahr 2008. Allein in die Kinderbe-
treuung haben wir im vergangenen Jahr 1,5 Milliarden
Euro investiert. Wir leisten beides: beste Kinderbe-
treuung und Betreuungsgeld.

Wenn man fragt, wo Hortplätze fehlen, hört man die
Antwort: Das ist nicht in den ländlichen Bereichen und
den mittleren Städten der Fall. Hortplätze fehlen viel-
mehr in den Ballungsräumen, in denen Sie, SPD und
GRÜNE, politische Verantwortung tragen. Dort gibt es
noch zu wenig. Schauen Sie, dass Sie dort aufholen!
Dann hätten wir ein flächendeckendes Angebot.

Unser Ziel war es nie – ich werde in meinen Ausfüh-
rungen zu den Schulen noch einmal darauf zu spre-
chen kommen –, dass jedes Kind einen Hort aufsucht.
Unser Ziel war immer Wahlfreiheit. In Bayern kann
jede Familie, die für ihr Kind einen Hortplatz braucht,
diesen haben. Aber niemand wird gezwungen, in
einen Hort zu gehen. Bei dieser Strategie bleiben wir.

(Beifall bei der CSU)

Wenn die SPD von "Zukunft" spricht, dann meint sie
damit eigentlich immer Steuererhöhungen und Um-
verteilung. Heute sagten Sie dem Ministerpräsiden-
ten, über die von Finanzminister Söder vorgeschlage-
ne Steuerentlastung könne man reden; der Vorschlag
entlaste aber zu wenig. Sie haben in den vergange-
nen Jahren, auch schon in der vergangenen Legisla-
turperiode, jede Steuerermäßigung abgelehnt. Wir da-
gegen haben versucht, den Menschen Geld
zurückzugeben. Sie waren immer gegen die Beseiti-
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gung des Mittelstandsbauches, gegen eine Abfla-
chung der Progression.

(Markus Rinderspacher (SPD): Ach, Herr Kreu-
zer!)

Sie haben all dies abgelehnt. Deswegen ist es nicht
glaubhaft, wenn Sie heute mehr fordern. Die SPD ist
eine Partei der Steuererhöhungen – zulasten der
Menschen. Das ist die Politik, die Sie betreiben.

(Beifall bei der CSU)

Zugleich ist SPD-Finanzpolitik immer unsolide. SPD-
regierte Länder häufen Schulden an und leben auf
Kosten zukünftiger Generationen. Das Beispiel Nord-
rhein-Westfalen zeigt doch, was passiert, wenn Sie
gemeinsam mit den GRÜNEN in Regierungsverant-
wortung sind: Schuldenmachen auf Kosten der Enkel!

(Markus Rinderspacher (SPD): Wir reden heute
über Bayern, nicht über Nordrhein-Westfalen!)

In demselben Zeitraum, in dem Bayern 550 Millionen
Euro Schulden tilgt, packt das rot-grün regierte Nord-
rhein-Westfalen fast viermal so viele Schulden, fast
2 Milliarden Euro in einem Jahr, obendrauf, und das,
obwohl die Steuereinnahmen die höchsten in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland sind. Das
ist verantwortungslos, Herr Rinderspacher!

(Beifall bei der CSU)

Nordrhein-Westfalen ist kein Einzelfall. Überall dort,
wo Ihre Partei regiert, sind die Finanzen unsolide. Das
wollen wir in Bayern auf keinen Fall riskieren.

Erst in der vergangenen Woche hat uns Julia Klöck-
ner berichtet, wie katastrophal die Ampelkoalition in
Rheinland-Pfalz regiert.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das klingt ja sehr
überzeugend bei Ihnen!)

Konkret in der Asylpolitik heißt das: Eine Wohnsitzauf-
lage wie in Bayern gibt es nicht. Sachleistungen für
Asylbewerber werden abgelehnt. Es gibt keinen Ab-
schiebegewahrsam.

Vor nicht allzu langer Zeit sagte die damalige Integra-
tionsministerin von den GRÜNEN, Alt, noch: Wenn wir
Abschiebungen verhindern können, tun wir dies. –
Das führt zur Erschütterung des Vertrauens der Men-
schen in den Rechtsstaat!

(Beifall bei der CSU)

Das ist rot-grüne Regierungspolitik. Verantwortung
sieht anders aus.

Was verantwortungsvolle und gerechte Politik ist,
macht die CSU in Bayern vor. Nirgendwo geht es den
Menschen so gut wie bei uns. Die Arbeitslosenquote
lag im August bei 3,5 %. Bester Wert im Länderver-
gleich! Historischer Tiefstand! Die Beschäftigung in
Bayern befindet sich auf Rekordniveau. Wir haben
von allen Ländern die meisten sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplätze. Das Ziel der Vollbeschäfti-
gung bis zum Jahr 2018 ist in Reichweite; vielerorts
ist es bereits Wirklichkeit. Bei der Wachstumsrate des
Bruttoinlandsprodukts lagen wir in den vergangenen
fünf Jahren mit Abstand an der Spitze in Deutschland.
Diese Feststellung gilt auch für die erste Hälfte des
Jahres 2016 mit 3,3 % Wachstum. In Bayern werden
die höchsten Durchschnittseinkommen erzielt. Wir
haben die wenigsten Hartz-IV-Bezieher.

Dank erfolgreicher Wirtschaftspolitik und solider Fi-
nanzen können wir kraftvoll investieren – in Bildung,
in Wissenschaft, in Breitband, in Familie, in Integra-
tion und in den ländlichen Raum, damit alle Menschen
in Bayern bestmögliche Perspektiven haben.

Herr Rinderspacher, Sie reden von "arm" und "reich".
Nirgendwo sonst geht es den Menschen im Verhältnis
so gut, nirgendwo sonst gibt es so wenige arme Men-
schen, nirgendwo sonst gibt es so wenige Hartz-IV-
Bezieher wie in Bayern.

(Markus Rinderspacher (SPD): Die Zahlen der
Staatsregierung sprechen eine andere Sprache!)

Überall dort, wo Sie regieren, gibt es viele, Herr
Rinderspacher. Sie sind dafür verantwortlich, Rot-
Grün ist dafür verantwortlich!

(Beifall bei der CSU)

Rot-Grün macht die Menschen in dieser Republik
arm. Überall dort, wo Sie regieren, gibt es die größten
sozialen Probleme.

(Beifall bei der CSU)

Sie wollen, dass Bayern Bayern bleibt. Das haben Sie
zumindest auf Ihrer Klausurtagung verkündet. Diesen
Wunsch erfüllen wir Ihnen gern. Seien Sie versichert,
dass die CSU alles dafür tun wird, dass Bayern Bay-
ern bleibt – so erfolgreich und lebenswert, wie es
nicht zuletzt durch die Politik in den vergangenen
Jahrzehnten geworden ist.

Aber es gibt eine Voraussetzung dafür, dass dies ge-
lingt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Es darf niemals
passieren, dass in Bayern Rot-Grün – wie in anderen
Ländern – in Regierungsverantwortung kommt. Dann
ginge es hier genauso abwärts wie überall sonst.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Dr. Paul Wengert (SPD))

– Herr Dr. Wengert, regen Sie sich doch nicht so auf!
Ich habe mich doch bei den Ausführungen von Herrn
Rinderspacher auch nicht so aufgeregt.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das hätten
Sie aber tun sollen! – Dr. Paul Wengert (SPD): Er
hat wenigstens etwas gesagt! Das, was Sie er-
zählen, ist Unsinn! Unwahr! – Unruhe – Glocke
der Präsidentin)

– Ich habe nichts anderes erwartet. – Wir unterstützen
unseren Ministerpräsidenten mit Nachdruck in der
Frage der dritten Start- und Landebahn des Flugha-
fens München. Dass Sie hier behaupten, er habe sein
Wort gebrochen, ist eine Lüge, Herr Rinderspacher,
eine knallharte Lüge. Es entspricht keinesfalls den
Tatsachen.

(Beifall bei der CSU)

Der Herr Ministerpräsident hat nie behauptet, er sei
generell gegen eine dritte Startbahn. Er hat auch den
Bau nicht ausgeschlossen. Stattdessen hat er immer
gesagt, dass man es von den Entwicklungen abhän-
gig machen müsse.

(Zuruf von der SPD: Bis die Bagger rollen?)

Auch vor Ort, in Attaching, hat er den Menschen ge-
sagt: Ich kann Ihnen nur versprechen, die Fakten zu
prüfen, aber ich kann Ihnen nicht versprechen, dass
sie nicht kommt.

(Unruhe bei der SPD – Glocke der Präsidentin)

Herr Rinderspacher, wenn ich in der SPD wäre, dann
würde ich das Thema dritte Startbahn gar nicht er-
wähnen; denn eine so brutale Zerrissenheit, wie sie in
Ihrer Partei in dieser Frage zutage tritt, gibt es nir-
gendwo sonst. Der Oberbürgermeister ist grundsätz-
lich dafür. Der Fraktionsvorsitzende im Stadtrat ist
dafür. Die Unterbezirksvorsitzende der SPD ist dafür.
Der Fraktionsvorsitzende im Landtag ist dagegen. –
Das ist typisch für die bayerische SPD: Wenig Ge-
schlossenheit, keine Führungsstärke.

(Beifall bei der CSU)

Wir waren immer davon überzeugt, dass ein Ausbau
des Flughafens für die wirtschaftliche Entwicklung
ganz Bayerns von enormer Bedeutung ist. Unsere in-
ternational tätigen Unternehmen und ihre Beschäftig-
ten brauchen direkte Flugverbindungen in die ganze
Welt. Ich glaube, dass der Drehkreuzflughafen mit sei-
nen internationalen Verbindungen eine Ursache für

die gute Entwicklung Bayerns in den letzten Jahr-
zehnten war. Das war ein Verdienst von Franz Josef
Strauß, der den Bau des Flughafens ebenfalls gegen
aus örtlicher Sicht berechtigte Ressentiments durch-
gesetzt hat. Liebe Freunde, München wäre ohne den
Flughafen Franz Josef Strauß kein Standort mit inter-
nationalem Renommee.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen dies fortentwickeln. Es ist nicht zu be-
streiten, dass die Flugbewegungen zunehmen und
noch mehr zunehmen werden. Bereits heute gibt es
zu bestimmten Zeiten Kapazitätsengpässe. Deshalb
sollten wir gemeinsam bei den Menschen für den Bau
werben, damit Bayern auch in Zukunft auf Erfolgskurs
bleibt. Der Bedarf ist da, der Trend der Flugbewegun-
gen eindeutig. Nun müssen wir zu einer klaren Ent-
scheidung auf dem Kurs, den der Herr Ministerpräsi-
dent vorgegeben hat, kommen. Das sind wir diesem
Land schuldig. Wir dürfen nicht Entwicklungen aus
reinem Populismus – wie Sie das tun, Herr Rinders-
pacher – verschlafen.

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher
(SPD): Das aus Ihrem Munde!)

Sie raten dem Ministerpräsidenten, Ruhe an der
Schulfront zu schaffen. Das ist rührend. Sie nennen
als Rezept hierfür die Rückführung des heutigen G 8
in ein G 9. Meinen Sie denn nicht, dass es sich dabei
um eine Reform handelt, die ebenfalls Unruhe bringt
und Raumbedarf auslöst?

(Markus Rinderspacher (SPD): Deutlich mehr
Ruhe als Ihr Durcheinander!)

Auch dies wäre eine Reform, die wir in dieser Form
nicht mitgehen werden. Unser Konzept zur Weiterent-
wicklung des Gymnasiums beruht auf vier Säulen, die
wir gemeinsam vereinbart haben: passgenaue Lehrer-
bildung, neuer Lehrplan, moderne Gymnasialpädago-
gik und individuelle Lernzeit. Dazu kommt der Ausbau
der Ganztagsangebote.

(Markus Rinderspacher (SPD): Ach!)

Sie behaupten, die Ganztagsangebote würden zu-
rückgehen. Wir haben im Hinblick auf die Zahl der ge-
bundenen Ganztagsangebote das Problem, dass die
Menschen zu einem erheblichen Teil von dem Ange-
bot gar nicht Gebrauch machen wollen. Sie wollen fle-
xible Lösungen. Deshalb werden wir ihnen flexible Lö-
sungen anbieten.

(Beifall bei der CSU)
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Die Menschen wollen nicht, dass wir die Kinder zwin-
gen, jeden Tag in eine Ganztagsschule zu gehen.
Deshalb bleibt es bei unserem Versprechen: Wir wer-
den überall Ganztagsschulen anbieten. Eltern und
Kinder haben jedoch die Möglichkeit, auch einen
Halbtagsschulbetrieb zu wählen. Wie sie sich ent-
scheiden, ist ihre Sache.

(Beifall bei der CSU)

Sozialismus heißt Bevormundung, den Menschen soll
etwas vorgeschrieben werden. Man sollte sich überle-
gen, was der richtige Weg ist.

(Widerspruch bei der SPD)

Wir werden diesen Weg weitergehen und die offene
Ganztagsbetreuung in Bayern flächendeckend anbie-
ten. Wir werden sehen, wie sie angenommen wird.
Zwischen Stadt und Land gibt es regionale Unter-
schiede, weil die Familienstrukturen anders sind. Wie
bei der Betreuung von Kindern unter drei Jahren ver-
sprechen wir, dass jedes Kind am Ende dieses Pro-
zesses ein Ganztagsangebot erhält, wenn es eines
will. Dazu stehen wir. Dies haben wir zugesagt.

(Beifall bei der CSU)

Wir setzen nun auf einen breiten Dialog auf der soli-
den Grundlage der Erfahrungen aus der Pilotphase
Mittelstufe Plus. Wir bleiben bei einem bayerischen
Gymnasium mit einem einheitlichen LehrplanPLUS
basierend auf einer achtjährigen Grundkonzeption.
Wir erhalten den hohen Qualitätsanspruch, der unser
bayerisches Gymnasium im Ländervergleich aus-
zeichnet. Damit tragen wir der zunehmend unter-
schiedlichen Schülerschaft am Gymnasium Rech-
nung, indem die Lernzeit unterschiedlich gestaltet
werden kann. Die Entscheidungsträger werden vor
Ort einbezogen. Wir wollen nicht für alle dasselbe,
sondern für jeden das passende Angebot. Das ist
unser Ziel. Wir wollen auf die Menschen, die Individu-
en eingehen. Deshalb haben wir auch ein solch diffe-
renziertes Schulsystem. Die individuelle Lernzeit wer-
den wir umsetzen. Das werden wir nicht überstürzen,
sondern zunächst mit den Betroffenen besprechen.
Wir werden das Konzept weiterentwickeln. Ich bin si-
cher, dass es zu einem guten Ende kommen wird.

Meine Damen und Herren, Sicherheit, Recht und Ord-
nung gehören zu unserem Markenkern als CSU. Die-
sem Markenkern bleiben wir auch in Zukunft treu, weil
die Menschen das von uns erwarten. Die Bürgerinnen
und Bürger setzen ihr Vertrauen auf uns. Von der
bayerischen Opposition erwartet niemand etwas. Laut
einer kürzlich veröffentlichten Umfrage eines Mei-
nungsforschungsinstituts liegen Ihre Kompetenzen im
Bereich der inneren Sicherheit weit unter 10 %, Herr

Rinderspacher. Die Kompetenzen der GRÜNEN lie-
gen im Hinblick auf die innere Sicherheit ebenfalls
weit unter 10 %. Ihnen traut niemand etwas zu im
Freistaat Bayern. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU)

Weil die Menschen das von uns erwarten, werden wir
die Beschlüsse von St. Quirin und für ein bayerisches
Integrationsgesetz eins zu eins umsetzen. Wir werden
die Sicherheitsbehörden konsequent weiterentwickeln
und auf neue Vorgaben vorbereiten. Das haben wir
schon vor den Anschlägen in diesem Sommer getan.
Das werden wir weiter tun.

(Natascha Kohnen (SPD): Warum machen Sie
eine Anhörung zu diesem Thema?)

Wir schaffen mehr Stellen für die Polizei und stellen
eine bessere Ausstattung zur Verfügung. Außerdem
verschärfen wir die Rechtsgrundlagen. – Sie rufen
beim Thema innere Sicherheit dazwischen. Ich sage
Ihnen: Überall, wo Sie regieren, ist die Polizei perso-
nell zurückgefahren worden. Das ist die Wahrheit.
Das ist in Bayern nie passiert. Wir haben die Perso-
nalstärke kontinuierlich erhöht.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD)

Das ist der Unterschied zwischen Reden und Han-
deln, wenn man in der Verantwortung steht.

Dazu gehört auch, unserer Polizei in schwierigen Si-
tuationen Rückendeckung zu geben. Wir fragen nach
schrecklichen Verbrechen wie der Zugattacke in
Würzburg, wie wir künftig die Bürger und unsere Poli-
zisten besser schützen können. Teile der GRÜNEN
fragen als Erstes, ob man nicht den Täter hätte scho-
nen können. Dies hat Frau Künast getan, nach dem
Motto: Warum konnte der Angreifer nicht angriffsunfä-
hig geschossen werden? Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von den GRÜNEN, dazu sage ich Ihnen: In
Bayern wird ein Polizist auch in Zukunft nicht riskieren
müssen, dass ihm der Kopf mit einer Axt gespalten
wird. Er darf sich vorher verteidigen, um den Rechts-
staat durchzusetzen. Dabei wird es bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Nun komme ich zur Einschätzung verschiedener
wichtiger Fragen, die innerhalb eines Jahres aufgetre-
ten sind. Als die Flüchtlingswelle kam, hätte es Frau
Bause am liebsten gesehen, wenn ich zu Kreuze ge-
krochen wäre, weil ich bereits damals gesagt habe,
was passieren kann. Wer Menschen ohne Grenzkon-
trolle ins Land lässt, öffnet Tür und Tor auch für Terro-
risten. Frau Bause hat gesagt, ich solle diese Äuße-
rungen zurücknehmen und mich umgehend dafür
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entschuldigen. Inzwischen wissen wir, dass genau
das passiert ist. Terroristen haben in Paris Anschläge
vorbereitet und durchgeführt. Diese Befürchtung ist
wahr geworden. Inzwischen greifen wir jede Woche
Extremismusverdächtige in Flüchtlingsheimen auf. Sie
haben die Lage völlig falsch eingeschätzt und die
Leute falsch informiert. Frau Bause, jetzt wäre es Zeit
für Ihre Entschuldigung für diese Fehleinschätzung.

(Beifall bei der CSU)

Der Herr Ministerpräsident hat gesagt, wir bräuchten
zu den Fragen der Zuwanderung und der inneren Si-
cherheit nichts zurücknehmen, weder die Fraktion
noch die Staatsregierung. Was Sie noch vor einem
Jahr gesagt haben, hat heute keinen Bestand mehr.
Sie haben sich ewig gewehrt. Herr Rinderspacher, Sie
tun so, als wäre das Sicherheitspaket I und II eine
Idee der SPD. Dieses musste in Berlin mühsam
durchgefochten werden. Bis die SPD endlich mitgezo-
gen ist, beispielsweise bei den sicheren Drittstaaten,
hat es Monate gedauert. Das waren alles Vorschläge
der CSU.

(Beifall bei der CSU)

Inzwischen sind die sicheren Drittstaaten definiert. Die
Forderungen der GRÜNEN sind inzwischen widerlegt.
Unsere Forderungen sind Realität, teilweise unter Zu-
stimmung grüner Länder im Bundesrat. GRÜNE und
SPD in Bayern waren innerhalb ihrer Parteiverbände
schon immer die letzten Mohikaner, meine Damen
und Herren, weil alle anderen es früher erkennen als
die bayerische Opposition.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben dann die Frage der christlichen Humanität
aufgeworfen. Sie sprechen hauptsächlich in dieser
Frage von christlich, ansonsten im politischen Leitbild
weniger; aber dies nur nebenbei.

(Markus Rinderspacher (SPD): Vorsicht, Herr
Kreuzer!)

– Ich bin immer vorsichtig, Herr Rinderspacher. Wenn
ich aber einmal gesehen habe, welche Angriffe Sie
heute hier gefahren haben, dann werden Sie doch
nicht von Vorsicht reden.

(Heiterkeit bei der CSU)

Das war teilweise bodenlos unverschämt. Bodenlos
unverschämt!

(Beifall bei der CSU)

Wir bekennen uns zu unserer humanitären Verantwor-
tung in der Welt. Wir haben uns immer daran beteiligt,

Hilfe zu leisten, natürlich im Ausland in den Flücht-
lingslagern. Ich nenne hier Gerd Müller, den wir in die-
sen Fragen immer unterstützt haben. Wir haben hier
die Dinge wesentlich verbessert. Wir haben auch –
das hat der Ministerpräsident erwähnt – in Deutsch-
land unseren Teil dazu geleistet, diese vielen Men-
schen aufzunehmen und in Bayern auch unterzubrin-
gen. Wir geben in Bayern für den
Durchschnittsflüchtling, auch wenn man Integration
bedenkt, wesentlich mehr Geld aus als die anderen
Bundesländer. Wir haben uns hier nie vor der Verant-
wortung gedrückt.

Aber eines ist doch auch klar: Das christliche Men-
schenbild verlangt doch nicht von uns, dass wir unbe-
grenzt Menschen ins Land lassen und somit dafür
sorgen, dass wir selbst in Schwierigkeiten kommen,
dass unsere eigene wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
verloren geht und wir am Ende niemandem mehr hel-
fen können. Das verlangt doch nicht das christliche
Menschenbild,

(Markus Rinderspacher (SPD): Davon spricht
doch kein Mensch!)

sondern wir haben auch Verantwortung.

(Beifall bei der CSU)

Da geht es um die Fragen der Gesinnungsethik und
der Verantwortungsethik. Wir haben hier Verantwor-
tungsethik auszuüben, und wir haben auch die Ver-
antwortung für die Menschen in unserem Land, dass
sie hier nicht überfordert werden und die Menschen in
unserem Land insgesamt auch eine sichere Zukunft
haben. Dies werden wir in Einklang bringen, während
Sie dies vollkommen vergessen, Herr Rinderspacher.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Das gilt auch bei der Frage des Wohnungsbaus, den
Sie immer ansprechen. Ich will nicht sagen, wo es am
wenigsten Wohnungen gibt, wo sie am teuersten sind
und wer dafür verantwortlich ist

(Lachen bei der SPD)

und ob vielleicht eine gewisse Art von Kommunalpoli-
tik bezüglich der Baulandausweisung auch mit dafür
verantwortlich ist.

(Beifall bei der CSU)

Aber einfach zu sagen, wir brauchen 100.000 neue
Wohnungen und die Staatsregierung tut nichts: Das
sind doch Luftschlösser.
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(Markus Rinderspacher (SPD): 150 Wohnungen
haben Sie gefordert in diesem Jahr!)

Ziel des staatlichen Förderprogramms für kommuna-
len Wohnungsbau: 28.000 Wohnungen in vier Jahren.
Wir werden hier die Mittel zur Verfügung stellen. Die
Kommunen können Förderanträge stellen. Ich hoffe,
dass die Landeshauptstadt München da, wo es be-
sonders notwendig ist, dies auch tut, und zwar umge-
hend. Doch was Sie völlig blockieren, das will ich
Ihnen auch sagen. Sie werden eine solche Herausfor-
derung niemals mit staatlichen Mitteln allein schaffen.
Das ist diese elende Staatsgläubigkeit der Sozialisten
– "alles der Staat" –, meine Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Wir müssen es deswegen auf alle Fälle schaffen – ich
sage dies ganz klar –, auf dem Wohnungsmarkt mehr
privates Kapital zu akquirieren. Dazu tragen Sie Fol-
gendes bei: Sie lehnen jede steuerliche Erleichterung
zur Förderung des Wohnungsbaus ab und sind somit
für die Misere mitverantwortlich, meine lieben Freun-
de.

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher
(SPD): Für Luxuswohnungen selbstverständlich!)

Wir müssen auf die Sorgen und Nöte der Menschen
eingehen. Die Menschen befürchten, dass mit Zuwan-
derern auch Terroristen ins Land kommen und die Kri-
minalität zunimmt. Dem muss durch eine konsequen-
te Sicherheitspolitik begegnet werden.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ja!)

Die Menschen haben Angst, dass Zustände wie letz-
tes Jahr morgen wieder auftreten können, ohne dass
wir dafür gewappnet sind. Deswegen brauchen wir
auf Bundes- und Landesebene ein Konzept, mit dem
wir den Menschen klarmachen, dass dies nicht mehr
passieren kann, weil es nicht mehr zu bewältigen ist.

Wir brauchen aber auch Rückführung. Dafür brau-
chen wir dann auch die politische Rückendeckung.
Ich hoffe, dass die Opposition im Gegensatz zu man-
chen früheren Jahren auch die Rückführung von Ab-
gelehnten mitträgt, meine Damen und Herren, bei-
spielsweise im Petitionsausschuss. Dies brauchen wir
auch, um insgesamt glaubwürdig zu bleiben.

Und wir brauchen Integration, meine Damen und Her-
ren. Der Freistaat Bayern gibt für diese schwierige
Aufgabe 9 Milliarden Euro in vier Jahren aus, auch im
nächsten Doppelhaushalt wieder 4,5 Milliarden Euro.
Wir sind hier an der Spitze, auch was die Zurverfü-
gungstellung des Personals und die Anstrengungen
angeht. Ich sage aber auch: Diejenigen, die über Mo-

nate und Jahre die Augen davor verschlossen haben,
dass viel zu viele Menschen in kurzer Zeit ins Land
kommen, und alle von uns vorgeschlagenen Maßnah-
men torpediert haben, beispielsweise Integrations-
zentren in Afrika, die ich schon vor einem Jahr gefor-
dert habe, sollten sich davor hüten, dann am
allermeisten zu kritisieren, dass es zu wenige Woh-
nungen in Bayern gibt, dass es zu wenige Ausbil-
dungsplätze in Bayern gibt. Das eine ist durch das an-
dere bedingt.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Diejenigen, die diese Flüchtlingspolitik gefahren
haben, sind natürlich in erheblichem Maße für die Fol-
gen verantwortlich, nicht diejenigen, die gewarnt
haben.

(Beifall bei der CSU)

Was erwarten die Menschen? – Schnelles Abschie-
ben 93 %, Einreise nur bei geklärter Identität, Befug-
nisse für Polizei und Verfassungsschutz, wirksamer
Grenzschutz. Hierfür gibt es überall große Mehrhei-
ten. 62 % der zu einer Begrenzung der Zuwanderung
Befragten sind dafür, dies zu tun, sprich eine Ober-
grenze einzuführen. Herr Rinderspacher, sogar bei
den SPD-Anhängern gibt es für diese Begrenzung
und Obergrenze 60 % Zustimmung.

Bei den GRÜNEN sieht es im Übrigen nicht viel an-
ders aus. Die GRÜNEN polemisieren lautstark gegen
unseren Vorschlag, die Leitkultur zum Kompass der
Integration zu machen. Als rechtspopulistisch werden
all jene verunglimpft, die dies gutheißen. Laut der Um-
frage sind dann auch noch die Anhänger der GRÜ-
NEN mehrheitlich Rechtspopulisten; denn auch 78 %
der GRÜNEN-Wähler finden, dass bei der Integration
unsere Leitkultur zum Maßstab gemacht werden soll-
te, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN –
Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Herr Rinderspacher, unter Ihren Anhängern sind es im
Übrigen 95 %. – Herr Aiwanger, wir werden über das
Integrationsgesetz noch sprechen. Unter den Anhän-
gern der FREIEN WÄHLER haben wir 98 % Zustim-
mung zur Leitkultur. Dies nur vorab, bevor wir diese
Gespräche wieder in aller Freundschaft miteinander
aufnehmen.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD) – Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwan-
ger (FREIE WÄHLER))
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Herr Rinderspacher, wer mit seinen Forderungen und
Äußerungen so weit weg von der Meinung seiner ei-
genen Anhänger ist, der sollte sich eigentlich über
Umfrageergebnisse von 18 % noch richtig freuen. Es
kann noch viel schlimmer kommen, meine Damen
und Herren.

(Heiterkeit bei der CSU)

Wir brauchen bei der Integration eine Richtung, und
die heißt Leitkultur. Nur wenn man seinen Teil dazu
beiträgt, wenn wir Chancen eröffnen, dann werden
auch die Zuwanderer diese Chancen ergreifen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Jetzt erklären Sie
doch mal, wo sie liegen!)

Zum Schluss, Herr Rinderspacher: Besonders rüh-
rend finde ich Ihre wirklich glaubhafte Sorge um die
Bundeskanzlerin und um das Verhältnis der CSU zur
Bundeskanzlerin.

(Markus Rinderspacher (SPD): Gut!)

Ich sage Ihnen ganz klar: Auch in Schwesterparteien
der Politik insgesamt sollte es die Regel sein, dass
man sich bei sachlichen Differenzen auseinander-
setzt, dass man diese diskutiert und miteinander um
den besseren Weg ringt. Dies haben wir getan, natür-
lich intern, aber bei diesem Thema dann auch in öf-
fentlichen Debatten.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher
(SPD))

Dies war aus meiner Sicht richtig so. Niemand hat die
Bundeskanzlerin als Person treffen wollen. Aber wir
können doch nicht im Fall einer Fehlentwicklung bei
der Zuwanderung oder bei der Sicherheit, wobei wir
im Übrigen keine Differenzen haben, also hauptsäch-
lich bei dem Maß der Zuwanderung, um des lieben
Friedens willen einfach schweigen und die Thematik
nicht mehr ansprechen.

Sie haben da natürlich andere Erfahrungen. Sie
haben einen Landesvorsitzenden Pronold, der für
Bayern einen Beschluss zu CETA herbeiführt, und der
SPD-Landesverband Bayern stimmt mit überwältigen-
der Mehrheit gegen CETA. Dann geht er nach Berlin,
und dort stimmt er als Vorsitzender dem CETA-Ab-
kommen zu.

(Zuruf von den GRÜNEN – Markus Rinders-
pacher (SPD): Ich glaube, das ist ein Unter-
schied, Herr Kreuzer!)

Absolut konsequent! Ich kann mir gut vorstellen, wie
von solchen Führungspersönlichkeiten am Ende

bayerische Interessen in Berlin vertreten werden,
liebe Freunde.

(Beifall bei der CSU)

Das machen wir nicht, sondern wir versuchen mit aller
Macht, die Interessen unserer Bevölkerung zu vertre-
ten. Wir haben viel in Bewegung gebracht. Es gibt viel
Übereinstimmung zwischen CDU und CSU, bei der in-
neren Sicherheit, aber auch darin, dass sich bei der
Zuwanderung so etwas wie im letzten Jahr nie mehr
wiederholen darf. Deswegen werden wir diese Ge-
spräche fortsetzen, und ich bin sehr optimistisch, dass
wir zu einem Ergebnis kommen.

Aber das Ergebnis kann nicht sein, dass sich alle wie-
der lieb haben, wie es vielleicht mit Ihnen und den
GRÜNEN hier im Haus der Fall ist, sondern, Herr
Rinderspacher, als Ergebnis müssen wir ein Konzept
vorlegen, aufgrund dessen die Menschen uns vertrau-
en, dass wir Entwicklungen wie die im letzten Jahr
verhindern, dass wir die Sache im Griff haben und
dass in diesem Land auch bei dieser Frage in Zukunft
wieder Recht und Ordnung herrschen. Sonst hat eine
Einigung keinen Sinn.

(Beifall bei der CSU)

Am besten wäre es, Sie würden Ihre Zukunftskonzep-
te, die Sie heute vorgetragen haben, auf einem klei-
nen Blatt Papier aufschreiben. Dann würde selbst ein
kleines Blatt Papier leer bleiben, Herr Rinderspacher.

(Heiterkeit bei der CSU)

Das ist nicht das, was wir an einem solchen Tag er-
warten. Man kann doch wenigstens zwei, drei Vor-
schläge machen, wie man dieses Land weiterbringt,
die die CSU noch nicht gemacht hat. Das war wirklich
bedenklich schwach.

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Markus Rinders-
pacher (SPD): Sie haben sich jetzt 30 Minuten an
mir abgearbeitet, Herr Kreuzer!)

Wir wollen die Identität unseres Landes bewahren
und nicht aufgeben. Wir wollen diesen Freistaat für
die Menschen hier weiter erfolgreich in die Zukunft
führen. Wir wollen die Stärke Bayerns weiter ausbau-
en und den Menschen auch in Zukunft Sicherheit und
Heimat geben.

Herr Rinderspacher, wir werden dafür sorgen, dass
Bayern Bayern bleibt, und stellen die entsprechenden
Weichen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Anhaltender Beifall bei der CSU – Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer beglückwünscht Abgeordne-
ten Thomas Kreuzer (CSU) zu seiner Rede)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Ich darf
in der Wortmeldeliste fortfahren. Für die FREIEN
WÄHLER folgt jetzt Herr Kollege Aiwanger. Bitte sehr,
Herr Kollege Aiwanger.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte
Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Eine Regierungserklärung ist ja
dazu da zu sagen, wo Bayern steht und wo die jewei-
ligen Fraktionen hinwollen. Für die FREIEN WÄHLER
stelle ich ganz klar in den Raum: Wir FREIEN WÄH-
LER sind dafür, mehr Politik für die Heimat zu ma-
chen, für weniger Größenwahn und weniger leere
Versprechen.

Das lesen wir aus all den Reden heraus, die wir jetzt
gehört haben. Ein gewisser Größenwahn schwingt
immer noch mit. Er hat seinen Höhepunkt in der heuti-
gen Aussage gefunden, dass die dritte Startbahn
doch kommen soll. Wir sind der Überzeugung, wir
brauchen diese dritte Startbahn nicht, ja, sie schadet
sogar der Entwicklung Bayerns, weil sie die Dezentra-
lität Bayerns weiter schädigt, weil sie den Raum Fran-
ken und Nürnberg weiter schädigt. München braucht
keine dritte Startbahn. Sie ist zu verhindern, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir stellen in den letzten Jahren eine Politik der lee-
ren Versprechen fest. Grundlage ist die große Regie-
rungserklärung aus dem Jahr 2013, die auch die Zu-
kunft für Bayern in der Überschrift getragen hat. Sie
enthält ein gutes Dutzend an Punkten. Ich habe sie
gestern noch einmal durchgeblättert und gelesen, was
von Ihnen, Herr Ministerpräsident, damals alles ver-
sprochen worden ist.

Es hat geheißen, die Ausländermaut werde bald kom-
men; dies sei bayerische Nachhaltigkeit. Es wurde an-
gekündigt, die Asylverfahren auf sechs Monate zu re-
duzieren. Davon sind wir weiter entfernt denn je. Es
wurde gesagt, dass es keine Mütter erster und zweiter
Klasse geben dürfe und die Mütterrente deshalb un-
bedingt angepasst werden müsse. Es hat geheißen,
die Dezentralität der Energieversorgung müsse in
Bayern nach vorn gebracht werden. Heute haben wir
die Stromtrassendebatte. Sie haben eine Klage gegen
den Länderfinanzausgleich angekündigt. – Herr Minis-
terpräsident, das waren jetzt fünf Punkte, die in keiner
Weise verwirklicht worden sind.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Die Klage ist
eingereicht!)

– Ja, die ist eingereicht, aber liegt irgendwo auf Eis,
und es geht nicht vorwärts. Auf alle Fälle sind Sie mit
dem Thema nicht so beschäftigt, wie Sie es sein
müssten. Sie kündigen es für die Zukunft wieder an,
haben es vor drei Jahren angekündigt. Ich glaube, wir
sind von einer Lösung weiter entfernt denn je.

Was den sechsten Punkt angeht, haben Ihnen – das
muss ich sagen – vielleicht die FREIEN WÄHLER
einen Strich durch die Rechnung gemacht. Sie haben
im Jahr 2013 die Garantie abgegeben, dass es keine
Reformen im Bildungsbereich geben wird, weil man
hier ja Ruhe brauche. Jetzt steht eine Reform des
Gymnasiums vor der Tür, die längst hätte kommen
müssen, die von uns angestoßen worden ist. Heute
ist von Ihnen kommuniziert worden, dass es hier Än-
derungen geben werde. Von Ihrer großen Regie-
rungserklärung von 2013 übrig geblieben ist das Ab-
rücken von dieser Garantie. Da sage ich Ihnen:
Danke, dass Sie uns bei der Reform des Gymnasi-
ums entgegengekommen sind. Das ist der einzige
Lichtblick bei dem, was ich heute von Ihnen gehört
habe.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des
Ministerpräsidenten Horst Seehofer)

– Ja, an der Stelle danke ich Ihnen, dass Sie gegen
Ihre Fraktion die Tür für eine vernünftige Entwicklung
geöffnet haben. Leider sehen wir, dass Sie die Frak-
tion beim Thema dritte Startbahn eingesackt und den
Sack oben fest zugebunden haben, damit ja nichts
mehr herauskommen kann. Herr Kreuzer hat für Sie
interpretiert und gesagt, wie Sie dazu denken. Er hat
Sie dazu im Detail nicht reden, sondern Sie es nur am
Rande streifen lassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sie haben eine beeindruckende Zahl von wirtschaftli-
chen Erfolgen aufgezählt und gesagt, Bayern stehe
an der Spitze, und dergleichen mehr. Jawohl, das res-
pektieren wir. Wir sehen es auch so, dass viele wirt-
schaftliche Rahmendaten sehr gut sind, deutlich bes-
ser als in vielen anderen Regionen dieser Republik,
was aber mit Sicherheit nicht nur auf die sehr gute
bayerische Regierung zurückzuführen ist. Vielmehr
haben wir eben auch eine Gesellschaftsstruktur, in
der die Welt noch in Ordnung ist. Wir sind aus einer
Agrargesellschaft herausgewachsen, und die jungen
Hofnachfolger arbeiten heute bei BMW, während die
Kinder des Ruhrgebiets einen Strukturwandel über
sich ergehen lassen mussten und vielleicht deshalb
auch keine Perspektive in der Form haben, wie wir sie
in Bayern durch die beginnende Industrialisierung be-
kommen haben.
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Es ist uns wichtig zu sagen: Jawohl, die Wirtschafts-
daten passen. Aber wir stellen auch fest, dass den
Menschen in diesem Land, nicht nur in Bayern, son-
dern in ganz Deutschland, nicht mehr wohl ist. Man
kann vielleicht sogar formulieren: Der Bauch ist voll,
aber das Herz und das Hirn sind nicht mehr mit dem
zufrieden, wie es läuft. Immer mehr Menschen haben
Angst vor der Zukunft, immer mehr Menschen fragen
sich: Wie geht es weiter? Hat die Regierung das, was
auf uns zukommt, denn noch im Griff? Und bei immer
mehr Menschen kommt es zu einem Verlust des Ver-
trauens in die Regierenden, weil sie sagen, diese sind
offensichtlich von den großen Herausforderungen
überfordert und nicht mehr Herr der Lage.

Das hat sich durch die Flüchtlingspolitik zugespitzt.
Ich glaube, dass die Gemütslage der Menschen vor-
her in Ordnung war, aber spätestens seit Sommer des
letzten Jahres und dann im Herbst des letzten Jahres,
als wir Flüchtlingszahlen von 10.000 und mehr pro
Tag zu verzeichnen hatten, musste die Bevölkerung
erkennen: Die Regierung hat diese Entwicklung nicht
mehr im Griff, und die Bevölkerung hat zunehmend
gefragt: Ja, was tun die denn jetzt? Man hat mit einer
gewissen Apathie auf dieses Thema geschaut.

Herr Ministerpräsident, ich erinnere Sie daran, dass
auch Sie Teil dieser Bundesregierung sind. Auch
wenn Sie sich heute von ihr distanziert haben, sind
Sie doch Teil dieser Berliner Republik. Sie haben rela-
tiv früh gesagt, dass es so nicht weitergehen darf.
Trotzdem werden Sie von den Menschen in dieser
Dreierkoalition in Berlin gesehen, wo man bis heute
die Kurve nicht glaubwürdig gekratzt hat. Ich glaube,
dass dies das Problem ist, das die Bürger zu einer
Polarisierung bringt, das radikale politische Parteien
in die Parlamente bringt und das eine Spaltung der
Gesellschaft nach sich zieht. Ich sage deshalb in aller
Deutlichkeit: Wir müssen alles tun, um Recht und Ge-
setz wiederherzustellen und dem Bürger zu zeigen,
dass der Staat weiterhin Herr der Lage ist. Andernfalls
steht uns eine noch größere politische Polarisierung
bevor, weil die Bürger dann noch mehr Vertrauen ver-
lieren werden.

Herr Seehofer, ich sage Ihnen ganz klar: Das Bellen
nach Berlin allein reicht nicht. Wir haben auch in Bay-
ern sehr viele Aufgaben zu erledigen, die wir auch er-
ledigen könnten. Auch wenn Sie es nicht mehr hören
können, erinnere ich daran, dass die Zahl der Asyl-
richter nicht ausreicht, um die Verfahren ordnungsge-
mäß abwickeln zu können. Die Kommunen werden
beim Thema Integration im Stich gelassen. Sie blei-
ben auf Kosten sitzen, beispielsweise für unbegleitete
Minderjährige, die in Betreuung sind. Allein der Bezirk
Oberbayern muss heuer 70 Millionen Euro und im
nächsten Jahr befürchtet 170 Millionen Euro für unbe-

gleitete Minderjährige in Betreuung oder für 18-Jähri-
ge stemmen, die als unbegleitete Minderjährige kom-
men und dann in der Betreuung bleiben. Die Kosten
für diese Leute werden voll der kommunalen Schiene
zugeordnet.

Das sind Versagensthemen der bayerischen Politik.
Sie müssten dafür Bundesmittel an die bayerischen
Kommunen weiterreichen. Ich rufe Ihnen zu: Lassen
Sie die Kommunen nicht absaufen, sondern helfen
Sie ihnen wenigstens finanziell!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir müssen der Realität beim Flüchtlingsthema in die
Augen schauen. Ich möchte vor allem an Rot-Grün
bezüglich der Debatte um die sicheren Herkunftslän-
der appellieren. Die Bürger draußen verstehen nicht,
dass Länder wie Marokko, Algerien und Tunesien in
der Debatte lange Zeit als Fluchtländer dargestellt
wurden und dies auch in Zukunft sein sollen. Bis
heute sind wir nicht in der Lage, Menschen ordnungs-
gemäß in diese Länder zurückzuführen. Die Bevölke-
rung hat dafür kein Verständnis und gewinnt den Ein-
druck: Die haben ja den Laden nicht im Griff; die
haben nur schöne Parolen; ich bin gezwungen, ande-
re Parteien zu wählen.

Wir müssen den rechten Parteien das Wasser da-
durch abgraben, dass die politische Mitte dieses
Thema löst. Wir müssen der Bevölkerung bei diesem
Thema wieder Orientierung geben. Wir müssen den
Missbrauch gezielt abstellen, indem wir uns an gelten-
de Gesetze halten. Trotzdem müssen wir die Humani-
tät gelten lassen. Ich sage Ihnen an dieser Stelle ganz
klar: Das doppelte Spiel der CSU schafft Verunsiche-
rung und macht viele, die genau hinsehen, wütend.
Eine Frau Stamm organisiert im Landtag Empfänge,
um den Helfern zu danken und ihnen mit warmen
Worten auf die Schultern zu klopfen. Gleichzeitig wird
von ihrem Generalsekretär in einer Talkshow die
Hütte angezündet. Das sind zwei Pole, die nicht zu-
sammenpassen. Damit wird der Bevölkerung erst das
eine und ein anderes Mal wieder etwas anderes vor-
gegaukelt. Der Bevölkerung wird damit gezeigt: Die
nehmen uns ja nicht ernst; die spielen mit uns nur
Katz und Maus und diskutieren Themen auf hohem
Niveau.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wenn ich von einer Diskussion auf hohem Niveau
rede, dann meine ich damit auch die Diskussion über
die Obergrenze. Herr Seehofer, eine große Mehrheit
verbindet damit eine Begrenzung der Zuwanderung
und hält Ihren Vorschlag schon deshalb für unterstüt-
zungswürdig. Die Zahl von 200.000 haben Sie jedoch
schon im Juni dieses Jahres gerissen. Heuer hatten
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wir bereits 350.000 Zuwanderer. Sie haben somit Ihre
selbst gesetzte Latte deutlich übertroffen, fast schon
um das Doppelte. Was soll der Bürger davon halten
und darüber denken? Ich sage Ihnen, was ich darüber
denke und davon halte: Sollte es sich bei diesen Men-
schen wirklich um politisch Verfolgte handeln, werden
Sie nach der Überschreitung der Zahl von
200.000 Menschen nicht Schluss machen können.
Sollten diese Menschen nicht politisch verfolgt sein
und nicht aus Krisengebieten stammen, dann ist diese
Zahl von 200.000 völlig willkürlich gewählt und durch
nichts zu erklären. Sie würde dann ebenfalls ins Leere
laufen.

Die FREIEN WÄHLER fordern deshalb, endlich ein-
mal ein ordnungsgemäßes Zuwanderungsgesetz aufs
Gleis zu setzen, in das wir reinschreiben, wie wir uns
qualifizierte Fachkräfte vorstellen. Das tun auch viele
andere Länder. Dann müssen wir aber umso konse-
quenter bei der unkontrollierten Zuwanderung hin-
schauen. Das wäre ein Weg, der zum Ziele führt, an-
ders als eine ominöse Zahl von 200.000, bei der man
nicht weiß, ob der jeweilige Mensch politisch verfolgt,
hochqualifiziert oder ein IS-Attentäter ist. Sie haben
vorhin gesagt, dass in diesem Zuwanderungsstrom
alle diese Gruppen relativ zufällig dabei seien. Wir
müssen deshalb wissen, wer über die Grenze kommt.
Wir müssen versuchen, diese Zuwanderung zu steu-
ern. Meine Damen und Herren, es würde uns nicht
weiterhelfen, wenn wir bei einer Zahl von 200.000 den
Deckel drauflegen und so tun würden, als sei alles in
Ordnung.

Bei der Zuwanderungspolitik und dem Thema Asyl
müssen wir ganz unten auf der kommunalen Ebene
ansetzen. Ich habe aus der Regierungserklärung nicht
herausgehört, dass den Bürgermeistern, den Ehren-
amtlichen, den Verbänden, den Vereinen und den Kir-
chen vor Ort bei der Steuerung dieses Themas gehol-
fen werden muss. Wenn Sie das nicht hinbekommen,
wird dieses Thema weiterhin ein politischer Spreng-
satz sein. Wir müssen diesen Sprengsatz jetzt ent-
schärfen. Dazu hätten wir alle Möglichkeiten. Bayern
tut jedoch in diesem Bereich nicht das, was es eigent-
lich tun könnte und müsste. Stattdessen zündeln Sie
mit bundespolitischen Forderungen herum, die Sie als
Teil der Koalition selbst umsetzen könnten. Meine
Damen und Herren, wenn Sie in dieser Koalition nicht
gehört werden, müssen Sie sich fragen, ob Sie in die-
ser Koalition noch richtig aufgehoben sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Was ist die Zukunftsvision? Wo wollen wir in den
nächsten Jahren hin? – Ich habe vorhin angedeutet,
dass Sie sich bei vielen Themen grandios falsch posi-
tioniert haben. Beim Thema der dritten Startbahn

reden Sie weiterhin der Metropolisierung Münchens
das Wort, anstatt für Nürnberg Konzepte zu entwi-
ckeln. Bei dem Thema der Stromtrassen haben Sie
sich von dem Gedanken der dezentralen Energiewen-
de verabschiedet, die Sie im Jahr 2013 noch groß
propagiert haben. Mir geht es nicht nur darum festzu-
stellen, dass wir dadurch vom Norden abhängig wer-
den. Mir geht es auch darum festzustellen, welch rie-
siges Wertschöpfungspotenzial wir bei diesem Thema
verschenken. Was haben wir den Landwirten und den
Bürgerenergiegenossenschaften vor einigen Jahren
noch vorgegaukelt? – Der Landwirt ist der Energiewirt
der Zukunft. Die Landwirte haben daraufhin in Biogas-
anlagen und Photovoltaikanlagen investiert. Was ist
daraus geworden? – Die meisten hätten heute lieber
ihr Geld wieder zurück, weil sie sehen, dass sie da-
mals in die Falle gelockt worden sind. Hier ist keine
Sicherheit gegeben.

In Bayern könnten durch eine intelligente Netzpolitik
und eine dezentrale Energieversorgung – ich nenne
nur das Stichwort Smart Grids – Millionen und Milliar-
den erwirtschaftet werden. Wir bräuchten Investitio-
nen in Zukunftstechnologien. Warum macht Bayern
nicht einmal einen Vorstoß in Richtung Methanisie-
rung? In Niedersachsen gibt es entsprechende Pilot-
anlagen, die bei Audi stehen. Warum geht Bayern
nicht den Weg, überflüssigen Strom zu methanisieren,
ihn vor Ort in Gas umzuwandeln und dann wieder zu
verstromen?

Das wäre eine der Visionen, die ich heute von Ihnen
erwartet hätte, und nicht den Vorschlag, die Strom-
trasse nicht oberirdisch zu führen, sondern unterir-
disch zu vergraben. Damit ist die Welt nämlich nicht in
Ordnung. Dies kostet das Drei- bis Vierfache. Das
wird draußen in den Kommunen zu einem Zähneknir-
schen führen, wenn Ihre Trasse konkreter wird. Die
Grundbesitzer werden Hurra schreien, wenn eine
20 Meter breite Trasse durch die Felder gebaggert
wird und diese Trasse in den Wäldern baumfrei gehal-
ten werden muss. Diese Stromtrasse ist auch im ver-
grabenen Zustand ein politisches Eigentor. Sie bringt
uns eine Abhängigkeit vom Norden und verhindert
eine Wertschöpfung in Bayern. Meine Damen und
Herren, beerdigen Sie dieses Thema, solange Sie es
noch können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vielleicht glauben Sie ans Christkind und an die Reali-
sierung dieser Trasse. Ich sage Ihnen: Wenn Sie
diese 30 bis 50 Milliarden Euro in die Energiewende
investiert oder sie den Bürgern vor Ort hätten zukom-
men lassen und damit wirklich moderne Energietech-
niken verwirklicht hätten, wäre das besser gewesen,
als an diese Trasse zu glauben. Ich glaube, dass sie
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an der Realität und an der Finanzierbarkeit scheitern
wird. Sie wird nicht fertig, bevor in Bayern das letzte
Kernkraftwerk vom Netz geht. Wir haben ein paar
Jahre Blindflug. Ich frage mich, wem Sie am Ende er-
klären wollen, dass diese Trassen nötig sind. Ich wün-
sche Ihnen viel Spaß dabei, es draußen in den Bür-
gerdiskussionen durchzusetzen.

Weitere Wertschöpfungsmöglichkeiten, etwa der Tou-
rismus in Bayern, haben wir heute überhaupt nicht ge-
hört. Reden Sie mit den Vertretern des Bayerischen
Hotel- und Gaststättenverbands DEHOGA! Reden Sie
mit den Gastwirten und mit Unternehmern der Über-
nachtungsbranche draußen. Sie sagen: Bayern könn-
te hier noch sehr viel mehr Input brauchen und die
Marke Bayern noch sehr viel mehr in klingende
Münze umsetzen; Stichwort Wettbewerbsfähigkeit mit
den Mitbewerbern.

Sie haben Steuerdebatten gefordert. Eine Senkung
der Mehrwertsteuer auf 7 % für die Gastronomie wäre
ein Befreiungsschlag und eine Investition in den
Fremdenverkehr und die Gastronomie. Dazu habe ich
nichts gehört.

Auch zum Thema Landwirtschaft habe ich nicht ein-
mal einen halben Satz gehört. Vielleicht haben Sie die
Landwirte schon abgehakt. Zur Milchkrise ist von
Ihnen gar nichts gekommen. Vielleicht sehen Sie
diese Krise genauso wenig wie Ihr Agrarminister
Schmidt. Schmidt hat noch vor ein paar Monaten ge-
sagt, er sehe keine Krise. Wenn er die Krise nicht
sieht, dann ist ihm nicht mehr zu helfen.

Als Sie die letzte Regierungserklärung gegeben
haben, hatten wir in Bayern noch 50.000 Milchbauern.
Jetzt sind es nur noch 30.000 Milchbauern. Wenn
diese Milchpolitik so weitergeht, werden wir bei der
nächsten Regierungserklärung kaum noch Milchbau-
ern haben. Dann hat sich auch dieses Thema erledigt.

Ich sage Ihnen: Sie haben auf diese Krise zu spät re-
agiert. Erst jetzt, ganz zum Schluss, hat man sich mit
dem Vorschlag der Milchbauern angefreundet und
sagt: Entschädigung gegen Lieferverzicht. Kaum war
dieser Vorschlag politisch kommuniziert, schon hat
der Handel mit den Molkereien um einige Cent besse-
re Verträge abgeschlossen. Aber in diesen Kategorien
denkt man wahrscheinlich nicht mehr, wenn man von
"Bayern 2030" träumt. Dann gibt es vielleicht keine
Milchbauern mehr. In unserem Weltbild gibt es den
Milchbauern aber noch genauso wie den Hausarzt,
wie die Hebamme und wie den Bürgermeister. Das
sind lauter Berufsgruppen, über die ich heute nichts
gehört habe. Die klare Botschaft ist also: Es gilt, die
bäuerliche Landwirtschaft in Bayern gezielt zu unter-
stützen. Aber Ihnen fiel nichts Besseres ein, als auf

dem Höhepunkt der Milchkrise in Bayern den dritten
Nationalpark auszurufen, um auf Beifall des Bundes
Naturschutz oder von anderer Seite zu setzen. Viel-
leicht hat man gesagt: Wir bauen ein bisschen vor,
damit dann, wenn die dritte Startbahn ausgerufen
werden muss, nicht gar so sehr geschimpft wird; der
Nationalpark ist vielleicht ein Gegenangebot in einem
Kuhhandel. Mit dem Geld, das Sie für einen dritten
Nationalpark in Bayern bräuchten, sollten Sie besser
die bereits bestehenden Naturschutzleistungen an die
Landwirte

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

und die Landschaftspflege der Landschaftsverbände
in den Landkreisen unterstützen. Die Bauern könnten
mit diesen Mitteln häufig etwas dazuverdienen, indem
sie unsere Landschaft pflegen. Sparen Sie Ihre 10,
20, 30 Millionen Euro ein, die Sie sich für einen weite-
ren Nationalpark erträumen. Hören Sie bitte auf, die
Menschen von oben zwangsbeglücken zu wollen. Sie
sind ja schnell zurückgerudert und haben gesagt, das
gehe natürlich nur in Absprache mit den Bürgern vor
Ort. Aber wenn ich vor Ort nichts höre und aus keiner
Region Bayerns den Ruf vernehme, dass unsere
Landschaft an der Stelle mit einem Nationalpark
schützenswert wäre – damit hätten wir vielleicht Mehr-
einnahmen für den Tourismus –, dann kann man doch
bei einer Klausur nicht eine solche Kopfgeburt in die
Welt setzen. Vielleicht war das irgendein Gag aus der
CSU-Propagandamaschine. Aber draußen ist dies bei
den Waldbesitzern und den Kommunen auf viel Miss-
fallen gestoßen.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Dort wird signalisiert: Wir haben es in Bayern. Wir
legen Flächen still und gründen auch im Norden Bay-
erns noch eine Borkenkäferzuchtstation, weil die an-
deren nicht reichen.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Gehen Sie mit den Menschen. Investieren Sie in be-
stehende Strukturen, und erfinden Sie nicht ständig
neue Seifenblasen, die am Ende an der Realität
scheitern. Vieles von dem Gesagten kommt mir vor,
als würden Sie sagen: Liebe Kinder, da ist ein Regen-
bogen; lauft mal dorthin, wo der Regenbogen die Erde
berührt, und grabt nach dem Schatz.

2030 sind wir schuldenfrei. 2025 haben wir die Barrie-
refreiheit. Alles wird in die Zukunft projiziert. Auch der
Wohnungsbau ist für die nächsten zehn Jahre ge-
plant. Gehen wir nur drei Jahre zurück, stellen wir
fest, dass all das, was Sie uns damals versprochen
haben, nicht eingetroffen ist. Daraus lese ich ab, dass
Sie auch diese Seifenblasen wieder nur in die Luft
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setzen und sagen, das höre sich gut an, irgendein
Nachfolger werde das schon umsetzen. Aber passen
Sie bei den Zukunftsvisionen auf, dass Sie selber
nicht daran gemessen werden, stellen Sie die Vorha-
ben sehr weit in die Zukunft.

Wir FREIEN WÄHLER gehen auf die Bürger zu und
fragen, wo es brennt, wo der Schuh drückt und wie
wir die aktuellen Probleme der Bürger lösen können.
Wir sehen, dass viele der hier gemachten Ankündi-
gungen Größenwahn sind und dass Sie die kleinen
Dinge vergessen: Wir kündigen Nationalparke an,
aber kümmern uns nicht um die Milchbauern. Wir kün-
digen die großen Stromtrassen an, aber kümmern uns
weder um den Biogasbauern noch um den Photovol-
taik- und den Windkraftanlagenbesitzer, der vor Ort
ständig neue Auflagen bekommt. Ihm wurde vor ein
paar Jahren gesagt, er solle in Photovoltaikanlagen
investieren. Aber plötzlich muss er eine eigene Steu-
ererklärung abgeben und für den Steuerberater mehr
Geld hinlegen, als er mit der Photovoltaikanlage ver-
dient. Das sind die Dinge des realen Lebens. Da
scheitern Sie und vertrösten die Menschen auf die Zu-
kunft. Das wollen wir heute hinterfragen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir müssen bei vielen weiteren Themen den Blick auf
das Kleine lenken. Wir FREIEN WÄHLER haben etwa
das Thema "flächendeckende Versorgung mit Hebam-
men" auf den politischen Schild gehoben.

Herr Ministerpräsident, Sie waren selber Gesund-
heitsminister. In Neuburg wird die Geburtshilfeabtei-
lung geschlossen. Immer mehr Krankenhäuser müs-
sen die Geburtshilfeabteilung schließen, weil sie sie
unter den jetzigen Rahmenbedingungen nicht mehr
betreiben können. Insofern würde ich mir von Ihnen
einen Befreiungsschlag wünschen, um dort über eine
bessere Krankenhausfinanzierung und dergleichen zu
helfen. Gemeinsam mit dem Kollegen Karl Vetter
haben wir auch den Vorschlag gemacht, für Hebam-
men einen Haftungsfonds einzurichten, damit diese
Abteilungen nicht aus wirtschaftlichen Gründen ge-
schlossen werden müssen und die Anzahl der He-
bammen nicht reduziert werden muss. In einer Zeit, in
der die Anzahl der Geburten wieder steigt, sind wir
nicht in der Lage, dort, wo das Leben beginnt, als
Staat ordentlich unter die Arme zu greifen. Der Staat
schaut vielmehr zu, wie die Versorgung mit Hebam-
men wegbricht, und träumt stattdessen von "Bay-
ern 2030", was alles in die Luft geschrieben ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Auch das Hausärztesterben interessiert außer den
FREIEN Wählern niemanden mehr. Wir fordern wei-
terhin Konzepte, um die Ansiedlung von Hausärzten

besser zu unterstützen und die Versorgungsbezirke
anders zuzuschneiden, um die Fachärzte in die Flä-
che zu bekommen. Ferner fordern wir, die kleinen
Krankenhäuser besser zu unterstützen; denn bei der
Finanzierung der Krankenhäuser ist in den letzten
Jahren ein Raubbau sondergleichen betrieben wor-
den. Deshalb sind die Landkreise am Ende gezwun-
gen, die Krankenhäuser zu privatisieren oder zu
schließen.

Bei all diesen Fehlentwicklungen müssten wir in Bay-
ern die Dinge im Kleinen regeln. Hier will man aber in
der Sonne groß glänzen. Wir sind zwar besser dran
als das rot-grüne Feindesland irgendwo außerhalb
der bayerischen Grenzen, aber das ist uns zu wenig.
Wir fordern hier eine konsequente Politik für die Hei-
mat. Wir sehen bei diesen Themen einem Größen-
wahn die Tür geöffnet, ohne dass man das Ende be-
denkt.

Herr Ministerpräsident, die Freihandelsabkommen
TTIP und CETA haben mir in Ihrer Regierungserklä-
rung völlig gefehlt: Sie haben dieses Thema auch
2013 nicht angesprochen. Ich habe mir gedacht:
Okay, vielleicht ist es noch nicht so weit. Wir haben
damals die Freihandelsabkommen TTIP und CETA
als Einzige zum Thema gemacht. Da steht eine Ab-
stimmung über eine grundsätzliche Neuorientierung
des Zuschnitts der Wirtschaftsprinzipien, der Handels-
beziehungen und dergleichen mehr im Raum. Sie ver-
lieren in einer mehr als einstündigen Rede nicht ein
Wort über ein Freihandelsabkommen, gegen das vor
wenigen Tagen über 20.000 Menschen protestiert
haben. Auch in München gab es Proteste. Sie denken
dieses Thema nicht zu Ende. Ich bin überzeugt: Sie
wissen im Detail genauso wenig wie ich, wie sich
diese Abkommen auswirken werden. Diese Abkom-
men enthalten sehr viele Fallstricke. Es gibt sehr viele
Gutachten, die glaubwürdig bestätigen, dass dort ein
Vorsorgeprinzip aus den Angeln gehoben wird. Sie
nehmen das alles schulterzuckend hin und hoffen,
das wird schon gut gehen.

Meine Damen und Herren, Sie haben damals noch
nicht einmal das Thema Mindestlohnbürokratie zu
Ende gedacht. Sie haben den Koalitionsvertrag unter-
schrieben. Im Nachhinein hat dann Wirtschaftsminis-
terin Aigner gesagt: So war das nicht geplant. Da ist
etwas anderes herausgekommen, als wir gemeint
haben. – Nicht einmal das Thema Mindestlohnbüro-
kratie hatten Sie also auf dem Schirm. Nun aber glau-
ben Sie, das Thema CETA und TTIP auf dem Schirm
zu haben. Ich sage Ihnen: Selbst der beste Anwalt
wird das nicht im Zielkorridor haben können, weil die
Abkommen nämlich so viele Interpretationsmöglich-
keiten offen lassen, dass die Freihandelsabkommen,
wie sie heute aufgesetzt sind, ein Risiko für die De-
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mokratie und für den Verbraucherschutz sind. Sie sind
auch ein Risiko für den Mittelstand, weil der Meister-
zwang zur Disposition steht. Ich sage Ihnen, mit die-
ser Politik gewinnen Sie nicht die Zukunft, sondern
Sie arbeiten da mit ungedeckten Schecks. Sie unter-
schreiben damit Dinge, die Sie oben und im KIeinge-
druckten gar nicht gelesen haben können.

Ich sage Ihnen noch einmal: Konzentrieren Sie sich
darauf, was Sie in Bayern machen können. Unterstüt-
zen Sie nicht diesen Größenwahn. Ich erwarte von
Ihnen, dass Sie im Bundesrat die Stimme Bayerns
davon abhängig machen, wie die Bevölkerung dazu
steht. Fragen Sie das Volk. Das war doch eine große
Ankündigung von Ihnen in der Regierungserklä-
rung 2013. Sie sprachen von einer Koalition mit dem
Bürger und von dem neuen Instrument der Volksbe-
fragung. Wo, wenn nicht hier, ist dieses Instrument
richtig angelegt? – Fragen Sie doch die Bürger, ob
diese CETA wollen. Heben Sie nur dann die Hand,
wenn die Bürger das wollen, aber bitte machen Sie es
nicht einfach so, wie bisher.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich glaube, das berührt den Kern dessen, wo die Poli-
tik in den nächsten Jahren hin muss. Wir werden die
Bürger immer mehr verlieren, wenn diese das Gefühl
haben, nicht mitgenommen zu werden. Wenn
20.000 Menschen in München auf dem Odeonsplatz
stehen und sagen: "Ich will ich das nicht!", wenn es
viele Umfragen von Bürgerinnen und Bürgern gibt, die
sagen: Ich will das nicht!", dann müssen Sie doch ver-
suchen, das der Bevölkerung gut zu erklären, und
dann müssen Sie das Votum des Volkes einholen.

Sie haben angekündigt, die Bevölkerung zur drit-
ten Startbahn des Münchner Flughafens zu befragen.
Bitte tun Sie das. Sie werden dort wieder dasselbe Er-
gebnis wie bisher bekommen. Ihnen wird es sogar
recht sein; denn ich bin davon überzeugt, dass Sie im
Herzen gegen diese dritte Startbahn sind. Ihre Frak-
tion hat Sie aber, unter welchen Umständen auch
immer, dazu genötigt, dafür zu sein. Ihre heutige Er-
kenntnis, dass Sie nun – plötzlich – für die dritte Start-
bahn sind, hat mich schon sehr überrascht.

(Markus Rinderspacher (SPD): Mich auch!)

Hoffentlich haben Sie vorher durchgelesen, was man
Ihnen in die Rede hineingeschrieben hat, Herr Seeho-
fer. Ich gehe aber schon davon aus.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Unruhe bei
der CSU)

Meine Damen und Herren, wir müssen das, was in
Bayern noch einigermaßen gut funktioniert, weiterhin

hegen und pflegen wie unseren Augapfel. Das ist die
Landwirtschaft, das ist der Mittelstand, das ist die Tou-
rismusbranche, die wir gezielt weiter entwickeln müs-
sen. Wir müssen neue Baustellen gezielt abarbeiten.
Wir haben beispielsweise das Problem des Woh-
nungsmangels. Auf dem Land haben wir leerstehende
Wohnräume, in den Städten aber bestehen riesige
Defizite. In den letzten zwölf Jahren ist von Ihrer Seite
diesbezüglich nichts passiert. Es gab keine Wohn-
raumförderung. Man hat sogar die GBW-Wohnungen
für einen Apfel und ein Ei verhökert. Jetzt steht man
vor der Frage, wo der soziale Wohnraum denn her-
kommen soll. Wir haben damals schon davor ge-
warnt, die Wohnungen zu verkaufen. Heute sind Sie
gezwungen, Schnellbaulösungen für Flüchtlinge auf
die grüne Wiese zu stellen. Es stößt vor Ort nur auf
begrenzten Applaus, wenn man plötzlich im Außenbe-
reich bauen darf, was man früher nicht durfte. Das
alles sind Hauruck-Aktionen, die Weitblick und Vo-
rausschau deutlich vermissen lassen.

Ich sage nicht, dass wir alles richtig machen oder
alles im Voraus erkennen. Wir dürfen uns aber zugu-
tehalten, dass wir, die FREIEN WÄHLER, auf alle
diese Entwicklungen schon vor ein paar Jahren hinge-
wiesen haben. Wir weisen auch heute darauf hin,
dass die Startbahn ein Fehler ist, dass die Stromtras-
sen ein Fehler sind. Wir weisen darauf hin, dass wir
die erneuerbaren Energien nach vorn bringen müs-
sen. Wir müssen den Mittelstand stützen und stärken.
Bei der Bildungspolitik müssen wir unten beginnen.
Wir müssen beispielsweise die Vision einer kostenfrei-
en Kinderbetreuung in Bayern in den Raum stellen.
Die sollten wir in ein paar Jahren aufs Gleis bringen.
Das wäre eine Vision, wie ich sie mir heute gewünscht
hätte, anstatt eines zähneknirschenden Zugebens,
dass Ihr Vorgänger das Gymnasium in den Sand ge-
setzt hat, was jetzt ausgebügelt werden muss.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Streben Sie im Sinne einer besseren Familienförde-
rung die Kostenfreiheit der Kinderbetreuung an. Die
Kinderbetreuung sollte für die Eltern wirklich kosten-
frei sei. Gehen Sie in die Grundschulen und sorgen
Sie dafür, dass wir dort kleinere Klassen bekommen.
Ich höre – zwar nicht täglich, aber doch wöchentlich –
Beispiele aus der Praxis wie diese: Eine Lehrerin hat
25 Grundschulkinder und bekommt dann noch zwei
Flüchtlingskinder dazu, die kein Wort Deutsch spre-
chen. Die Lehrerin bekommt aber kein zusätzliches
Personal. Meine Damen und Herren, das geht doch
nicht in einer Zeit, in der wir Tausende junge Lehrer in
andere Bundesländer wegziehen lassen. Wir bilden
diese jungen Leute teuer aus, doch bei uns fehlt das
Personal. Am Ende aber macht man aus den Lehr-
kräften sogar Zeit- und Leiharbeiter; denn 10 % der
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Lehrkräfte sind inzwischen nicht einmal fest beschäf-
tigt. Nach den Ferien hofft man, dass sie noch im
Lande sind. Das ist doch keine vorausschauende Po-
litik, meine Damen und Herren! Das ist eine Politik im
Rückspiegel: Man schaut: Habe ich jemanden über-
fahren, weil es gescheppert hat? Man blickt aber nicht
voraus.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zum Thema Gymnasium noch einmal unsere klare
Forderung: Macht den Weg frei für die Wahlfreiheit
zum neunjährigen Gymnasium. Sie werden sehen,
das wird ein Erfolgsmodell. Haben Sie keine Angst
vor diesem Erfolg. Sie wollen das Hurra natürlich im
Wahljahr 2018 feiern und deshalb nicht bereits heuer
die Zügel locker lassen. Wir haben Sie mit diesem
Thema drei, vier Jahre lang bombardieren müssen,
bis Sie endlich umgedacht haben. Es wäre schön,
wenn in Bayern gute Vorschläge der Opposition früher
gehört würden, nicht erst nach drei bis vier Jahren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir wissen, ein Großteil des bayerischen Wohlstands
hängt vom Export ab. Wir wissen, der Exporterfolg un-
serer Wirtschaft ist der innere Motor unseres Wohl-
stands. Dann helfen Sie doch den Mittelständlern. Da
gibt es nur die vage Andeutung: Die Erbschaftsteuer
wird irgendwo verhandelt. Das sorgt doch weiterhin
für große Verunsicherung. Machen Sie den Weg frei!
Hier appelliere ich auch an die SPD: Streichen Sie die
Erbschaftsteuer ersatzlos! Wegen dieser paar Milliar-
den Euro, um die es bundesweit geht, brauchen Sie
den mittelständischen Familienbetrieben nicht über
Wochen und Monate den Steuerberater ins Haus zu
schicken. Lasst die Leute in Ruhe arbeiten.

Vor ein paar Tagen war ich im Landkreis Roth in Mit-
telfranken bei einem SPD-Kreisrat. Herr Krebs ist ein
sehr innovativer Unternehmer mit 300 Mitarbeitern.
Auch solche Leute denken darüber nach. Es ist eine
sehr innovative Firma, ich will an dieser Stelle aber
keine Zahlen nennen. Diese Firma würde mittlerweile
einen sehr hohen Preis erzielen, wenn sie ein ameri-
kanischer Investor übernehmen würde. Solche Leute
wollen ihr Lebenswerk am Ende nicht mit dem Staat
teilen müssen; so sagt er nämlich schon heute, mit
Mitte 50: Ich fahre lieber öfter nach Mallorca und habe
weniger Sitzungen in der Firma. Geben Sie diesen
Leuten doch die Freiheit, nach außen erfolgreich ar-
beiten zu können. Lassen Sie den Mittelstand in Ruhe
arbeiten.

Ich sagen Ihnen noch etwas: Geben Sie dieser Wirt-
schaft, geben Sie diesen Unternehmen die guten
Leute an die Hand. Damit sind wir wieder beim neun-
jährigen Gymnasium und auch bei der Wiedereinfüh-

rung des Diplomingenieurs. Auch das ist eine Forde-
rung der FREIEN WÄHLER. Was wir heute an
wirtschaftlichem Wohlstand erarbeitet sehen, das ist
zu einem großen Teil Produkt der Arbeit von Ingenieu-
ren und von Menschen mit qualifizierten Schulab-
schlüssen. Wohin wir mit Ihren Bachelors kommen,
das wissen wir noch nicht. Nichts gegen diese Leute,
die haben keine ordentliche Alternative. Wir aber
rufen Sie auf: Führen Sie dort, wo es Sinn macht und
wo es auch gewünscht wird, den Diplomabschluss,
den Diplomingenieur wieder in das Studium ein, so
wie wir das G 9 wieder im Gymnasium einführen.
Meine Damen und Herren, auch das wäre ein Beitrag
zur Qualitätssteigerung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir glauben, wir, die FREIEN WÄHLER, können viele
gute Ansätze und Anstöße für eine bessere baye-
rische Landespolitik geben. Die werden wir auch wei-
terhin geben. Wir werden auch weiterhin an Dinge er-
innern, die irgendwo steckengeblieben sind. Hier nur
das Stichwort Hochwasserschutz. Im Frühjahr dieses
Jahres sind wir alle in neu gekauften Gummistiefeln
vor Ort gewesen und haben den Hochwasserschutz
versprochen. Auch ich habe das getan. Meine Damen
und Herren, wir alle haben hier im Landtag die neue
große Säule angekündigt, den dezentralen Hochwas-
serschutz. Was aber ist daraus geworden? – Bis
heute nichts. Bis heute ist die Realität doch so, dass
die Kommunen die Hälfte der Investitionen für die
Rückhaltebecken selber tragen müssen. Bis heute
sind sehr teure Verfahren abzuwickeln. Bis heute
sagen viele Bürgermeister: Ich würde etwas tun, aber
unter diesen Rahmenbedingungen – zu schlecht fi-
nanziert, zu viel Bürokratie – fasse ich nichts an; da
hoffe ich, dass nichts passieren wird.

Das ist zu wenig. Wir wollen keine Politik des "Hoffen
wir mal, dass nichts passieren wird", sondern wir wol-
len eine Politik, mit der wir Erkenntnisse in Handeln
umsetzen können und bei der wir auf diejenigen
hören, die draußen tätig sind. Ich kann Ihnen Namen
von Bürgermeistern aufzählen, die sagen, sie würden
etwas tun, wenn die Bedingungen besser wären. Ich
appelliere daher an Sie: Machen Sie den Weg frei für
mehr dezentralen kommunalen Hochwasserschutz.
Unser Gedanke lautet dabei wieder "Heimat statt Grö-
ßenwahn". Wir setzen auf diese dezentralen Konzep-
te mit den Bürgermeistern. Sie dagegen setzen für
Bayern auf ein paar riesige Polder, wobei die Men-
schen am Ende eine Entscheidung bekommen, die
übers Knie gebrochen wurde, obwohl sie das vor Ort
nicht wollen und die Bürgermeister, die Landkreise
und die Grundbesitzer diesen Weg nicht mitgehen.
Ein solches Vorgehen mag an der einen oder anderen
Stelle nötig oder akzeptabel sein. Setzen Sie es dann
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bitte ordentlich um. Gehen Sie aber ansonsten den
Weg der Dezentralität beim Hochwasserschutz. Die-
ser fehlt mir an dieser Stelle ganz entschieden. Ich
will nicht, dass wir im Frühjahr nächsten Jahres vor
der nächsten Katastrophe stehen.

Jetzt kommt ein bisschen Fachchinesisch für die Ag-
rarpolitik. Es gibt heute so viele Energiepflanzen, die
erosionsmindernd sind. Ich nenne hier die Durch-
wachsene Silphie. Sie ist eine großartige Biogas-Er-
satzpflanze für Mais, die mehrjährig ist, den Humus
zurückhält, die Hänge befestigt und in Biogasanlagen
bestens verarbeitet werden kann. Machen Sie den
Weg für die Akzeptanz solcher Pflanzen für das Gree-
ning frei. Das würde den Bürgermeistern draußen
viele Sorgenfalten nehmen, weil dann erosionsgefähr-
dete Hänge nicht mehr mit Mais, sondern mit solchen
Pflanzen bepflanzt würden. All das sind kleine Vor-
schläge aus der Praxis, die in Ihrem großen Weltbild
vielleicht keinen Platz haben. Aber es gibt die FREI-
EN WÄHLER, um diese Dinge ins Gespräch zu brin-
gen.

Ich sage es nochmal: In unserem Weltbild gibt es die
Gemeinde noch, gibt es den Bauern noch, gibt es den
Arzt noch, gibt es die Hebamme noch, gibt es den
Mittelständler noch, gibt es den Apotheker noch, gibt
es den Arbeiter noch, gibt es die alleinerziehende
Mutter noch. All das gibt es in Ihrer "Zukunftsvision
Bayern" nicht. Ich bitte Sie, sich das zu notieren. Ich
habe immer die Hoffnung, dass Sie den einen oder
anderen Punkt aufgreifen. Ich wünschte, Sie würden
voll von uns abschreiben und das übernehmen, was
Sie für gut befinden.

(Kerstin Schreyer (CSU): Da kommt doch nichts
raus!)

– Natürlich ist wieder eine gewisse Überheblichkeit zu
hören, wonach man von den FREIEN WÄHLERN
nichts abschreiben müsse. Ich erinnere: Abschaffung
der Studiengebühren, G 9, ländlicher Raum, schnelles
Internet sind alles Dinge, die von uns gekommen sind,
und zwar lange, bevor Sie darüber nachgedacht
haben. Ich glaube, die Übernahme solcher Punkte
würde diesem Land guttun. Es würde dieser Regie-
rung guttun, ein bisschen mehr FREIE WÄHLER und
ein bisschen weniger größenwahnsinnig zu sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne wünsche
ich mir, dass Bayern in den nächsten Jahren besser
regiert wird als in der Vergangenheit. Wir sind bereit,
hierzu unseren Beitrag zu leisten. Ich glaube, dass
dieses Haus insgesamt viele gute Ideen aus allen
Richtungen zusammenführen muss. Die Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen, sind nicht klein, son-

dern riesengroß. Es gilt, den Vertrauensverlust gegen-
über der Politik aufzufangen. Es gilt, die Bürger
zurückzuholen und nicht zu sagen, der Wähler sei
schuld, wenn die Dinge so ausgehen, wie man sie
nicht haben will. Holen Sie die Bürger wieder an die
Politik. Sorgen Sie für mehr Bürgerbeteiligung. Hören
Sie auf die Bürger! Ich glaube, dann ist die richtige
Entscheidung für die Zukunft Bayerns getroffen: mehr
Heimat, weniger Größenwahn.

(Anhaltender Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. – Als nächsten Redner bitte ich nun Herrn Hart-
mann ans Rednerpult.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sehr geehrter Herr Ministerpräsident!
Sie haben wirklich viel geredet. Sie haben viel gesagt.
Aber Sie haben erkennbar keinen Plan für Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Den Bayernplan 2.0 bekommen Sie nachher von uns.
Sie haben nur eines angesprochen. Sie bitten die
Landeshauptstadt München darum, ein Ratsbegehren
zur dritten Startbahn durchzuführen. Wenn die Gestal-
tungskraft der einst so mächtigen CSU darin besteht,
eine Landeshauptstadt zu bitten, ein Ratsbegehren
zur dritten Startbahn durchzuführen, ist das wirklich
erbärmlich.

(Beifall bei den GRÜNEN – Ministerpräsident
Horst Seehofer: Wir wollen Partnerschaft, nicht
Konflikte!)

Zwei andere Wörter in Ihrer Rede haben mich aber
durchaus entsetzt. Sie haben sie nur ganz leise ge-
sagt: "Weltoffen und Heimatliebe". Drei Wörter. Da
frage ich mich, welche Weltoffenheit darunter zu ver-
stehen ist. Diejenige von Andreas Scheuer? – Bei der
Heimatliebe frage ich mich: Ist es Heimatliebe, eine
Lifttrasse durch das Naturschutzgebiet am Riedberger
Horn zu schlagen? – Das hat keiner vor Ihnen hinbe-
kommen. Ich muss sagen: Drei Wörter, und zwei
davon sind eine Lüge.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, in ei-
nigen Wochen ist es wieder soweit. Dann wird das
Unwort des Jahres bekannt gegeben. Ich kann es
Ihnen heute nicht verraten. Ich kenne es selber nicht.
Aber ich weiß, was das Unwort des Jahres wäre,
wenn es eine CSU-Jury gäbe. Ihr Unwort des Jahres
wäre "Wir schaffen das". Sie werden seit zwölf Mona-
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ten in einer echten Dauerschleife nicht müde, immer
wieder zu wiederholen: Wir sind mit den Flüchtlingen
überfordert, wir haben keine Kontrolle mehr, wir schaf-
fen das nicht. Es ist kein Wunder, dass Sie heute kei-
nen Plan für Bayern darlegen konnten, da Sie sich
zwölf Monate lang an der Bundeskanzlerin abgearbei-
tet haben, damit sie irgendwann, wie Sie es wün-
schen, zugibt, dass sie im letzten Jahr falsch lag. Am
liebsten wäre Ihnen wahrscheinlich, wenn sie sich
Heinrich IV. zum Vorbild nähme mit seinem Bußgang
nach Canonsa.

(Ministerpräsident Horst Seehofer: Canossa!)

– Canossa, Entschuldigung. Ich bin heute leicht erkäl-
tet.

(Zuruf von der CSU: Ja, ja!)

Canossa. Frau Merkel im Büßerhemd auf dem Weg
ins Kloster Banz. Das ist Ihre politische Vision. Das ist
wirklich armselig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich frage mich, was eigentlich Ihr Problem ist mit dem
Ausdruck "Wir schaffen das". Geht es Ihnen wirklich
um eine andere Flüchtlingspolitik, obwohl Sie ganz
genau wissen, dass es zu einer humanitären und poli-
tischen Katastrophe gekommen wäre, hätten wir im
letzten Jahr anders entschieden und die Grenzen
dichtgemacht? – Nein, etwas anderes treibt Sie um.
Es ist die Angst vor Veränderungen. Da geht es kei-
neswegs nur um Einwanderung. Sie haben es vorher
gesagt: Bayern muss Bayern bleiben. Man hört auch
immer wieder: Deutschland muss Deutschland blei-
ben. Der CSU-Bürgermeister von Riedenburg hat es
so ausgedrückt: Wir wollen leben wie unsere Vorväter.

Meine sehr geehrten Kolleginnen von der CSU-Frak-
tion, Frauen spielen in der Gesellschaft der Vorväter
keine Rolle, genauso wie Menschen mit Migrationsge-
schichte, genauso wie Lesben und Schwule oder
Menschen mit Behinderung. Meine sehr geehrten Kol-
legen von der CSU, Sie haben ein Riesenproblem mit
allen Menschen, die nicht dem entsprechen, was Sie
als kulturell normal empfinden. Sie würden alle ver-
meintlich anderen lieber aus der Gesellschaft draußen
halten, anstatt sie willkommen zu heißen. Dann
kommt man zwangsläufig zu dem Schluss: "Wir schaf-
fen das nicht".

Eine moderne Gesellschaft bedeutet Vielfalt. Man hält
Vielfalt durch den Rechtsstaat zusammen, nicht durch
Gleichmacherei mit einem normierten Leitkult, der von
oben aufgesetzt ist. Herr Kreuzer hat mehrfach die
Umfrage der CSU erwähnt. Sie haben die Frage aber
nicht genau vorgelesen. Es wurde gefragt:

Halten Sie es deshalb für richtig, dass bei der In-
tegration die Regeln unseres Zusammenlebens,
also unsere Leitkultur, zum Maßstab gemacht
werden?

Die Frage hat sich tatsächlich auf die Regeln des Zu-
sammenlebens bezogen.

(Heiterkeit beim Abgeordneten Markus Rinders-
pacher (SPD))

Es ist jedoch selbstverständlich, dass man Regeln
einhält. Die Regeln sind bei uns im Grundgesetz nie-
dergeschrieben, und es ist gut, dass die Mehrheit der
Bevölkerung das so sieht.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Der Rechtsstaat muss eine moderne Gesellschaft zu-
sammenhalten. Das heißt natürlich – das wissen auch
wir –, dass es schwieriger wird, alle unter einen Hut
zu bringen, wenn die Unterschiede größer werden.
Dieser Verantwortung müssen wir uns aber stellen.
Wenn man sich nicht nur Ihre heutige Regierungser-
klärung, sondern auch die Überschriften und Unter-
überschriften in den Zeitungen der letzten zwölf Mo-
nate anschaut, möchte man jedem, der hier jammert,
empfehlen: Augen auf bei der Berufswahl! Wir müs-
sen mit Optimismus und Tatkraft an die Aufgabe he-
rangehen. Das heißt nichts anderes als: Das schaffen
wir!

Zäune aufzustellen und die Decke über den Kopf zu
ziehen, ist jedenfalls keine Lösung. Dieser fehlende
Mut, Ihr trotziges "Wir wollen es gar nicht schaffen",
ist ansteckend. Das zieht sich – wir haben es heute
wieder in der Regierungserklärung gesehen – mittler-
weile wie ein roter Faden durch Ihre Politik. Den
Geist, der stets verneint, brauchen wir nicht. Wir müs-
sen in Bayern die Kräfte des Gelingens wecken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fangen wir mit dem ländlichen Raum an. In Bayern
leben mehr Menschen auf dem Land als in den meis-
ten anderen Bundesländern, und nahezu alle leben
dort gerne, aber nicht wenige überlegen, ob sie in die
Stadt ziehen. Ein Drittel der Jüngeren, fast die Hälfte
der gut Ausgebildeten, trägt sich mit diesem Gedan-
ken. Das hat eine Umfrage gezeigt, die wir gemacht
haben. Sie hat aufgezeigt, wo die Menschen der
Schuh drückt. Zwei Punkte aus diesem Bereich:

Erster Punkt: der Ausbau des breitbandigen Internets
in Bayern. Es ist doch unstrittig, dass eine gute Inter-
netversorgung für unser Leben immer wichtiger wird,
sei es beruflich, sei es für private Kontakte oder auch
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in Zukunft für den einen oder anderen Behördengang
oder eines Tages auch noch mehr für medizinische
Dienstleistungen. Da spielt die Frage eine entschei-
dende Rolle, ob ich gut angebunden bin oder nicht.
Fast ein Drittel der Menschen im ländlichen Raum, die
wir befragt haben, ist mit dem Internetzugang nicht
zufrieden. Ich sage Ihnen: Deren Zahl wird weiter stei-
gen. Neue Anwendungen erfordern mehr Bandbreite.
Wir haben sie leider nicht. Sie setzen mit Ihrem Aus-
bauprogramm – Sie geben viel Geld dafür aus, das
kann man gar nicht in Abrede stellen – auf das her-
kömmliche Kupferkabel. Letztendlich heißt das: Wir
motzen einen alten Klingeldraht auf. Damit gewinnen
wir keine Zukunft.

Der Verband der Netzausrüster hat letztes Jahr nach-
gerechnet: Weniger als ein Prozent der Haushalte in
Deutschland verfügen über einen Glasfaseranschluss.
Wir sind Schlusslicht in Europa, und Sie helfen mit
Ihrem Förderprogramm mit, dass das so bleibt; Sie
fördern alte Technologien statt Glasfaser. Der Glasfa-
ser gehört die Zukunft. Wenn wir heute in Glasfaser
investieren, liefert sie über Jahrzehnte gute Rendite.
Ich erwarte, dass Bayern in der europäischen Spitze
mitspielt und nicht Schlusslicht ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Kreuzer hat sich vorhin durchgehend an der SPD
abgearbeitet, weil sie angeblich keine Ziele hätte. Ich
sage Ihnen ganz konkret ein Ziel bei diesem Thema,
bei einer Zukunftstechnologie für unseren Wirtschafts-
standort: Glasfaser statt Klingeldraht in jedes Wohn-
zimmer, und das in den nächsten zehn Jahren! Wenn
man das wirklich will, ist das in Bayern zu schaffen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der zweite Punkt: die Anbindung des ländlichen Rau-
mes an Bus und Bahn. Die Hälfte der Menschen im
ländlichen Raum ist mit dem Angebot unzufrieden.
Jeder, der im ländlichen Raum lebt oder gelebt hat,
weiß das: Wenn Schulbusse fahren, klappt es ganz
gut, aber am Abend oder an den Wochenenden oder
in den Ferien kommt der Bus nur selten. Er kommt
sogar seltener als die Demut bei Markus Söder. Mar-
kus Söder muss selber damit klarkommen. Für die
Menschen auf dem Land ist unser Ziel ganz klar: die
grüne Mobilitätsgarantie für ganz Bayern – von 5 Uhr
früh bis 24 Uhr abends stündlich ein Angebot.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mobilitätsgarantie und Glasfaser für alle – das wäre
ein Quantensprung für den ländlichen Raum und eine
echte visionäre Politik für Bayern. Genau die brau-
chen wir, damit die Menschen auch in Zukunft gerne
im ländlichen Raum leben.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die
Kräfte des Gelingens sind auch bei der Energiewende
und beim Naturschutz dringend gefragt. Auch dazu
kommt von Ihnen nur der Satz: Wir schaffen das nicht.
Ein kurzer Rückblick, zwei Kollegen haben das schon
getan: 2013 – drei Jahre sind vergangen – hieß es
noch ganz anders. Wir wollen, dass in Bayern so viel
Strom erzeugt wrd, wie hier verbraucht wird, so hieß
es in Ihrem "Bayernplan". Letztes Jahr hat das Haus
von Ilse Aigner eingestehen müssen, dass wir künftig
die Hälfte des Stromes importieren müssen. Von
wegen "Bayernplan" erfüllt! – "Bayernplan" aufgege-
ben! Für ein starkes Industrieland ist das ein peinli-
ches Eingeständnis.

Wir kriegen es nicht hin, weil Sie den Ausbau der
Windkraft abgewürgt und obendrein noch den Bau der
Windkraftadern in den Norden gebremst haben. Diese
kommen zwar jetzt mit drei Jahren Verspätung. Der
Stromkunde wird dafür aber einen gewissen Seeho-
fer-Versäumnisaufschlag zahlen müssen. Durch die
dreijährige Verspätung werden mehrere Eingriffe in
das Stromnetz notwendig, um Schwankungen auszu-
gleichen. Der Stromkunde wird jedes Jahr dafür be-
zahlen müssen – wirklich ein Seehofer-Versäumni-
saufschlag!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dabei sind Wind- und Sonnenstrom so günstig wie
noch nie. Ich war vor drei Wochen in Fuchstal; dort
wurden vier Anlagen installiert. Der Bürgermeister
dort – er gehört nicht Ihrer Partei an – hat deutlich
dargelegt, wie verzweifelt er war, 2011 die Ankündi-
gung von Ihnen zu hören – er ist gefolgt mit den Be-
amten, den Mitarbeitern, wollte etwas auf die Beine
stellen –, und dann wurde faktisch ein Stein nach dem
anderen in den Weg gelegt. So funktioniert Energie-
wende nicht.

Statt in Berlin auf sauberen Ökostrom aus Wind und
Sonne zu setzen, treibt die CSU mit den Stimmen der
SPD lieber die dreckige Kohlekraft voran. Das ist ein
Klimaverbrechen und kein Klimaschutz.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Um in unserem Land im Kampf gegen die Klimaüber-
hitzung wirklich voranzukommen, brauchen wir – ein
ganz konkreter Vorschlag, Herr Kreuzer, vielleicht
können Sie auch mitschreiben – ein Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz für Bayern. Raus mit der dre-
ckigen Energie aus unseren Häusern! – Die Staatsre-
gierung fördert den Austausch einer dreckigen alten
Ölheizung durch eine neue dreckige Ölheizung. Kli-
maschutz sieht anders aus.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Mit einem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz wol-
len wir dafür sorgen, dass unsere Eigenheime und die
Mietshäuser mit neuen Qualitätsstandards für moder-
ne Heizanlagen auf Vordermann gebracht werden.
Unsere Ingenieurinnen und Handwerker sind bereit,
die Technik ist vorhanden.

Ein weiterer Aspekt im Energiebereich: In Bayern wur-
den mittlerweile zwei Atomkraftwerke stillgelegt, ohne
dass auch nur im Geringsten Probleme bei der Strom-
versorgung aufgetreten sind. Wir müssen möglichst
schnell weitermachen. In Bayern stehen noch zwei
Siedewasserreaktoren, die beiden letzten in Deutsch-
land. Sie sind eine Gefahr für unser Land, vor allem
eine unnötige Gefahr, da wir diese Strommenge nicht
mehr benötigen. Wir fordern, mit der endgültigen In-
betriebnahme der Thüringer Strombrücke die beiden
Blöcke in Gundremmingen endgültig abzuschalten.
Dadurch gewinnen wir Sicherheit und haben weniger
Atommüll.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, es
gibt einen sehr wichtigen Bereich, in dem es tatsäch-
lich darum geht, möglichst wenig Veränderung zuzu-
lassen. Ich spreche vom Naturschutz, vom Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen; ich spreche von der
natürlichen Schönheit Bayerns, die wir GRÜNE be-
wahren wollen. Wir stehen damit im Gegensatz zu
Ihnen, den Heimatzerstörern der CSU.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch der Ab-
geordneten Kerstin Schreyer (CSU))

– Ich weiß, die Wahrheit ist manchmal hart. – Drei
Beispiele, die das untermauern: Erstens. Am Riedber-
ger Horn wollen Sie unbedingt eine neue Lifttrasse
durchdrücken. Dass die Hotelbetreiber vor Ort das
wollen, ist zwar nicht gut, aber verständlich.

(Staatssekretär Franz Josef Pschierer: Die Bür-
ger möchten‘s!)

Dass Sie diesen Wunsch aber zum Maßstab Ihrer Po-
litik machen, den Umweltschutz mit Füßen treten und
das Recht biegen – beugen wäre wohl der bessere
Ausdruck –, zeigt: Sie sind umweltpolitische Versager.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer
(CSU): Waren Sie schon einmal dort? Haben Sie
sich das schon einmal angeschaut? Können Sie
das überhaupt beurteilen?)

– Ich war oft genug zu einer Skitour in dem Gebiet
und kenne es sehr gut, Kollege Kreuzer. – Sie haben
sich schwer getan, meinen Vorwurf wahrzunehmen,
dass Sie die Heimat zerstören.

Das nächste Beispiel ist die Aufweichung des Anbin-
degebotes. Das Anbindegebot ist ja im Kern eine Na-
turschutzvorschrift. Tatsächlich wollen Sie die Schleu-
sen für noch mehr Beton und Asphalt in Bayern
öffnen, und das ohne Not; denn wir haben genug Ge-
werbefläche. 11.000 Hektar sind ausgewiesen, die ge-
rade nicht bebaut sind und nicht benötigt werden. Im
Gegenzug verschwindet immer mehr natürliche Flä-
che, und die Ortskerne veröden. Ich habe echt fast
zweimal lesen müssen, dass Sie letzte Woche – viel-
leicht war es auch schon in der vorletzten Woche – im
Kabinett angekündigt haben, ein Programm aufzule-
gen, um die Ortskerne wiederzubeleben. Ein Pro-
gramm, die Ortskerne wiederzubeleben, ist nicht
schlecht; aber ein Programm aufzulegen, um den
Auswirkungen Ihrer eigenen verfehlten Politik im Au-
ßenbereich, nach der immer wieder Discounter auf
der grünen Wiese entstehen, gegenzusteuern, ohne
die Ursachen zu beheben, ist der falsche Weg.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich bringe einen Vergleich; dann ist das für manche
Kollegen verständlicher. Neben einem staatlichen
Programm zur Förderung des Zigarettenabsatzes gibt
es ein anderes Programm, das die Menschen ermuti-
gen soll, mit dem Rauchen aufzuhören. Wir GRÜNE
sagen ganz deutlich: Wir brauchen eine Obergrenze
beim Flächenfraß, das heißt beim Flächenverbrauch.
Nimmt man die Ziele der Bundesregierung – die CSU
gehört ihr ja noch an, auch wenn es in den letzten
zwölf Monaten manchmal nicht den Anschein hatte –,
sind für Bayern 5 Hektar am Tag genug. Das schaffen
wir, notfalls auch gegen Sie.

Ein drittes Beispiel: der dritte Nationalpark in Bayern.
Mit dem Steigerwald haben wir eines der wertvollsten
Waldgebiete in ganz Deutschland.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was läge näher, als diesen alten und seltenen Bu-
chenwald durch einen Nationalpark zu schützen?
Aber auf einmal kneifen Sie wieder. Stattdessen soll
jetzt irgendwo in Bayern ein neuer dritter Nationalpark
entstehen. Nach welchen Kriterien wird das eigentlich
entschieden? Unter die Erde können Sie ihn nicht ver-
legen, Herr Ministerpräsident. Nach welchen Kriterien
wird denn da entschieden? Geht es wirklich um den
Naturschutz oder letztlich darum, wo möglichst wenig
wirtschaftliche Interessen betroffen sind? Mein Fazit:
Auch den Schutz unserer Natur und der Schönheit
Bayerns wollen Sie nicht hinbekommen.

Nirgendwo, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kol-
legen, werden die Kräfte des Gelingens dringender
gebraucht als bei der Integration. Menschen, die
wegen Krieg oder Verfolgung aus ihrer Heimat geflo-
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hen sind, bei uns aufzunehmen, ist ein Gebot der
Menschlichkeit, und ihnen einen Platz in unserer Ge-
meinschaft zu geben, ist ein Gebot der Vernunft. Wer
die ausgestreckte Hand sieht, wird leichter zum Teil
unserer Gemeinschaft als derjenige, dem man die
kalte Schulter zeigt.

Die Aufgabe der Integration ist groß. Ob wir letztend-
lich erfolgreich sein werden, ja, wie wir die Aufgabe
meistern, entscheidet sich auf der menschlichen
Ebene. Bleiben die Geflüchteten unter sich, oder wer-
den sie in den Betrieben, in den Vereinen, in der
Nachbarschaft, in den Schulen oder auch in den Kir-
chen wirklich Teil unseres Alltags? Integration steht
und fällt mit der Bereitschaft dazu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn wir Integration mit einer Brücke vergleichen, ist
die Arbeit der vielen ehrenamtlichen Helfer der tra-
gende Brückenpfeiler. An diesem Brückenpfeiler brin-
gen Sie in der Person Ihres Generalsekretärs einen
verbalen Sprengsatz an. Menschen, die genau das
tun, was wir fördern und schätzen, werden von ihm
verächtlich gemacht. So macht man Integration ka-
putt. So frustriert man engagierte Menschen. Deutli-
cher hätten Sie nicht sagen können, dass Sie Integra-
tion gar nicht schaffen wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Anders kann ich mir nicht erklären, dass Andreas
Scheuer bis heute als Generalsekretär für die CSU
spricht.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
immer mehr Verbraucherinnen und Verbraucher legen
großen Wert auf Lebensmittel, die nicht auf Kosten
der Umwelt oder auf Kosten der Tiere hergestellt wer-
den. Leider liegt hier einiges im Argen. Die Wasser-
werke haben immer mehr Mühe, die Nitratwerte im
Trinkwasser einzuhalten.

Ganz kurz ein Einschub zu Ihrer Regierungserklä-
rung. Sie haben davon gesprochen, die Lebensmittel
in Bayern seien so sicher wie noch nie. Das mag im
Großen und Ganzen durchaus richtig sein. Sie haben
aber vergessen, dass das wichtigste Nahrungsmittel,
unser Wasser, in einem verdammt schlechten Zu-
stand ist. Es wird jedes Jahr schlechter. Sie schaffen
es nicht, es zu schützen.

Gülle aus der Massentierhaltung und ein übermäßiger
Einsatz von Stickstoffdünger verseuchen das Wasser
und machen die Böden kaputt. Die CSU-Regierung
sitzt auch dieses Problem aus und ergreift nicht ein-
mal die einfachsten Maßnahmen; der Kollege Christi-
an Magerl kann davon ein Lied singen. Sie sind nicht

einmal bereit, etwas für die Gewässerrandstreifen zu
machen. Eine bessere Düngeverordnung, die längst
überfällig ist, wird von Ihnen verschleppt. Wieder ein
Beispiel, was Sie nicht schaffen wollen. Wir GRÜNE
sagen: Wir schaffen das. Wir schaffen es, für saube-
res Trinkwasser und für eine giftfreie Landwirtschaft
zu sorgen. Wir verstecken uns nicht hinter dem ange-
blichen Wunsch der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, möglichst billige Lebensmittel zu bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sauberes Wasser, giftfreie Lebensmittel und ein Ver-
zicht auf Tierquälerei brauchen einen politischen Wil-
len. Sie haben ihn nicht, wir schon.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Seehofer, ich habe mir noch ein-
mal Ihre Regierungserklärung von 2013 angesehen.
Ihre Regierungserklärung kurz nach der Landtags-
wahl war stark von dem Gedanken geprägt: Wir
schaffen das. Das belegt zum Beispiel ein Zitat aus
der Regierungserklärung: Wer das Beste erhalten will,
der muss Landeplätze für die Zukunft bauen statt
Bunker zur Verteidigung der Vergangenheit – so in
Ihrer Regierungserklärung 2013. Sie haben eine
ganze Reihe von Garantien und Versprechen abgege-
ben. Schauen wir doch einmal, was daraus geworden
ist.

Ganz vorneweg die Grundschulgarantie: Grundschu-
len in Bayern sollen bestehen bleiben. Das haben Sie
versprochen. Das gilt leider nur für die rechtlich
selbstständigen Schulen in Bayern. Die unselbststän-
digen Außenstellen der Grundschulen, immerhin jede
sechste Schule in Bayern, sind davon nicht betroffen.
Aber genau die Grundschulen, die von der Schlie-
ßung bedroht sind, die kleinen Grundschulen vor Ort
brauchen die Garantie, damit sie nicht von der Schlie-
ßung bedroht sind.

Ich komme gleich zur Ganztagsgarantie; sie wurde ja
heute noch einmal untermauert. Sie haben sie hof-
fentlich nicht ganz aufgegeben. Das Ziel ist ja richtig,
und es ist auch wünschenswert, da zügig voranzu-
kommen. Aber man muss schon sagen, Sie haben
heute genau das wiederholt, was Sie vor drei Jahren
gesagt haben. Da frage ich mich schon, was in den
letzten drei Jahren passiert ist, um die Ganztagsga-
rantie für alle 14-Jährigen bis 2018 mit einem bedarfs-
gerechten Angebot zu erreichen. Davon sind wir noch
meilenweit entfernt.

Gleiches gilt für die Ankündigung: Bayern wird bis
2023 für Menschen mit Behinderung barrierefrei sein.
Auch hiervon sind wir noch meilenweit entfernt. Sehr
geehrter Herr Seehofer, um es mit Ihren eigenen Wor-
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ten zu sagen: Im Bunkerbau sind Sie Weltspitze, beim
Bau von Landeplätzen für die Zukunft spielen Sie in
der gleichen Liga wie der neue Berliner Flughafen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Um es gleich vorwegzunehmen: Wenn Sie versuchen,
in München eine dritte Startbahn zu bauen, macht das
die Sache nicht besser. Die Startbahn wird von den
Menschen nicht gewollt. Sie sprachen vorher von
einem Wachstum der Flugbewegungen. Das haben
Sie sich teuer mit Steuermitteln erkauft: 18 Millionen
Euro im Jahr 2015 als Anreiz für neue Fluglinien und
2016 weitere 10 Millionen Euro.

Einen Bereich haben Sie vor drei Jahren gar nicht an-
gesprochen, nämlich Bildungsgerechtigkeit und bes-
sere Bildungschancen für Kinder aus ärmeren Famili-
en. Das haben Sie nicht versprochen. Aber genau
hier haben wir in Bayern ein echtes Problem, und es
wird nicht kleiner, weil Sie es seit Jahren ignorieren.
Wer eine Migrationsgeschichte hat, wessen Eltern kei-
nen Schulabschluss haben oder wer auf dem Land
wohnt, hat es im bayerischen Schulsystem deutlich
schwerer. Glauben Sie etwa, dass die Kinder auf dem
Land dümmer sind als andere? – Wohl kaum. Sie wol-
len einfach nichts dagegen tun. Wer vom Schicksal
nicht verwöhnt ist, kann von dieser CSU-Regierung
kaum etwas erwarten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein längeres gemeinsames Lernen und eine bessere
individuelle Förderung würden helfen. Auch eine
Frühförderung wäre ein richtiger Weg. Aber Ihnen ist
es ja wichtiger, durch Ihr unsinniges Integrationsge-
setz den Betrieb der Kindergärten zu reglementieren,
und Sie geben Geld für ein überflüssiges Betreuungs-
geld aus. Sie sagen zwar, das Betreuungsgeld hätten
so viele Menschen angenommen. Meine sehr geehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, egal welches Pro-
gramm Sie auflegen, mit dem Sie Leuten im Land
Geld anbieten, Sie werden immer eine bestimmte
Quote von Menschen haben, die das Geld annehmen.

Meine sehr geehrten Kollegen der CSU, es war ein-
mal eine Stärke der konservativen Parteien in der
Bundesrepublik, unabdingliche Entwicklungen zu ak-
zeptieren und sie zu gestalten. Bei der CSU hat es
meistens etwas länger gedauert, aber sei‘s drum.
Man muss nicht jede Veränderung begeistert begrü-
ßen, aber man muss sie aufgreifen, darüber debattie-
ren und sie gestalten. Diese Bereitschaft vermisse ich
bei Ihnen immer mehr. Anpacken, Mut machen und
die Zukunft gewinnen – dieses Motiv ist in Ihrer Politik
kaum noch zu finden. Es dominiert der Versuch, den
Lauf der Zeit anzuhalten. Daran sind aber schon ganz
andere gescheitert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

"Konservativ sein, heißt an der Spitze des Fortschritts
zu stehen." Ich hätte nie gedacht, dass ich hier einmal
Franz Josef Strauß zitieren muss, um Sie an die Be-
dingungen Ihres eigenen Erfolgs zu erinnern. Fort-
schritt wird heute nur etwas anders definiert, als es
Strauß damals getan hat.

Ich komme zum Schluss zu einem Thema, das mir
persönlich sehr wichtig ist. Ministerpräsident Seehofer
hat es in einem Nebensatz gesagt: Man müsse die
Entwicklungshilfe stärken, was auch ein richtiger An-
satz ist. Wir müssen uns auch hier im Bayerischen
Landtag dessen bewusst werden, dass die Welt im
Guten wie im Schlechten enger zusammenrückt. Der
Klimaschutz ist eine Überlebensfrage für uns alle. Ge-
rechtigkeit ist letztlich nur im globalen Maßstab mög-
lich. Dem müssen wir uns stellen, und zwar nicht nur
vor der UNO-Vollversammlung, sondern gerade auch
hier im Bayerischen Landtag. Wir exportieren Waren
in alle Welt, leider auch Waffen an Diktatoren wie zum
Beispiel in Saudi-Arabien. Wir importieren Rohstoffe
auch aus Ländern, in denen wegen dieser Rohstoffe
Krieg geführt wird.

Was wir hier tun, hat Folgen für andere Länder und
die Menschen, die dort leben. Hören wir endlich auf,
so zu tun, als ginge uns die Situation in den anderen
Teilen der Welt nichts an. Bayern ist ein starkes Land.
Aus Stärke wächst Verantwortung. Das ist sicher nicht
einfach. Die Haltung "Wir schaffen das" ist schon ein-
mal ein ganz guter Ansatz. Mit Ihrer Haltung "Wir wol-
len es gar nicht schaffen" werden wir garantiert schei-
tern. Angst lähmt. Den Mutigen gehört die Zukunft.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. – Als nächsten Redner bitte ich nun Herrn Zell-
meier zum Mikrofon.

Josef Zellmeier (CSU): Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben vom Kollegen Hart-
mann gerade gehört, dass dem Mutigen die Zukunft
gehört. Das ist eigentlich der Wahlspruch der CSU.
Sie von der Opposition, insbesondere von der SPD
und den GRÜNEN, schüren immer nur die Angst vor
der Zukunft. Sie sind es doch, die in unserem Land
alle Weiterentwicklungen blockieren.

(Margit Wild (SPD): Das seid ihr doch!)

Das beste Beispiel dafür ist die dritte Startbahn. Un-
bestritten ist, dass der Flughafen Franz Josef Strauß
ein wesentlicher Punkt in der wirtschaftlichen Entwick-
lung Bayerns war und ist und dass wir dort auch wei-
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termachen müssen, wenn die Zahl der Flugbewegun-
gen so steigt, wie es jetzt der Fall ist.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Was ist daran Zukunft?)

Meine Damen und Herren, mit "Kontinuität und Weit-
blick" hat der Ministerpräsident seine Regierungser-
klärung betitelt. Ich glaube, er hat in allen Punkten
beides herausgearbeitet. Wir haben Kontinuität auf-
grund der langjährigen Regierungserfahrung der CSU
und der langjährigen Erfahrung der Menschen, dass
die CSU für Bayern das Richtige tut. Den Weitblick
brauchen wir, um in die Zukunft zu schauen, um Ent-
wicklungen aufzunehmen und sie für unser Land und
für unsere Menschen zu gestalten. Bayern ist das füh-
rende Land in Deutschland, ja sogar in der Europä-
ischen Union. In ganz Europa, auch außerhalb der
EU, heißt es, Bayern ist die zweite Schweiz Europas.
Und das ist mit Sicherheit nicht von der Opposition er-
reicht worden, sondern von der Regierung und von
der CSU, die im nächsten Jahr 60 Jahre Regierungs-
verantwortung in Bayern feiern kann. Seit 60 Jahren
gibt es nur Ministerpräsidenten der CSU.

(Beifall bei der CSU)

Wir stehen auch für eine flächendeckende Entwick-
lung unseres Landes. Wir stehen nicht nur für starke
Zentren, die wichtig sind, wir stehen auch dafür, dass
sich der ländliche Raum flächendeckend entwickeln
kann. Ich selbst komme vom Land und kann Ihnen
sagen: Das, was die Staatsregierung und die CSU-
Landtagsfraktion für den ländlichen Raum getan
haben, ist sensationell.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Sensationen im Zir-
kus Seehofer!)

– Genau! Sensationen! Bitte etwas mehr Euphorie,
meine Damen und Herren!

Ich denke nur an die Hochschule für Biotechnologie
und Nachhaltigkeit in Straubing. Straubing, eine Stadt
mit knapp 50.000 Einwohnern, wird damit nicht nur
Hochschul-, sondern auch Universitätsstandort, weil
die Einrichtung auch Teil der Technischen Universität
ist. Das kann sich bundesweit und europaweit sehen
lassen. Behördenverlagerungen, Hochschuleinrich-
tungen, digitale Gründerzentren, die Breitbander-
schließung und vieles mehr zeigen, dass wir Bayern
flächendeckend entwickeln und unsere Stärken nut-
zen.

Wir stehen auch zum Autoland Bayern. Da haben wir
genügend Bremser in der Opposition, die zwar auf die
technisch hochstehenden Fahrzeuge stolz sind, die in
Bayern entwickelt und gebaut werden, die aber immer
wieder blockieren und bremsen, wenn es darum geht,

Möglichkeiten für diese Weiterentwicklungen zu schaf-
fen. Der ländliche Raum und die Landwirtschaft sind
eine der Stärken Bayerns. Dazu stehen wir und bauen
diese Stärken weiter aus.

Humanität, Integration, Begrenzung – dieser Drei-
klang ist von allen Rednern der Opposition kritisiert
worden. Dabei ist er genau richtig. Humanität ist ein
Markenzeichen Bayerns. Wir sind überall dafür be-
kannt und werden dafür auch anerkannt. Auch die
Bundeskanzlerin und Ministerpräsident Kretschmann
haben betont, welche großartigen Leistungen Bayern
erbracht hat, um die hohe Zahl an Flüchtlingen im
letzten Jahr aufzunehmen und ihnen eine angemes-
sene Unterbringung zu gewährleisten. In den rot-grün
regierten Ländern hat das nicht so funktioniert. Das
haben auch die Regierungschefs dort zugegeben.
Deshalb sollten wir auf die Leistungen stolz sein, die
der Staat und die Ehrenamtlichen bei uns erbracht
haben.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und GRÜ-
NEN, Sie sollten auch einmal zugeben, dass Sie in
den vergangenen zwei Jahren einer völligen Fehlein-
schätzung der Dramatik bei der Flüchtlingsbewegung
unterlegen sind, dass Sie blockiert und gebremst
haben, dass Sie vernünftige Vorschläge, die vor allem
von der CSU kamen, immer wieder hintertrieben
haben und dass Sie hier im Landtag – übrigens auch
heute – etwas anders reden als noch vor ein oder
zwei Jahren. Ihre Fehler gestehen Sie allerdings nicht
offen ein. Das würde Ihnen gut anstehen. Ich habe es
sehr genau mitverfolgt, welche Änderungen Vizekanz-
ler Gabriel immer wieder herbeizuführen versucht hat.
Zum Schluss hat es in der Bemerkung von der "Ober-
grenze in der Integrationsfähigkeit" gegipfelt. Er hat
immer wieder versucht, entgegen seiner eigenen Par-
tei unseren Vorschlägen zuzustimmen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Na ja!)

Im November wurde der Familiennachzug für subsidi-
är Schutzberechtigte ausgesetzt. Auf Druck Ihres lin-
ken Flügels hat er dann einen Rückzieher gemacht.
Nach den Ereignissen in Köln hat er dem aber wieder
zugestimmt. Dann wurde diese Maßnahme wieder
vom linken Flügel verzögert. Schließlich wurde sie
umgesetzt.

Seien wir doch einmal ehrlich: Wenn der linke Flügel
der SPD und die GRÜNEN nicht so blockiert hätten,
wären wir wesentlich schneller zu Ergebnissen ge-
kommen. Dann hätten die Bürger wesentlich schneller
gemerkt, dass im Land ein Umsteuern erfolgt und wir
darum bemüht sind, die Flüchtlingskrise in den Griff
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zu bekommen. Dass die CSU dabei der Taktgeber
war, mag Ihnen zwar nicht gefallen, aber es ist so.

(Beifall bei der CSU)

Ihre Führungsspitzen in Berlin haben erst zugestimmt
– die SPD im Bundestag, die GRÜNEN im Bundes-
rat –, als es offensichtlich nicht mehr anders ging. Die
GRÜNEN blockieren leider nach wie vor eine Rege-
lung, mit der die Maghreb-Staaten zu sicheren Dritt-
staaten erklärt würden. Ich verstehe es nicht. Werte
Kolleginnen von den GRÜNEN, Sie legen doch – wie
wir – großen Wert auf die sexuelle Selbstbestimmung
der Frau. Ich erinnere an das, was in Köln passiert ist.
Sie kennen die Herkunft der Täter; viele von ihnen
stammen aus den Maghreb-Staaten.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm
(GRÜNE))

In diesen Staaten gibt es keinen Bürgerkrieg. Nur
sehr wenige Menschen, die aus diesen Staaten zu
uns kommen, können Asyl- bzw. Fluchtgründe nach-
weisen. Es ist höchste Zeit, diese Staaten als sichere
Drittstaaten auszuweisen, auch um Frauen aus Ihren
Reihen die Ängste zu nehmen. Sie verweigern sich
der Einstufung als sichere Drittstaaten, weil Sie ideo-
logisch verblendet sind.

(Beifall bei der CSU)

Etwas überrascht hat uns sicherlich alle die Aussage
des Vizekanzlers zu "Obergrenzen". Diese Aussage
tätigte er merkwürdigerweise vor zwei Wahlen. Viel-
leicht war es Taktik, vielleicht war es eigene Erkennt-
nis. Bis dahin hatte er sich jedenfalls nicht getraut, so
etwas zu sagen. Immerhin ist es ein erster Ansatz,
der in die richtige Richtung weist.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf eine Be-
merkung des Kollegen Rinderspacher eingehen. Er
hat bezweifelt, dass wir in der Lage sein werden, die
Schulden bis 2030 abzubauen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das schaffen Sie
nicht! Wie denn?)

Herr Kollege, welches andere Bundesland hat sich
dieses Ziel gesetzt? Wer sonst war so mutig, dieses
Thema überhaupt aufzugreifen? Wer setzt es konse-
quent um? Und: Wer verschweigt bewusst, dass uns
die extreme Belastung durch die Flüchtlingszahlen in
vier Jahren 9 Milliarden Euro kostet? – Sie! Das ent-
spricht einem Drittel der Altschulden, die wir abbauen
wollen. Seien Sie doch einmal so ehrlich und räumen
Sie ein, dass es Mittel sind, die wir zur Verfügung hät-
ten, um Schulden zu tilgen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Warum lassen Sie
die Flüchtlinge nicht arbeiten?)

Sie wissen genau, dass uns diese Sondersituation
sehr viel Spielraum genommen hat. Aber wir werden
auch diese Sondersituation meistern. Ich hoffe, dass
Sie uns beim Länderfinanzausgleich besser unterstüt-
zen. Bisher war das nicht der Fall. Wir konnten uns
leider nicht auf Sie verlassen, weder auf die SPD
noch auf die GRÜNEN.

6 Milliarden Euro für den Länderfinanzausgleich,
2,1 Milliarden Euro für den Umsatzsteuervorwegaus-
gleich – das ist eine Summe von mehr als 8 Milliarden
Euro, die Bayern an andere Länder abgibt. Jedes
Jahr 8 Milliarden Euro – eine gewaltige Summe! Ich
danke unserem Ministerpräsidenten, dass er insoweit
eine deutliche Verbesserung erreicht hat. Ich frage
mich allerdings, welchen Beitrag Sie zu diesem Erfolg
geleistet haben.

Ich darf Ihnen noch eines sagen, da es Ihnen an-
scheinend nicht bewusst ist: Die Einnahmen aus der
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der
Umsatzsteuer werden zwischen Bund und Ländern
ungefähr fifty-fifty geteilt. Jetzt frage ich Sie: Wenn wir
bei der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und
der Umsatzsteuer 8 Milliarden Euro an andere Länder
abgeben, wie viel zahlen wir dann auch in den Bun-
deshaushalt mehr ein als andere Länder? – Ebenfalls
mindestens 8 Milliarden Euro. Damit sind wir schon
bei 16 Milliarden Euro! Den Gesundheitsfonds, in den
die Bürger Bayerns ebenfalls überdurchschnittlich ein-
zahlen, will ich gar nicht ansprechen.

Aus all dem folgt die Erkenntnis: Wir finanzieren nicht
nur die anderen Länder, sondern wir finanzieren auch
überdurchschnittlich den Bundeshaushalt mit. Gleich-
zeitig bauen wir Schulden ab. Das ist eine Leistung,
für die wir Lob verdient hätten, nicht aber Kritik. Kein
anderes Bundesland schafft es so gut wie wir. Die
CSU ist wie immer konsequent. Wir werden diesen
Weg unbeirrt weitergehen.

Wenn ich den Kollegen Aiwanger höre – er ist leider
nicht da –, dann komme ich zu dem Ergebnis, dass er
vom Asylrecht nichts verstanden hat. Er fragt, wie die
Obergrenze umgesetzt werden soll. Liebe Kolleginnen
und Kollegen von den FREIEN WÄHLERN, Sie alle
kennen doch das Asylrecht. Wir sind von sicheren
Drittstaaten umgeben. Das heißt, auf dem Landweg
dürfte niemand zu uns kommen, es sei denn illegal.

Sie wissen um das Versagen von Schengen. Jedes
Land hat das Recht, den Grenzschutz selbst zu über-
nehmen, solange Schengen nicht funktioniert. Wir
wollen das Funktionieren von Schengen. Aber solan-
ge es nicht funktioniert, ist es jederzeit möglich, die
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Grenzen zu schließen und Menschen aus sicheren
Drittstaaten zurückzuweisen. Das ist Ihnen bekannt.
Nur so ließe sich eine Obergrenze umsetzen.

Wir sind bereit, jedes Jahr 200.000 Menschen aufzu-
nehmen. Das ist eine Größenordnung, an die kein an-
deres Land in Europa denkt. Von den Vereinigten
Staaten will ich gar nicht reden; die Zahl der Men-
schen, die dort aufgenommen werden, erreicht nur
einen niedrigen Prozentsatz in Relation zu den
200.000, die wir aufzunehmen bereit sind. Unsere
hohe Hilfsbereitschaft sollten Sie würdigen, nicht aber
kritisieren.

(Beifall bei der CSU)

Zuwanderung steuern und begrenzen – das ist das
Recht jedes Landes und eine Pflicht im Sinne der ei-
genen Bürger.

Leitkultur ist ein zutiefst positiv besetzter Begriff. Er
beinhaltet all das, was wir in den vergangenen Jahr-
zehnten, nach den Erfahrungen des Nationalsozialis-
mus und des Zweiten Weltkrieges, hinzugelernt
haben, das, was uns positiv prägt. Er enthält all das,
was unsere Kultur ausmacht. Ich finde es ehrlich und
gerecht gegenüber den Zuwanderern, wenn wir ihnen
sagen: Ja, wir verlangen von Zuwanderern, diese
Leitkultur zu achten. Wir verlangen, dass sie akzeptie-
ren, dass wir so leben wollen. Wir verlangen von
jedem Zuwanderer, dass er sich auf uns einlässt, so,
wie ich von jedem, der aus Deutschland ins Ausland
geht, erwarte, dass er sich auf die dortige Leitkultur
einlässt. Denn auch das muss man festhalten: Leitkul-
tur ist ein Spezifikum jedes Landes. Jedes Land die-
ser Welt hat das Recht, von Zuwanderern zu verlan-
gen, sich an der Leitkultur zu orientieren.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Was ist denn das?)

Das bedeutet nicht, dass sie so leben müssen. Das
bedeutet aber, dass sie zu akzeptieren haben, wie wir
leben wollen. Die so verstandene Leitkultur prägt
unser Land und soll sie weiterhin prägen. Die zutiefst
positive Prägung durch die Leitkultur müssen wir wei-
tergeben. Das ist unsere Pflicht gegenüber dem eige-
nen Volk und gegenüber allen, die zu uns kommen.
Ich verstehe nicht, warum gerade SPD und GRÜNE
Ressentiments gegen unsere eigene Kultur schüren.

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN)

Stehen Sie doch zu unserer Kultur!

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Rinderspacher, jüngst haben auch Sie
das 70-jährige Bestehen der Bayerischen Verfassung

gefeiert. An der Erarbeitung waren Ihre Vorgänger in
der SPD nicht unbeteiligt. Man muss zugeben: In un-
serer Verfassung steht viel Wichtiges und Richtiges.
Darauf dürfen Sie zu Recht stolz sein.

Aber die Prägung eines Landes erfolgt nicht nur durch
die Verfassung. Die Verfassung ist eine wichtige
Grundlage; aber es gibt auch anderes, was das Land
prägt. Wir können doch stolz sein auf all das, was
unser Land ausmacht. Wir brauchen uns doch nicht
zu schämen, wenn wir sagen: Das ist unsere Leitkul-
tur. Sie geht über die Bayerische Verfassung hinaus.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren von der SPD und den
GRÜNEN, Sie haben offensichtlich Probleme mit
einem Großteil der Bevölkerung und einem Großteil
Ihrer Anhängerschaft. Umfragen sollte man nicht
überbewerten; dennoch wird an den Ergebnissen
etwas deutlich. Wir haben übrigens nicht zum ersten
Mal die Menschen in Bayern, auch gegliedert nach
Parteianhängerschaft, gefragt, wie sie zu wichtigen
Themen stehen. Im Januar wurden sie gefragt, wie
sie zu dem Thema Begrenzung des Flüchtlingszu-
stroms stehen. Jüngst lautete die Frage, wie sie zu
dem Begriff Leitkultur stehen. Die Ergebnisse weisen
in die gleiche Richtung: Die große Mehrheit – partei-
übergreifend! – will, dass sich Zuwanderer an der
Leitkultur orientieren.

Wenn Sie von SPD und GRÜNEN ein Problem mit
Ihrer Anhängerschaft haben, dann ist das bedauerlich
für Sie. Wir haben dieses Problem nicht, weil wir auch
in dieser Frage das vertreten, was richtig ist und was
von der großen Mehrheit der Menschen gewollt wird.

Übrigens hat sich in der SPD nicht nur Herr Gabriel
zur Zuwanderung entsprechend deutlich geäußert. Ich
nenne auch Herrn Buschkowsky, der lange Bezirks-
bürgermeister von Berlin-Neukölln war. Herr Palmer
von den GRÜNEN ist Oberbürgermeister von Tübin-
gen. Sie alle bestätigen im Prinzip viele unserer Aus-
sagen. Ich erwähne dies nur, damit deutlich wird, dass
es in anderen Bundesländern durchaus vernünftige
Vertreter Ihrer jeweiligen politischen Richtungen gibt.

"Bayern soll Bayern bleiben"; ich habe irgendwo gele-
sen, dass Sie das auf der SPD-Klausurtagung so ge-
sagt haben, Herr Rinderspacher. Dafür, dass Bayern
Bayern bleibt, garantiert die CSU.

(Beifall bei der CSU)

Wenn Sie uns dabei unterstützen wollen, dann freut
es uns. Ob Ihre Rezepte allerdings die richtigen sind,
das wagen wir zu bezweifeln.
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Bayern soll so bleiben, wie es in den vergangenen
Jahrzehnten war: wirtschaftlich stark, sozial gerecht,
sicher im Innern, mit hervorragend ausgebildeten
Menschen, zukunftsorientiert und traditionsbewusst,
gleichzeitig weltoffen und humanitär. Für all das steht
die CSU. Wen wundert es da, dass die Menschen in
Bayern auf uns setzen? – Weil wir es besser können!

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Zellmeier. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlos-
sen und dieser Tagesordnungspunkt erledigt.

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen und
Kollegen, ich bitte Sie, sich von Ihren Plätzen zu erhe-
ben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 9. August verstarb in Bad Kötzting Herr Max
Brandl im Alter von 81 Jahren. Er gehörte dem Baye-
rischen Landtag von 1986 bis 1990 an und vertrat für
die SPD den Wahlkreis Oberpfalz. In der bayerischen
Volksvertretung konnten die Ausschüsse für Grenz-
landfragen sowie für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten auf seine kompetente Mitarbeit zählen. Von
1966 bis 1990 war Max Brandl ehrenamtlicher Erster
Bürgermeister seiner Heimatgemeinde Grafenwiesen.
Darüber hinaus engagierte er sich in vielen Vereinen
und Verbänden. 36 Jahre lang gehörte er dem Kreis-
tag von Cham an. Für seine Verdienste wurden ihm
die Ehrenbürgerwürde seiner Heimatgemeinde und
das Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen.

Der Bayerische Landtag trauert mit seinen Angehöri-
gen und wird dem Verstorbenen ein ehrendes Geden-
ken bewahren. 

Mit tiefer Trauer haben wir auch die Nachricht vom
Tode Max Mannheimers aufgenommen, der vor weni-
gen Tagen im Alter von 96 Jahren verstorben ist. Mit
ihm verlieren wir einen großen Mann des Friedens
und der Versöhnung. Besonders beeindruckt hat
mich, mit welchem Engagement und welcher Wirkung
er gerade jungen Menschen gegenüber die Erinne-
rungskultur, die ihm so wichtig war, gepflegt hat. Noch
im vergangenen Jahr hat er im Maximilianeum beim
Holocaust-Gedenktag eine Rede gehalten, die uns
alle zutiefst bewegt hat. Max Mannheimer war ein
wichtiger Mahner und ein großer Versöhner. Wir
haben ihm sehr viel zu verdanken. Der Bayerische
Landtag trauert um diese außergewöhnliche Persön-
lichkeit. –

Sie haben sich zum Gedenken an die Verstorbenen
von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
für ein Bayerisches Krebsregistergesetz
(Drs. 17/12630)
- Erste Lesung -

Ich erteile das Wort zur Begründung Frau Staatsmi-
nisterin Huml. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Krebs ist eine der größten Heraus-
forderungen der Medizin. Wir haben schon deutliche
Fortschritte bei der Krebsbekämpfung und bei der
Krebsprävention gemacht. Nach wie vor ist es jedoch
so, dass jeder zweite Mann und mindestens jede drit-
te Frau im Laufe des Lebens davon betroffen sind.
Um die onkologische Versorgung in Deutschland wei-
ter zu verbessern, haben Bund und Länder den natio-
nalen Krebsplan entwickelt und dabei der Krebsregist-
rierung besondere Bedeutung beigemessen. Der
Bund hat deshalb im Krebsfrüherkennungs- und -re-
gistergesetz die Länder verpflichtet, die klinische
Krebsregistrierung flächendeckend aufzubauen. Der
heutige Entwurf für ein Bayerisches Krebsregisterge-
setz setzt diese Verpflichtung landesrechtlich um.

Bayern hat den Vorteil, auf etablierte Strukturen zu-
rückgreifen zu können. Wir haben sechs regionale
Krebsregister, die flächendeckend Daten zu Krebser-
krankungen erfassen. Darauf wollen wir aufbauen.
Diese Stellen sollen auch vor Ort erhalten bleiben. Die
klinischen Daten werden jedoch bisher nicht vollstän-
dig, nicht immer einheitlich und zum Teil nur mit gro-
ßer Zeitverzögerung registriert. Wir brauchen an die-
ser Stelle eine Verbesserung. Wir brauchen
vollständige und vergleichbare Datensätze für ganz
Bayern. Dafür müssen wir auf der einen Seite die Po-
tenziale in den regionalen Zentren heben und auf der
anderen Seite die Daten zusammenführen und ver-
einheitlichen; denn die Qualität der onkologischen Be-
handlung lässt sich damit sowohl in den Zentren der
onkologischen Versorgung als auch in der Fläche ver-
bessern. Davon bin ich überzeugt. Zum Beispiel sol-
len die Ärzte die Möglichkeit erhalten, Rückmeldun-
gen zu Einflussfaktoren auf den Erfolg bestimmter
Krebsbehandlungen zu bekommen. Solche Informa-
tionen gibt es bisher nicht überall.

Die Einrichtung von sogenannten Tumorkonferenzen
bei den Krebsregistern wird die Behandlungsqualität
für Patienten verbessern, indem erstmals flächende-
ckend in ganz Bayern sektorenübergreifend und inter-
disziplinär Behandlungsstrategien für Krebspatienten
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festgelegt werden. Ich weiß, dass es das in einzelnen
Bezirken bereits gibt. Um Doppelstrukturen zu vermei-
den und Synergieeffekte zu nutzen, wird es künftig ein
zentrales klinisch-epidemiologisches Krebsregister
am Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit geben. Das LGL ist eine bundesweit aner-
kannte wissenschaftliche Einrichtung und bietet sich
für die Koordinierungsfunktion an. Dadurch müssen
wir keine neue Behörde erfinden, sondern gehen auf
eine etablierte Behörde zu.

Am Standort Nürnberg des LGL sollen die zentralen
Funktionen gebündelt und ausgeführt werden. Dazu
zählen die landesweite Auswertung, die Kommunika-
tion mit Stellen außerhalb Bayerns und die Verwal-
tungsaufgaben. Dort wird auch eine unabhängige Ver-
trauensstelle eingerichtet; denn klinische
Krebsregistrierung heißt, mit äußerst sensiblen Ge-
sundheitsdaten umzugehen. Wir haben dem Daten-
schutz auch höchste Priorität eingeräumt. Das ganze
Gesetz ist in enger Abstimmung mit dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz entwickelt worden.
Man hat versucht, eine ausgewogene Regelung zu
finden. Das bedeutet, Krebspatientinnen und Krebs-
patienten können der Speicherung ihrer Identitätsda-
ten widersprechen. Betroffene haben ein Auskunfts-
recht über die im Register gespeicherten Daten, und
alle bundes- und landesrechtlichen Vorgaben zum
Datenschutz sind eingehalten.

Was tun wir noch damit? – Wir setzen auch die Hei-
matstrategie um. Eine technische Krebsregisterdaten-
und Servicestelle kommt mit 16 Beschäftigten in den
Landkreis Main-Spessart in Unterfranken. Die bisheri-
gen Klinikregister – das habe ich schon erwähnt –
bleiben als Regionalzentren des LGL vor Ort erhalten.
Ihre Expertise wird voll und ganz einbezogen. Wir
wollen diese Expertise auch nutzen. Ich bin für den
Aufbau der Expertise in den letzten Jahren sehr dank-
bar. Für die Beschäftigten ändert sich nur etwas hin-
sichtlich der Zuordnung zu einem neuen Dienstherrn.
Die vorgesehene Bündelung beim LGL ist enorm
wichtig. Nur durch zentrale Strukturen können die An-
forderungen erfüllt werden, an die die gesetzlichen
Krankenkassen ihre Finanzierungszusage geknüpft
haben. Welche sind das? – Die Unabhängigkeit von
Leistungserbringern und die Erfassungsquote von
mindestens 90 %. Aber auch die Aufgaben wie die
elektronische Meldung, Datenaustausch, Abrech-
nungserfassungssysteme und bayernweite Analysen
werden gebündelt, um einiges effizienter gestalten zu
können.

Alternative Konzepte zur Integration der bestehenden
Strukturen haben wir geprüft und dabei festgestellt,
dass vieles davon umständlicher, kostspieliger und
steuerlich ungünstiger ist. Liebe Kolleginnen und Kol-

legen, die Finanzierung der neuen Krebsregister ist
bundesweit einheitlich geregelt. Das bedeutet, dass
die Krankenkassen 90 % der Kosten in Form der
Krebsregisterfallpauschalen tragen. Beihilfestellen
und private Krankenkassen werden in die Finanzie-
rung einbezogen. Der Länderanteil beträgt 10 %. Der
Freistaat Bayern unterstützt die Krebsregistrierung
aus dem dafür vorgesehenen Haushaltstitel. Ärzte
und Institutionen erhalten Gebühren für ihre Meldun-
gen an die Krebsregister. Auch diese werden durch
die Krankenkassen refinanziert.

Insgesamt ist Folgendes zu sagen: Das Bayerische
Krebsregistergesetz wird uns im Kampf gegen die
Volkskrankheit Krebs einen großen Schritt weiterbrin-
gen. Davon bin ich überzeugt. Lassen Sie uns die
Weichen für eine effiziente und effektive Krebsregist-
rierung stellen, damit die Qualität der Versorgung
krebskranker Menschen in Bayern weiter steigen
kann.

Ich bitte um die Unterstützung. Ich bitte aber nicht nur
um die Unterstützung hier im Hohen Haus, sondern
auch um die Unterstützung derjenigen, die vor Ort die
Patienten behandeln, auch der Ärzte in den Kranken-
häusern, weil wir darauf angewiesen sind, dass wir
eine gute Registrierung haben. Ich bitte auch um die
Unterstützung der bisherigen Krebsregisterstellen.
Nur dann, wenn alle zusammen helfen, kann die Um-
setzung wirklich gelingen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. – Damit eröffne ich die Aus-
sprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt
nach der Geschäftsordnung 24 Minuten. Die Vertei-
lung darf ich als bekannt voraussetzen. – Ich erteile
jetzt Frau Kollegin Sonnenholzner das Wort. Bitte
schön.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): (Von der Rednerin
nicht autorisiert) Herr Präsident, Kollegen und Kolle-
ginnen! Die Ministerin hat zu Recht und richtig auf das
große Problem der Krankheit Krebs und auch auf die
Verbesserungen, die in den letzten Jahrzehnten er-
zielt werden konnten, hingewiesen. Es gibt Krebsar-
ten, bei denen inzwischen eine annähernd 100-pro-
zentige Heilung erreicht werden kann. Das ist unter
anderem auf die schon existierende Krebsregistrie-
rung auch in Bayern zurückzuführen. Wir müssen uns
über die Bedeutung der Krebsregistrierung, aber auch
die Bedeutung der damit verbundenen Versorgungs-
forschung überhaupt nicht unterhalten und schon gar
nicht darüber streiten; denn, Frau Ministerin, die Re-
gistrierung allein macht noch keinen medizinischen
Fortschritt. Man muss mit den Daten entsprechend ar-
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beiten und forschen, um die richtigen Konsequenzen
daraus ziehen zu können.

Die Notwendigkeit der jetzt vorliegenden Regelung er-
gibt sich aus dem Bundesgesetz. Das ist auch be-
kannt. Aber der Gesetzentwurf, den die Staatsregie-
rung hier vorgelegt hat, wirft nun tatsächlich
drängende Fragen auf, und zu keinem einzigen der
Vorwürfe, die nicht nur von uns in der Opposition,
sondern auch von eigentlich allen an diesem Gesche-
hen Beteiligten aufgeworfen worden sind, haben Sie
hier Stellung genommen, Frau Ministerin.

Wir hatten das Thema schon im Ausschuss behan-
delt, wo der Datenschutzbeauftragte noch Bedenken
geäußert hat, und zwar erhebliche Bedenken. Wir
haben diesen Montag im Landesgesundheitsrat das
Thema diskutiert, und da haben sich tatsächlich Ab-
gründe aufgetan. Herr Dr. Petri hat wieder gewichtige
Bedenken geäußert, was das Widerspruchsrecht an-
geht, von dem er sagt, es sei bisher nicht effektiv. Er
hat auch gesagt – das verbindet ihn mit den Vertre-
tern der Krankenkassen –, dass dieser Gesetzestext
nicht klar und transparent genug sei.

Herr Dr. Huber, Sie müssen das jetzt aushalten, aber
gemeint ist Ihr Chef, der selbsternannte Erfahrungsju-
rist und Ministerpräsident. Einer der Gründe dafür,
dass dieses Gesetz nicht transparent ist, besteht in
der Paragrafenbremse, die verhindert, dass dieses
Gesetz so ausführlich sein kann, wie es sein muss,
damit die Beteiligten die Sicherheit haben, dass ihre
Arbeit wie bisher fortgesetzt werden kann.

(Lachen bei der CSU)

– Da brauchen Sie gar nicht zu lachen, Kollegen in
der CSU-Fraktion. Wir sind nämlich hier der Gesetz-
geber, und es ist wahrlich nicht lustig, wenn ein Minis-
terpräsident sich hinstellt und eine idiotische Paragra-
fenbremse verkündet, die verhindert, dass für
krebskranke Menschen ein vernünftiges Gesetz im
Freistaat Bayern gemacht werden kann.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Einer der weiteren Knackpunkte ist, dass die Daten
beim Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit, einer landesunmittelbaren Behörde, gesam-
melt werden. Ich betone das an dieser Stelle, weil ich
das Gefühl habe, dass das auch bei Herrn Dr. Zapf
nicht so angekommen ist. Ich glaube, kein Mensch
von denen, die sich gegen diese Lösung sträuben,
zweifelt die Kompetenz des LGL an. Die Frage ist nur:
Sind diese sensiblen Daten aus Sicht des Patienten
an einer Landesbehörde gut aufgehoben? Oder sollte
man Lösungen finden, wie sie andere Bundesländer

gewählt haben, die das Register zum Beispiel rechts-
konform an die Ärztekammern, an gemeinnützige Ge-
sellschaften oder an andere Stellen andocken, aber
nicht überwiegend unmittelbar an ein Ministerium oder
eine Landesbehörde? – Ich glaube, dass es schon
sehr wichtig ist, was man an dieser Stelle den Patien-
ten vermittelt.

Von Ärzteseite wird – das meine ich als Ärztin zu
Recht – die Meldepflicht moniert. Jetzt weiß ich, dass
die im Bundesgesetz steht. In den bayerischen Regi-
stern haben wir insgesamt über 90 % Meldungen, und
die gesetzgeberischen Vorgaben aus Berlin werden
durchaus erfüllt. Daher glaube ich nach wie vor sehr
wohl, dass sich die Patienten zu einer Speicherung
ihrer Daten bereit erklären, wenn ihnen der Arzt erläu-
tert, warum es wichtig und richtig ist.

Zukünftig muss ein Arzt aber nicht sagen, er bitte den
Patienten, das zu tun, weil es aus den und den Grün-
den für ihn wichtig ist, sondern er muss ihm sagen:
Erstens, Sie haben Krebs, und zweitens muss ich Ihre
Daten melden, weil das so im Gesetz steht. – Das ist
ein massiver Eingriff in das Arzt-Patienten-Verhältnis
und in die ärztliche Schweigepflicht, den man, finde
ich, so nicht hinnehmen darf.

(Beifall bei der SPD)

Frau Ministerin, Sie haben gerade gesagt, es wird ein
Register am LGL geben. Das wird es nur dann geben,
wenn dieses Hohe Haus dem so zustimmt. Wir haben
beschlossen, am 8. November eine Anhörung zu dem
Gesetzentwurf durchzuführen. Ich kann nur hoffen,
dass auch Ihre Fraktion bereit sein wird, deutliche Än-
derungen an diesem Gesetz vorzunehmen; denn
wenn der Datenschutzbeauftragte uns im Ausschuss
sagt, dieses Gesetz könne nur gut werden, wenn die
entsprechenden Verordnungen gut seien, dann wer-
den Sie es uns nicht verübeln, dass wir als Abgeord-
nete einem Gesetz nicht zustimmen können, das von
einer Verordnung abhängig ist, auf die wir null Komma
null Einfluss haben. Das werden wir als SPD-Fraktion
nicht tun. Aber ich bin zuversichtlich, dass wir es in
der Anhörung mit der entsprechenden Expertise der
geladenen Expertinnen und Experten noch schaffen,
das Gesetz auf einen anderen und guten Weg zu brin-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Kollegin Sonnenholzner. – Der nächste Redner
ist Kollege Seidenath für die CSU. Bitte sehr.

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir befassen uns heute in
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Erster Lesung mit dem Gesetzentwurf der Staatsre-
gierung für ein Bayerisches Krebsregistergesetz. Das
große Ziel dieses Gesetzes ist es, die Versorgung der
krebskranken Patientinnen und Patienten in Bayern
weiter zu verbessern.

Der Mensch steht dabei im Mittelpunkt, der kranke
Mensch, aber auch der noch gesunde Mensch, der
Gefahr läuft, an Krebs zu erkranken. Das ist der
Grund, warum Krankenkassen und auch der Staat so
viel Geld in die Hand nehmen: rund 11,5 Millionen
Euro pro Jahr. Das ist der Grund, warum wir eine zu-
sätzliche Einrichtung in Gemünden am Main schaffen.
Das ist auch der Grund, warum insgesamt 131 Voll-
zeitstellen für diese Aufgabe geschaffen werden und
zur Verfügung stehen.

Meine Damen und Herren, die Fakten belegen, dass
das auch nötig ist. Krebs ist die zweithäufigste Todes-
ursache. Jeder zweite Mann und jede dritte Frau sind
im Laufe ihres Lebens von einer Krebserkrankung be-
troffen. Deshalb lohnen sich hier alle Anstrengungen,
und deshalb ist es eine gute Nachricht, die vom heuti-
gen Tag ausgeht: Wir wollen und wir werden die Ver-
sorgung der krebskranken Patientinnen und Patienten
in Bayern weiter verbessern. Dafür steht dieses Baye-
rische Krebsregistergesetz.

Schon bisher – wir haben es gehört – gibt es in Bay-
ern Krebsregister, sechs an der Zahl, in München, in
Augsburg, in Regensburg, in Erlangen, in Bayreuth
und in Würzburg. Das sind bisher Register, die wohn-
ortbezogen das Auftreten von Krebserkrankungen
speichern, also epidemiologische Register. Wohnort
und Art der Krebserkrankungen werden gespeichert.

Die neue Komponente ist nun, dass auch die Behand-
lungen, dass auch die angewandten Therapien ge-
speichert werden. Es kommt also eine behandlungs-
bezogene, eine klinische Komponente dazu, und das
alles flächendeckend. Deshalb wird das künftige
bayerische Krebsregister ein epidemiologisches und
ein klinisches sein. Es wird einen guten Überblick
geben, nicht nur über die Örtlichkeit, wo der Krebs
auftritt und welche Krebsart auftritt, sondern auch da-
rüber, welche Therapie wie anschlägt. Zudem wird die
Datenbasis breiter, da die Daten aller sechs beste-
henden Register zusammengeführt werden. Das wird
vor allem für seltene Krebsarten Erkenntnisgewinne
bringen; denn das ist das Ziel des Gesetzes, das sind
die Chancen, die sich mit diesem neuen Gesetz ver-
binden. Wir wollen diese Chancen auch für die Bür-
gerinnen und Bürger, für die Betroffenen und ihre Fa-
milien nutzen.

Das will auch das Krebsfrüherkennungs- und -regis-
tergesetz des Bundes. Es ist am 9. April 2013 in Kraft

getreten und wird jetzt durch das neue Gesetz, das
wir in Erster Lesung beraten, ausgeführt. Die darin
enthaltenen Punkte müssen bis Ende 2017 umgesetzt
sein.

Nun gibt es, meine Damen und Herren, bei diesem
Unterfangen den einen oder anderen Fallstrick. Da ist
zum einen die Kritik, dass die Nutzbarkeit der bisheri-
gen sechs epidemiologischen Krebsregister einge-
schränkt und dass deshalb die Versorgungsqualität
leiden werde. Diese Kritik kommt gerade aus dem Be-
reich des Tumorregisters München.

Dazu kann ich nur sagen: Wir schätzen die Arbeit der
bisherigen sechs Register ungemein. Dort wird eine
großartige Leistung erbracht. Wir wären ja dumm,
würden wir die Versorgungsqualität verschlechtern.
Alles Positive, was bisher für die Menschen durch
diese Krebsregisterdaten bewirkt werden konnte, soll
auch weiter bewirkt werden können, und sogar noch
mehr; denn es kommen ja Vergleichsdaten aus ande-
ren Regionen Bayerns dazu.

Fakt ist, dass die bisherigen Krebsregister nicht
immer eine saubere Basis zur Nutzung der von ihnen
gesammelten Daten hatten und haben. Das wird sich
durch das neue Gesetz ändern, weshalb natürlich
auch die bisherigen Register vom neuen Bayerischen
Krebsregistergesetz profitieren. Deshalb werden wir
großen Wert darauf legen, dass die Altdaten der bis-
herigen sechs Register weiter genutzt werden können
und ein behandlungsbezogener Datenabruf auch wei-
terhin möglich ist.

Zum anderen – Frau Sonnenholzner hat es angespro-
chen – lautet die mit diesen Fragen eng zusammen-
hängende Kritik, der Datenschutz werde nicht ernst
genommen. Wir haben uns mit dem Datenschutzbe-
auftragten der Staatsregierung, mit Herrn Professor
Petri, intensiv ausgetauscht, auch im Landesgesund-
heitsrat am Montag, und wir stehen auch weiterhin mit
ihm in Kontakt.

Das Krebsregistergesetz ist über seine Meldepflicht in
der Tat ein Grundrechtseingriff, sogar ein erheblicher.
Das darin enthaltene Widerspruchsrecht dämpft die-
sen Eingriff zwar ein bisschen, aber der Eingriff bleibt
und kann nur durch die Aussicht gerechtfertigt wer-
den, dass auf diese Weise andere Grundrechte, die
auf Leben und Gesundheit, besser geschützt werden.
Hierfür müssen aber Anforderungen eingehalten wer-
den, die Normen müssen klar und bestimmt formuliert
sein. In den Beratungen, die wir jetzt im Parlament fol-
gen lassen werden, werden wir vor allem auch darauf
ein Augenmerk zu richten haben, ob die Normen von
ihrer Klarheit und ihrer Bestimmtheit her optimal aus-
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gestaltet sind oder ob hier gegebenenfalls Ergän-
zungsbedarf besteht.

Dies sind Fragen, die bei der Anhörung am 8. Novem-
ber im Ausschuss näher beleuchtet werden müssen.
Meine Damen und Herren, wir sehen deshalb den
Ausschussberatungen mit Freude und Spannung ent-
gegen.

Lassen Sie mich aber an dieser Stelle den Blick noch
einmal weiten. Der Vergleich von Daten über häufige
Erkrankungen kann dazu beitragen, dass Krankheiten
besser verstanden werden, dass die Versorgung ver-
bessert wird, dass vielleicht sogar gute Wege für eine
Prävention gefunden werden, damit diese Krankhei-
ten erst gar nicht ausbrechen können. Neben onkolo-
gischen Erkrankungen, die beim Krebsregister im Mit-
telpunkt stehen, gibt es weitere Diagnosen und
Erkrankungen, von deren Sammlung und Vergleich
ein enormer Nutzen für die Bürgerinnen und Bürger
ausgehen würde. Deshalb könnte es in einem baye-
rischen Gesundheitsdatenzentrum, das von uns vor-
geschlagen wird, ein erweitertes Gesundheits- und
Versorgungsmonitoring geben, das mit streng anony-
misierten Daten, also mit hoch geschützten Daten ar-
beitet, aber wichtige Ergebnisse bringt.

Ein solches Vorgehen ist umso wichtiger, je häufiger
die Krankheit auftritt und je unbekannter ihre Ursa-
chen sind. Wir denken deshalb insbesondere an das
Thema Demenz. Das betrifft eine ständig steigende
Anzahl von Menschen in unserem Land. Inzwischen
sind es bereits 220.000. Wir wollen den Ursachen von
Demenz auf die Spur kommen.

Auch deshalb sind wir interessiert daran, dass das
Bayerische Krebsregister – es kann, wenn Sie so wol-
len, ein Nukleus dieses bayerischen Gesundheitsda-
tenzentrums sein – ein Erfolgsmodell wird, dass es
funktioniert und dass es belegt, dass doch der Staat
am besten mit so sensiblen Vital- und Krankheitsda-
ten umgehen kann und eben nicht Apple und nicht
Google oder andere Softwarefirmen. Auch aus die-
sem größeren Zusammenhang heraus freuen wir uns
auf die Beratungen im Ausschuss. – Ich danke Ihnen
sehr herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. –
Die nächste Wortmeldung: Kollege Dr. Vetter für die
FREIEN WÄHLER. Bitte sehr.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht
autorisiert) Herr Präsident, Frau Ministerin, Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn du den Sumpf trockenlegen
willst, darfst du nicht mit den Fröschen sprechen.

(Staatssekretär Franz Josef Pschierer: Das ist ein
Zitat!)

– Ein altes, ein berühmtes Zitat.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Ein berüchtigtes
Zitat! – Kathrin Sonnenholzner (SPD): Das
mögen die Kollegen aber nicht, wenn Sie sie als
Frösche bezeichnen!)

Ich habe das Gefühl, dass die Bayerische Staatsre-
gierung in dem Fall genau das verfolgt und in die Tat
umgesetzt hat.

(Zuruf der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner
(SPD))

– Nein, nein. Der Sumpf, Frau Sonnenholzner, ist
eben kein Sumpf, sondern das sind die sechs beste-
henden bayerischen Krebsregister, und die Frösche
sind Menschen, die dort arbeiten.

Dazu, warum ich das sage, eine zweite Vorbemer-
kung. Jedes Gesetz muss den Menschen dienen. In
diesem Fall, beim Krebsregistergesetz, gibt es halt
gewisse Besonderheiten. Hiervon ist ein sensibler Be-
reich betroffen. Es geht um Patienten, Männer, Frau-
en, Kinder, Krebskranke, die Angehörigen mit Ängs-
ten, mit Verunsicherungen. Ärzte gehören dazu,
Psychologen, Physiologen, Physiotherapeuten. Oft
sind jahrelange, ja jahrzehntelange komplexe Be-
handlungen erforderlich. Diese komplexen Behand-
lungen haben in Bayern dank der sechs Standorte un-
serer regionalen Krebsregisterzentren bestens
funktioniert.

Dass jetzt ein neues Gesetz kommen muss, ist klar,
und keiner der Beteiligten lehnt es ab. Aber – jetzt
komme ich noch einmal zu dem Sumpf und zu den
Fröschen – ich kritisiere, Frau Ministerin, dass dieses
Gesetz, das uns heute vorgelegt wird, ohne Einbezie-
hung dieser Experten, ohne die Ärzte, die Leistungs-
erbringer, die Patienten hinter verschlossenen Türen
zustande gekommen ist und daraufhin natürlich har-
sche Kritik von der Kassenärztlichen Vereinigung, von
der Landesärztekammer, zumindest von fünf Regi-
stern in Bayern, von Patientenverbänden geerntet hat.
Wenn Sie am Montag im Landesgesundheitsrat dabei
gewesen wären, hätten Sie – auch mir haben die
Ohren geklingelt – massivste Kritik der Beteiligten ge-
hört – noch einmal –, nicht daran, dass dieses Gesetz
jetzt kommt bzw. umgesetzt werden muss, sondern
an der Art und Weise, wie es jetzt kommen soll und
hoffentlich nicht kommen wird.

Die Expertise derer, die etwas davon verstehen,
müsste auch jetzt noch eingeholt werden. Bei den Be-
ratungen in den Ausschüssen und bei der Anhörung
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haben wir ja noch die Zeit dazu. Es geht um die Ex-
pertise derer, die in der Praxis mit onkologischen Pa-
tienten zu tun haben. Das sind halt nicht nur – ent-
schuldigen Sie bitte – die Ministerialbürokratie und
das LGL.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich zitiere einfach zwei Aussagen vom Montag: Pro-
fessor Engel, die das Tumorzentrum in München her-
vorragend organisiert, spricht von einer massiven Ver-
schlechterung der Datenqualität, und Herr Professor
Petri, der Datenschutzbeauftragte, sagt, das, was wir
haben, sei eine Notlösung; das Gesetz könnte effekti-
ver ausgestaltet werden. Er spricht von erheblichen
verfassungsrechtlichen Bedenken, Kolleginnen und
Kollegen. Er spricht davon, dass der Gesetzestext an
einigen zentralen Punkten – nicht irgendwo, sondern
an einigen zentralen Punkten – nicht verständlich und
unklar ist.

Darum unser Fazit heute: Mit uns FREIEN WÄHLERN
wird dieses Gesetz, so, wie es jetzt vorgelegt ist, nicht
durchgehen. Wir werden ihm nicht zustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Noch einmal: Ein Krebsregister alleine heilt keine Pa-
tienten. Es sind noch erhebliche Fragen bezüglich des
Datenschutzes und der Schweigepflicht offen. Und ich
weiß nicht: Werden die Daten bei der Bayerischen
Staatsregierung oder beim LGL verwaltet, und Google
und andere große IT-Mitbewerber haben dann keinen
Zugriff? – Ich höre das gern, aber mir fehlt der Glau-
be. Das sollte so sein. Wir werden diesen Zustand ir-
gendwann einmal erreichen. Mit diesen Daten werden
aber auch unheimliche Begehrlichkeiten geweckt.
Daran müssen wir denken. Wir müssen die Bedenken
von Herrn Professor Dr. Petri zerstreuen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das Ziel muss sein, eine Ver-
besserung der Patientenversorgung zu erreichen, und
nicht, Daten zu sammeln.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich hoffe jetzt auf die Beratungen in den Ausschüssen
und auf die Anhörung, die wir zeitnah durchführen
werden. Würden wir jetzt versuchen, dieses Vorhaben
durchzudrücken, würden diejenigen, die täglich am
Patienten arbeiten, demotiviert. Das können wir uns
nicht leisten. Dies wäre ein Schaden für unsere krebs-
kranken Menschen. Ich glaube deshalb, dass wir in
den gemeinsamen Beratungen noch einige Verbesse-
rungen erreichen können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Dr. Vetter. – Für das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
spricht jetzt Herr Kollege Leiner. Bitte sehr.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, Bay-
ern ist wie alle anderen Bundesländer verpflichtet, ein
flächendeckendes Krebsregister zu führen. Wenn
man die Gesetzesvorlage der Bayerischen Staatsre-
gierung liest, klingen im ersten Augenblick alle Maß-
nahmen und alle Vorhaben schlüssig und durchführ-
bar. Das Krebsregister soll auf vorhandenen
Strukturen aufbauen. Mit dem Landesamt für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit steht auch schon eine
Landesbehörde bereit. Wesentlich hierbei ist die An-
gleichung der Daten im gesamten Bundesgebiet.
Dabei ist es von großem Vorteil, dass die Daten über
gleiche EDV-Systeme laufen und diese Daten vom In-
halt und von der Menge her vergleichbar sind.

Ein solches Register macht bundesweit nur Sinn,
wenn die Erfassung der Daten sowohl zu klinisch als
auch zu epidemiologisch verwertbaren Aussagen
führt. Das heißt zum Beispiel, dass lokale Schwer-
punkte von Krebserkrankungen herausgefiltert wer-
den können oder die klinische Behandlung vergleich-
bar gemacht wird. Eine reine Datensammlung, die
keinerlei Grundlagen für Forschung und medizinische
Behandlung bringt, ist sinnlos.

Bei diesem Bundeskrebsregister besteht nun die
große Gefahr, dass wir dieses Krebsregister bedie-
nen, aber dass es keine wirksamen Vorteile für die er-
krankten Menschen bringt. Allein die Menge der
Daten, die hier zusammenkommen wird, wird ein gro-
ßes Problem für die Verwertbarkeit darstellen.

Die Finanzierung einer bundeseinheitlichen Registrie-
rung wäre geregelt: 90 % der Kosten würden die Kas-
sen und die Deutsche Krebshilfe und 10 % der Kosten
die Länder tragen. Der Gesetzesvorlage ist zu ent-
nehmen, dass auf den bayerischen Staat angeblich
keine zusätzlichen Kosten zukommen, obwohl wir ge-
hört haben, dass mindestens 131 Stellen notwendig
sind, um diese Gesetzesvorlage in Bayern umzuset-
zen. Mit Sicherheit werden auch noch eine Menge
Sachkosten entstehen. Verstehen Sie mich bitte nicht
falsch: Ich möchte jetzt im Zusammenhang mit dem
Krebsregister nicht über das Geld reden. Ich möchte
aber sagen, dass wir eine funktionierende und aner-
kannte Struktur haben und dieser Struktur eine Struk-
tur überstülpen würden, die uns eine Menge Geld
kosten und zu zusätzlichem Bürokratismus führen
würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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In diesem Zusammenhang würde mich interessieren,
wie viele Ärzte und wissenschaftliche Mitarbeiter, die
am Krebsregister mitwirken, bei einer Umsetzung die-
ser Gesetzesvorlage unter das Dach des LGL wech-
seln würden. Ich kann mir das in dieser Form nicht
vorstellen; denn dies würde zu einem erheblichen
Kompetenzverlust führen. Wir brauchen die Leute vor
Ort.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn wir uns die Gesamtsituation der Krebsregistrie-
rung in Bayern ansehen, sehen wir deutliche Schwä-
chen und Ungereimtheiten in dieser Gesetzesvorlage.
Für mich ist einer der wesentlichen Knackpunkte die
Meldepflicht, die schon genannt wurde. Der Arzt ist
gesetzlich verpflichtet zu melden. Er muss das sei-
nem Patienten mitteilen. Ich möchte nicht, dass be-
stimmte klinische Daten in falsche Hände geraten.
Deswegen führt allein die Meldepflicht in dieser Form
schon zu einem Vertrauensverlust.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben in Bayern sechs funktionierende Krebsre-
gister, denen international ein hoher Standard und
eine hohe Wirksamkeit bescheinigt wird. Internationa-
le Institute bezweifeln, dass ein deutsches Krebsre-
gister oder ein Zusammenführen der Krebsregister
genauso wirksam wäre wie unser bayerisches Krebs-
register. Ich frage mich, warum unsere bayerische Art
der Registrierung nicht mit dem Krebsfrüherken-
nungs- und -registergesetz des Bundes vereinbar ist
und ob diese Frage ausreichend untersucht wurde.
Das wäre eine wichtige Hausaufgabe.

Ein weiterer Knackpunkt liegt in dem Umstand, dass
in der Gesetzesvorlage eine wesentliche Regelung
fehlt, nämlich eine gesetzliche Regelung der Datensi-
cherheit für die Patientinnen und für die Patienten. Es
kann nicht sein, dass wir im Gesundheitsausschuss
des Bayerischen Landtags auf diese Frage keine be-
friedigende Antwort bekommen und darauf verwiesen
wird, die Anonymisierung der Daten würde dann
schon in einer uns noch nicht vorliegenden Verord-
nung geregelt. So geht es nicht. Wir müssen wissen,
was in diesem Gesetz steht.

Noch einmal: Das Entscheidende an einem Baye-
rischen Krebsregister ist, dass die erkrankten Men-
schen wesentliche Vorteile daraus ziehen und ihnen
besser geholfen werden kann. Wir können nur einem
Gesetz zustimmen, das dies sicher gewährleistet. Ich
bin auf unsere Anhörung im Ausschuss gespannt.
Frau Ministerin, wir haben heute versucht, die Exper-
ten festzulegen. Unser größtes Problem war, Befür-
worter dieses Krebsregisters zu finden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Leiner. – Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem
Ausschuss für Gesundheit und Pflege als federführen-
dem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einver-
ständnis? – Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung des Bestattungsgesetzes
(Drs. 17/12957)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Begründung und Aussprache werden mit-
einander verbunden. Damit hat die Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN insgesamt zehn Mi-
nuten Redezeit. Die Gesamtredezeit der Fraktionen
beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Minuten. Die
Verteilung der Redezeit auf die restlichen Fraktionen
darf ich, glaube ich, als bekannt voraussetzen. – Ich
erteile jetzt Frau Kollegin Gote das Wort. Bitte schön.

Ulrike Gote (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Dem alten Perikles,
unserem Kollegen aus der Antike, 5. Jahrhundert vor
Christus, wird folgendes Zitat zugeschrieben: "Ein
Volk wird so beurteilt, wie es seine Toten bestattet."
Heute könnten wir zugespitzt sagen: Der Tod formt
die Kultur. Dafür gibt es viele Belege. Denken Sie nur
an das, was wir kunsthistorisch bei den Besuchen von
Grabesstätten und Friedhöfen gelernt haben.

Vieles von dem, was wir heute über Kultur, Lebens-
weise, Religion und Weltanschauung unserer Vorfah-
ren wissen, wissen wir, weil wir uns mit ihren Bestat-
tungskulturen beschäftigt haben. Die
Bestattungskultur eines Volkes sagt viel über die Ver-
fasstheit der Gesellschaft, über Soziologie, Kultur, die
Stellung und die Selbstwahrnehmung des Individu-
ums in einer Gesellschaft, über Religionen, Weltan-
schauungen und Lebensentwürfe aus. Die Menschen
wollen sich auch im Tod wiederfinden. Das war schon
früher so, und das ist auch heute noch so. Das Le-
bensende soll in gewisser Weise dem Leben entspre-
chen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In homogenen Gesellschaften finden wir auch eine
homogene Bestattungskultur. Sobald sich aber Ge-
sellschaften entwickelt haben und pluralistischer ge-
worden sind, sobald sich die Menschen emanzipiert
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haben und sich mehr und mehr ihrer Individualität be-
wusst geworden sind und diese auch ausgelebt
haben, also spätestens seit der Aufklärung, hat sich
die Bestattungskultur verändert. Ein interessantes
Feld ist deshalb auch die Friedhofssoziologie. Dieses
Feld wird auch von bayerischen Wissenschaftlern be-
ackert, nämlich von Herrn Benkel, Universität Passau,
und seinem Kollegen Meitzler, Universität Duisburg-
Essen. Diese Schriften kann ich Ihnen nur empfehlen.
Es gibt auch schöne Bildbände über den Wandel der
Grabsteine, der Grabmale, der Erinnerungskulturen
usw.

Die Friedhofssoziologie stellt fest, dass die Bestat-
tungskultur immer auch eine Geschichte des Wider-
streits zwischen Religionen ist. Das ist klar; denn in
der vorchristlichen Zeit wurden die Leichen verbrannt.
Das hat man bei christlicher Religionszugehörigkeit
nicht mehr getan. Dann gab es die ersten Friedhöfe
rund um die Kirchen, die aber nicht für alle Menschen,
sondern nur für die Eliten gedacht waren. Schließlich
hat man Friedhöfe außerhalb der Städte gebaut,
wobei sich auch die soziologische und soziale Struk-
tur verändert hat. Die Friedhofs- und Bestattungskul-
tur hat also immer auch eine historische Dimension.
Sie war und ist immer im Wandel.

Zurzeit erleben wir eine regelrechte Friedhofsflucht.
Hierzu gibt es viele Untersuchungen, sowohl von der
Wissenschaft als auch von den Bestattern, denen es
natürlich ein Anliegen ist, dass ihr Geschäft nicht ka-
puttgeht. Viele von Ihnen, die in der Kommunalpolitik
tätig sind, werden aber auch feststellen, dass die
Kommunen ihre Friedhofsgebühren erhöhen müssen
– in meiner Heimatstadt Bayreuth wurde jüngst ein
entsprechender Beschluss gefasst –, weil die Nach-
frage nach Gräbern zurückgeht und immer mehr Men-
schen günstigere oder ökonomischere Alternativen
wählen, Stichwort Urnenbeisetzung usw. Viele Men-
schen suchen alternative Bestattungsformen und wol-
len in der Natur, etwa in Wäldern, bestattet werden.
Viele Menschen wollen eine Seebestattung oder Luft-
bestattung. Darüber haben wir hier bereits einmal dis-
kutiert. Treibende Kräfte sind ein sozialer Wandel,
zum Teil aber auch pragmatische und ökonomische
Überlegungen sowie eine Individualisierung von Sinn-
konstruktionen, ganz individuelle religiöse Vorstellun-
gen und individuelle Formen von Erinnerungskulturen.

Das deutsche Bestattungsrecht ist jenseits verschie-
dener Reformen in verschiedenen Bundesländern
sehr, sehr restriktiv gefasst. Es lässt wenig Individua-
lismus zu. Das bayerische Bestattungsgesetz ist ganz
besonders restriktiv, weil Sie, Kolleginnen und Kolle-
gen von der CSU, sich seit vielen Jahren jeglichen
Reformen verweigern. So kann es nicht weitergehen.
Deshalb haben wir heute einen Gesetzentwurf mit

sehr, sehr moderaten Reformen vorgelegt. Unsere
Vorschläge zielen auf eine stärkere Berücksichtigung
anderer Religionen als der christlichen Religion ab.
Ich nenne hier die jüdische und die islamische Religi-
on.

Wir schlagen in unserem Gesetzentwurf die folgenden
vier Punkte vor: Wir fordern, dass die Gemeinden auf
ihren Friedhöfen Räume für rituelle Leichenwaschun-
gen zur Verfügung stellen, dass es Möglichkeiten für
unbefristete Ruhezeiten gibt, welches sowohl für
Juden als auch für Muslime sehr wichtig ist, dass kein
frühestmöglicher Bestattungszeitpunkt mehr festge-
legt wird – das ist für die muslimischen Menschen
sehr wichtig – und dass die Sargpflicht endlich aufge-
hoben wird. Das wäre ein sehr moderater Einstieg in
eine sinnvolle Modernisierung des Bestattungsgeset-
zes.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Warum wollen wir das? – Wir wollen ein Signal set-
zen, dass der Gesetzgeber für den kulturellen Wandel
in der Gesellschaft sensibel ist und den Bedürfnissen
der Bürgerinnen und Bürger Rechnung trägt. Wir wol-
len für die große und wachsende Gruppe der Muslime
ein Signal setzen, dass auch sie bei uns Heimat fin-
den und dazugehören; denn Heimat ist auch da, wo
man sich bestatten lassen will. Leider ist es heute
immer noch so, dass sich viele Menschen türkischer
Herkunft in der zweiten und dritten Generation zur Be-
stattung in die Türkei zurückfliegen lassen, weil sie
hier nicht die richtigen Möglichkeiten finden, um sich
nach ihrem Glauben bestatten zu lassen. Daher ist
die ewige Toten- und Grabesruhe ein sehr wichtiges
Stichwort.

Der Gesetzentwurf soll aber auch für die große und
wachsende Gruppe der religions- und bekenntnisfrei-
en Menschen ein Signal sein, dass auch deren Be-
dürfnis nach individualisierten Formen der Bestattung
gesehen wird, auch wenn hierzu noch weitergehende
Reformen nötig wären.

Unser Gesetzentwurf ist konsensfähig. Ich erinnere
an unsere Anhörung im letzten Jahr, wobei sich zehn
von elf Expertinnen und Experten genau für die von
uns heute vorgelegten Reformvorschläge ausspra-
chen. Viele andere Bundesländer haben sich längst
auf den Weg zu einer solchen Reform gemacht. Nur
noch Bayern, Berlin, Sachsen und Sachsen-Anhalt,
also nur noch vier Bundesländer, halten an der Sarg-
pflicht fest.

Was wünschen sich die Menschen? Ich zitiere Ihnen
aus einer aktuellen Umfrage von Aeternitas e.V., der
Verbraucherinitiative Bestattungskultur. Diese Ver-
braucherinitiative hat gefragt: Welche Form der Be-
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stattung würden Sie sich wünschen, ungeachtet aller
gesetzlichen Vorschriften? Die Umfrage führte zu fol-
gendem Ergebnis: Nur 24 % der Befragten wünschen
sich ein übliches Sarggrab auf einem Friedhof. 19 %
würden ein Urnengrab auf einem Friedhof wählen.
Alle anderen Befragten haben eine ganz andere Vor-
stellung; denn in absteigender Häufigkeit wurden eine
pflegefreie Beisetzungsform außerhalb eines Fried-
hofs, eine pflegefreie Beisetzungsform auf einem
Friedhof, eine Seebestattung, eine anonyme Bestat-
tung, eine Urne zu Hause oder im Garten gewählt.
Nur 5 % der Befragten hatten keine Vorstellung ihrer
Bestattung. Das Umfrageergebnis zeigt: Für die Men-
schen ist die Bestattungsform eine wichtige Frage.
Die Menschen wissen, was sie wollen. Mehr als die
Hälfte der Menschen wünscht sich etwas anderes, als
wir ihnen heute anbieten.

Sehen Sie, wie weit unser Bestattungsrecht von den
Empfindungen und Vorstellungen der Menschen ent-
fernt ist? – Das ist ein unhaltbarer Zustand. Unser
bayerisches Recht spiegelt hier die kulturellen Reali-
täten in unserer Gesellschaft längst nicht mehr wider.
Die Menschen werden ihren Weg finden, wenn wir
nichts tun. Wir wissen bereits heute, dass die gesetzli-
chen Regelungen vielfach umgangen werden. Das
Bedürfnis der Menschen ist so stark, dass sie für un-
gesetzliche oder nebengesetzliche Regelungen krea-
tiv werden. Bereits jetzt gibt es an den Grenzen Bay-
erns zu Baden-Württemberg einen
Begräbnistourismus. Sie können die Bestatter fragen;
diese werden es bestätigen.

Geben Sie sich endlich einen Ruck und springen Sie
über Ihren Schatten. Nehmen Sie die Bürgerinnen
und Bürger mit ihren Bedürfnissen nach individuali-
sierten Bestattungsformen ernst. Das bayerische Be-
stattungsgesetz ist von der Lebenswirklichkeit der
Menschen meilenweit entfernt. Die kulturelle Emanzi-
pation der Gesellschaft ist viel, viel weiter, als Sie es
sind. Machen Sie sich mit uns auf den Weg, um den
kulturellen Abstand zwischen Gesetzgeber und Volk
in diesem Punkt zu verringern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Frau Kollegin Gote. – Die nächste Wortmeldung
kommt vom Kollegen Freiherr von Lerchenfeld, CSU.
Bitte schön.

Ludwig Freiherr von Lerchenfeld (CSU): (Vom Red-
ner nicht autorisiert) Herr Präsident, Hohes Haus!
Zum wiederholten Male stellt heute die Opposition –
sprich die GRÜNEN – einen Antrag zur Änderung des
Bestattungsgesetzes. Dieses Thema haben wir in die-
ser Legislaturperiode bereits mehrfach behandelt. Der

uns vorliegende Gesetzentwurf weist keinerlei neuen
Ansätze auf. Daher möchte ich uns allen eine zeitrau-
bende Debatte ersparen. Grundsätzlich bleibt es
dabei: Erstens ist die Würde des Menschen nach dem
Grundgesetz auch postmortal anzusetzen; die Würde
des Menschen gilt also auch postmortal. Zweitens
wird in Bayern nach dem derzeit geltenden Bestat-
tungsgesetz sowohl den jüdischen als auch den isla-
mischen Bestattungsriten ausreichend entsprochen.
Drittens besteht daher für eine Anpassung des Be-
stattungsgesetzes kein Bedarf.

Detaillierte Ausarbeitungen dazu finden Sie im Proto-
koll zur 41. Plenarsitzung vom 26.03.2015, im Proto-
koll der 42. Sitzung des Innenausschusses vom
11.11.2015, in der Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 17/9181 des Innenausschusses vom 26.11.2015,
im Protokoll der 42. Sitzung des Verfassungsaus-
schusses vom 26.11.2015, im Protokoll der 61. Ple-
narsitzung vom 09.12.2015 und in dessen Beschluss-
fassung auf Drucksache 17/9470 vom 09.12.2015.
Daran sehen Sie, wie oft schon über dieses Thema in
diesem Haus gesprochen wurde, nämlich sechsmal.
Sicherlich haben Sie diese Protokolle mit großem In-
teresse gelesen. Darin steht alles, was wir, die CSU,
und was Sie, die Opposition, dazu gesagt haben.
Daher wird die CSU-Fraktion Ihren neuerlichen
Schaufensterantrag ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Kollege von Lerchenfeld. – Für die SPD hat sich der
Kollege Taşdelen gemeldet. Bitte schön, Sie haben
das Wort.

Arif Taşdelen (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert)
Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Zufällig habe ich letzten Samstag an einer
sogenannten Stadtverführung in Nürnberg teilgenom-
men. Im Rahmen dieser Stadtverführung kann man
an einem Wochenende verschiedene Plätze und Se-
henswürdigkeiten in Nürnberg besichtigen. Die Stadt-
verführung hatte das Thema "Wo Muslime in Nürn-
berg ihre letzte Ruhe finden". Wir haben unter
anderem die Grabfelder für Muslime am Südfriedhof
besucht. Dabei wurde mir klar, dass wir dieses Thema
jahrzehntelang vernachlässigt haben. Wir haben den
Muslimen, die hier verstorben sind, nicht die Möglich-
keit gegeben, sich so bestatten zu lassen, wie es
nach ihren Riten und ihrer Religion Brauch ist. Des-
halb ist es richtig und wichtig, dass wir heute über Be-
stattungen reden und darüber, ob beispielsweise die
Sargpflicht noch zeitgemäß ist.

Natürlich ist in den letzten Jahren einiges passiert.
Sie, Herr Kollege Freiherr von Lerchenfeld, sagen,
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dass beispielsweise den Riten der Muslime Genüge
getan wurde. Das stimmt so nicht. Muslime müssen
mit Erdkontakt bestattet werden. Daher kommt eine
Bestattung im Sarg für sie nicht infrage. Das ist nicht
möglich. Die Hinterbliebenen stehen vor der Entschei-
dung, ob sie einen Menschen, den sie hier verloren
haben, in ihrer Nähe bestatten, damit sie jeden Frei-
tag oder Sonntag das Grab besuchen können, um
auch mit dem Verstorbenen reden zu können. Die Al-
ternative wäre, den Angehörigen in seine erste Hei-
mat, und das sage ich gewissermaßen in Anführungs-
zeichen, zu "verfrachten", weil sie ihren Angehörigen
nach islamischem Ritual bestatten möchten.

Viele Menschen entscheiden sich dafür, ihre Angehö-
rigen hier zu bestatten, weil sie sie in der Nähe haben
wollen. Das ist aber keine Wahlfreiheit, sondern
Zwang. Deswegen haben wir im letzten Jahr in unse-
rem Integrationsgesetz die Abschaffung der Sarg-
pflicht gefordert. Wir werden den vorliegenden Ge-
setzentwurf der GRÜNEN unterstützen.

Über die Frage, ob wir an jedem Friedhof Waschräu-
me für Leichen brauchen, können wir in den Aus-
schüssen diskutieren. Über die Abschaffung der Sarg-
pflicht und über den frühestmöglichen
Bestattungszeitpunkt müssen wir aber nicht mehr dis-
kutieren. Den Menschen wäre geholfen, und es wäre
auch zeitgemäß, wenn wir diesen beiden Forderun-
gen nachkommen würden. Deshalb kündige ich die
Unterstützung der SPD-Fraktion für den Gesetzent-
wurf an.

Langfristig gesehen müssen wir diesen Menschen die
Möglichkeit geben, ihre Angehörigen nach islami-
schem Ritual hier zu bestatten. Im Moment ist es so,
dass diejenigen, die ihre Verstorbenen nach islami-
schem Ritual bestatten möchten, diese in ihrer ersten
Heimat bestatten müssen, weil das hier nicht möglich
ist. Diese Menschen stehen vor der Schwierigkeit, die
Verstorbenen in die erste Heimat fliegen zu müssen.
Als Schlimmstes kann ihnen dabei passieren, dass ihr
Angehöriger an einem Freitagnachmittag oder Frei-
tagabend stirbt. Dann wissen sie nämlich nicht, ob
und bis wann sie die erforderlichen Papiere zusam-
men haben und wann sie den Verstorbenen in die
erste Heimat fliegen können. Sie wissen auch nicht,
ob die Angehörigen Urlaub bekommen.

Ich habe diese Situation vor einigen Wochen bei
einem Bekannten erlebt. Ich habe einen Bekannten
besucht, der seinen Vater verloren hat. Der Vater woll-
te ausdrücklich nach islamischem Ritual beerdigt wer-
den. Die Familie stellte sich nicht die Frage, wie man
trauert und ob man trauert, sondern die Familie stellte
sich folgende Fragen: Werden wir die Papiere recht-
zeitig erhalten? Wenn wir die Papiere rechtzeitig be-

kommen, geht dann am Samstag überhaupt ein Flug?
Wie viele Plätze sind in diesem Flugzeug frei? Wenn
zu wenige Plätze frei sind, wie sieht es dann mit
einem Flug am Sonntag aus? Bis wann werden die
Papiere kommen, Samstag oder Sonntag? Die
Schwester des Bekannten und seine Schwägerin
wussten nicht einmal, ob sie mitfliegen könnten, weil
sie nicht wussten, ob sie Urlaub bekommen würden.
Sie konnten ihren Chef nicht anrufen bzw. nicht errei-
chen. So wussten sie nicht, ob sie Urlaub bekommen
würden.

Ich glaube, dass wir diese Probleme lösen können,
wenn wir den Menschen die Möglichkeit geben, ihre
Angehörigen hier nach ihrem Brauch bestatten zu las-
sen. Es wäre ein gutes Zeichen von diesem Hohen
Hause, den Menschen zu signalisieren, dass sie hier
zu Hause sind und ihre Angehörigen hier beerdigen
können.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. –
Die Kollegin Gote hat sich für eine Zwischenbemer-
kung gemeldet. Frau Kollegin, bitte schön.

Ulrike Gote (GRÜNE): Lieber Herr Kollege, vielen
Dank für diese Rede und für die angezeigte Unterstüt-
zung. Wir ticken hier ganz ähnlich und denken in die
gleiche Richtung. Ich möchte eines klarstellen, damit
sich das nicht falsch festsetzt. Sie haben völlig recht,
wir halten es auch nicht für sinnvoll, jeder Gemeinde
vorzuschreiben, dass ein Waschraum für Leichen ein-
gerichtet werden muss. Das steht so auch nicht in un-
serem Gesetzentwurf. Wir haben uns an die Formulie-
rung im Bestattungsgesetz gehalten, und diese lautet:
"soweit dafür ein öffentliches Bedürfnis besteht". Mit
dieser Formulierung ist klar gesagt, was wir wollen.
Es gibt wahrscheinlich Gemeinden, in denen kein öf-
fentliches Bedürfnis nach Leichenwaschräumen be-
steht, aber wenn eines besteht, dann sollten die Ge-
meinden verpflichtet sein, diesem gerecht zu werden.

Arif Taşdelen (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert)
Liebe Frau Kollegin Gote, sicherlich wird die Heraus-
forderung darin bestehen, zu ermitteln, was in diesem
Fall unter öffentlichem Interesse zu verstehen ist. Das
wird man sicherlich im zuständigen Ausschuss mit
allen Fraktionen klären können. Deshalb sind wir hier
ganz nah beieinander.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Taşdelen. – Für die FREIEN WÄHLER
spricht jetzt Herr Kollege Hanisch. Bitte schön.

Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Themen Bestat-
tungswesen und Beerdigung sind so alt wie die
Menschheit selbst. Hier gibt es viele Traditionen, auch
in der Form des Trauerns und in der Art und Weise,
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wie Menschen beerdigt werden, beispielsweise durch
Urnenbestattung, Verbrennung, Seebestattung oder
Erdbestattung. Früher wurden die Toten in Höhlen
oder in Häusern bestattet. Den Toten wurden Gegen-
stände mit auf die Reise gegeben, oder es wurden
ihnen Münzen auf die Augen gelegt. Hier hat sich im
Laufe der Zeit unwahrscheinlich viel verändert.

Fakt ist aber auch, dass unser Bestattungswesen seit
Jahrzehnten den geänderten Anforderungen und dem
Wandel der Zeit nicht mehr Rechnung trägt. Wir
sehen den Gesetzentwurf durchaus positiv. Wir sind
aber in einigen Punkten der Auffassung, dass wir
diese derzeit in der geforderten Art und Weise nicht
umsetzen können. Beim Thema Sarg sind wir auf
Ihrer Seite. Wir sind durchaus der Auffassung, dass
ein Toter auch in Leinentücher gewickelt werden
kann. Diese werden in der Regel mit bestimmten Tink-
turen getränkt, sodass sie den entsprechenden Zweck
erfüllen. In der Regel sind Räume für die Leichenwa-
schung vorhanden, weil es in den Leichenhäusern
auch Räume für die Leichenschau gibt, und dort müs-
sen Waschbecken vorhanden sein. Der Kostenauf-
wand hierfür wäre sicherlich nicht allzu groß. Auch
hier sehen wir keine Probleme, das mitzutragen.

Ein bisschen schwieriger ist es bei den unbefristeten
Ruhezeiten. Das kann gut gehen, muss aber nicht gut
gehen. Man kann das nicht nur auf diejenigen Religio-
nen beschränken, die Wert darauf legen, sondern da
könnte dann jeder Katholik oder Evangele oder wer
auch immer kommen und verlangen, dass sein Be-
stattungsplatz auf ewig in seinem Eigentum verbleibt.
Außerdem glaube ich, dass der Platzverbrauch in
Städten wie München riesengroß wäre. Sie haben
davon gesprochen, dass die Zahlen bei der Erdbe-
stattung sowieso zurückgehen. Das ist in letzter Zeit
zu erkennen. Die Urnenbestattung ist auf dem Vor-
marsch. Ich meine, man muss das noch abwarten.
Bei einer generellen Freigabe könnte es vor allem in
den Großstädten durchaus zu Problemen kommen.

Ich sehe außerdem gewisse Probleme beim Bestat-
tungszeitpunkt. Dort, wo man den Zeitraum für den
Bestattungszeitpunkt reduziert hat, hat man in der
Regel eine zweite Leichenschau eingeführt. Dort müs-
sen innerhalb kurzer Zeit zwei unabhängige Ärzte die
Leiche anschauen, damit nicht ein noch Lebender be-
erdigt wird. Wir haben in unserer Kultur 48 Stunden
Wartezeit. Es ist eine Kostenfrage. Man braucht hier
zweimal einen Arzt. Aber es ließe sich zur Not ma-
chen.

Das werden sicherlich interessante Diskussionen im
Ausschuss. Ich freue mich darauf. Das sind die zwei
Punkte, bei denen wir Bedenken haben. Grundsätz-
lich müssen wir auch im Bestattungswesen zwar Be-

währtes erhalten, aber auch Neues schaffen und zu-
lassen. Es wird interessant werden. Ich freue mich auf
die Diskussion.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Kol-
lege Hanisch. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schla-
ge vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kom-
munale Fragen, Innere Sicherheit und Sport als feder-
führendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit
Einverständnis? – Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 c auf:

Antrag der Staatsregierung
auf Zustimmung zum Staatsvertrag über die
gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung
(Drs. 17/12889)
- Erste Lesung -

Der Herr Staatssekretär begründet den Antrag der
Staatsregierung. Ich eröffne die Aussprache. Auch
hier beträgt die Gesamtredezeit der Fraktionen 24 Mi-
nuten. Alles andere darf ich als bekannt vorausset-
zen. – Herr Staatssekretär, bitte schön.

Staatssekretär Bernd Sibler (Kultusministerium):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Herzlichen
Dank für die Gelegenheit, diese Maßnahmen heute
vorzustellen. Das zentrale Vergabeverfahren in den
bekannten Studiengängen wie Medizin, Zahnmedizin,
Tiermedizin und Pharmazie muss aus technischen
Gründen modernisiert werden. Sie alle wissen um die
Entwicklung in der Computertechnologie, aber auch
um die steigenden Bewerberzahlen, die wir in den
vergangenen Jahren verzeichnen konnten. Deshalb
soll das zentrale Vergabeverfahren in prozessualer
und technischer Hinsicht in das Dialogorientierte Ser-
viceverfahren integriert werden. Wir sind auf diesem
Gebiet auf Bundesebene schon seit geraumer Zeit
aktiv. Damit sollen die Vorteile des für örtlich zulas-
sungsbeschränkte Studiengänge eingerichteten Ser-
viceverfahrens auch für das zentrale Vergabeverfah-
ren nutzbar gemacht werden.

Diese Integration setzt einen neuen Staatsvertrag zwi-
schen allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland
voraus. Sie wissen, dass die Vergabe von Medizinstu-
dienplätzen – darum geht es meistens – in diesem
Staatsvertrag geregelt ist. Gegenüber dem aktuellen
Staatsvertrag ändert sich einiges. Der Staatsvertrag
schafft nämlich die Rechtsgrundlage für die Abbildung
des zentralen Vergabeverfahrens und des Servicever-
fahrens in einem gemeinsamen Verfahren, nämlich
dem Dialogorientierten Serviceverfahren. Das ge-
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meinsame Verfahren führt zu Synergien, da Zulas-
sungsanträge sowohl für das zentrale als auch für das
Serviceverfahren im Web-Portal der Stiftung für Hoch-
schulzulassung zusammengefasst werden. Alles er-
folgt aus einer Hand, ganz im Sinne einer serviceori-
entierten One Stop Agency.

Da jede Bewerberin und jeder Bewerber am Ende des
Verfahrens nur eine einzige Zulassung erhält, bleiben
weniger Studienplätze unbesetzt, und Studienplätze
können schneller wiederbesetzt werden. Das ist ein
ganz wichtiges Ziel. Sie alle kennen das Problem der
mehrfachen Überzeichnung von Studienplätzen. Man
sucht sich als Bewerber den Studienplatz aus, der
einem vermeintlich am besten gefällt, und sagt die an-
deren Studienplätze nicht ab. Dadurch entsteht die
Problematik, dass eine ganze Reihe von Studienplät-
zen unbesetzt bleibt. Besonders ärgerlich ist das bei
den begehrten Studienplätzen im zentralen Vergabe-
verfahren. Die Neuerung führt zu größerer Effizienz
und damit zu mehr Zufriedenheit bei den Studieren-
den, weil die Nachfrage besser befriedigt werden
kann.

Die Stiftung wird auf Wunsch der Hochschulen er-
mächtigt, diese auch bei der Anmeldung für zulas-
sungsfreie Studiengänge durch die schon angespro-
chene Bündelung zu unterstützen. Die Wartezeit wird
durch Bewerbungssemester ersetzt, um besonders
motivierte Bewerberinnen und Bewerber besser zu
berücksichtigen. Auch das kennen wir besonders aus
dem Studienfach Medizin, wo junge Menschen zum
Roten Kreuz oder in eine medizinische Ausbildung
gehen, um ihre Bewerbungschancen etwas zu ver-
bessern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Stiftung
wird künftig unabhängig von den konkreten Teilnah-
me- und Serviceverfahren von allen Hochschulen mit
Ausnahme der Kunsthochschulen Beiträge zur Finan-
zierung erhalten. Das muss so sein, weil sich alle be-
teiligen sollen. Das trägt auch ein Stück weiter dazu
bei, dass sich die Universitäten anschließen, die noch
nicht so motiviert sind. Wir können nur dann eine
große Effizienz erzielen, wenn viele, möglichst alle,
Universitäten und Hochschulen mitmachen. Dann
haben wir die erforderliche Transparenz. Nachdem
der Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung
für Hochschulzulassung von der Konferenz der Minis-
terpräsidenten der Länder beschlossen und von den
Regierungschefs unterzeichnet worden ist, bitte ich
darum, diesen Staatsvertrag hier im Landtag zu be-
schließen, um die Situation für unsere Studierenden
zu verbessern – damit diese mehr Planungssicherheit
haben – und um die in den letzten Jahren in Bayern
zusätzlich geschaffenen Studienplätze schnell verge-
ben zu können. Das gilt gerade für die Medizin, jetzt

prospektiv in Augsburg mit circa 1.512 zusätzlichen
Studierenden. Da wollen wir besser werden, im Inte-
resse derjenigen, die einen Studienplatz in Bayern
haben wollen. – Ich darf um Ihre Unterstützung bitten.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Staatssekretär Sibler. – Ich eröffne damit die
Aussprache. Die Gesamtredezeit für die Fraktionen
beträgt 24 Minuten. Ich erteile jetzt das Wort Herrn
Kollegen Rosenthal von der SPD.

Georg Rosenthal (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
sprechen über den Staatsvertrag über die gemeinsa-
me Einrichtung für Hochschulzulassung. Ja, die Frak-
tion der Sozialdemokraten stimmt diesem Staatsver-
trag grundsätzlich zu. Wir begrüßen es, dass dadurch
eine verbesserte Situation eintritt. Unserer Ansicht
nach sind die richtigen Lehren aus dem bisherigen
Verfahren nach der Zentralvergabe der sogenannten
ZVS in Dortmund gezogen worden. Wir begrüßen au-
ßerordentlich die gemeinsame Einrichtung, die nach
dem nordrhein-westfälischen Recht als Stiftung be-
zeichnet wird. Das Verfahren ist zum Teil unübersicht-
lich, um nicht zu sagen: manchmal chaotisch. Daher
ist zu erwarten, dass jetzt eine gemeinsame Plattform
errichtet werden kann und sich alle Bundesländer ein-
reihen werden.

Hier wird nur die Rechtsgrundlage für diese Einrich-
tung geschaffen. Die Länder verpflichten sich gegen-
seitig, dieses Verfahren im Zusammenwirken mit der
Hochschulrektorenkonferenz auf den Weg zu bringen.
Es ist eine Dienstleistungsaufgabe und ein Service
und damit ein Angebot, die örtlichen Zulassungsver-
fahren zu unterstützen und das zentrale Vergabever-
fahren mit klaren Bedingungen zu versehen, um wie-
der Ordnung reinzubekommen.

Ich hoffe, dass die Universitäten dieses Serviceange-
bot in ausreichendem Maße, wenn nicht überall, so
doch zum größten Teil, tatsächlich annehmen werden.
Zu erwarten ist, dass dann ein Abgleich von Mehr-
fachzulassungsverfahren und Mehrfachstudienmög-
lichkeiten zu einer anderen Transparenz und Über-
sichtlichkeit führt. Da stimme ich ausdrücklich dem
Herrn Staatssekretär in seiner Begründung des Ge-
setzes zu. Darüber hinaus werden hier nicht nur die
Studienplätze vergeben, sondern auch weitere
Dienstleistungen angeboten, die die Hochschulen an-
nehmen können. Unterstützungen vonseiten dieser
Stiftung werden in dem Dialogorientierten Verfahren
geregelt. Ich halte diese klaren Angebote für dringend
erforderlich. Der Wildwuchs, der sich da doch erge-
ben hat, kann dadurch vielleicht ein bisschen gelichtet
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werden, und die Studienbedingungen und dieses Ver-
fahren können geregelt werden.

Auch die Einbeziehung der Studienbedingungen oder
der Studiengänge finden wir außerordentlich gut,
auch die Auswahlverfahren und die Regelungen, dass
keine Nachteile entstehen können.

Die Vorabquoten regeln im Prinzip das, was wir schon
aus anderen Zulassungsverfahren bisher kennen. Es
ist dort aber auch offengehalten, dass die Bundeslän-
der nach Maßgabe des Landesrechts eigene Rege-
lungen in diese Auswahlverfahren einbeziehen kön-
nen. Ich verweise darauf, dass wir im zuständigen
Ausschuss, gerade was diese Vorabquoten und Aus-
wahlverfahren für besondere Gruppen und außerge-
wöhnliche Härten angeht, in der bayerischen Landes-
vergabe Sonderregelungen beschlossen haben. An
dieser Stelle würde ich das mit einem Prüfauftrag ver-
sehen, ob wir von dieser Öffnungsklausel, die im Ge-
setzgebungsverfahren enthalten ist, an einigen Stel-
len mehr Gebrauch machen sollten.

Bei der Auswahlentscheidung muss der Grad der
Qualifikation maßgeblichen Einfluss haben. Das ist
aus meiner Sicht nicht zwingend erforderlich; denn
wenn man sich zum Beispiel die Vergabe von Studi-
enplätzen in Medizin anschaut, sieht man, dass auch
besondere Vergabewege zu außerordentlichen Mög-
lichkeiten für Studierende geführt haben. Die Ab-
schlussquoten derjenigen, die über diese besonderen
Vergabeverfahren zu einem Studienplatz gekommen
sind, sind außerordentlich interessant, beweisen sie
doch, dass die Note allein nicht Maßstab für ein erfol-
greiches oder nicht erfolgreiches Studium ist. Diese
Überwölbung, dass das einen maßgeblichen Einfluss
hat, würde ich auch unter dem Gesichtspunkt sehen,
dass wir als Fraktion dieses weitere Verfahren an die-
ser Stelle noch begleiten wollen und gegebenenfalls
auch dort von der Öffnungsklausel, die das Landes-
recht bietet, beim Ergebnis des Auswahlverfahrens
und den Erfahrungswerten Gebrauch machen wollen.

Insgesamt signalisieren wir in der Ersten Lesung Zu-
stimmung, verweisen aber auf die weiteren Diskussio-
nen in den Ausschüssen. Grundsätzlich begrüßt die
SPD-Landtagsfraktion diese Einrichtung für Hoch-
schulzulassung.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. –
Die nächste Wortmeldung für die CSU-Fraktion: Kolle-
ge Dr. Hopp. Bitte sehr.

Dr. Gerhard Hopp (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Man kann
sagen, dieser Tagesordnungspunkt ist eine gute

Nachricht für viele Hunderte, für viele Tausende Stu-
dierende in ganz Bayern. Staatssekretär Bernd Sibler
hat eben schon sehr gut die aktuelle Situation bei der
Studienplatzvergabe geschildert. Weder für die Hoch-
schulen noch für die Studierenden ist die aktuelle Ver-
gabepraxis bei der Stiftung für die Hochschulzulas-
sung befriedigend. Sie ist technisch überholt, erfordert
zu lange Wartezeiten, ist zu unübersichtlich, zu auf-
wendig, zu bürokratisch und manchmal vielleicht des-
wegen zu ungerecht für viele Studierende.

Dass Modernisierungsbedarf besteht, sieht man an
einer Entwicklung ganz besonders: Die Studienbewer-
ber haben sich in den vergangenen Jahren zuneh-
mend mehrfach an verschiedenen Hochschulen sowie
auf mehrere Studiengänge beworben oder haben sich
anderweitig zu behelfen versucht. Das hatte bei den
betroffenen Hochschulen naturgemäß einen deutli-
chen Anstieg der Bewerbungszahlen zur Folge, die
aber mit der Realität, den tatsächlichen Bewerbun-
gen, sehr wenig zu tun hatten. Durch die Mehrfachbe-
werbungen waren deutlich aufwendigere und langwie-
rigere Zulassungsverfahren mit Nachrückverfahren an
den Hochschulen notwendig geworden, um die vor-
handenen Studienplätze an die Bewerber zu verge-
ben. Bewerber mit mehreren positiven Zulassungsbe-
scheiden hatten bislang nicht die Pflicht,
Rückmeldung über nicht genutzte Zulassungen zu
geben; Rückmeldungen hat es leider nur sehr spora-
disch gegeben. Sowohl im Sinne der Studierenden als
auch der Hochschulen ist es sinnvoll und unser ge-
meinsames Ziel, das Verfahren und die Vermittlung
von Studienplätzen in diesen Studiengängen effizien-
ter zu gestalten.

Das Dialogorientierte Serviceverfahren, das schon
von den Vorrednern angesprochen worden ist, das die
Hochschulrektorenkonferenz, die Länder, erarbeitet
haben, geht daher in die richtige Richtung und ist
nicht ohne Grund vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung mit insgesamt 15 Millionen Euro unter-
stützt worden.

Das Serviceverfahren umfasst insgesamt vier Phasen
mit einem abschließenden Clearingverfahren, das die
verschiedenen Zulassungsanträge der Bewerberinnen
und Bewerber in einem Web-Portal zusammenführt
und Studiermöglichkeiten und Mehrfachzulassungen
abgleicht. Ein ganz entscheidender Punkt ist, dass
das neue Verfahren Synergien schafft; die Zulas-
sungsanträge sowohl für das zentrale Vergabeverfah-
ren als auch für das Serviceverfahren werden im
Web-Portal der Stiftung zusammengefasst. Insbeson-
dere der Datenabgleich zwischen den teilnehmenden
Hochschulen wird eine effektive hochschul- und be-
werberorientierte Vermittlung von Studienplätzen er-
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möglichen und langwierige Nachrückverfahren, die für
viele Studierende ein Problem darstellen, vermeiden.

Das wird durch klare Regelungen unterstützt. So dür-
fen Bewerber bundesweit nur maximal zwölf Zulas-
sungsanträge stellen, und sie müssen sich auf eine
verbindliche Reihenfolge festlegen. Sobald sie ein An-
gebot angenommen haben, werden die anderen Zu-
lassungsanträge des nunmehr schon versorgten Be-
werbers aus dem Netz genommen, damit ein freier
Studienplatz möglichst schnell anderen Bewerbern
angeboten werden kann.

Das ist gut; denn das heißt im Grunde: schnellere
Verfahren, höhere Planungssicherheit für Hochschu-
len und Studierende gleichermaßen. Jeder Bewerber
erhält am Ende des Verfahrens eine einzige Zulas-
sung. So bleiben weniger Studienplätze unbesetzt,
und die frei werdenden können schneller wieder be-
setzt werden.

Positiv zu sehen ist aus Sicht meiner Fraktion außer-
dem, dass die Stiftung auf Wunsch der Hochschulen
diese künftig auch bei der Anmeldung für zulassungs-
freie Studiengänge unterstützen kann. Der Service
kann also ausgebaut und ausgeweitet werden.

Auch die besondere Motivation der Bewerberinnen
und Bewerber wird künftig besser berücksichtigt,
indem die Wartezeit durch die Zahl der Bewerbungs-
semester ersetzt wird.

Für alle Beteiligten, Studierende wie Hochschulen
gleichermaßen, wird durch dieses Konzept erhebliche
Verbesserung erreicht. Dieses Konzept hat einige Zeit
der Vorbereitung benötigt, und zwar zu Recht. Profes-
sor Ancelotti, der seit diesem Sommer in München
lehrt, hat mir in einem persönlichen Gespräch gesagt:
Wer schnell spielen will, kann dies tun, man kann
schnell spielen, aber das Ergebnis muss stimmen. –
Das kann heute Abend vielleicht auch von Bedeutung
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Wir unterstützen diesen Vorschlag vollumfänglich,
schließen uns dem Antrag der Staatsregierung an und
bitten um Unterstützung des vorliegenden Staatsver-
trags.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr. –
Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER hat sich Pro-
fessor Piazolo zu Wort gemeldet. Bitte sehr.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei
den neuen Verfahren geht es im Wesentlichen nicht

um Medizin. Ich sage das, weil das so häufig genannt
worden ist. Das funktioniert einigermaßen.

Worum geht es? – Es geht insgesamt um ungefähr
eine halbe Million Studierende, die jedes Semester
mit dem Studium beginnen und – das ist gerade an-
gesprochen worden – in dem Verfahren bis zu zwölf
verschiedene Studiengänge und Studienorte angeben
können. Das heißt, bis zu fünf, sechs Millionen ver-
schiedene Wünsche können eingegeben werden. Es
ist wichtig, dass man bei der Hochschulzulassung re-
agiert. Ich will nur zwei Zitate nennen – "dpa",
02.11.2015: "Studienplatz-Vergabe driftet ins Chaos".
– "SPIEGEL", 22.06.2016: "Chaotische Studienplatz-
vergabe sorgt für Frust". – Nun muss man dazu
sagen, diese Schlagzeilen gehen nicht nur auf das
alte Verfahren zurück, sondern sie gehen zurück auf
die Pilotphase des jetzigen Verfahrens, das mit dem
Staatsvertrag zwar weiterentwickelt wird, das es aber
schon gibt. Es wird also nicht etwas völlig Neues ent-
wickelt, sondern wir haben schon eine jahrelange Pi-
lotphase des Dialogorientierten Vergabeverfahrens.
Das heißt, man muss dringend etwas tun; darin stim-
men wir auch überein. Die Frage ist nur, ob der Weg
der richtige ist.

Im Endeffekt gibt es aus meiner Sicht zwei Wege. Der
eine Weg ist: Man überlässt das Auswahlverfahren
wie insbesondere in den USA den Hochschulen
selbst; dann müssen sie es mit Mehrfachnennungen
und all diesen Problemen allein machen. Oder man
macht es zentral. Aber dann muss man es wahr-
scheinlich verpflichtend machen. Hier ist der Staats-
vertrag aus meiner Sicht suboptimal. Freiwilligkeit
wäre das Prinzip. Aber im Moment ist nicht einmal die
Hälfte der Hochschulen mit dabei. Das heißt, wir
haben auch in Zukunft höchstwahrscheinlich auf der
einen Seite das sogenannte Dialogorientierte Verga-
beverfahren nach dem Staatsvertrag, das gerade be-
schrieben wurde. Parallel dazu können sich auf der
anderen Seite Studierende an den Universitäten, die
nicht mitmachen, für die Studiengänge, die nicht mit-
machen, weiterhin bewerben. Ich bin gespannt, wie
diese Verfahren miteinander in Kongruenz gebracht
werden sollen.

Ein zweites Kriterium halte ich für problematisch, auch
wenn, Herr Kollege Hopp, von klaren Regelungen ge-
sprochen worden ist. Ich finde die Regelungen äu-
ßerst kompliziert. Man hat einen Staatsvertrag, es
wird ein Gesetz gemacht, und dann gibt es noch ent-
sprechende Verordnungen. Es geht nicht wie früher
nur um die Medizin und um die Orte, sondern jeder
Studierende kann verschiedene Studienfächer, ver-
schiedene Orte und verschiedene Stichtage angeben,
wann das Studium beginnen soll. All das muss jetzt
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auf einen Nenner gebracht werden. Eine Normenklar-
heit sehe ich da nicht.

Es gibt weitere Problemfelder. Man macht es wahr-
scheinlich freiwillig, weil es die Autonomie der Hoch-
schulen gibt. Sie fällt bei der Auswahl der Studieren-
den in einem solchen Verfahren natürlich weitgehend
weg. Das ist ein Problem. Es gibt ein weiteres Pro-
blem: Viele Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften – HAWs – befürchten, dass sie bei diesem
Verfahren benachteiligt werden und dass die Studie-
renden bei diesem Verfahren erst einmal auf die Uni-
versitäten und dann auf die HAWs verteilt werden.
Auch das ist also ein Problem. Gerade für einen Juris-
ten ist es auch ein Problem, dass es nicht unwahr-
scheinlich ist, dass wir bei diesem Auswahlverfahren
eine ganze Reihe von Prozessen bekommen.

Insofern stellt sich für mich die Frage – das werden
wir im Hochschulausschuss und vielleicht auch hier in
einer zweiten Runde noch diskutieren –, ob das wirk-
lich das Optimum ist und ob nicht das, was hier schon
wieder mit vielen Millionen angegangen wird, mit
Problemen behaftet ist. Es stellt sich auch die Frage,
wer dann wie viel zahlt. Hochschulen müssen zahlen,
und Länder müssen nach dem Königsteiner Schlüssel
zahlen. Bauen wir hier nicht eine Bürokratie auf, die
nachher nicht zu den gewünschten Ergebnissen füh-
ren wird?

Von Datenschutzproblemen will ich jetzt gar nicht
sprechen. An mich sind schon mehrere herangetreten
und haben gesagt: So, wie das im Moment angelegt
ist, sind die Daten sicher noch nicht effektiv geschützt.
Auch das muss man sich also anschauen. Ich wollte
hier nur Fragen aufwerfen. Ich sehe den Staatsvertrag
und das, was dahintersteht, jedenfalls nicht als Opti-
mum und glaube, dass hier noch Nachbesserungsbe-
darf herrscht, und ihn sollten wir auch gemeinsam dis-
kutieren.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Osgyan.

Verena Osgyan (GRÜNE): Verehrte Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zum Staatsvertrag
wurde jetzt schon viel gesagt. Er ist für mich eine logi-
sche Weiterentwicklung des alten Zulassungsverfah-
rens durch die ZVS mit einigen Optimierungen. Er ist
meist ohne Aussprache bereits durch mehrere Land-
tage gegangen. Insofern geht es an dieser Stelle si-
cher um Details der Umsetzung, auch wenn das Ver-
fahren insgesamt deutlich nach einer Verbesserung
vor allem technischer Art aussieht. Dennoch ist das
Thema Hochschulzulassung es wirklich wert, noch
breiter debattiert zu werden; denn der Reformbedarf
ist massiv, aber durchaus grundsätzlicherer Art.

Zurück zum Staatsvertrag. Ich glaube, der Staatsver-
trag bedeutet deutliche Verbesserungen für junge
Menschen, die im Begriff sind, sich für ein Hochschul-
studium zu entscheiden, wenn er entsprechend um-
gesetzt werden kann. Wie ist denn die Situation aktu-
ell? – Wir haben lange Wartezeiten auf
Nachrückplätze und dann oft sehr kurzfristige Studi-
enplatzzusagen. Das ist bei Mehrfachbewerbungen,
die nicht vernünftig miteinander abgeglichen werden
können, relativ klar. Insofern kann das dialogorientier-
te Serviceverfahren wirklich eine schnellere Abwick-
lung des Bewerbungsverfahrens garantieren. Die
schnellere Rückmeldung an die Studierenden ist äu-
ßerst positiv zu sehen, entlastet die Hochschulen und
ist mit einem Bürokratieabbau bei der Studienplatz-
vergabe verbunden. Insofern können wir als GRÜNE
den Staatsvertrag insgesamt positiv bewerten, und wir
stimmen ihm zu.

Bei allem Lob muss ich deutlich sagen, dass einige
Punkte durchaus kritisch zu sehen sind. Sie haben
aber tatsächlich weniger mit der gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulassung und der neuen Ver-
fahrensverbesserung zu tun, sondern sind grundsätz-
licher rechtlicher Art. Bisher konnten Wartezeiten –
Herr Rosenthal hat es schon gesagt – generell ange-
rechnet werden. Mittlerweile muss für jedes Semester
eine neue Bewerbung für die Zulassung eingereicht
werden. Das macht natürlich in gewisser Hinsicht
Sinn, um einen schnelleren Abgleich zu erreichen,
und ist deswegen technisch notwendig. Wir dürfen
aber nicht verhehlen, dass das manche Studierende
in gewisser Weise benachteiligt. Zum einen bedeutet
es mehr Aufwand, jedes Mal eine neue Bewerbung
einzureichen. Zum anderen sehe ich durchaus, dass
die Wartezeiten bisher auch genutzt wurden, um bei-
spielsweise eine außeruniversitäre Ausbildung zu be-
ginnen, was in Bezug auf ein künftiges Studium Sinn
machen kann. Jetzt kann es im schlimmsten Fall pas-
sieren, dass auf eine Bewerbung eine Zusage kommt
und die Ausbildung abgebrochen werden muss oder
dass man riskiert, bei der nächsten Bewerbung keine
Zusage mehr zu bekommen. Das ist im Detail durch-
aus kritisch. Ich würde aber sagen, das muss man ab-
warten. Sollten sich solche Fälle häufen, muss man
schnell nachbessern; denn das wollen wir natürlich
nicht erreichen.

Worum geht es vor allem? – In den meisten Fällen
geht es um Studienplatzzusagen im medizinischen
oder pharmazeutischen Bereich. Da wird das Gros
der Studienplätze leider immer noch durch die zentra-
le Studienplatzvergabe nach NC – und zwar nur nach
NC – vergeben. Der Schnitt liegt aktuell bei 1,1 und in
manchen Bundesländern, zum Beispiel in Bayern,
sogar noch niedriger, nämlich bei 1,0. Mir kann keiner
weismachen, dass heutzutage der Schnitt noch das
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alleinige Kriterium für die Aufnahme des Medizinstudi-
ums sein kann. Ein guter Schnitt sagt vielleicht viel
darüber aus, ob ein junger Mensch in die Forschung
einsteigen kann. Gerade für praktische Ärztinnen und
Ärzte gibt es aber noch ganz viele andere Kriterien,
zum Beispiel eine vorangegangene Ausbildung im
Krankenpflegebereich, soziale Kriterien oder Medizin-
ertests, die dafür wesentlich besser geeignet sein
können.

Die lokalen Studienplatzvergaben berücksichtigen das
alles bereits jetzt. Ist das nicht ein Grund, sich zu
überlegen, ob man nicht auch die zentrale Vergabe,
über die aktuell 60 % der Studienplätze laufen, anpas-
sen sollte? – Das muss eigentlich möglich sein. In
diese Richtung sollten wir insgesamt denken, zumal
wir immer wieder bemängeln, dass wir Probleme
haben, Ärztinnen und Ärzte für die Niederlassung auf
dem Land zu gewinnen. Vielleicht wäre das ein Anreiz
für junge Menschen, die nicht in die Forschung wol-
len, sich dahin zu orientieren. Und da spreche ich jetzt
nicht von einer Landärztequote, die den Lebenslauf
von Menschen schon beim Studienbeginn unzurei-
chend einschränkt, sondern davon, dass wir tatsäch-
lich überlegen müssen, wie wir die jeweils Besten und
Interessiertesten für den jeweiligen Beruf gewinnen
können.

Ich muss an dieser Stelle das Land Bayern stark kriti-
sieren; denn wir nutzen bei der lokalen Vergabe mitt-
lerweile nicht einmal die Möglichkeiten aus, die das
Bundesgesetz aktuell bietet: nämlich dass die Abitur-
note zwar noch einfließen soll, aber nicht überwie-
gend gewichtet werden muss. Da könnten wir noch
wesentlich stärker voranschreiten. Das ganze Thema
der Studienplatzvergabe und der Hochschulzulassung
ist viel breiter, als es im Staatsvertrag angelegt ist.
Ihm stimmen wir selbstverständlich zu. Aber wir soll-
ten noch debattieren, wie lokale Eignungstestverfah-
ren noch bessere Lösungen bieten können und die
zentrale Vergabe optimiert werden kann. Ich möchte
auch darauf hinweisen, dass wir im Hochschulbereich
viel größere Baustellen haben, nämlich die mangeln-
de Grundfinanzierung, die schlechten, prekären Ar-
beitsverhältnisse für den wissenschaftlichen Mittel-
bau, Forschungsgelder für HAWs, Frauenförderung
usw. usf. Bei den Haushaltsberatungen haben wir
genug Zeit, das zu diskutieren. Deswegen möchte ich
es hier dabei bewenden lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. – Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich
schlage vor, den Antrag auf Zustimmung zum Staats-
vertrag dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst
als federführendem Ausschuss zu überweisen. Be-

steht damit Einverständnis? – Danke schön. Dann ist
es so beschlossen.

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 2 d auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Gesetzes über die kommunale
Gliederung des Staatsgebiets (Drs. 17/12944)
- Erste Lesung -

Die Fraktionen sind übereingekommen, dass hier auf
eine Aussprache verzichtet wird. Ich schlage deshalb
vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommu-
nale Fragen, Innere Sicherheit und Sport als federfüh-
rendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Ein-
verständnis? – Danke schön. Dann ist auch dies so
beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über eine Subsidiaritätsangelegenheit und
Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der
Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden
(s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich
Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale
Beziehungen in seiner gestrigen Sitzung die unter
Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit
betreffend die Bedingungen für die Einreise und den
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung
einer umfassende Qualifikationen voraussetzenden
Beschäftigung beraten und empfohlen hat, die Staats-
regierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-
tätsbedenken hinzuweisen. Das Abstimmungsverhal-
ten der Fraktionen ist in der aufgelegten Liste
aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweili-
gen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten
der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende
Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um sein Handzeichen. –
Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Gibt
es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen.
Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 4 auf:
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Bestätigung
eines neuen stellvertretenden Mitglieds des
Landesgesundheitsrats

Mit Schreiben vom 14. Juli 2016 hat Frau Staatsminis-
terin Huml mitgeteilt, dass der Sozialverband VdK
Bayern Frau Rita Mocker als neues stellvertretendes
Mitglied des Landesgesundheitsrats benannt hat.
Frau Staatsministerin hat darum gebeten, die hierfür
gesetzlich vorgesehene Bestätigung durch Beschluss
des Landtags herbeizuführen. Eine Aussprache hier-
zu findet nicht statt. 

Wir kommen deshalb sofort zur Abstimmung. Wer
dem Vorschlag, Frau Rita Mocker als neues stellver-
tretendes Mitglied des Landesgesundheitsrats zu be-
stätigen, seine Zustimmung erteilen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? –
Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltungen. Dann ist es so beschlossen.

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 5 auf:

Bestellung
eines Mitglieds der Datenschutzkommission

Mit Schreiben vom 8. August 2016 hat Herr Staatsmi-
nister Dr. Söder mitgeteilt, dass das bisher auf Vor-
schlag der Staatsregierung bestellte Mitglied der Da-
tenschutzkommission, Frau Friederike Sturm, ihr Amt
aufgrund des Wechsels an eine andere Behörde nicht
mehr ausüben kann. Der Ministerrat hat daher be-
schlossen, den derzeitigen behördlichen Datenschutz-
beauftragten des Staatsministeriums der Finanzen,
für Landesentwicklung und Heimat, Herrn Dr. Stephan
Bobe, zur Bestellung als Mitglied der Datenschutz-
kommission vorzuschlagen. Herr Staatsminister
Söder hat darum gebeten, die hierfür gesetzlich vor-
gesehene Bestellung durch Beschluss des Landtags
herbeizuführen. Eine Aussprache hierzu findet nicht
statt. 

Wir kommen deshalb gleich zur Abstimmung. Wer
dem Vorschlag, Herrn Dr. Stephan Bobe zum neuen
Mitglied der Datenschutzkommission zu bestellen,
seine Zustimmung erteilen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – Keine
Gegenstimmen. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltungen. Dann ist es so beschlossen.
Damit ist Herr Dr. Bobe zum Mitglied der Daten-
schutzkommission bestellt.

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten
Dringlichkeitsanträge

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Martin Güll, Kathi Petersen u. a.
und Fraktion (SPD)
Elternrechte einhalten - Verfassungswidriges
Übertrittsverfahren ändern (Drs. 17/13009)

Ich eröffne die Aussprache. Als ersten Redner bitte
ich Herrn Kollegen Güll zum Rednerpult.

Martin Güll (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert)
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! In
der nächsten Zeit feiern wir das 70-jährige Bestehen
der Bayerischen Verfassung. Ich glaube, es gibt in
diesem Haus niemanden, der dieses Jubiläum nicht
hochhält und mitfeiert. Die Verfassung muss man an
der richtigen Stelle aber auch ernstnehmen. Man
muss sie nicht nur ernstnehmen, sondern man muss
sie sogar leben und sein politisches Handeln danach
ausrichten. Das gelingt offensichtlich nicht immer, wie
wir es von vielen Beispielen kennen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen mit der freundlichen Genehmigung der
Frau Präsidentin aus der Bayerischen Verfassung den
Absatz 1 des Artikels 126 zitieren:

Die Eltern haben das natürliche Recht und die
oberste Pflicht, ihre Kinder zur leiblichen, geisti-
gen und seelischen Tüchtigkeit zu erziehen. Sie
sind darin durch Staat und Gemeinden zu unter-
stützen. In persönlichen Erziehungsfragen gibt
der Wille der Eltern den Ausschlag.

Ähnliches finden wir auch in Artikel 6 Absatz 2 des
Grundgesetzes:

Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürli-
che Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht
die staatliche Gemeinschaft.

Diese beiden Artikel sind maßgebend, wenn wir uns
mit dem bayerischen Übertrittsverfahren beschäftigen.

Sie erinnern sich möglicherweise, dass es in Bayern
als einem der wenigen Bundesländer noch ein noten-
basiertes, verbindliches Verfahren mit einer verbindli-
chen Übertrittsentscheidung gibt. Die Notenschnitte
von 2,33 oder 2,66 sind allseits bekannt. Die Möglich-
keit, über einen Probeunterricht ins Gymnasium zu
kommen, kennen Sie auch. Grundsätzlich ist die
Übergangsentscheidung aber eine verbindliche Ent-
scheidung, die von der Schule getroffen wird.

Welche Auswirkungen hat diese Entscheidung in den
Schulen? – Ziemlich unbestritten ist, dass in den letz-
ten Jahren das Lernen vor allem in der vierten Klasse
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immer mehr unter Druck und Angst erfolgte. Die Be-
lastungen für die Schüler, Eltern und Lehrer werden
immer größer. Der Grund dafür ist ganz einfach: Die
Kinder in der vierten Klasse müssen im Mai ein Ziel
erreichen, und das ist dieser ominöse Notenschnitt.
Dass dies zu Stress und Belastung führt, hat eine
2015 veröffentlichte Studie über Stressfaktoren bei El-
tern und Schülern am Übergang zur Sekundarstufe
des Bildungsforschers Heinz Reinders aus Würzburg
gezeigt. Darin ist in einem Vergleich der zwei Bundes-
länder Hessen und Bayern eindeutig nachgewiesen
worden, dass das Übertrittsverfahren, das auf ver-
bindlichen Noten basiert, Stress verursacht und krank
macht. Das sollte man nie aus den Augen verlieren.

Auch eine zweite Feststellung hat die Bildungsfor-
schung mittlerweile durch mehrere Studien bewiesen.
Die Validität der Übergangsentscheidung, also die
Gültigkeit, ist höchst umstritten. Sie ist deshalb infrage
zu stellen, weil die Zusammensetzung der Grund-
schulklassen sehr heterogen ist. Das könnte ich näher
ausführen, aber die Zeit reicht dazu nicht. Es gibt
keine zentralen Prüfungsstandards. Auch die Erfolgs-
quoten im Probeunterricht sind höher, was die ver-
bindlichen Notenschnitte eigentlich wieder aushebelt.
Vor allem aber sollte speziell herausgearbeitet wer-
den, dass nirgendwo die soziale Herkunft so stark
maßgebend ist wie in Bayern. Die Studien zeigen
nämlich, dass die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium
zu besuchen, bei gleicher Schulleistung für Kinder
aus sozial privilegierten Familien höher ist als für Kin-
der aus sozial weniger begünstigten Familien. Das
sind die Ergebnisse der Studie.

Die Kritiker werden jetzt gleich wieder sagen, mit der
Abschaffung des verbindlichen Übertrittsverfahrens
würde die Abhängigkeit von der sozialen Herkunft
noch höher. Das mag nicht ganz von der Hand zu
weisen sein. Das staatliche Handeln und das Handeln
der Lehrer müssten dann wenigstens von sozialen
Abhängigkeiten frei sein. Das ist es aber nicht. Schon
die IGLU-Studie hat 2006 bewiesen, dass die Lehrer
von Kindern mit weniger privilegiertem Bildungshinter-
grund höhere Leistungen verlangen. Das ist nicht
meine Feststellung, sondern das ist eine Feststellung
der IGLU-Studie, die das nachgewiesen hat.

Damit will ich sagen, valide Ergebnisse, die staatli-
ches Handeln allenfalls rechtfertigen würden, gibt es
nicht. Deshalb müssen wir uns über die Verfassungs-
mäßigkeit des Übertrittsverfahrens Gedanken ma-
chen. Die verbindliche Übertrittsentscheidung ist ver-
fassungswidrig und verstößt gegen das
Elterngrundrecht in Artikel 126 Absatz 1 der Baye-
rischen Verfassung und Artikel 6 Absatz 2 des Grund-
gesetzes sowie gegen das allgemeine Diskriminie-
rungsverbot nach Artikel 118 Absatz 1 der

Bayerischen Verfassung und das Verbot der Diskrimi-
nierung wegen seiner Herkunft nach Artikel 3 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes. Diese Annahme stützt sich
auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Jahr 1972. Damals wurde festgestellt – ich zitiere
–:

Die Entscheidung über den weiteren Bildungs-
weg des Kindes hat das Grundgesetz zunächst
den Eltern als den natürlichen Sachwaltern für
die Erziehung des Kindes belassen.

Ich würde an dieser Stelle vorsichtig sein mit der Aus-
sage – ich weiß, sie wird gleich kommen –, der Baye-
rische Verfassungsgerichtshof habe darüber schon
geurteilt. Das ist nicht der Fall. Den Artikel 126 der
Bayerischen Verfassung hat er eben nicht zum Ge-
genstand seiner Entscheidung über die Popularklage,
die Sie gleich anführen werden, gemacht.

Die Konsequenzen, die gezogen werden müssen,
haben wir in unserem Dringlichkeitsantrag niederge-
legt: Wir fordern die Staatsregierung auf, das Über-
trittsverfahren in Bayern zu ändern und die Entschei-
dung den Eltern zu überlassen. Dies soll aber
verbunden werden mit einer ausführlichen Grund-
schulempfehlung, die die gesamte Persönlichkeit des
Kindes und nicht nur die Leistungen in drei Fächern in
den Blick nimmt. Zudem soll den Eltern professionelle
Beratung zur Seite gestellt werden.

Ich erwarte nicht, dass Sie gleich zustimmen. Ich
hoffe aber, dass wir in einen Dialog über dieses
Thema, das viele Eltern, Kinder und Lehrer umtreibt,
eintreten können. Welch hohe Bedeutung das Thema
hat, sehen wir an den Reaktionen, die wir nach der
Vorstellung des von uns beauftragten Gutachtens er-
halten haben. Vielleicht können wir es demnächst im
Bildungsausschuss in Ruhe thematisieren.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Kollege Hofmann.

Michael Hofmann (CSU): Sehr verehrte Frau Vize-
präsidentin, liebe Damen und Herren Kolleginnen und
Kollegen! Herr Güll, wir standen bereits Ende April im
Plenum beieinander, um uns über die Frage des
Übertrittsverfahrens zu unterhalten. Ich sagte Ihnen
schon damals, dass es gut wäre, wenn wir uns damit
im Bildungsausschuss beschäftigen würden. Sie
haben es damals aus taktischen Gründen vorgezo-
gen, die Debatte mit der Übergabe der Übertrittszeug-
nisse an die Schülerinnen und Schüler zeitlich zu ver-
knüpfen.
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Dass Sie heute wieder einen Dringlichkeitsantrag zu
diesem Thema in das Plenum eingereicht haben, ent-
täuscht mich ein wenig. Sie haben Ihrer Hoffnung
Ausdruck verliehen, dass wir im Bildungsausschuss in
einen Dialog eintreten können. Diesen hatten wir
Ihnen schon beim letzten Mal angeboten. Sie haben
es aber vorgezogen, erneut einen Dringlichkeitsantrag
zu diesem Thema einzubringen. Das ist Ihr gutes
Recht; Sie können es halten, wie Sie wollen. Wenn
Sie aber in diesem Zusammenhang davon sprechen,
der Dialog solle befördert werden, dann wird das viel-
leicht nicht so funktionieren, wie Sie es sich vorge-
stellt haben.

(Martin Güll (SPD): Wo ist denn da die Logik?)

– Dahinter steht deswegen eine Logik, sehr geehrter
Herr Kollege, weil Sie in Ihrer Rede leider nur rudi-
mentär auf die in dem Rechtsgutachten enthaltenen
Aussagen eingegangen sind. Sie haben über die se-
kundären Herkunftseffekte und die Bedeutung der Zu-
sammensetzung der Klassen gesprochen. Sie haben
die Frage aufgeworfen, ob eine Vielzahl guter Schüler
dazu beiträgt, dass etwas weniger gute Schülerinnen
und Schüler möglicherweise keine Übertrittsempfeh-
lung bekommen. Dazu haben Sie nichts weiter ausge-
führt; das übernehme ich kurz für Sie.

Über genau diese Punkte sollten wir uns inhaltlich in-
tensiv unterhalten. Das ist uns heute aber nicht mög-
lich, weil Sie es vorgezogen haben, das Thema in
einem Dringlichkeitsantrag zu behandeln. Das ist
meine Kritik; ich glaube, sie ist gerechtfertigt. Man
hätte über das Thema intensiver diskutieren können.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Das erschließt
sich mir nicht!)

– Es mag sein, dass es sich Ihnen nicht erschließt.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Die Argumentation
erschließt sich mir nicht!)

– Das mag auch daran liegen, dass Sie auf dieser
Seite des Parlaments und nicht auf der anderen sit-
zen. Sei es, wie es sei!

(Lachen bei der SPD)

Ich möchte zu dem Dringlichkeitsantrag ausführlicher
Stellung nehmen. Dabei geht es mir insbesondere um
die von Herrn Güll geäußerten erheblichen Zweifel an
der Verfassungsgemäßheit unseres Übertrittsverfah-
rens. Ich teile nicht die Auffassung, dass unser Ver-
fahren verfassungswidrig sei. Das liegt zunächst ein-
mal daran – –

(Florian von Brunn (SPD): Sind Sie Jurist?)

– Ja. Ist das jetzt ein Grund zur Entschuldigung?

(Florian von Brunn (SPD): Nein!)

– Okay, gut. Ich frage vorsichtshalber. Da sich Juris-
ten heute für so vieles entschuldigen müssen, Herr
Kollege, frage ich vorsichtshalber, ob das in Ihrer
Fraktion ein Grund wäre, sich zu entschuldigen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Mal so, mal so!)

– Bei uns ist es nicht so. Wenn Sie mir zuhören, dann
kommen wir auch zu einer inhaltlichen Auseinander-
setzung, Herr Kollege, und nicht nur zu einer Ausein-
andersetzung über meinen Lebenslauf.

Es geht um die sekundären Herkunftseffekte, das
heißt um die Frage, welchen Einfluss die Zugehörig-
keit zu einer sozialen Schicht auf die Übertrittsemp-
fehlung hat. Daran knüpft die SPD die Behauptung,
dass unser Übertrittsverfahren verfassungswidrig sei.

In dem von der SPD in Auftrag gegebenen Rechtsgut-
achten wird klar ausgeführt, dass das Problem der se-
kundären Herkunftseffekte nicht auf Bayern be-
schränkt ist. Es handelt sich vielmehr um ein
deutschlandweites Problem. Das mag mit unserer
Mentalität oder mit unserer Gesellschaft zu tun haben.
Dass es ein Ärgernis ist, ist unbestritten.

Es bleibt jedoch bei der entscheidenden Feststellung:
Unser Übertrittsverfahren kann nicht die Ursache
dafür sein, dass diese sekundären Herkunftseffekte
bestehen; denn die anderen Bundesländer wenden
andere Übertrittsverfahren an, stellen aber genau die-
selben sekundären Herkunftseffekte fest.

Vom juristischen Standpunkt aus betrachtet gilt damit:
Wir schaffen keine Ursache für das Auftreten der se-
kundären Herkunftseffekte. Damit stellt sich die Frage
der Verfassungsgemäßheit unseres Übertrittsverfah-
rens nicht.

Es ist allerdings anerkannt – das schreibt Profes-
sor Cremer ebenfalls in seinem Gutachten –, dass
ohne Schullaufbahnempfehlung die sekundären Her-
kunftseffekte, die dazu führen, dass Eltern die Ent-
scheidung nicht für das Gymnasium, sondern, sofern
vorhanden, für die Realschule oder die Mittelschule
treffen, sogar verstärkt werden. Herr Güll, Sie wollen
sehenden Auges ein Verfahren abschaffen, das zu
einer Verminderung dieser Effekte führt, mit der vor-
dergründigen Aussage, dass unser Übertrittsverfah-
ren verfassungswidrig sei. Ich kann das nicht nach-
vollziehen und halte das für einen Fehler.

(Beifall bei der CSU)
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Das Rechtsgutachten bezieht sich zudem überwie-
gend auf Ergebnisse der IGLU-Studie von 2006.
Daher darf der Hinweis schon gestattet sein, dass
unser Übertrittsverfahren mittlerweile abgeändert wor-
den ist. Neuere Bewertungen der Frage, inwieweit
sich die sekundären Herkunftseffekte nach Änderung
des Übertrittsverfahrens abgemildert haben, lässt das
Gutachten völlig außen vor. Deswegen wäre es auch
nicht überzeugend, wenn Sie das Gutachten für die
Beantwortung der Frage, ob unser Übertrittsverfahren
verfassungswidrig ist, heranziehen würden.

Ich weiß natürlich, dass Sie einen bestimmten Effekt
nachweisen wollten. Deswegen haben Sie Professor
Cremer beauftragt. Einen bayerischen Professor, der
Ihnen das bestätigen würde, hätten Sie wahrschein-
lich nicht gefunden.

(Beifall bei der CSU – Thomas Gehring
(GRÜNE): Professor Cremer ist einer der renom-
miertesten Bildungsexperten Deutschlands!)

– Es gibt einen bestimmten Grund, warum Sie ihn be-
auftragt haben. Normalerweise würde ich an dieser
Stelle sagen: Lassen Sie sich das Geld, das Sie für
das Gutachten ausgegeben haben, zurückgeben! Es
ist nämlich dieses Geld nicht wert.

(Beifall bei der CSU)

Aber in diesem Fall hatten Sie diesen Gutachter aus
einem bestimmten Grund beauftragt. Sie wollten,
dass ein bestimmtes Ergebnis herauskommt. Deswe-
gen haben Sie das Geld völlig zu Recht bezahlt. Ob
das Ganze effektiv war, darf ich bezweifeln.

Als Nächstes haben Sie gesagt, wir sollten vorsichtig
sein, was die Popularklage angeht, die der Baye-
rische Verfassungsgerichtshof im Jahr 2014 behan-
delt hat. Dieser habe nämlich den Artikel 126 der
Bayerischen Verfassung überhaupt nicht angespro-
chen. Das stimmt so nicht. Der Verfassungsgerichts-
hof hat Artikel 126 an einer Stelle angesprochen,
nämlich im Zusammenhang mit der allgemeinen Emp-
fehlung. Die Tatsache, dass er die übrigen Punkte
nicht weiter geprüft hat, spricht dafür, dass er die An-
nahme, der Elternwille könne in diesem Zusammen-
hang ein Problem darstellen, als so abwegig angese-
hen hat, dass er es nicht für notwendig hielt,
intensiver darauf einzugehen. Das ist die Schlussfol-
gerung, die ich daraus ziehe.

Ich ziehe eine weitere Schlussfolgerung: Sie gehen in
Ihrem Dringlichkeitsantrag auch auf den weiteren Bil-
dungsweg ein und zitieren eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts. Sie haben es aber unter-
lassen, auf die Randnummer hinzuweisen, die kurz
nach der zitierten Stelle folgt. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat darin klar festgestellt, dass der Staat
die Zulassung von Schülerinnen und Schülern zu wei-
terführenden Schulen selbstverständlich von Zulas-
sungsvoraussetzungen abhängig machen kann. Sie
haben nicht vollständig zitiert, sondern Sie haben be-
wusst bestimmte Punkte weggelassen, weil sie Ihnen
nicht in Ihren ideologischen Kram passen.

(Beifall bei der CSU)

Das halte ich für mindestens genauso verwerflich.

Lassen Sie uns einfach darüber reden, was der ei-
gentliche Grund ist. Wenn mich jemand fragt – –

(Susann Biedefeld (SPD): Schlaumeier!)

– Wenn es Ihnen nicht gefällt, wie ich rede, dann
brauchen Sie ja nicht zuzuhören. Jemanden, der ver-
sucht, sich mit einem solchen Gutachten auseinan-
derzusetzen, als "Schlaumeier" zu betiteln, lässt tief
blicken, was die Art der politischen Auseinanderset-
zung angeht, Frau Kollegin.

(Beifall bei der CSU – Susann Biedefeld (SPD):
Ich meine die arrogante Art und Weise!)

– Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen. Ich
sage lediglich: Wenn Sie jemanden mit "Schlaumeier"
betiteln wollen, dann können Sie das gern tun.

Herr Kollege Güll, ich stelle fest: Nicht alle Mitglieder
Ihrer Fraktion sind an dem Dialog interessiert, den Sie
doch in Ihrer Rede eingefordert haben. Das macht
aber nichts.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Wenn das Ihre Vorstellung von Dialog ist, dann ist
mir alles klar!)

– Ich setze mich mit Ihrem Gutachten in dieser Rede
wahrscheinlich intensiver auseinander, als es Herr
Kollege Güll vorhin gemacht hat. Das ist jedoch ein
anderes Thema. – Sie misstrauen der Bewertung der
Grundschullehrer. Das ist der wahre Hintergrund Ihrer
Überlegungen. Das ist das, was drinsteht. Die Grund-
schullehrerinnen und Grundschullehrer, die die Schü-
lerinnen und Schüler in der dritten und vierten Klasse
begutachten, sie testen und mit ihnen zwei Jahre ihrer
Schullaufbahn verbringen, geben eine Empfehlung
ab. In Ihrem Gutachten steht, dass die Lehrerinnen
und Lehrer nicht in der Lage seien, nach diesen zwei
Jahren zu entscheiden, ob ein Kind grundsätzlich für
die Schullaufbahn am Gymnasium, an der Realschule
oder der Mittelschule geeignet ist. Im Gutachten wird
daran gezweifelt, dass die Lehrkräfte das richtig beur-
teilen können. Deshalb wollen Sie den Elternwillen
freigeben. Das zeugt von einem tiefen Misstrauen ge-
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genüber den Grundschullehrerinnen und Grundschul-
lehrern.

(Beifall bei der CSU – Dr. Simone Strohmayr
(SPD): So ein Schmarrn! Setzen Sie sich mit dem
auseinander, was im Antrag steht!)

– Das unterstelle ich Ihnen nicht, das steht in Ihrem
Gutachten. Sie schreiben sogar extra, dass die Be-
wertungen von den unterschiedlichen Effekten getra-
gen werden. – Herr Kollege Güll, im Übrigen geht es
nicht nur um die Noten.

(Martin Güll (SPD): Doch, es geht um die Noten!)

– Wenn Sie mir zuhören würden, könnte ich es Ihnen
erklären. Die Bewertung in Form einer Zahl oder in
Form eines Satzes oder zweier Sätze ändert nichts an
der Tatsache, dass die Eltern letzten Endes wissen
wollen, ob es für ihr Kind geht oder nicht. Wenn Sie
anstatt einer Bewertung in Form von Zensuren eine
Bewertung in mehreren Sätzen wollen, ändert das
nichts an der Tatsache, dass die gleichen Lehrer,
denen Sie absprechen, die Kinder mit Zahlen bewer-
ten zu können, diese nun mit Sätzen bewerten. Damit
ersetzen Sie das eine Instrument durch das andere.
Die Entscheidung, ob die Kinder geeignet sind oder
nicht, verbleibt nach wie vor bei den Grundschullehre-
rinnen und Grundschullehrern. Da beißt die Maus kei-
nen Faden ab. Eine komplette Freigabe des Elternwil-
lens, die Sie fordern, gefährdet unser differenziertes
Schulsystem.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Darum geht es
Ihnen! Schön, dass Sie das jetzt am Schluss
sagen!)

– Genau darum geht es. Letztendlich wollen Sie das
differenzierte Schulsystem nicht mehr haben. Dies
sollten Sie jedoch nicht auf dem Rücken der Kinder
beim Übertrittszeugnis austragen. Sie benutzen die
Ängste der Eltern und der Dritt- und Viertklässler, um
Ihre Ideologie durchzusetzen. Das ist absolut hanebü-
chen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Güll, ich freue mich auf die weitere Aus-
einandersetzung im Bildungsausschuss. Ich bin vor-
bereitet, und ich freue mich darauf. Leider habe ich
ein wenig zu lange geredet. Hoffentlich sehen es mir
die Kolleginnen und Kollegen nach. Wir werden Ihrem
Dringlichkeitsantrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Jetzt bitte ich
den bayerischen Professor ans Rednerpult.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
werde jetzt eine ganz gefährliche Bemerkung ma-
chen. Liebe Frau Präsidentin, meine Berufung zum
Professor erfolgte in Berlin.

(Allgemeine Heiterkeit – Prof. Dr. Gerhard
Waschler (CSU): Oh!)

– Herr Waschler, es gab eine zweite Berufung in Mün-
chen. Insofern ist es halb richtig. – Ich möchte ein
paar wenige Gedanken und Bemerkungen anführen.
Das Thema Übertrittsverfahren im Rahmen eines
Dringlichkeitsantrags der SPD ist nichts Neues, aber
auch nichts Schlimmes, weil das Thema durchaus
wichtig ist.

Herr Kollege Hofmann hat bereits gesagt, dass das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts unvollständig
zitiert worden ist. Wenn man weiterliest, wird das
deutlich. Nach Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts ist die Möglichkeit von Bewertungen durch die
Schule und den Staat nicht verfassungswidrig. – Sei‘s
drum, darüber kann man streiten. Auf der anderen
Seite glaube ich – darüber sollten wir uns im Bil-
dungsausschuss intensiv unterhalten –, dass das
bayerische Übertrittsverfahren nicht das Nonplusultra
ist. Daran kann man viel kritisieren, manches kann
man auch ändern. Zumindest ist das sehr diskussi-
onswürdig. Meiner Meinung nach ist das Übertrittsver-
fahren für viele belastend. Dass das Übertrittsverfah-
ren nicht optimal ist, zeigt sich auch daran, dass es
sich in der letzten Zeit verändert hat. Es gab durchaus
die Bereitschaft, darüber zu reden und es zu ändern.
Diese Bereitschaft setze ich bei den Kolleginnen und
Kollegen der CSU grundsätzlich voraus und nehme
sie an. Das ist auch durch die Eingangsformulierun-
gen von Herrn Kollegen Hofmann deutlich geworden.

Noch wenige Überlegungen zum Übertrittsverfahren:
Zuerst wird immer angenommen, dass es sozial un-
gerecht und selektiv ist. Dazu liegen jedoch unter-
schiedliche Studien vor. Darüber haben wir schon das
letzte Mal gesprochen. In diesem Zusammenhang
nenne ich die Dollmann-Studie. Jeder findet die Stu-
die, die das beweist. Die Dollmann-Studie hat sich auf
Nordrhein-Westfalen bezogen. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, die ich mir auch immer sel-
ber stelle: Besteht im Falle der Freigabe des Elternwil-
lens die Gefahr, dass Eltern, die von ihren Kindern
einen Übertritt an das Gymnasium oder die Realschu-
le erwarten, dies auch ermöglichen?
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(Thomas Gehring (GRÜNE): Das tun sie in Bay-
ern auch!)

– Natürlich tun sie das in Bayern. Die Freigabe des
Elternwillens würde dies jedoch noch verstärken.
Möglicherweise machen es die anderen Eltern weni-
ger. Darüber müsste man noch einmal reden. Fraglich
ist, ob man durch eine Freigabe des Elternwillens
oder durch andere Systeme die soziale Selektion
wirklich einschränkt. Schließlich stellt sich die Frage,
welche Konsequenzen das hätte. Wahrscheinlich wer-
den in Bayern mehr Schüler auf das Gymnasium
gehen als bisher. Das ist jetzt meine These, über die
wir reden können. Was würde das bedeuten? – Für
uns Freie Wähler wäre es dramatisch, wenn aufgrund
der Freigabe des Elternwillens wesentlich weniger
Schülerinnen und Schüler die Mittelschulen besu-
chen. Möglicherweise müssen wir dann insbesondere
im ländlichen Raum Mittelschulen schließen.

Über diese Punkte und die Konsequenzen muss man
nachdenken. Fraglich ist jedoch, ob man alles im Vo-
raus bedenken kann. Ich persönlich spreche für die
FREIEN WÄHLER. Wir kritisieren einiges beim Über-
trittsverfahren, vor allem den großen Druck. Wir sind
gerne bereit, darüber zu reden, wie man den Druck
mindern und das Verfahren verbessern kann. Im Mo-
ment sehen wir jedoch nicht, dass eine völlige Freiga-
be des Elternwillens das Schulsystem in Bayern ver-
bessern und zu mehr sozialer Gerechtigkeit führen
würde. Ich lasse mich aber gerne vom Gegenteil
überzeugen. Solange das nicht der Fall ist, werden
wir FREIE WÄHLER den Dringlichkeitsantrag ableh-
nen. Selbstverständlich sind wir nach wie vor ge-
sprächsbereit. Wir freuen uns auf die Diskussion im
Bildungsausschuss.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Der nächste Redner ist Herr Kollege Gehring.

Thomas Gehring (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Ministerpräsident
Seehofer hat heute davon geredet, dass die Kinder in
Bayern nicht über einen Kamm geschoren würden
und die Wahlfreiheit das höchste Gut sei. Herr Kollege
Kreuzer hat davon geredet, dass in Bayern Eltern und
Kinder nicht bevormundet würden. – Genau das
macht jedoch das bayerische Übertrittsverfahren. Die
Kinder werden über einen Kamm geschoren. Für die
Eltern gibt es keine Wahlfreiheit. Die staatliche Schule
bevormundet die Eltern. Das bayerische Übertrittsver-
fahren sagt die Wahrheit über das bayerische Bil-
dungssystem – mehr als die Worte am Rednerpult.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir alle wissen, wie unterschiedlich eine Gruppe von
Viertklässlern ist. Es gibt Größere, Kleinere, Vorlaute,
Nachdenkliche, Ruhige, Vielfrager, Jungen, Mädchen,
Kinder mit türkischem Migrationshintergrund, Kinder
mit afghanischem Migrationshintergrund oder mit All-
gäuer Migrationshintergrund. Das bayerische Über-
trittsverfahren tut jedoch so, als wäre die vierte Klasse
ein Bürstenhaarschnitt – man fährt einmal durch und
entscheidet, in welche Schublade welches Kind ge-
hört.

(Widerspruch bei der CSU)

Tatsächlich spielt die Freiheit der Eltern keine Rolle.
Tatsächlich werden die Eltern bevormundet. Die staat-
liche Schule sagt: Ich weiß, was gut ist für dein Kind.
Ich schick dein Kind dahin, dahin oder dahin.

(Widerspruch bei der CSU)

Wir haben einen Numerus Clausus. Es geht doch
nicht, mit einem Notenschnitt von 2,66 zum Gymnasi-
um zu gehen. Erzählen Sie doch kein so dummes
Zeug.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben also eine klare Bevormundung der Eltern
und eine klare Zuweisung nach einem Notenschnitt.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann
(CSU))

Ich rede jetzt vom Notenschnitt, und der Notenschnitt
sagt etwas über die Eignung für eine bestimmte
Schulart aus. Da sind die sekundären Effekte bespro-
chen worden.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann
(CSU))

– Herr Hofmann, jetzt hören Sie einfach einmal zu.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Es gibt sekundäre Effekte. Ich möchte hinzufügen: Es
gibt auch die regionalen Effekte. Das bayerische
Übertrittsverfahren sagt: Du bist geeignet für eine be-
stimmte Schulart, Gymnasium 2,33, Realschule 2,66.
Jetzt sagen die Zahlen, in Oberbayern sind 55 % für
das Gymnasium geeignet, in Niederbayern 47 %.
Oberfranken und Schwaben liegen ziemlich gleichauf,
Herr Hofmann. Das Übertrittsverfahren sagt: "für eine
bestimmte Schulart". Das ist regional sehr unter-
schiedlich, das ist sozial sehr unterschiedlich. Das
können Sie in München Stadtteil für Stadtteil sehen.

Das heißt also, da wird etwas scheinbar objektiv legiti-
miert, was unterschiedlich ist. Da werden Unter-
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schiedlichkeiten, die tatsächlich da sind und die Sie
nicht wegreden können, sozusagen sozial, politisch,
rechtlich legitimiert.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann
(CSU))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insofern wird durch
dieses bayerische Übertrittsverfahren eine Scheinob-
jektivität dargestellt. Es ist aber natürlich ein Problem
für viele Schülerinnen und Schüler. Es wird großer
Druck und Stress erzeugt. Die Würzburger Studie ist
erwähnt worden. Es macht die individuelle Förderung
in der Grundschule kaputt, die eigentlich die Stärke
der Grundschule ist. Sie müssen sich nur einmal mit
Grundschullehrerinnen und Grundschullehrern unter-
halten.

Es wäre nicht das erste Mal, dass eine Regelung vor
Gericht scheitert, auch in Bayern nicht. Es wäre bes-
ser, wir regeln das auf politischem Wege. Ich hoffe auf
den Dialog im Bildungsausschuss. Lasst uns dieses
Übertrittsverfahren in dieser Form abschaffen. – Ich
danke Ihnen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie
am Rednerpult, Herr Kollege Gehring. Es gibt eine
Zwischenbemerkung der Kollegin Schorer-Dremel.

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sie haben am Ende
Ihrer Ausführungen gesagt, man sollte einmal mit den
Lehrern reden. Als ehemalige Schulleiterin und
Grundschullehrerin, die 14-mal Übertrittszeugnisse für
bis zu 33 Kinder geschrieben hat, weiß ich, wovon ich
rede. Das hat eben nichts damit zu tun, dass wir Kin-
der über einen Kamm scheren, sondern dass wir uns
in den meisten Fällen über zwei Jahre konsequent
Gedanken machen, nicht darüber, wofür dieses Kind
geeignet ist, sondern darüber, wo die Talente des Kin-
des am besten zum Ausdruck gebracht werden.

(Beifall bei der CSU)

Von daher ist meine Zwischenbemerkung mit einer
Frage verbunden. Wir reden hier immer über die Kin-
der und über die Eltern. Im Übertrittsverfahren sind
die Entscheidenden Lehrer, Kinder und Eltern. Des-
wegen würde ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie das
Dreieck Lehrer, Kinder und Eltern einschätzen. Wir
reden hier immer nur von den Eltern, aber es sind im-
merhin drei Parteien beteiligt.

(Beifall bei der CSU)

Thomas Gehring (GRÜNE): Ein Vorschlag der SPD
und von uns: Ein Beratungsgespräch,

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Gibt es schon!)

und letztendlich soll der Elternwille entscheiden.

(Zuruf der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel
(CSU))

– Rede ich jetzt oder Sie? – Das war unser Vorschlag.
Jetzt gibt es auch ein Beratungsgespräch. Das ist in
dieser Umfrage abgefragt worden. Es gibt Informati-
onsgespräche. Es gibt 22 Proben,

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ja, genau!)

die in einem bestimmten Zeitraum gehalten werden
müssen. Diese Proben werden benotet, und dann
wird eine Note gebildet. Ich gehe davon aus, dass
diese Note so gebildet wird, dass sie justiziabel ist.
Das ist nämlich das Thema von Noten. Also geht es
letztendlich darum, dass es durch Prüfungen auf dem
Papier verifiziert werden kann. Dann wird eine Note
entweder von 2,33 oder von 2,66 gebildet.

Dann können Sie als Lehrerin sagen: Dein Kind hat
zwar den Schnitt, aber ich würde trotzdem raten, es
nicht auf das Gymnasium, sondern auf die Realschule
zu schicken. Dann werden die Eltern sagen: Nein,
wenn es den Schnitt hat, dann geht es zum Gymnasi-
um. Wenn die Eltern sagen, sie wollen es auf die an-
dere Schule schicken, aber die Note entspricht dem
nicht, dann kann es nicht auf diese Schule gehen.

Letztendlich macht diese Note 2,33 oder 2,66 den Un-
terschied aus zu einem Beratungsgespräch und zu
einer tatsächlichen Elternentscheidung.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Georg
Rosenthal (SPD): Ja, richtig! Das ist die schöne
Objektivität! Mathematisch orientierte Zahl!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Der nächste Redner ist Herr Staatssekretär Sibler.

Staatssekretär Bernd Sibler (Kultusministerium):
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Nicht
zum ersten Mal unterhalten wir uns hier im Hohen
Haus über dieses Thema. Immer wieder wird vonsei-
ten der Opposition bemängelt, dass das bayerische
Übertrittsverfahren Schwächen habe. Dieses Mal
musste ein Gutachten eines Professors aus Bochum
herhalten. Die juristische Seite, lieber Herr von Brunn,
hat der sehr gute Jurist Michael Hofmann bespro-
chen. Ich darf darauf hinweisen: Seit 1972 haben wir
diese Debatten. Das letzte Urteil stammt aus dem
Jahr 2014, wo natürlich diese Aspekte ausgeleuchtet
worden sind. Herr Güll, man darf halt nicht nur das
herauslesen, was einem in den Kram passt, sondern
man muss es im Gesamten lesen.
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(Zuruf des Abgeordneten Martin Güll (SPD))

Die Popularklage, die 2014 auf dem Weg war, hat die
juristische Seite auch eindeutig in diesem Sinne be-
leuchtet.

Wenn die juristischen Aspekte klar sind, dann kann
man nicht von Verfassungswidrigkeit sprechen. Damit
ist das Kernanliegen des Dringlichkeitsantrags abzu-
lehnen. Das ist auch schon signalisiert worden. Also
muss hinter dieser Debatte etwas anderes stecken,
nämlich der generelle Angriff auf das Übertrittsverfah-
ren. Bei vielen Erhebungen aus den letzten Jahren
haben wir Eltern an 700 Grundschulen gefragt. Das
ist eine Mehrheit der an Schulen beteiligten Gruppen.
Da sind die Eltern ein wesentlicher Faktor. Sie sind
insgesamt mit diesem Übertrittsverfahren recht zufrie-
den.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Güll (SPD))

Das soll man bitte einmal zur Kenntnis nehmen.
Damit haben wir hier letztlich auch einen guten demo-
kratischen Wert erreicht, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Bei all diesen Debatten stört mich allerdings grund-
sätzlich, dass der Eindruck erweckt wird, nach der
vierten Klasse sei die Welt zu Ende. Das ist genau
das Kernproblem, das wir über Jahre und Jahrzehnte
hier immer und immer wieder diskutieren.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Das gibt es doch
gar nicht!)

– Lieber Herr Gehring, genau dieser Eindruck entsteht
doch, wenn man das Übertrittsverfahren und diese
vierte Klasse immer auf den Scheffel hebt und sagt,
das sei das alles Entscheidende. Nehmen Sie endlich
einmal zur Kenntnis, dass 43 % der Hochschulzu-
gangsberechtigten in Bayern eben nicht vom Gymna-
sium kommen, sondern über die beruflichen Wege
wie die Fachoberschule und die Berufsoberschule.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Güll (SPD))

Das ist ein wichtiger Punkt, den man bitte immer wie-
der sehen soll.

(Beifall bei der CSU)

Von den genannten Sekundäreffekten ist natürlich
schon sehr viel gesprochen worden. Wenn man hier
die einen Studien zitiert, dann darf ich auch Professor
Boos aus 2009 zitieren und Trautwein aus dem letz-
ten Jahr. In diesen Studien ist immer wieder klar ge-
worden, dass es natürlich die sozial privilegierten El-

tern sind, die ihre Kinder dann eher auf das
Gymnasium oder in die Realschule schicken würden.
Das darf man zur Kenntnis nehmen, um es deutlich
zu machen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will um
Verständnis werben für ein differenziertes bayerisches
Schulsystem, in dem nach der vierten Klasse auch
weitere Möglichkeiten des Übertritts bestehen. Ich
würde mir wünschen, dass hier von der Opposition
einmal laut und deutlich formuliert wird, dass eben
nicht die vierte Klasse das Fallbeil ist, sondern nach
der vierten Klasse alle Möglichkeiten weiter bestehen.
Ich will auch einmal deutlich sagen, dass wir gerade
junge Menschen aus der Mittelschule, die nach ihrem
Schulabschluss eine duale Ausbildung beginnen,
brauchen. Bei uns beginnt der Mensch eben nicht erst
mit dem Abitur, sondern wir brauchen, wenn ich mir
die Debatte in den Handwerkskammern und IHKs an-
sehe, auch wieder mehr junge Menschen, die einen
Beruf lernen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Das ist auch ein ganz wichtiger Aspekt, der bei diesen
Debatten leider immer wieder viel zu sehr in den Hin-
tergrund gerät.

Wir haben die Möglichkeiten auch beim Probeunter-
richt, wo der Elternwille 2009 nachgeschärft worden
ist. Hier haben wir bei der Überarbeitung des Übertritt-
verfahrens auch eine partielle Freigabe des Elternwil-
lens mit aufgenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das soll der
letzte Punkt sein. Uns allen ist klar: Es wird niemand
ernsthaft in Abrede stellen, dass es, wenn wir den El-
ternwillen freigeben, einen Trend weg von der Mittel-
schule hin zur Realschule und wahrscheinlich noch
stärker zum Gymnasium geben wird. Dazu muss man
kein Hellseher sein. Das hat man in all den Bundes-
ländern gesehen, in denen man das Verfahren geän-
dert hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren von
der Opposition mit Ausnahme der FREIEN WÄHLER,
dann will ich aber keine Krokodilstränen mehr sehen,
wenn wir über die Zukunft der Mittelschule diskutie-
ren.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist
die Aussprache geschlossen. Wir kommen jetzt zur
Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf
Drucksache 17/13009 seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um sein Handzeichen. – Das
sind die SPD-Fraktion und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-

6996 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/82 v. 28.09.2016

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html


Fraktion und die FREIEN WÄHLER. Gibt es Stimm-
enthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.
a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Gezielte Rückkehrhilfen als Beitrag für eine
konkrete Entwicklungspolitik und als Ergänzung
zur Abschiebung umsetzen (Drs. 17/13010)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vorrang der freiwilligen Rückkehr vor
Abschiebung, Heimkehrerinnen und Heimkehrern
Perspektiven eröffnen (Drs. 17/13021)

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist der Kol-
lege Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Konkrete Rückkehrhilfen als Er-
gänzung zur Abschiebung sind ein aktuelles Thema.
Deshalb haben wir auch diesen Dringlichkeitsantrag
gestellt.

Das Thema Abschiebung ist derzeit in aller Munde.
Als erste meldete die "Bild"-Zeitung am 22. Septem-
ber: 549.209 abgelehnte Asylbewerber, über 400.000
seit mehr als sechs Jahren bei uns, 37.020 ohne
Pass. – Begründet wurde dies mit dem Versagen der
Bundesländer bei der Abschiebung. Tenor dieser Mel-
dung, die dann von anderen Zeitungen übernommen
wurde: Wer lange genug in Deutschland lebt, wird
kaum abgeschoben. Rund 168.000 Ausländer werden
geduldet, obwohl sie ausreisepflichtig sind.

Selbstverständlich gibt es einige Gründe, warum dies
so ist, zum Beispiel, weil die Lage in den Heimatlän-
dern unsicher ist oder weil sogar die Einreise verwei-
gert wird. Das ist richtig. Aber in vielen Fällen könnten
die Leute zwar ausreisen, tun dies aber nicht.

Das ist der Grund für unseren Antrag. Wir müssen die
Anreize erhöhen, damit mehr Leute freiwillig ausrei-
sen; denn die Summe ist im Moment insgesamt zu
hoch.

Um welche Personengruppe es geht, ist in § 1 des
Asylbewerberleistungsgesetzes festgelegt. Das sind
anerkannte Flüchtlinge oder sonstige Ausländer,
denen ein Aufenthaltsrecht aus völkerrechtlichen, hu-
manitären oder politischen Gründen gewährt ist, oder

um Opfer von Zwangsprostitution und Menschenhan-
del.

Ein weiteres Beispiel: 15.000 Afghanen haben bis
Ende August 2016 einen Asylantrag gestellt. Bundes-
weit haben 2.500 Afghanen inzwischen Deutschland
verlassen, sind freiwillig ausgereist. Aber es könnten
noch mehr sein. Deshalb ist es wichtig, hier finanzielle
Anreize zu schaffen.

Wir wissen natürlich, dass bereits Rückkehrprogram-
me bestehen und dass sich Bayern auch an den Bun-
desprogrammen beteiligt. Das ist das REAG/GARP.
Dabei geht es beispielsweise um die Übernahme der
Flug-, Benzin-, Bus- oder Bahnkosten, Benzinkosten
beispielsweise in Höhe von 250 Euro, Reisebeihilfen
in Höhe von 200 Euro für Erwachsene einschließlich
einer Rückkehrberatung. Das ist zwar schön, aber es
ist insgesamt zu wenig. Bayern hat im letzten Jahr
3,9 Millionen Euro dafür ausgegeben.

In der "Bayerischen Staatszeitung" vom 23. Septem-
ber steht, Thomas Kreuzer sage, die Summe solle
nicht erhöht, dafür aber die Bearbeitung von Anträgen
erleichtert und beschleunigt werden. – Das verstehen
wir nicht ganz. Wir meinen, die Summe sollte schon
erhöht werden; denn wir wollen eine freiwillige Ausrei-
se forcieren. Das ist allemal besser als staatlicher
Zwang.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Auch ist wichtig – so sehen es wir FREIEN WÄHLER
–, dass Abschiebungen viel Geld kosten und sehr viel
Bürokratie erfordern. Wir wollen die Kosten senken
und die Bürokratie abbauen – deswegen konkret
unser Antrag. Eine freiwillige Ausreise mit staatlichen
Anreizen ist doch eine gute Lösung. Aber um die Zah-
len zu steigern, müssen wir die Anreize erhöhen. Des-
wegen haben wir in unseren Antrag 1.000 Euro pro
Fall hineingeschrieben. Die Summe könnte erhöht
werden, wenn der Herr Finanzminister Ja dazu sagt.
Es gibt zum Beispiel Vorschläge von der Caritas. Sie
schlägt 1.000 bis 2.000 Euro als sogenannte Prämie,
als Anreiz, vor. Das wird auch in der Öffentlichkeit ins-
gesamt sehr gut ankommen.

Wir wollen auch, dass diese Rückkehrprogramme, die
es schon gibt und die gut sind, aber schon vor einigen
Jahren erstellt wurden, verbessert werden. Wir müs-
sen sie an die aktuelle Situation anpassen.

Dazu gibt es Beispiele aus Baden-Württemberg. Dort
gibt es kommunale Rückkehrprogramme. Beispiels-
weise bekommt eine dreiköpfige Familie von der Stadt
Lörrach 1.858 Euro. Auch Schwäbisch Gmünd macht
es, und im Ostalbkreis gibt es ein Rückkehrpro-
gramm, das "Quark" heißt. Das bezahlen aber die
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Kommunen. Wir wollen, dass hier auch der Freistaat
unterstützt; denn – das ist wichtig – das ist eine staat-
liche Aufgabe.

Ich nenne auch zwei konkrete Beispiele, bei denen
wir gesagt haben, das hat etwas mit Entwicklungspoli-
tik zu tun, die ja auch in unserem Antrag angeführt
wird.

Beispiel Ghana: Herr Z. möchte nach Ghana zurück-
kehren. Er beabsichtigt, dort einen landwirtschaftli-
chen Betrieb aufzubauen. Die Stadt vermittelt
Herrn Z. die notwendigen Praktika, damit er Kenntnis-
se erwerben kann. Er erhält einen Existenzgründerzu-
schuss und die Ausrüstung, die er dann dort in Ghana
hat.

Oder Serbien: Herr B. und seine Familie wollen
Deutschland verlassen. In Serbien wird eine Wohnung
gesucht, die Miete für drei Monate übernommen, die
Existenzgründung dort wird unterstützt.

Das ist konkrete Entwicklungspolitik, und die freiwilli-
ge Ausreise wird damit unterstützt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir tun hier etwas Gutes. Ich sage es noch einmal: Es
ist weniger Bürokratie, es kostet weniger, und es ist
auch ein Beispiel für Entwicklungspolitik.

Solche kommunalen Rückkehrprogramme muss es
auch in Bayern noch verstärkt geben. Warum müssen
wir immer Baden-Württemberg zitieren? – Wir sind
doch in Bayern, und auch Bayern muss solche Pro-
gramme auflegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sie müssen auch Anreize schaffen, damit es Land-
kreise in Bayern gibt, die so etwas machen. Sie reden
doch immer von Bayern. Das haben wir doch eben
wieder gehört. Wenn ein Professor aus einem ande-
ren Bundesland genannt wird, dann sagen Sie: Wir
haben doch in Bayern auch jemanden.

Fazit: Wir müssen die freiwilligen Rückkehrhilfen er-
höhen; dann werden sie auch verstärkt angenommen.
1.000 Euro sind ein Vorschlag von uns. Wir haben ihn
von der Caritas übernommen. Wenn Sie 1.500 Euro
zahlen wollen, ist das auch okay. Und dann komme
ich zu einem Punkt, der den FREIEN WÄHLERN
immer wichtig ist: Wir müssen die Kommunen finan-
ziell unterstützen, damit die Kommunen und Landkrei-
se in Bayern auch Programme anbieten. Hierfür ist
der Freistaat zuständig. Deswegen unser Antrag.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Bravo!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächste Rednerin ist die Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrte Präsidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Sie wollen, dass Rückkehrhilfen
als konkrete Entwicklungshilfe gesehen und als Er-
gänzung zur Abschiebung umgesetzt werden. Aber
wenn ich Ihren Antrag lese, meine ich, Ihr Ansatz,
konkrete Entwicklungshilfe zu leisten, kommt einfach
zu kurz. Der Antrag ist gut gemacht, aber er ist uns
GRÜNEN nicht konkret genug, weshalb wir ihm einen
eigenen Antrag entgegengestellt haben.

Wenn man den Antrag ernst meint, muss man unserer
Auffassung nach andere konkrete Forderungen stel-
len, die ich in dem Antrag aber nicht finde. Entwick-
lungshilfe bedeutet Hilfe zur Selbsthilfe. Wir wollen
deshalb, dass ausbildungsfähige junge Flüchtlinge
ihre Ausbildung machen, diese Ausbildung beenden
und, wenn möglich, hier auch noch etwas Berufser-
fahrung sammeln können, die 3+2-Regelung also.
Drei Jahre Berufsausbildung, zwei Jahre Arbeitszeit.
Dann erst hat man richtig gute Voraussetzungen, um
sich anderswo ein Leben aufzubauen.

Ich lese aber in dem Antrag, dass Sie eine Kopfprä-
mie fordern: 1.000 Euro für freiwillige Rückkehrer.
Aber wenn die Rückkehrer zu Hause kein neues
Leben aufbauen können und wenn sie eine Familie
nicht ernähren können, dann werden ihre Brüder und
ihre Kinder die Ersten sein, die wieder zu uns fliehen.
Allerdings haben Sie natürlich recht, dass Sie dieses
Thema aufgreifen, Herr Fahn.

Sie sprechen in Ihrem Antrag auch davon, dass
Flüchtlinge intensiver beraten und betreut werden sol-
len, um so die Rückkehr ins Heimatland zu unterstüt-
zen. Das ist richtig. Gerade weil es hier Mängel gibt,
haben wir das noch konkretisiert.

Wir wissen nämlich, dass viele Flüchtlinge überhaupt
nicht wissen, dass es Rückkehrhilfen gibt und wo es
die Rückkehrhilfen gibt. Manchmal glauben die Men-
schen, dass sie sich gar nicht an die Rückkehrbera-
tungsstellen wenden dürfen, oder es wurde ihnen
sogar – von wem auch immer – geraten, sich besser
abschieben zu lassen. Entweder gibt es die Informa-
tion über Rückkehrhilfen gar nicht, oder es gibt sie
nicht in den richtigen Sprachen. Aber eine gute Bera-
tung ist ganz wesentlich. Ohne sie wird die Rückkehr
oft scheitern. Ich denke, wir sind uns darin einig, dass
es hier ganz konkrete Angebote geben muss. Des-
halb haben wir sie auch in unserem Antrag konkret
formuliert. In Ihrem Antrag fehlen mir noch zwei weite-
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re Punkte, die wir in unserem Dringlichkeitsantrag er-
gänzt haben, nämlich die Bekämpfung der Fluchtursa-
chen und die Verbesserung der
Entwicklungszusammenarbeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn es nicht um eine Rückkehr-Kopfprämie gehen
soll, muss das in Ihrem Dringlichkeitsantrag dokumen-
tiert werden. Deshalb haben wir das in unseren Dring-
lichkeitsantrag hineingeschrieben. Zu Ihrem Dringlich-
keitsantrag werden wir uns der Stimme enthalten,
nicht deswegen, weil er falsch wäre, sondern weil er
zu wenig konkret ist. Wir bitten um Zustimmung zu
unserem Dringlichkeitsantrag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Celina,
bitte verbleiben Sie am Rednerpult. Wir haben eine
Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Celina, wir haben den
Punkt mit der Entwicklungszusammenarbeit relativ
konkret in unserem Dringlichkeitsantrag festgeschrie-
ben. Die von uns geforderte Leistung soll nicht nega-
tiv als Kopfprämie verstanden werden. Das ist einfach
ein Zuschuss für die Ausreise. Einen solchen Zu-
schuss gewähren auch andere Länder. Wenn Sie das
so sehen, ist das in Ordnung. Wir müssen uns
schließlich nach der aktuellen Situation richten.

Die Forderungen im Dringlichkeitsantrag der GRÜ-
NEN sind relativ allgemein gehalten. So soll die
Würde der Flüchtlinge und der Rückkehrer gewahrt
bleiben. Gut, aber mit dieser Forderung werden Sie
kaum etwas verändern.

Für uns ist wichtig, dass finanzielle Anreize geschaf-
fen werden. Wir wollen auch keine zusätzlichen Anrei-
ze schaffen, sodass Leute extra deswegen nach
Deutschland kommen könnten. Deshalb haben wir
das extra so hineingeschrieben. Hier geht es um
Leute, die bereits in Deutschland sind. Davon steht
nichts im Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN. Für die
Flüchtlinge gilt wie für alle anderen Menschen auch:
Ohne Moos nichts los. Wenn wir finanzielle Anreize
schaffen, werden wir es schaffen, dass mehr Men-
schen freiwillig ausreisen. Das ist besser als jede Ab-
schiebung.

Kerstin Celina (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Herr Dr. Fahn, ich möchte Ihnen darauf di-
rekt antworten: Sie kennen doch das Beispiel: Dem
einen Menschen wird das Fischen gelehrt und dem
anderen Menschen nur ein Fisch gegeben. Wenn ich
möchte, dass ein Mensch für einen Tag satt wird,

gebe ich ihm ein paar Euro in die Hand. Erst wenn ein
Mensch eine Ausbildung hat und fischen kann, wird er
auch auf Dauer satt. Dieser Punkt ist uns in unserem
Antrag besonders wichtig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Der nächste Redner ist Herr Kollege Straub.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich
wollte ich dieses Thema heute ganz entspannt ange-
hen. Nachdem ich aber die Rede von Herrn Dr. Fahn
angehört habe, muss ich doch etwas dazu sagen. Sie
fordern hier 1.000, 1.500, 2.000 oder 3.000 Euro
dafür, dass jemand ausreist. Das bezeichnen Sie
dann als Entwicklungshilfe. Nach Ihrer Theorie reisen
die Leute erst bei uns ein und kehren dann freiwillig
mit 3.000 Euro oder 1.500 Euro in ihr Land zurück,
und darin sehen Sie eine Entwicklungshilfe. Über den
konkreten Betrag haben Sie sich offensichtlich keine
Gedanken gemacht. Sie haben gesagt, dass das ent-
sprechende Programm in Baden-Württemberg
"Quark" heiße. Ich glaube, was heute hier geredet
wurde, ist ebenfalls Quark.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben durchaus einige vernünftige Punkte ge-
nannt, dabei aber nicht gemerkt, dass wir uns schon
seit Längerem für diese Anliegen massiv einsetzen.
Wir haben schon vor zwei Jahren gespannt, dass Ab-
schiebeverfahren zu lange dauern.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Und keine
Konsequenzen daraus gezogen!)

Wir haben damals schon gefordert, dass beim BAMF
mehr Mitarbeiter eingestellt werden. Wir setzen uns
massiv für die Beschleunigung der Asylverfahren ein.
Außerdem setzen wir uns massiv dafür ein, Abschie-
behindernisse zu verringern. Bei Abschiebungen ist
Bayern das Bundesland Nummer eins. Wir nehmen
dieses Thema sehr ernst, bestreiten aber nicht, dass
es viele Hindernisse gibt, die aus dem Weg zu räu-
men sind.

Frau Celina, ich finde es relativ spannend, dass die
GRÜNEN plötzlich über die Rückkehrhilfe reden. Ich
habe immer miterlebt, dass die GRÜNEN Asylbewer-
bern mit einer geringen Bleibeperspektive geraten
haben, zu den Verwaltungsgerichten zu gehen und
die Abschiebung so lange wie möglich hinauszuschie-
ben. Ich finde es relativ spannend, dass sie jetzt über
Rückkehrhilfen reden.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten
Kerstin Celina (GRÜNE))

Sie fordern die Durchführung von Rückkehrberatun-
gen. Diese Beratungen werden sehr intensiv durchge-
führt und finden bereits seit Langem statt.

Herr Dr. Fahn, Sie haben gesagt, es gebe verschiede-
ne Möglichkeiten der Rückkehrhilfe, die von den Asyl-
bewerbern sehr stark in Anspruch genommen wer-
den. Das Maßgebliche am Dringlichkeitsantrag der
FREIEN WÄHLER sind die genannten 1.000 oder
1.500 oder 2.500 Euro. Ich glaube, damit würden Sie
wieder einen massiven Pulleffekt auslösen. Sie haben
in Ihrem Dringlichkeitsantrag geschrieben, diese Leis-
tung sollten nur Asylbewerber erhalten, die bereits in
Deutschland seien.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Altfälle!)

Das müssten Sie auch in den Herkunftsländern be-
kannt machen. Ein Asylbewerber, der mit einer Rück-
kehrhilfe in sein Heimatland zurückkehrt, wird seinen
Landsleuten nicht erzählen, dass nur er diese Rück-
kehrhilfe erhalte. Er wird den Leuten in diesen Län-
dern sagen: Geht nach Deutschland, lebt dort ein
paar Monate, durchlauft ein Asylverfahren, und kehrt
dann freiwillig wieder zurück.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): In Ihrem
Verfahren kehrt keiner zurück!)

– Herr Aiwanger, ich habe Sie vorhin beobachtet, wie
Sie mit Frau Kollegin Schulze über diesen Dringlich-
keitsantrag geredet haben. Ich habe Ihren Dialog ver-
folgt. Ich glaube, Sie haben den Antrag selbst nicht
ernst genommen. So überzeugt waren Sie von Ihrem
Antrag offenbar nicht.

(Volkmar Halbleib (SPD): Gab es da geheime
Verhandlungen?)

Die meisten Forderungen Ihrer Anträge sind bereits
erfüllt. Wie gesagt, eine pauschale Rückführungshilfe
von 1.000 Euro ist für uns indiskutabel. Beim Antrag
der GRÜNEN habe ich die Bedeutung des Wortes
"Dringlichkeitsantrag" kennengelernt. Offensichtlich
hat es Ihnen pressiert. Die fünf Punkte Ihres Antrags
werden bereits erfüllt. Die 3+2-Regelung ist umge-
setzt. Die Forderungen, die Entwicklungszusammen-
arbeit zu verbessern und Fluchtursachen zu bekämp-
fen, sind auch nicht ganz neu. Am Ende läuft alles
darauf hinaus, dass wir eine gezielte Zuwanderung
und eine Obergrenze brauchen, wie das der Minister-
präsident im Rahmen seiner Regierungserklärung ge-
sagt hat.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie
am Rednerpult. Wir haben eine Zwischenbemerkung
von Herrn Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Herr Straub, lesen Sie den
"Münchner Merkur"?

Karl Straub (CSU): Ja.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Haben Sie den "Münchner
Merkur" vom 12. September 2016 gelesen? Auf der
Seite 1 steht: Koalition berät über Bundesprogramm.
Rückkehrprämie für Flüchtlinge. CSU schlägt
1.000 Euro pro Fall vor. – Das ist von Ihnen, von der
CSU.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sie können doch froh sein, dass wir Ihren Vorschlag
mit unserem Dringlichkeitsantrag aufgenommen
haben. Ich habe nur deshalb einen Betrag von
1.500 Euro genannt, weil dieser Betrag von der Cari-
tas vorgeschlagen wurde. Das war Ihr Vorschlag. Sie
können doch hier nicht Ihren Vorschlag zerreden.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Darum sind
in der letzten Zeit so viele gekommen! Jetzt wis-
sen wir es!)

Die CSU hat 1.000 Euro vorgeschlagen. Dann müs-
sen Sie auch zustimmen. Sie sagen, eine Rückkehr-
beratung gebe es schon. Das ist richtig, aber wir wol-
len sie verstärken und verbessern, damit noch mehr
Leute freiwillig ausreisen. Was sagen Sie dazu? – Die
CSU fordert 1.000 Euro Prämie pro Ausreise.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Bravo!)

Karl Straub (CSU): Sie müssen schon differenzieren:
Das Innenministerium arbeitet sehr stark an der
Schaffung individueller Möglichkeiten. Sie haben in
Ihrem Antrag pauschal 1.000 Euro pro Fall gefordert.
Das wollen wir eben nicht. Wir wollen uns individuell
mit den einzelnen Fällen beschäftigen und zunächst
einmal die Programme nutzen, die es bereits gibt. Sie
haben in Ihrer Rede immer von 1.000 oder 1.500 Euro
gesprochen, und das ganz pauschal.

Dass wir Rückkehrhilfen gewähren wollen, ist über-
haupt keine Frage. Das Innenministerium bemüht sich
um individuelle Maßnahmen. In einem Punkt sind wir
uns einig: Eine freiwillige Rückkehr ist viel besser als
ein ewig langes Asylverfahren. Wir müssen die Fälle
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differenziert betrachten. Sie haben jedoch 1.000,
1.500, 2.000 und 3.000 Euro genannt.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

– Herr Aiwanger, so hat es Herr Dr. Fahn gesagt. Ich
kann das ja nicht ändern.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte um
etwas mehr Disziplin.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

Karl Straub (CSU): – Herr Aiwanger, ich muss ehrlich
sagen: Ich habe Sie in der Sommerpause nicht son-
derlich vermisst.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Petersen.

Kathi Petersen (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind es ge-
wöhnt, dass wir hier Anträge unterschiedlichster Qua-
lität diskutieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber eine Forderung, die in sich so widersprüchlich ist
wie diejenige, die der heute von den FREIEN WÄH-
LERN vorgelegte Dringlichkeitsantrag enthält, habe
ich selten gehört. Davon zeugt schon der Titel; denn
Sie wollen – Zitat – "gezielte Rückkehrhilfen als Bei-
trag für eine konkrete Entwicklungspolitik und als Er-
gänzung zur Abschiebung umsetzen".

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ja, genau!)

Rückkehrhilfen gibt es in Bayern bereits seit 2003.
Darauf wurde schon hingewiesen. Es werden euro-
päische Programme und Bundesprogramme umge-
setzt, wobei das Land anteilig Kosten übernimmt.
2015 haben 8.015 Menschen solche Rückkehrhilfen
bekommen, weil sie Bayern verlassen haben. Zusätz-
liche Programme für Ausreisewillige braucht es nicht.
Was an dem Beschlossenen zu verbessern ist, das
benennen die GRÜNEN in ihrem Antrag: Alle Flücht-
linge sollen diese Beratung in Anspruch nehmen kön-
nen. Auch darf ihr Aufenthaltsrecht nicht tangiert wer-
den; diese Gefahr sehe ich beim Antrag der
FREIEN WÄHLER durchaus. Ferner müssen die
Flüchtlinge für die Zeit nach ihrer Rückkehr konkrete
Zukunftsperspektiven entwickeln können, zum Bei-
spiel durch eine gute Ausbildung. Übrigens ist in Bay-
ern die 3+2-Regelung rechtlich immer noch nicht ge-
sichert. Diese Anträge haben Sie abgelehnt.

(Beifall bei der SPD)

Diesen Forderungen der GRÜNEN stimmen wir gerne
zu. Die von den FREIEN WÄHLERN hingegen gefor-
derte bayerische Rückkehrprämie in Höhe von
1.000 Euro pro Flüchtling ist keine neue Idee. Herr
Dr. Fahn, Sie haben eben selber auf den Bericht im
"Münchner Merkur" hingewiesen, wonach vor einigen
Wochen die CSU bereits einen entsprechenden Vor-
schlag gemacht habe.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Umso bes-
ser!)

Der Unterschied liegt nicht darin – wie der Herr Kolle-
ge gemeint hat –, dass die Prämie individuell gezahlt
wird, sondern dass die CSU die Gelder aus Bundes-
mitteln und nicht aus Landesmitteln zahlen will.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

Diese Idee ist weder neu noch für die Flüchtlinge hilf-
reich. Aber das ist wohl gar nicht die primäre Absicht
Ihres Antrags.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Natürlich!)

Wie aus der Begründung hervorgeht, wollen Sie bei
den Abschiebungsverfahren Kosten sparen und sich
so letztlich vor Flüchtlingen abschotten. Es geht Ihnen
darum, Asylbewerber möglichst schnell loszuwerden.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Diejenigen,
die heimkehren sollen!)

– Sie haben eben in der Begründung von Menschen
gesprochen, die hier einen Aufenthaltstitel haben.
Diese Menschen wollen Sie loshaben. Das verrät der
letzte Satz Ihres Antrags – Sie haben ihn eben selber
zitiert –: Die Regelung soll nur für Asylbewerber gel-
ten, die bereits in Bayern sind. Als kämen die Flücht-
linge hierher, weil sie vielleicht 1.000 oder 1.500 Euro
für die Heimfahrt erhalten!

Ihr Dringlichkeitsantrag enthält insofern einen grundle-
genden Denkfehler, als solche Prämien nichts mit Ent-
wicklungshilfe zu tun haben.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Doch, weil
der Flüchtling Geld heimbringt!)

– Herr Aiwanger, vielleicht hören Sie mir einmal zu,
statt die ganze Zeit dazwischenzureden. Sie kommen-
tieren nicht mich, sondern erzählen Ihre Phrasen.

Menschen fliehen, weil ihnen in ihrer Heimat Tod, Ver-
folgung und Hunger drohen. An diesen Verhältnissen
etwas zu ändern, ist das Ziel von Entwicklungspolitik.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nicht Flüchtlinge sind zu bekämpfen, sondern Flucht-
ursachen.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl
(FREIE WÄHLER))

Das gelingt, indem wir den Menschen in ihrer Heimat
Zukunftsperspektiven eröffnen, etwa durch Bildung,
durch Arbeit zu existenzsichernden Löhnen und durch
eine intakte Umwelt. Dafür sollten Sie Ihre Energien
einsetzen. Dies erfordert von uns eine faire und nach-
haltige Politik, die sich nicht am Wirtschaftswachstum
als heiliger Kuh, sondern am Wohl der Menschen ori-
entiert.

(Beifall bei der SPD)

Der Antrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN geht
in diese Richtung. Deshalb werden wir ihm zustim-
men. Den Antrag der FREIEN WÄHLER lehnen wir
aus den genannten Gründen ab.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Petersen,
bitte bleiben Sie noch am Rednerpult; denn Herr
Dr. Fahn hat eine Zwischenbemerkung.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das müs-
sen wir geraderücken, so geht es nicht!)

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Frau Petersen, natürlich
haben wir etwas Neues dabei. Die CSU möchte die
Gelder aus dem Bundesprogramm nehmen. Wir da-
gegen fordern, dass ein bayerisches Programm auf-
gelegt wird und auch Bayern dafür etwas zahlt. Das
ist der Unterschied. Das müssen Sie erkennen.

Kathi Petersen (SPD): Das habe ich gesagt.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Ich habe zwei schöne Bei-
spiele aus Ghana und Serbien zur Entwicklungspolitik
gebracht. Die Flüchtlinge bekommen Geld, eine Aus-
bildung und Praktika, damit sie sich vor Ort etwas auf-
bauen können. Das ist konkrete Entwicklungspolitik.
Das ist völlig klar. Deswegen ist unser Antrag richtig
und gut.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Kathi Petersen (SPD): Entschuldigen Sie, Herr Fahn.
Auf den Unterschied zwischen Ihrer Forderung und
der Forderung der CSU, nämlich dass die Gelder aus
unterschiedlichen Töpfen kommen, habe ich hinge-
wiesen. Wie soll sich jemand mit 1.000 Euro eine

Existenz aufbauen? – Dafür müssen die Rahmenbe-
dingungen stimmen. Wir müssen an den Rahmenbe-
dingungen etwas ändern, anstatt den Leuten ein paar
Euro in die Hand zu drücken. Das hat die Kollegin Ce-
lina eben richtig gesagt. Es nützt nichts, den Leuten
ein paar Euro zu geben, sondern die Leute brauchen
eine Perspektive. Das schaffen Sie mit 1.000 Euro
nicht, sondern nur mit einer vernünftigen Politik. Dazu
fordere ich Sie auf.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Wir kommen nun zur Abstimmung.
Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13010 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die
Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen! –
Das sind die CSU-Fraktion und die SPD-Fraktion.
Stimmenthaltungen? – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13021 – das ist der Antrag der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte
ich anzuzeigen. – Das sind die CSU-Fraktion und die
Fraktion der FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen?
– Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Kein Bruch der Alpenkonvention - Ruhezone am
Riedberger Horn nicht antasten (Drs. 17/13011)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Florian von Brunn, Klaus Adelt u.
a. und Fraktion (SPD)
Kein Ausverkauf der bayerischen Alpen - deshalb
kein Präzedenzfall Riedberger Horn!
(Drs. 17/13022)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erster Red-
ner ist Herr Kollege Gehring.

Thomas Gehring (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Nach den Bürgerentschei-
den in Balderschwang und Obermaiselstein ist es wie
vor den Bürgerentscheiden: Der Ball liegt bei der
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Staatsregierung. Der Ball hat sich gar nicht bewegt,
weil die Staatsregierung vorher zuständig war und
auch jetzt zuständig ist. Die Bürgermeister haben sich
gewundert, warum plötzlich ein Bürgerentscheid
durchgeführt werden soll; denn es gab entsprechende
Gemeinderatsbeschlüsse. Im Nachhinein muss man
schon sagen: Sie haben dem – uns GRÜNEN am
Herzen liegenden – Instrument des Bürgerentscheids
keinen Gefallen getan. Damit haben Sie nichts Gutes
getan.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeord-
neten Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Man macht den Bürgerinnen und Bürgern etwas vor,
wenn man so tut, als könnten diese etwas entschei-
den, was eigentlich ein anderes demokratisch gewähl-
tes Gremium nach der Gesetzeslage entscheiden
muss. So etwas können wir uns momentan überhaupt
nicht leisten angesichts des heutigen Zustands unse-
rer Demokratie und der gegenwärtigen Diskussionen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Ein Bürgerentscheid ist keine Meinungsumfrage, kein
Planspiel und keine demokratische Folklore als Be-
gleitung für eine Staatsregierung, weil sie eindeutig
eine Rechtslage brechen will. Tatsächlich ist der Bau
eines Liftes in der Alpenschutzzone C nicht möglich.
Das ist ein Bruch der Rechtslage. Sie werden das
auch nicht schaffen. Es gab hierzu unterschiedliche
Vorschläge der Staatsregierung, was machbar ist,
etwa über ein Verschieben der Zone. Aber dann müs-
sen wir die Bürgerinnen und Bürger der Nachbarge-
meinde fragen, ob sie diese Zone generell öffnen wol-
len. Jetzt geht es offensichtlich darum, die Zone C zu
Zone B abzustufen. Sie wissen nicht, was Sie genau
machen wollen. Unsere Anfrage ist noch nicht beant-
wortet. Wir sind auf die Antwort gespannt.

Was Sie hier vorhaben, ist aber ganz klar ein Bruch
des Völkerrechts. Es ist der Bruch eines internationa-
len Abkommens, ein Bruch der Alpenkonvention. Das
dürfen wir nicht einfach zulassen. Sie schaffen hier
einen Präzedenzfall, der zu Begehrlichkeiten führt,
und die können Sie nicht mehr aufhalten. Der Lift am
Riedberger Horn kann deshalb nicht gebaut werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist terminlich
schon interessant: In der nächsten Sitzungswoche fin-
det auf Herrenchiemsee eine große Feier statt anläss-
lich der Alpenkonvention und der deutschen Präsi-
dentschaft dieser Alpenkonvention. Eine Feier, ja.
Was aber heißt eigentlich Feier? – Liebe Kolleginnen
und Kollegen, wenn Sie einen Leichenschmaus als

Feier bezeichnen wollen, dann wird auf Herrenchiem-
see wirklich groß gefeiert werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der deutsche Beitrag zum Alpenschutz wird dort näm-
lich zu Grabe getragen. Die Umweltministerin, die dort
auch ihre Rede halten wird, wird bei diesem Festakt,
der ein Trauerakt sein wird, als Ritterin der traurigen
Gestalt die Grabrede halten. Herzlichen Glück-
wunsch!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist sehr problematisch, dass ausgerechnet wäh-
rend der deutschen Präsidentschaft ein Präzedenzfall
dafür geschaffen wird, wie eine Schutzzone geopfert
wird. Wie will man da von den anderen erwarten, dass
sie sich an Schutzzonen halten und die Alpenkonven-
tion hochhalten? Sie planen jetzt, die Stufe C zu B ab-
zustufen. Rechtlich ist das sehr problematisch, fach-
lich ist es nicht machbar. Es wird dann zu einem
Anhörungsverfahren kommen, es wird Einwendungen
geben. Diese werden auch aus der Staatsregierung
kommen, aus dem Umweltministerium. Ich gehe nicht
davon aus, dass das Umweltministerium seine bishe-
rige Meinung gegen die Aufweichung der Alpen-
schutzzone C geändert hat. Es werden also fachliche
Einwände kommen.

(Florian von Brunn (SPD): Wo ist die Ministerin
überhaupt?)

Die Einwände werden aus dem Landwirtschaftsminis-
terium kommen. Sie werden von den Trägern öffentli-
cher Belange kommen. Übrigens, die Kreisjägerschaft
im Oberallgäu hat sich auch gegen dieses Projekt
ausgesprochen. So viel zum Thema "Menschen vor
Ort".

(Florian von Brunn (SPD): Der sogenannte Hei-
matminister fehlt auch!)

– Der Heimatminister wird feststellen müssen, dass
es fachliche Einwände noch und noch gibt. Außerdem
gibt es rechtliche Einwände. Auch wenn wir gar nicht
über die Alpenschutzzone C reden würden, wenn wir
einfach nur die Situation im Hinblick auf den Vogel-
schutz anschauen, stellen wir fest: Der Vogelschutz in
der Region ist so stark zu gewichten, dass die Bahn
nicht gebaut werden darf. Sollten Sie aber besseren
Wissens die Bahn doch ermöglichen, dann wird dage-
gen geklagt werden. Die Chancen, dass diese Klagen
erfolgreich sind, sind ziemlich groß. Das Verfahren
wird sich folglich über Jahre hinziehen. Es wird enden
wie das Hornberger Schießen; und damit ist keinem
gedient, nicht den Menschen vor Ort und auch nicht
den Betreiberinnen und Betreibern.

Plenarprotokoll 17/82 v. 28.09.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7003



Aufseiten der Staatsregierung sind deshalb endlich
eine klare Haltung und eine deutliche Ansage gefragt.
Am 1. Januar 2015 – das ist ein und drei Viertel Jahre
her –, haben die beiden Gemeinden Balderschwang
und Obermaiselstein Antrag auf ein Zielabweichungs-
verfahren gestellt. Es ist ganz klar, dass diesem An-
trag nicht entsprochen werden kann. Es wäre deshalb
an der Zeit, das den Antragstellern auch mitzuteilen,
so wie das jeder Bürgermeister macht, wenn er einen
Antrag bekommt, den er ablehnen muss. Teilen Sie
mit, dass das Zielabweichungsverfahren nicht möglich
ist, dass das Bergbahnprojekt gestorben ist. Das wäre
ein Beispiel für Fairness und Klarheit. Es würde auch
den Gemeinden ermöglichen, eine alternative Pla-
nung mit alternativen Konzepten für den Wintersport
in dieser Region zu eröffnen.

Ich möchte noch etwas zu dem Thema Tourenskifah-
rer sagen. Sie werden immer als Grund dafür ange-
führt, dass viele in dem fraglichen Gebiet Ski fahren.
Ich muss sagen, ich fahre nie auf der Balderschwan-
ger Seite ab, denn die Bolgenscharte und der
Graue Stein Richtung Gunzesried sind einfach die
steileren Hänge und damit für Skifahrer interessanter.
Tatsächlich fahren aber Leute in diese Schutzgebiete
hinein. Es gibt auch schöne Fotos, die ihre Spuren im
Schnee zeigen. Man muss aber dazu sagen, dass wir
uns hier im Naturpark Nagelfluh befinden. In diesem
Naturpark gibt es eine Besucherlenkung mit dem
Motto: Achte deine Grenzen. Herr Kollege Leiner und
ich haben die Besucherlenkung auch beantragt mit
Hinweisen, dass man in einem bestimmten Bereich
nicht abfahren darf. Das haben die Verantwortlichen
und die Gemeinden vor Ort aber abgelehnt. Man will
nämlich die Bilder von den Tourenskifahrern als
Beleg, um sagen zu können: Schaut doch, da fahren
schon so viele Leute Ski, da können wir doch auch
eine Bahn bauen. Also: Besucherlenkung am Ried-
berger Horn, Absage für den Liftbau, dann wird sich
der Tourismus im Allgäu sicher gut weiterentwickeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, übernächste Woche
wird die Alpenkonvention also gefeiert. Die Alpen lie-
gen in der Mitte Europas. In diesem Lebensraum sind
die Menschen seit über tausend Jahren durch die
Alpen verbunden. Die Alpen verbinden ihre Bewoh-
ner. Jedes Jahr laufe ich ein paar Tage lang durch die
Alpen. Es ist immer wieder ein Erlebnis: Man über-
schreitet Grenzen, man kommt in Täler, und in jedem
Tal hört man ein anderes Sprachengemisch. Man er-
lebt unterschiedliche Kulturen und gleichzeitig viele
Dinge, die sehr ähnlich oder sogar gleich sind. Das
gilt vor allem für die Lebens- und Wirtschaftsweise.
Das hat eben mit diesem Lebens- und Ökosystem
Alpen zu tun.

Das Thema "Ökonomie und Ökologie" war in den
Alpen schon immer ein besonders sensibles Thema.
Wir in Bayern haben nur einen schmalen Bereich die-
ser Alpen, die anderen haben große Bergketten mit
unberührten Bergtälern, die wir in dieser Form nicht
mehr haben. Wir haben eine besondere Verantwor-
tung für diesen Alpenbereich. Deshalb haben wir auch
eine besondere Verantwortung für den Alpenschutz
und für die Alpenschutzzonen. Ein Bergbahnprojekt
kommt am Riedberger Horn deshalb einfach nicht in-
frage. Ich bitte Sie deshalb, nützen Sie die Chance,
dem Riedberger-Horn-Projekt eine Absage zu ertei-
len. Lassen Sie uns nach Herrenchiemsee fahren und
dort tatsächlich den Schutz der Alpen feiern. Sorgen
wir dafür, dass die Alpenkonvention nicht im Chiem-
see baden geht!

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächster Red-
ner ist Herr Kollege von Brunn.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Beim Kampf
um das Riedberger Horn geht es nicht nur um einen
besonders schönen Gipfel, um ein Naturjuwel in den
Allgäuer Alpen, mit seinen Tieren – wie dem streng
geschützten Birkhuhn –, seinen Pflanzen, seinen viel-
fältig geschützten Biotopen, seiner reichhaltigen Natur
insgesamt. Es geht vielmehr um die Frage, ob CSU
und Staatsregierung aus niederen Motiven den Alpen-
schutz in Bayern verkaufen. Es geht darum, dass hier
ein Präzedenzfall geschaffen wird, der den baye-
rischen Alpenplan aufweicht und zerlöchert, ein Prä-
zedenzfall, der der Profitgier Tür und Tor öffnet.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Es gibt diesen bayerischen Alpenplan seit 44 Jahren.
Der Grund dafür liegt in einem massiven Ausbau von
Bergbahnen und touristischer Infrastruktur in den
Alpen in den Sechzigerjahren, verbunden mit großem
Flächenverbrauch und immer mehr Verkehr. Bereits
damals haben Naturschützer und der Deutsche Al-
penverein immer deutlicher und lauter vor der zerstö-
rerischen Übererschließung der bayerischen Alpen
gewarnt. Dr. Helmut Karl von der Bayerischen Lan-
desstelle für Naturschutz entwickelte dann ein Zonie-
rungskonzept, die Grundlage für den späteren Alpen-
plan. Er konnte 1971 den damaligen CSU-
Umweltminister Max Streibl davon überzeugen, dass
Bayerns Berge besser geschützt werden müssen.
Streibl ließ sich überzeugen und setzte 1972 den
bayerischen Alpenplan in Kraft, dessen Wirkung bis
vor Kurzem von allen Beteiligten als großer Erfolg an-
gesehen wurde. So schreiben das zum Beispiel Hu-
bert Job und andere in dem Aufsatz "Der Alpenplan –
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eine raumplanerische Erfolgsgeschichte" zum Jubilä-
um seines 40-jährigen Bestehens.

Seitdem hat der Alpenplan mit seinen Schutzzonen
die bayerischen Berge geschützt, ohne die wirtschaft-
liche Entwicklung dort zu hemmen. Er hat eine Seil-
bahn auf den Watzmann ebenso verhindert wie die
weitere Erschließung der Alpspitze. Vor allem aber
hat er die Grundlage für den Tourismus in Bayern ge-
schützt, das Naturkapital Berglandschaft und Bergna-
tur, und das über Jahrzehnte. Das ist die Auffassung
aller damit befassten Experten und Wissenschaftler.
Es gibt also überhaupt keinen vernünftigen Grund,
den Alpenplan zu verwässern und aufzuweichen, ge-
rade weil es dank des Alpenplanes keinen Wider-
spruch zwischen dem Naturraum Alpen und dem Le-
bensraum Alpen gibt.

Bei der Skischaukel am Riedberger Horn geht es
auch nicht um wirtschaftliche Entwicklung und Zu-
kunftsperspektiven, wie das immer wieder behauptet
wird. Gerade den beiden Gemeinden Balderschwang
und Obermaiselstein geht es wirtschaftlich gut, sogar
besser als anderen Orten in den bayerischen Alpen
oder im Oberallgäu. Das zeigt die dortige Bevölke-
rungsentwicklung. Während im benachbarten Oberst-
dorf die Bevölkerungszahl in den letzten zehn Jahren
deutlich abgenommen hat, hat sie in Obermaiselstein
und in Balderschwang zugenommen, in Balder-
schwang sogar um über 50 %. Das ist der stärkste
Anstieg aller Kommunen im bayerischen Alpenraum.

Beide Gemeinden haben gute Perspektiven. Das Ge-
schäft brummt. Es geht also nicht um Entwicklung. Es
geht um etwas anderes. Es geht um mehr Geld und
um mehr Profit sowie natürlich um Beziehungen. Mit
der Skischaukel am Riedberger Horn, so der Irrglaube
in diesen beiden Orten, kann man mehr Kasse ma-
chen. Es geht auch nicht um die Konkurrenz von Ös-
terreich, weil man diesen Konkurrenzkampf nicht ge-
winnen kann. Lassen Sie es uns deutlich sagen: Es
geht um einen größeren Anteil am Kuchen in Bayern.
Um dieses größere Stück zu bekommen, sind die In-
vestoren und die örtlichen CSUler zu ihrem örtlichen
Abgeordneten und Fraktionsvorsitzenden der CSU
Thomas Kreuzer gegangen und haben ihm ihr "Credo
in pecuniam" vorgesungen. Herr Kreuzer will seinen
treuen Wählern natürlich gefällig sein, und als Frakti-
onsvorsitzender ist er selbstverständlich davon aus-
gegangen, dass er dieses Projekt durchsetzen kann.
Jetzt gibt es dieses Geschäft auf Kosten der Natur,
weil Markus Söder gerne Ministerpräsident werden
will und die CSU-Fraktion dazu ihren Vorsitzenden
braucht.

(Lachen bei der CSU)

– Das ist doch die Wahrheit. So sieht es doch aus.
Der Ministerpräsident macht notgedrungen mit, weil
ihm sonst im Spätherbst seiner Amtszeit die Felle in
der Fraktion davonschwimmen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Um dem Ganzen einen faden demokratischen An-
strich zu geben, haben Sie die Bürger vor Ort abstim-
men lassen.

Es geht nur um Profit und um das Prinzip "Eine Hand
wäscht die andere". Dafür sind Sie bereit, den Alpen-
plan und den Naturschutz in den bayerischen Alpen
zu opfern. Das ist der Anfang vom Ausverkauf der
bayerischen Berge. Ich begründe Ihnen das gerne.
Wer will anderen Geschäftemachern in Zukunft
sagen, dass das nicht geht, dass das nicht möglich
ist, was man in Balderschwang und Obermaiselstein
möglich und gängig gemacht hat?

(Markus Rinderspacher (SPD): Genau! – Volkmar
Halbleib (SPD): So ist es!)

Sie haben überhaupt keine Hemmungen mehr. Sie
sind sogar bereit, die Schutzzone C insgesamt zu op-
fern; denn wie sonst soll man den Satz aus der Pres-
semitteilung des Kabinetts vom 19. Juli 2016 interpre-
tieren? Ich zitiere:

Alternativ soll das Ministerium eine Änderung des
Landesentwicklungsprogramms mit dem Ziel prü-
fen, im Alpenplan C Seilbahnen, Lifte und Skiab-
fahrten landesplanerisch unter bestimmten natur-
schonenden Voraussetzungen zu ermöglichen.

Das ist aber noch nicht alles. Für CSU-Fraktion und
Staatsregierung spielt das Recht offensichtlich keine
Rolle. Weder europäisches Naturschutzrecht noch die
Alpenkonvention, also internationales Umweltrecht,
scheinen Sie zu interessieren; denn beides verbietet
den Bau einer Skischaukel am Riedberger Horn. Das
hat Ihnen die höchste zuständige Fachbehörde, Ihr
Landesamt für Umwelt, schwarz auf weiß aufge-
schrieben. Das hat Ihnen auch Ihr eigenes Umweltmi-
nisterium gesagt, übrigens nicht nur einmal.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Das war eine Minis-
terin der Union!)

Sie wissen das ganz genau. Sie gehen wider dieses
bessere Wissen einfach darüber hinweg. Obwohl Sie
das im Moment ignorieren, sage ich Ihnen heute an
dieser Stelle voraus: Sie werden damit nicht durch-
kommen. Dieses ganze schäbige Geschacher und
Geschäft wird spätestens vor Gericht scheitern. Das
wird für die beiden Gemeinden und für Herrn Kreuzer
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ein böses Erwachen geben. Der Profit ist weg, und
der Herr Kreuzer ist offensichtlich doch nicht so durch-
setzungsstark, wie er gemeint hat oder wie man dort
gemeint hat. Sie können dann in der üblichen Art und
Weise versuchen, alles auf andere zu schieben. Wir
werden Sie gern daran erinnern, wie es wirklich war.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Herr Kollege Rotter, bitte.

Eberhard Rotter (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben uns in der vorletz-
ten Plenarsitzung sehr ausführlich im Rahmen einer
Aktuellen Stunde über das Riedberger Horn unterhal-
ten, im Übrigen nicht zum ersten Mal. Das sind gefühlt
der zehnte und elfte Dringlichkeitsantrag zu diesem
Thema.

(Florian von Brunn (SPD): Ihre Haltung ist seit-
dem nicht besser geworden! Sie ist schlechter
geworden! – Zuruf des Abgeordneten Harry
Scheuenstuhl (SPD))

Bis das Verfahren in einem guten halben Jahr abge-
schlossen sein wird, können Sie noch jede zweite Ple-
narsitzung mit diesem Thema bestreiten, wenn Ihnen
nichts Wichtigeres in unserem Freistaat einfällt. Aber
wir haben das heute schon bei der Regierungserklä-
rung gehört. Unser Fraktionsvorsitzender hat entspre-
chend geantwortet, dass kein Vorschlag gekommen
ist. Auch hier um diese Uhrzeit in diesem Hohen
Hause haben Sie das Thema offensichtlich als das
bedeutendste Thema ausgeguckt. Ich habe mich ge-
fragt, was sich eigentlich seit der letzten Behandlung
vor zwei Monaten getan hat.

(Florian von Brunn (SPD): Es ist schlechter ge-
worden!)

Die Bürgerentscheide haben stattgefunden. Das war
interessant, wie Sie herumgeeiert haben, Herr Geh-
ring. Die GRÜNEN sind doch an sich immer für Bür-
gerbeteiligung. Aber in diesem Falle ist Bürgerbeteili-
gung auf einmal des Teufels.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn
(SPD))

Ich darf daran erinnern: Es war ein Ratsbegehren,
das die beiden Gemeinden angestoßen haben und
das jeweils mit sehr großer Mehrheit für die Befürwor-
ter und mit hoher Wahlbeteiligung geendet hat. Sie
werden doch nicht ernstlich glauben, dass wir auf-
grund Ihres Dringlichkeitsantrags diese Geschichte
stoppen wollen,

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist genau unsere
Forderung an Sie!)

die wir vor zwei Monaten als Weg aufgezeigt haben.
Das ist unglaubwürdig. Sie beschädigen hier die Poli-
tik und die politisch Handelnden insgesamt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Volkmar Halbleib (SPD))

Genau das wollen wir nicht. Genau das werden wir
hier nicht tun.

Herr Kollege Gehring, Sie sprechen von einem Trau-
erakt, der auf Herrenchiemsee anstatt des Festaktes
stattfinden wird, und vergießen hier Krokodilstränen,
weil damit alles, was den Alpenplan ausmacht, zu
Grabe getragen würde. Das ist weit übertrieben und
rechtfertigt genau das, was ich immer gesagt habe.
Der Kollege von Brunn hat es in seinen Ausführungen
bestätigt. Sie führen hier einen Stellvertreterkrieg.
Ihnen geht es gar nicht so sehr um dieses konkrete
Projekt, sondern Sie sagen, dann brechen die
Dämme.

(Florian von Brunn (SPD): Ja!)

Die Ehrlichen unter Ihnen geben das hinter vorgehal-
tener Hand nicht nur vor Ort bei uns im Allgäu zu.
Diese sagen, es geht Ihnen eigentlich nicht darum,
darüber könnte man reden, noch dazu, nachdem das
Projekt ein paarmal umgeplant worden ist und nicht
mehr das ist, was es ursprünglich gewesen ist. Die
Ehrlichen geben das zu. Wir sagen, es geht um die-
sen konkreten Einzelfall. Es geht um dieses Projekt.

(Florian von Brunn (SPD): Das können Sie nie-
mandem weismachen!)

Das Projekt ist dringend notwendig für die weitere
gute wirtschaftliche Entwicklung dieser Gemeinden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, besonders kabarett-
reif fand ich den Einstieg des Kollegen von Brunn,
hier eine Verschwörungstheorie aufzubauen, wonach
dies geschieht, weil Söder Ministerpräsident werden
will und er den starken Kreuzer dazu braucht.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Ist er das nicht
mehr? – Volkmar Halbleib (SPD): Er hat sich zu-
rückgezogen!)

Deswegen will er über die Seilbahn am Riedberger
Horn zum Gipfel im Freistaat hinauffahren.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ein wunderschönes
Bild! Besser könnten wir es gar nicht beschrei-
ben!)
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Sie haben das Ganze wohl mit dem 1. April oder mit
der Starkbierzeit verwechselt. Wir haben zwar Wiesn-
zeit, aber nicht Starkbierzeit. Aber es war kabarettreif.
Sie können sich ja mal bewerben.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
So funktioniert CSU!)

Ich finde es bemerkenswert, dass in dem Antrag der
GRÜNEN von der Ruhezone am Riedberger Horn die
Rede ist. Dann wird eingeräumt, dass es dort eigent-
lich nicht so ruhig zugeht. Das Vogelschutzgebiet wird
wohl auch durch die Tourengeher gestört. Wir kennen
die Bilder und wissen, wie es dort im Winter zugeht.
Zu behaupten, dass durch die Skischaukel eine Ruhe-
zone zerstört wird, ist nicht nachvollziehbar. Das
glaubt Ihnen vor Ort ohnehin niemand.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

Wenn der Kollege von Brunn in seiner Sprache – aber
das ist aus der sozialistischen Mottenkiste heraus – –

(Lachen bei der SPD)

Wenn es hier heißt, allein aus Profitgier und um mehr
Kasse zu machen,

(Florian von Brunn (SPD): So ist es!)

will die Bevölkerung vor Ort das Projekt, dann ist das
eine Beleidigung der Bewohnerinnen und Bewohner
von Balderschwang und Obermaiselstein. Aber das ist
Ihnen ja völlig wurst!

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD):
Gar nicht wahr! – Harry Scheuenstuhl (SPD):
Dann wollen wir in Zukunft nicht mehr so neugie-
rig sein!)

Sie in Ihrer Münchner Überheblichkeit glauben, uns
sagen zu können, was im Allgäu wirklich sinnvoll und
notwendig ist. Im Übrigen sind in diesen Dringlich-
keitsanträgen keine anderen Argumente ausgeführt
als jene, die wir bereits x-mal diskutiert haben. Daher
will ich mit Blick auf die Uhr und aus Rücksichtnahme
auf die Kolleginnen und Kollegen, die hier immer noch
ausharren,

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl
(SPD))

auf meine Ausführungen im Plenarprotokoll vom
19.07.2016 verweisen, die nach wie vor Gültigkeit
haben. Damals haben wir gesagt, dass wir die Mei-
nung der Bürger abwarten wollen. Die Bürgerbeteili-
gung ist durchgeführt worden und positiv ausgegan-
gen, wie Sie es befürchtet und wir erwartet haben.

Jetzt werden wir dieses Verfahren natürlich ganz ord-
nungsgemäß fortsetzen.

(Florian von Brunn (SPD): Um vor Gericht zu
scheitern!)

Die Staatsregierung wird dieses Vorhaben nun durch
eine Änderung des Alpenplans im Landesentwick-
lungsprogramm ermöglichen, und zwar auf diesen
Einzelfall bezogen.

Wir werden die Dringlichkeitsanträge ablehnen. Wir
sind nach wie vor der Überzeugung, dass vor Ort kein
Naturfrevel geschieht. Dies zeigen die Pläne. Wer die
Pläne gesehen hat, ist der gleichen Meinung wie ich.
– Herzlichen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächster Red-
ner ist der Kollege Dr. Herz.

(Florian von Brunn (SPD): Jetzt hoffen wir we-
nigstens mal da auf Einsicht!)

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Liebe Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst einmal stelle ich fest,
dass der Kollege Gehring richtig angesprochen hat,
dass das eine schwierige Entscheidung ist; wir sind in
der Alpenschutzzone C. Daher haben wir ein Pro-
blem, das nicht auf die leichte Schulter zu nehmen ist.
Wir müssen hier aber zwischen Ideologie und Sa-
chentscheidungen abwägen.

Wenn wir FREIEN WÄHLER abwägen, dann kommen
wir klar zu dem Ergebnis, dass man diese Skischau-
kel bauen kann. Das ist unsere Position gewesen, das
bleibt sie und wird sie auch weiterhin sein.

(Volkmar Halbleib (SPD): Was wird da abgewo-
gen?)

Das ist ein Abwägungsprozess. Wir haben immer ge-
sagt, wenn dieses Projekt in abgespeckter Form ge-
macht wird – es geht ja um Familienabfahrten und
nicht um großflächige Planungen, es sollen auch nicht
Wälder gerodet werden, sondern nur einzelne Bäume
–,

(Florian von Brunn (SPD): Sechs Hektar Berg-
wald, Herr Kollege!)

dann kann man diesem Projekt zustimmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen vom BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, im Antragstext ist es sicherlich nicht
korrekt wiedergegeben. Es heißt im Antrag: "Ruhezo-
ne … nicht antasten". Wer das Gebiet ein bisschen
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kennt – und einige hier im Raum kennen das Gebiet
sehr gut –, weiß, dass inzwischen durch diese Diskus-
sion, auch durch Schneeschuhwandern und auch
durch die Ankündigung von GRÜNEN und SPD und
Verbänden, dass der Klageweg beschritten werden
soll, halb Deutschland dieses Gebiet inzwischen aus-
erkoren hat. Da kann man nicht mehr von einer Ruhe-
zone sprechen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie waren aber schon
lange nicht mehr oben!)

Das ist auch eine Folge einer nicht mehr angemesse-
nen Diskussion. Wir sollten einmal sehen,

(Thomas Gehring (GRÜNE): Eine Handvoll Ski-
fahrer!)

dass das die Folge dieser unendlichen Diskussion ist.
Wie es aussieht, geht es ja noch weiter.

Ganz kurz noch zu den Fakten. Wir hatten ja jetzt die
Abstimmung der Bürger. Das sollten wir schon akzep-
tieren, wenn zwei Gemeinderäte einstimmig entschie-
den haben, das Projekt zu machen, wenn in Obermai-
selstein von den circa 900 Wahlberechtigten etwa
68 % dafür sind, wenn in Balderschwang von knapp
200 Wahlberechtigten immerhin 85 % dafür sind.

Eines ist auch noch sehr wichtig zu wissen: Wir hatten
in den Sechzigerjahren Abstimmungen, ob das Klein-
walsertal nicht zu Österreich sollte im Tausch gegen
Balderschwang.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das Kleinwalsertal ist in
Österreich!)

Da sieht man, dass im vereinten Europa die Men-
schen noch Heimat suchen. Beide Gemeinden haben
entschieden; das Kleinwalsertal wollte weiterhin zu
Österreich gehören, und die Balderschwanger haben
entschieden, im Landkreis Oberallgäu in Deutschland
zu bleiben.

Im Kreistag des Oberallgäus erlebe ich das schon
lange: Es kostet den Landkreis Oberallgäu eine geh-
örige Stange Geld. Wer den Pass hinauf nach Balder-
schwang kennt, weiß, dass jedes Jahr

(Florian von Brunn (SPD): Rutschungen und
Steinschläge!)

nicht unwesentliche Reparaturen vorzunehmen sind.
Das ist kein Pappenstiel. Das machen wir nicht nur
zur Gaudi, sondern das soll ein Stück Zugehörigkeit
dokumentieren. So ist es für mich auch ein Stück Zu-
gehörigkeit, diese Skischaukel zu machen. Ich bin
dort an einem Ort, der weit über 900 m liegt. Ich habe

noch nie einen solchen schneearmen Winter erlebt.
Wir hatten teilweise keinen bis wenig Schnee im Ort.
Ich will es einmal so sagen. In dem kritisierten Gebiet
am Riedberger Horn war auch in dem vergangenen
Winter durchgehend Schnee vorhanden. Das zeigt, es
ist ein sehr schneesicheres Gebiet.

Noch einmal zusammenfassend: Dieses Projekt kann
man in der vorgeschlagenen abgespeckten Form ma-
chen. Es sichert die Arbeitsplätze in den Gemeinden.
Es hat nichts mit Gewinnmaximierung und sonstigen
Süchten zu tun. In diesen Gemeinden sind inzwischen
weit über 80 % der Bevölkerung vom Tourismus ab-
hängig. Auch deshalb müssen wir es machen; denn in
der Nachbarschaft, in Österreich, werden enorme An-
strengungen unternommen. Dort wird nicht so viel dis-
kutiert wie in Deutschland. Dort wird gehandelt, dort
wird gemacht. Von daher sind wir auch ein Stück weit
unter Druck.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Zählt die Alpenkon-
vention nicht mehr?)

Zum Schluss muss ich noch eines loswerden. Es ist
sehr schade, dass Umweltministerin Scharf nicht da
ist. Sie war ursprünglich gegen dieses Projekt. Einige
in der CSU-Landtagsfraktion und in der Regierung
haben gesagt, wir wollen das Ganze. So weit, so gut.
Die Ministerin hat dann geäußert, wenn die Befragung
so und so ausgeht – jetzt ist sie dafür ausgegangen –,
dann wird sie das akzeptieren. Sie hat aber dann wie-
der geäußert, sie sei nach wie vor dagegen.

Ich fordere die Staatsregierung auf, dringend zu einer
klaren Meinungsäußerung nach außen zu kommen.
Sie haben jetzt das Votum der Bevölkerung. Sie
haben gesagt, wenn wir das in einem klaren Rahmen
haben, dann können wir das anstoßen. Es fehlt aber
immer noch die klare Meinungsäußerung der Staats-
regierung: Wollen wir dieses Projekt, oder wollen wir
es nicht? Dazu gehört auch die Umweltministerin. Ich
bitte die Staatsregierung dringend, zu einem Konsens
zu kommen und zu einer klaren Meinungsäußerung
nach außen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHELRN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Staatssekretär Füracker.

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium):
Frau Präsidentin, hochverehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Direkt aus dem Zentrum der Verschwörung, so-
zusagen,

(Florian von Brunn (SPD): Sie geben es also zu?)
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berichte ich gerne, wie der Stand wirklich ist, Herr von
Brunn. Weder Verschwörung noch niedere Motive
noch was sonst noch alles gemutmaßt wurde,

(Volkmar Halbleib (SPD): Auch die Oberpfalz ist
dabei!)

Herr Halbleib, trifft zu.

In aller Sachlichkeit: Der Ministerrat ist sich einig. Wir
haben einstimmig beschlossen, lieber Leo Herz – wo
ist er denn jetzt hin verschwunden? –, den Weg so zu
gehen, wie er beschrieben wurde. Ich werde es noch
einmal skizzieren, weil offensichtlich noch immer nicht
jeder verinnerlicht hat, dass wir weder Gesetzesvers-
töße planen noch irgendetwas tun, was irgendjeman-
dem zuwiderlaufen könnte. Die Staatsregierung wird
es am Schluss sogar nicht einmal beschließen kön-
nen. Zum Schluss ist nämlich dieses Gremium ge-
fragt, der Bayerische Landtag. Das Parlament wird die
Fortschreibung der Änderung des Landesentwick-
lungsprogramms zu beschließen haben. Da hilft
weder Verschwörung noch sonst was. Insofern kann
ich Sie da sehr beruhigen.

Es gab seit vielen Jahrzehnten die Debatte, nicht weil
das der Heimatminister, der Ministerpräsident oder die
Umweltministerin wollte, sondern die Menschen vor
Ort wollen seit Jahrzehnten den Ausbau in dieser
Form. Deswegen befassen wir uns seit langer Zeit mit
diesem Vorhaben am Riedberger Horn – und nur des-
wegen.

Weil sich die Debattenlage in den letzten Monaten so
entwickelt hat, haben wir alle miteinander überlegt,
wie wir dem Projekt gerecht werden können. Kollege
Rotter hat es gesagt: Wir haben uns in der Staatsre-
gierung überlegt, zusammen mit der Landtagsfraktion,
wie wir den Wunsch der Menschen vor Ort erfüllen
können. Unser Ziel, unsere oberste Maxime ist eben,
wenn es vernünftige Wünsche der Menschen vor Ort
gibt, auf diese Wünsche auch einzugehen. Warum
misstrauen Sie stets den Bürgerinnen und Bürgern
vor Ort? Bei all den Themen haben wir das immer
wieder. Niemand weiß besser und am besten, was in
der jeweiligen Heimat zu passieren hat, als die Men-
schen, die dort leben.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Genau wie bei
der dritten Startbahn auch! Sie messen mit zwei-
erlei Maß! – Gisela Sengl (GRÜNE): Machen wir
eine dritte Startbahn!)

– Erst hören, dann stören! – Deswegen machen wir
nach dem ersten Schritt, nachdem der Bürgerent-
scheid nun positiv verlaufen ist, den zweiten Schritt.
Wir haben zugesagt, dass der Alpenplan dann geän-
dert werden soll, wenn die Bürgerbeteiligung einen

positiven Ausgang hat. Die Bürgerinnen und Bürger
haben am 18. September mit ganz großer Mehrheit
entschieden, dass sie dieses Projekt in ihrer unmittel-
baren Heimat befürworten. Nun folgt der zweite
Schritt, die Änderung des Alpenplanes im Landesent-
wicklungsprogramm. Dabei geht es darum, dass wir
das Vorhaben am Riedberger Horn landesplanerisch
ermöglichen. Hier geht es nicht um ein Genehmi-
gungsverfahren, sondern zunächst einmal wird das
Landesentwicklungsprogramm verändert.

Ich habe gerade gehört, wir wären bereit, die gesamte
Fläche des Alpenplans dort zu verändern.

(Florian von Brunn (SPD): Das haben Sie in Ihrer
Pressemitteilung gesagt!)

Dazu muss ich Ihnen sagen: Das Vorhaben betrifft le-
diglich 0,08 % der Gesamtfläche der Zone C des Al-
penplans. Das Ganze wird letzten Endes im Rahmen
einer umfassenden Abwägung geschehen. Der Alpen-
plan, meine Damen und Herren, ist nicht allein auf die
Belange des Naturschutzes ausgerichtet, sondern be-
rücksichtigt auch wirtschaftliche sowie touristische
Nutzungsansprüche im Alpenraum. Wir müssen nun
einmal akzeptieren, dass die Zukunft des Freistaats
Bayern nicht nur in den Ballungsräumen und Städten
liegt, sondern dass auch die ländlichen Räume ein
Recht haben, sich zu entwickeln, so wie es die Men-
schen vor Ort wollen.

(Beifall bei der CSU)

Dazu zählt eben in dieser Region, dass auch das tou-
ristische Potenzial gehoben werden soll. Wenn nun
die Menschen vor Ort dieses touristische Potenzial in
den bayerischen Alpen heben wollen, dann helfen wir
als Staatsregierung gerne mit.

Ich sage noch etwas. Der Alpenraum ist ein Natur-
raum – das ist wahr –, aber er ist keine Verbotszone
für Menschen. Er ist für den Menschen dort auch ein
Lebensraum.

(Beifall bei der CSU)

Der Alpenplan ist in drei Zonen definiert und soll einen
geschickten Ausgleich zwischen Natur, Wirtschaft und
Tourismus organisieren. Das ist einerseits eine He-
rausforderung, aber auf der anderen Seite auch
genau der Wille des Alpenplans, und das schon seit
Jahrzehnten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird
immer der Eindruck erweckt, als könnte die Ver-
schwörung, die Sie beschrieben haben, irgendetwas
beschließen. Wir können als Staatsregierung den Vor-
schlag machen, den Landesentwicklungsplan fortzu-
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schreiben. Schlussentscheider wird der Bayerische
Landtag sein. Deswegen weiß ich gar nicht, warum
Sie Ihr Licht immer so unter den Scheffel stellen. Sie
brauchen doch vor dem, was die Staatsregierung vor-
schlägt, keine Angst zu haben. Entscheiden wird zum
Schluss der Bayerische Landtag und sonst niemand.

Wir haben nun das Meinungsbild vor Ort eingeholt.
Wir werden die Fortschreibung des Landesentwick-
lungsprogramms vorbereiten, und die weiteren Schrit-
te sind folgende. Wir werden zunächst im Ministerrat
zeitnah beraten, den Entwurf ausarbeiten, uns im Mi-
nisterrat erneut mit dem Gesetz beschäftigen und den
Entwurf voraussichtlich billigen, und dann gibt es ein
umfassendes Beteiligungsverfahren. Behörden, Ver-
bände, Kommunen, Öffentlichkeit, jeder kann sich ein-
bringen, und jeder kann, bevor wir im Ministerrat vor
der Landtagsberatung abschließend Stellung neh-
men, seine Meinung noch einmal einbringen.

Jetzt kommt etwas, was für Sie, Herr von Brunn, ganz
wichtig ist. Erst nach der LEP-Änderung beginnt das
eigentliche Genehmigungsverfahren, und dieses ei-
gentliche Genehmigungsverfahren führt nicht das Mi-
nisterium oder der Bayerische Landtag, sondern die
zuständige Kreisverwaltungsbehörde durch. Dort wird
im Detail geprüft, welche Probleme im Hinblick auf
Naturschutz und auf unmittelbar anwendbare Rege-
lungen in der Alpenkonvention entstehen. Erst dann
wird die Vereinbarkeit mit der Alpenkonvention auf
Herz und Nieren geprüft.

Deswegen ist alles, was wir heute diskutieren und de-
battieren, im Hinblick auf die weitere juristische Prü-
fung eigentlich viel zu früh. Es ergibt überhaupt kei-
nen Sinn, wenn Sie behaupten, wir würden gegen
Gesetze verstoßen.

(Florian von Brunn (SPD): Das Wort "Gesetze"
habe ich nicht einmal in den Mund genommen!)

Sie haben behauptet, wir würden gegen völkerrechtli-
che Vereinbarungen verstoßen. Ja, mein lieber Herr
von Brunn, wir verstoßen nicht gegen völkerrechtliche
Vereinbarungen, sondern führen ein rechtsstaatliches
Verfahren par excellence durch. Erstens entscheiden
die Bürger vor Ort, zweitens entscheiden wir nach
Recht und Gesetz, und drittens entscheidet zum
Schluss der Bayerische Landtag, ob der Alpenplan
wirklich in dieser Weise geändert wird. Ja, ein sauber-
eres, besseres und demokratischeres Verfahren
möchte mir bitte jemand einmal zeigen.

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD):
Das ist doch pure Heuchelei, tut mir wirklich leid!
Ein sauberes, demokratisches Verfahren?)

Zum Schluss zum Zielabweichungsverfahren. Auch
da gibt es nichts zu verschweigen. Die Gemeinden
haben das Zielabweichungsverfahren zunächst bean-
tragt. Das Zielabweichungsverfahren ruht im Moment
aufgrund der beschriebenen Vorgehensweise. Die
Gemeinden erwarten im Moment auch keine Verbe-
scheidung, und es gibt überhaupt keinen Anlass,
einen Hauruck-Bescheid zu erlassen. Das Vorgehen
ist skizziert. Wir gehen den Weg unbeirrt und offen.
Wir werden uns im Landtag darüber austauschen und
zum Schluss beschließen müssen oder auch nicht. Es
gibt weder eine Verschwörung noch Gesetzesverstö-
ße. Die Alpenkonvention wird weiter bestehen, und
wie das Verfahren ausgeht, sehen wir zum Schluss. In
diesem Sinne denke ich: Beruhigen Sie sich ein biss-
chen um diese Uhrzeit! Ich wollte nicht mehr spre-
chen; aber nach all dem, was hier angeworfen wurde,
mussten mir meine Kolleginnen und Kollegen noch
diese Minuten schenken.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Sie haben wei-
tere zwei Minuten, weil wir eine Zwischenbemerkung
von Herrn Kollegen von Brunn haben.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Staats-
sekretär Füracker, es ist doch nicht ganz so, wie Sie
es darstellen. Sie hätten ja das Zielabweichungsver-
fahren entscheiden können. Allerdings hätte ich Sie
dann an Ihren Amtseid und daran erinnert, dass Sie
Recht und Gesetz achten müssen, zum Beispiel die
Alpenkonvention. Weil Sie das Zielabweichungsver-
fahren nicht positiv verbescheiden konnten und weil
Ihre eigene Regierung nicht zu einer klaren Entschei-
dung gekommen ist, haben Sie sich Verrenkungen
ausgedacht und versucht, den Alpenplan zu ändern,
der 44 Jahre dafür gesorgt hat, dass Naturraum, Le-
bensraum und Wirtschaftsraum gemeinsam funktio-
niert haben.

Ich würde von Ihnen doch gerne wissen, ob Sie den
Alpenplan in toto ändern wollen, wie Sie es in Ihrer
Pressemitteilung vom 19. Juli 2016 angekündigt
haben, oder ob Sie ihn jedes Mal ändern wollen,
wenn ein solches Begehren an Sie herangetragen
wird; denn Ihr ganzes Auftreten suggeriert, dass Sie
ihn jedes Mal ändern wollen. Das würde ich von Ihnen
gerne wissen.

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium):
Mein Auftreten, lieber Herr von Brunn,

(Florian von Brunn (SPD): Ihr Auftreten als
Staatsregierung und Fraktion!)

ist voll von Sachlichkeit geprägt. Ich habe mich auch
noch einmal gemeldet, damit jedem klar ist, worum es
geht. Das Vorhaben betrifft lediglich 0,08 % der Flä-
che C des Alpenplans. Das ist das ganze Projekt.
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(Florian von Brunn (SPD): Sie reden um den hei-
ßen Brei herum!)

Alles andere ist, glaube ich, eine theoretische Debat-
te. Ich bin ungefähr zu der Zeit geboren, als die De-
batte um das Riedberger Horn begann. Zu dieser Zeit
ist kein anderes Projekt mit gleicher Güte und in glei-
cher Dimension aufgeschlagen. Deswegen ist die De-
batte, was passieren wird, wenn in 15 Jahren wieder
irgendjemand irgendwo einen Skilift oder eine Ski-
schaukel bauen will, theoretisch. Das ist eine theoreti-
sche Diskussion, die im Moment keine Rolle spielt.
Wir haben die Bürger befragt, und wir ändern jetzt das
LEP, sofern der Landtag zustimmt. Dann gibt es ein
rechtsstaatliches Genehmigungsverfahren vor Ort,
und wir schauen, was dabei herauskommt. Was in
dem Bescheid steht, wird dann gelten.

(Florian von Brunn (SPD): Ich werde Sie an Ihre
Worte erinnern, Herr Füracker!)

Ich weiß es heute nicht. Ich kann nur sagen, wie wir
vorgehen, und das Verfahren könnte nicht korrekter
sein.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist
die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, und dazu werden
die Anträge wieder getrennt. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf der Drucksache 17/13011 – das ist der An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um sein
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! –
Das sind die Fraktionen der CSU und der FREIEN
WÄHLER. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf der Drucksa-
che 17/13022 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD
und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen!
– Das sind die Fraktionen der CSU und der FREIEN
WÄHLER. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine
Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
abgelehnt.

Ich rufe nun zur gemeinsamen Beratung auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas
Kreuzer, Josef Zellmeier, Dr. Florian Herrmann u.
a. und Fraktion (CSU)
Freiheit braucht Sicherheit! (Drs. 17/13012)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u. a. und
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Sicherheit braucht Konsequenz (Drs. 17/13023)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Katharina Schulze u. a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Freiheit schützen - Zusammenhalt stärken - Terror
bekämpfen (Drs. 17/13024)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erster Red-
ner ist der Kollege Dr. Herrmann.

Dr. Florian Herrmann (CSU): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Oberste Aufgabe des Staa-
tes ist es, für die Sicherheit seiner Bürgerinnen und
Bürger zu sorgen. Der Freistaat ist hier sehr erfolg-
reich. Er ist auf dem Gebiet der inneren Sicherheit seit
vielen Jahren spitze. Die Kriminalstatistik belegt seit
Langem, dass wir ein höchstes Maß an objektiver Si-
cherheit vorweisen können. Nirgendwo in Deutsch-
land lebt man sicherer, nirgendwo ist das Risiko,
Opfer einer Straftat zu werden, geringer als in Bayern.
Deshalb fühlen sich die Menschen in Bayern auch si-
cherer als überall sonst in Deutschland und sogar in
Europa. Das ist das Ergebnis einer über viele Jahre
hinweg aufgebauten robusten Sicherheitsarchitektur.
Das gelingt nicht von heute auf morgen, sondern nur,
wenn man in dieser Richtung konsequent arbeitet.
Das Erfolgsrezept heißt: Sicherheit durch Stärke. Wir
dulden keine Straftaten, schwere schon gar nicht,
aber auch nicht die kleineren, denn das Motto heißt:
Wehret den Anfängen. Es gibt keine Toleranz gegen-
über Rechtsbrechern jeder Art.

Die zentrale Säule unserer erfolgreichen Sicherheits-
architektur in Bayern ist die bayerische Polizei. Her-
vorragend ausgebildete, sehr gut ausgestattete und
hoch motivierte Beamtinnen und Beamte garantieren
unsere Sicherheit. Ihnen gebührt unser großer Dank.

(Beifall bei der CSU)

Die CSU-Landtagsfraktion steht zu 100 % hinter die-
ser Politik der Staatsregierung, die der Ministerpräsi-
dent heute in seiner Regierungserklärung im zweiten
Kapitel seines Kursbuches angesprochen hat. Wir
stehen also hinter dieser Politik zu 100 %, und wir ste-
hen hinter den Polizistinnen und Polizisten.

Plenarprotokoll 17/82 v. 28.09.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7011

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=13012&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=13023&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=13024&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000356.html


Mit nunmehr 41.370 Stellen erreicht unsere Polizei
den höchsten Personalstand ihrer Geschichte. Allein
in diesem Jahr, 2016, können dank der neu geschaf-
fenen Stellen mehr als 1.500 Beamte eingestellt wer-
den. Mit dem aktuell beschlossenen Sicherheitspaket
setzen wir diesen Kurs konsequent fort. 2017 bis
2020 stellen wir jedes Jahr zusätzlich 500 Polizistin-
nen und Polizisten ein. Das sind 2.000 Stellen mehr
für spürbar mehr Präsenz und Sicherheit.

Die Voraussetzung für das klare Bekenntnis zu großer
Personalstärke und guter Sachausstattung ist aber –
das möchte ich im Zusammenhang mit unserem
Dringlichkeitsantrag besonders herausstellen – die
richtige politische Grundeinstellung zur Sicherheit. Wir
sagen: Freiheit braucht Sicherheit. Freiheit und Si-
cherheit sind ein Geschwisterpaar, ein zwar unglei-
ches Geschwisterpaar, aber sie sind ein Geschwister-
paar. Sicherheit tendiert dazu, die Freiheit
einzuschränken. Freiheit tendiert dazu, bei der Sicher-
heit Abstriche zu machen. Gleichzeitig aber bedingen
sich Freiheit und Sicherheit gegenseitig, weil gerade
in einer freien und offenen Gesellschaft Freiheit ohne
Sicherheit und Sicherheit ohne Freiheit nicht denkbar
sind. Zu unserer politischen Grundeinstellung gehört
es, Freiheit und Sicherheit zusammen zu sehen. Wir
verabsolutieren weder das eine noch das andere. Wir
ringen stets darum, beides in einen gerechten Aus-
gleich zu bringen.

Darin unterscheiden wir uns ganz grundsätzlich von
anderen politischen Richtungen. Vor allem unterschei-
den wir uns darin von der linken Seite des politischen
Spektrums. Dort werden häufig und leider nach wie
vor der Staat und seine Mitarbeiter wie zum Beispiel
die Polizei oder der Verfassungsschutz, die die Si-
cherheit garantieren, als der eigentliche Feind ange-
sehen. Wir haben über dieses Thema schon häufiger
vor allem im Innenausschuss diskutiert. Der Staat und
seine Mitarbeiter werden mit Misstrauen überhäuft,
zum Teil sogar dämonisiert. Der Staat und seine Ver-
treter werden als Gefahr für unsere persönliche Frei-
heit oder für unsere Daten angesehen.

Um es aber ganz deutlich zu sagen: Der Feind ist
nicht der Staat und schon gar nicht der Rechtsstaat,
seine Behörden und die Mitarbeiter seiner Behörden.
Ganz im Gegenteil, der Rechtsstaat braucht die not-
wendigen Befugnisse, damit er nicht hinter den Mög-
lichkeiten seiner Feinde zurückbleibt. An genau dieser
Stelle unterscheiden sich auch die Sonntagsreden
von praktischer und wirksamer Politik; denn in den
Sonntagsreden stellt sich immer jeder hinter die Poli-
zeibeamten. Das ist zwar erfreulich, aber es kommt
dort zum Schwur, wo es um konkrete Befugnisse
geht, wo es darum geht, die über 40.000 Beamtinnen
und Beamten mit Befugnissen auszustatten, damit sie

wirksam im Sinne der inneren Sicherheit tätig sein
können. Um diesen zentralen Punkt geht es.

(Beifall bei der CSU)

Da muss man sehr deutlich sagen: Wer diese ideolo-
gischen Schranken im Denken nicht ablegt, wird nie
zu einem normalen, entspannten Verhältnis zu den Si-
cherheitsorganen und den Organen des Rechtsstaats
finden. Gerade die Debatte über das neue bayerische
Verfassungsgesetz zeigt es: Wir wollen eine wehrhaf-
te Demokratie, die diesen Namen auch verdient. Si-
cherheitsphobien aller Art gehören in die Mottenkiste
der ideologischen Verirrungen und nicht zum Hand-
werkszeug praktischer Politik.

Wir haben eine leistungsfähige Sicherheitsarchitektur
und können darauf stolz sein. Die Bedrohungsszena-
rien, die Bedrohung unserer Freiheit haben sich in
den letzten Jahren dramatisch verändert. Der islamis-
tische Terror hat sich Mitteleuropa immer weiter ange-
nähert. Er ist mittlerweile leider auch in Bayern ange-
kommen, und zwar auf klassischem Weg durch
Anschlagsdrohungen und Anschläge, aber auch auf
digitalem Weg. Daher sprechen wir zum Beispiel vom
Cyber-Dschihad. Auf diese neuen Bedrohungsszena-
rien müssen wir die richtigen Antworten finden; das
erwarten die Menschen von uns zu Recht.

Das hat nicht nur, aber eben auch mit der großen Zahl
von Asylbewerbern und Flüchtlingen zu tun, die in
unser Land gekommen sind und immer noch in unser
Land kommen. Ich sage es ganz deutlich: Niemand
behauptet, dass jeder Flüchtling, der in unser Land
kommt, eine Gefahr für die Sicherheit ist. Ein solcher
Generalverdacht wäre völlig unsinnig. Er entspricht
auch nicht unserem humanitären Ansatz im Umgang
mit Menschen, die Hilfe suchend in unser Land kom-
men.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Solange das europa-
weite System der Grenzsicherung – ich nenne das
Stichwort Schengen und das Stichwort Dublin – nicht
so funktioniert, wie es gedacht ist, wissen wir nicht
genug darüber, wer in unser Land kommt, wer sich in
unserem Land aufhält und was er gegebenenfalls im
Schilde führt. Das ist aus der Sicht der inneren Si-
cherheit ein nicht tragbarer Zustand.

(Beifall bei der CSU)

Daher fordern wir unter anderem – ich möchte nicht
auf alle Punkte unseres Dringlichkeitsantrags einge-
hen, das würde den Rahmen sprengen –, dass Asyl-
verfahren an den EU-Außengrenzen geführt und bin-
nen drei Monaten abgeschlossen werden müssen.
Menschen ohne Schutzbedürfnis müssen bereits dort
zurückgewiesen werden. Die persönlichen Daten aller
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in Deutschland ankommenden Flüchtlinge müssen lü-
ckenlos erfasst und den zuständigen Behörden unver-
züglich zur Verfügung gestellt werden. Das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge muss alle
Asylbewerber mündlich anhören und ihr Vorbringen
gegebenenfalls auch mit Informationen der Verfas-
sungsschutz- oder anderen Sicherheitsbehörden ab-
gleichen. Menschen, die in Deutschland kein Bleibe-
recht haben, müssen unser Land wieder verlassen.
Rückführungen dürfen nicht daran scheitern, dass
sich ausländische Staaten weigern, ihre Staatsange-
hörigen wieder zurückzunehmen oder dass die Betrof-
fenen versuchen, durch Tricks ihre Abschiebung zu
verhindern. Ausländische Straftäter müssen schneller
ihr Aufenthaltsrecht verlieren.

Wichtig ist uns auch, dass die Finanzierung von Mo-
scheen oder islamischen Kindergärten aus dem Aus-
land beendet wird. Imame sollen in Deutschland aus-
gebildet werden und unsere Grundwerte teilen. Sonst
kann Integration nicht funktionieren. Deshalb soll in
den Moscheen auch deutsch gesprochen werden.

Ein weiterer Punkt, der immer zu Grundsatzdiskussio-
nen führt, der aber im Zusammenhang mit der inneren
Sicherheit von zentraler Bedeutung ist, ist die Spei-
cherung und Erhebung von Telekommunikationsver-
kehrsdaten. Diese muss praxisgerechter ausgestaltet
werden. Erfreulicherweise konnte besonders durch
den Verhandlungserfolg aus Bayern auf Bundesebene
die Rechtsgrundlage dafür wieder geschaffen werden.
Sie ist aber nicht praxisgerecht, sie muss verbessert
werden. Insbesondere müssen die Anbieter von E-
Mail-Diensten und die Betreiber sozialer Medien ver-
pflichtet werden, Verkehrsdaten zu speichern. Diese
müssen vor allem länger gespeichert werden, weil sie
sonst in der Praxis kaum verwertbar sind.

Gleichzeitig wissen wir auch, dass von Straftätern
häufig nur digitale Spuren hinterlassen werden, sei es
im Zusammenhang mit schwerster Kriminalität, aber
auch im Zusammenhang mit linker oder rechter Stim-
mungsmache, Hetze oder Ähnlichem. Häufig liegen
nur digitale Spuren vor. Es wäre eine falsche sicher-
heitspolitische Grundeinstellung, wenn man sich aus
Scheu vor dieser schwierigen rechtlichen Diskussion
davor verschließen würde, auf diese Daten generell
zurückgreifen zu wollen. Das wäre ein schwerer Feh-
ler, aber an dieser Frage entscheidet sich sehr viel.

Meine Damen und Herren, die Bürgerinnen und Bür-
ger erwarten zu Recht, dass der Staat ihre Freiheit
schützt; denn nur, wer auf seine Sicherheit vertrauen
kann, kann seine Freiheit auch leben.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Herrmann. – Nächste Rednerin ist Frau Kollegin
Gottstein. Bitte schön.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): (Von der Rednerin
nicht autorisiert) Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ein Thema zieht sich prak-
tisch durch die gesamte heutige Plenarsitzung: unser
Umgang mit den vielen Flüchtlingen und Asylbewer-
bern und mit der veränderten Situation, die sich da-
durch für Deutschland insgesamt und speziell für Bay-
ern ergeben hat.

Die Zahlen sind bekannt: 1,1 Millionen Flüchtlinge
sind im Jahr 2015 zu uns gekommen. Viel erschreck-
ender ist, dass die Zahl der unbearbeiteten Asylanträ-
ge immer noch bei einer halben Million liegt. Das ist
ein Sicherheitsproblem. Die Bevölkerung ist verunsi-
chert, dass es in einem modernen Industriestaat wie
dem unsrigen eine so hohe Anzahl unbearbeiteter An-
träge geben kann.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Ein Verunsiche-
rungsproblem, aber kein Sicherheitsproblem!)

– Es kommt darauf an, wie Sie es sehen. Wenn ich
verunsichert bin, dann verhalte ich mich so, dass es
zum Sicherheitsproblem wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Thomas
Gehring (GRÜNE): Die Verunsicherung der Be-
völkerung ist das Sicherheitsproblem!)

Wir haben immer wieder Berichte und Beschwerden
unserer Kommunalpolitiker, aber auch unserer ehren-
amtlichen Helfer zu bearbeiten. Wir wissen, dass
manche ehrenamtlichen Helfer nicht zu der dem-
nächst stattfindenden Ehrung kommen wollen, weil
sie sich nicht ernst genommen fühlen. Sie haben das
Gefühl, dass sie arbeiten, während auf der oberen
Ebene nicht genügend getan werde.

Deswegen haben wir unseren Antrag unter der Über-
schrift "Sicherheit braucht Konsequenz" formuliert. Die
Formulierung Ihres Antrags, liebe CSU, stimmt sicher-
lich auch; dennoch bleiben wir bei der unsrigen. Wir
FREIE WÄHLER sind Pragmatiker. Wir fordern die
Anwendung der geltenden Gesetze; nichts anderes
besagt Konsequenz in diesem Zusammenhang.
Gehen wir bitte den ersten Schritt vor dem zweiten!
Wir haben bereits viele Handhabungsmöglichkeiten.
Diese werden bisher leider nicht oder nur unzurei-
chend genutzt.

Vorausschicken möchte ich den Dank an unsere
Kommunen. Sie haben auch in den chaotischen Zei-
ten des Jahres 2015 die Flüchtlingssituation hervorra-
gend, vor allem unbürokratisch gemeistert. Sie haben
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manches im Vorgriff erledigt, obwohl sie nicht wuss-
ten, ob sie dafür belohnt werden.

Unser Dank gilt natürlich auch den Bürgerinnen und
Bürgern, die sich engagiert haben und sich immer
noch engagieren, die sich nicht verunsichern oder
entmutigen lassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Unser Dank geht an dieser Stelle aber auch an die
Unternehmen, die allmählich in die Gänge kommen
und über ihre normale Aufgabe hinaus Flüchtlingen
und Asylbewerbern Arbeit geben bzw. eine Ausbil-
dung ermöglichen.

Aber Dank reicht nicht aus. Politik muss handeln. Poli-
tik muss Taten statt Worte liefern. Wir haben einige
Forderungen aufgestellt und in unseren Antrag aufge-
nommen.

Als Erstes fordern wir, die Kostenseite bitte nicht zu
vernachlässigen. Alle Gemeinden, Landkreise und
Bezirke jammern inzwischen, dass die Gelder zu spät
oder nicht fließen. Aktuellstes Beispiel ist der heutige
Hilferuf der Bezirke. Sie bitten darum, dass wir sie mit
den jungen erwachsenen Flüchtlingen – insoweit be-
steht momentan eine Kostendeckungs- bzw. Finanzie-
rungslücke – nicht im Regen stehen lassen. Ich bin
der Meinung, dass ein Sicherheitsproblem entsteht,
wenn wir jetzt genau nach den Buchstaben des Ge-
setzes handeln. Wenn diese jungen Menschen mit Er-
reichen des 18. Lebensjahres die Volljährigkeit er-
reicht haben, werden sie nicht mehr betreut bzw.
finanziert. Gott sei Dank verfahren unsere Jugendäm-
ter momentan nicht so. Aber es geht doch nicht, dass
wir letztlich die Bezirke betteln lassen. Der nächste
Schritt muss sein, dass die Bezirke eine Umlage erhö-
hen. Dann verlagert sich das Problem auf die Land-
kreise. Ich habe durchaus Verständnis für eine Bevöl-
kerung, die sagt: Das kann es nicht sein! – Dann ist
es ein Sicherheitsproblem.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Asylverfahren müssen an den EU-Außengrenzen
stattfinden und zügig abgeschlossen werden; insoweit
sind wir d’accord mit der CSU. Wir verstehen aber
nicht, warum das Bundesinnenministerium die Nut-
zung der von einem Polizisten entwickelten, preisge-
krönten Software, mit der falsche Pässe sehr schnell
erkannt werden können, abgelehnt hat. Im Fernsehen
gab es darüber einen Bericht. Lieber setzte das Bun-
desinnenministerium im Zugverkehr nach wie vor un-
geschultes Sicherheitspersonal ein, das in keiner
Weise einen Pass von einem Personalausweis unter-
scheiden, geschweige denn einen gefälschten Pass
erkennen kann. Damit kann das Ziel, dass nur noch

"kontrollierte Einreisen" stattfinden, nicht erreicht wer-
den.

Wir fordern ein gerechtes Kontingent für Deutschland.
Das Wort "Obergrenze" vermeiden wir. Inzwischen
gibt doch jeder zu, dass wir in Europa eine gerechte
Verteilung brauchen. Machen Sie insoweit Ihre Haus-
aufgaben! Sie sind im Bund und in Europa am Ruder.
Dann handeln Sie entsprechend!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir fordern, dass die personenbezogenen Daten der
nach Deutschland einreisenden Flüchtlinge vollstän-
dig und lückenlos erfasst werden. Übrigens sollten Sie
nicht von den Versäumnissen ablenken. Für die euro-
paweite Anwendung des EASY-Verfahrens hat man
schon lange genug gebraucht; das hat Monate gedau-
ert. Genau deswegen ist unsere Bevölkerung verunsi-
chert.

Die Verfahren beim BAMF müssen zügig abgewickelt
werden. Dem Link auf der Webseite des BAMF kön-
nen wir entnehmen, dass die durchschnittliche Bear-
beitungsdauer momentan 7,3 Monate beträgt. 7,3 Mo-
nate! Angesichts dieser langen Frist brauchen wir von
Integration und Beschulung nicht zu reden. Unsicher-
heit entsteht bei denen, die auf die Bearbeitung ihrer
Anträge warten, aber auch bei der Bevölkerung und
den Helfern, die nicht wissen, wie es mit diesen Leu-
ten weitergeht.

Unsere weiteren Forderungen möchte ich nur anrei-
ßen: Menschen ohne Bleiberecht müssen wir nach
dem geltenden Recht konsequent zurückführen. Das
ist im Prinzip heute in unserem Antrag noch einmal
gefordert worden. Zudem ist das unbefristete Aufent-
haltsrecht zu überdenken.

Den Antrag der GRÜNEN lehnen wir ab. Unter Num-
mer I finden sich zwar viele sinnvolle Punkte. Auf der
anderen Seite stellen wir fest, dass die GRÜNEN un-
seren Kernanliegen – darauf richten wir FREIEN
WÄHLER unseren Fokus –, dass die Asylverfahren
an den EU-Außengrenzen stattfinden und die Kom-
munen nicht auf ihren Kosten sitzen bleiben, nicht
Rechnung tragen.

Sehr viele Punkte des Antrags der CSU unterstützen
wir FREIEN WÄHLER ausdrücklich; wir haben das
schon in der Vergangenheit getan. Aber es tut mir
leid: Wenn Fragen wie ein Bundeswehreinsatz im In-
land oder die Vollverschleierung in einem Dringlich-
keitsantrag und damit quasi in drei Minuten abgehan-
delt werden sollen, dann wird dies der Bedeutung, die
diese Änderungen mit sich bringen würden, nicht ge-
recht. Deswegen lehnen wir auch den Antrag der
CSU ab.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Gottstein. – Unsere nächste Rednerin ist Frau
Schulze. Bitte schön.

Katharina Schulze (GRÜNE): (Von der Rednerin
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Dr. Herrmann, ganz ehrlich: Dieser
CSU-Antrag ist ein Armutszeugnis.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Immer nur poltern, Angst machen und den Populisten
nach dem Mund reden – Sie betreiben Verunsiche-
rungspolitik, keine Sicherheitspolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Antrag der CSU beginnt mit dem Thema Flücht-
linge und Asylpolitik. Das nennt man Stimmungsma-
che. Ich würde sagen, es ist Hetze. Ganz nebenbei:
Das zeugt nicht gerade von innenpolitischem Sach-
verstand.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU
– Manfred Ländner (CSU): Den Sie haben?)

Am Montag, dem 36. Jahrestag des Terrorattentats
auf dem Oktoberfest, gab es in Dresden zwei Bom-
benanschläge, einen auf eine Moschee und einen auf
ein Kongresszentrum. Stellen Sie sich einmal vor, es
wäre ein dschihadistischer Anschlag vor einer Kirche
gewesen. Was wäre dann los gewesen! Es war die-
ses Mal ein Anschlag auf Muslime in unserem Land.

Und was hört man von der CSU? – Nichts! Kein einzi-
ges Wort des Bedauerns. Was für eine Schande!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die sächsische Polizei geht nach Lage der Dinge von
einem fremdenfeindlichen Motiv aus. Fremdenfeind-
lichkeit ist wahrlich kein neues Phänomen. Sie alle
kennen die Zahlen. 117 Menschen sind im Jahr 2015
Opfer von rechter Gewalt in Bayern geworden. Frem-
denfeindliche Attacken haben sich im Jahr 2016 ver-
doppelt. Rechtsextreme sind im Untergrund und ganz
offen auf unseren Straßen aktiv. Diese Gefahr benen-
nen Sie in Ihrem Sicherheitsantrag mit keinem Wort.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie wäre es denn mit einer Erhöhung des Verhand-
lungsdrucks auf die rechte Szene und der Überarbei-
tung des Handlungskonzepts gegen Rechtsextremis-
mus? – Vonseiten der CSU hören wir seit Wochen,
Monaten und Jahren nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen unsere Gesellschaft schützen und die Frei-
heit bewahren. Deshalb müssen wir besonnen und
entschlossen handeln. Das besonnene Handeln hat
die CSU noch nie richtig hinbekommen. Gerne gebe
ich Ihnen ein paar Tipps: Besonnenheit heißt, auf die
Forderung nach einem Burka-Verbot zu verzichten.
Nur weil Sie die AfD-Ergebnisse panisch werden las-
sen, müssen Sie nicht gleich eine kopflose Politik ma-
chen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es gibt bereits viele sinnvolle Regeln zum Umgang
mit Vollverschleierung in der Öffentlichkeit. Verteidi-
gen Sie doch lieber die weltoffene Gesellschaft. Be-
sonnen handeln heißt auch, Flüchtlingen die Hand zur
Integration zu reichen. Das heißt nicht, sie unter Ge-
neralverdacht zu stellen. Besonnen handeln heißt
auch, die Freiheit zu schützen anstatt sie einzu-
schränken. Dazu muss man neue Maßnahmen zu-
nächst kritisch hinterfragen. Bringen sie wirklich mehr
Sicherheit, oder schränken sie die Freiheit unverhält-
nismäßig ein? Wir haben doch bereits umfassende
gesetzliche Möglichkeiten, die wir bei Bedarf einfach
konsequent anwenden müssten. Deshalb erteilen wir
GRÜNE Forderungen nach mehr Videoüberwachung,
Vorratsdatenspeicherung und der Militarisierung der
Innenpolitik eine klare Absage.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie schränken unsere Freiheit ein und bringen nicht
mehr Sicherheit. Entschlossen handeln dagegen
heißt, die Schutz- und Kriminalpolizei zu unterstützen,
etwa durch mehr Personal und bessere Ausstattung.
Entschlossen handeln heißt auch, mit einer europä-
ischen Polizei- und Sicherheitspolitik – ich betone eu-
ropäisch – dem internationalen Terrorismus entgegen-
zutreten. Entschlossen handeln heißt, endlich das
Waffenrecht zu verschärfen. Leider ist es immer noch
viel zu leicht, an Schusswaffen zu kommen. Warum
passiert nichts? – Die CSU bremst in Berlin ein
schärferes Waffenrecht aus, wo sie nur kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Entschlossen handeln heißt auch, mehr vorzubeugen.
Wenn jemand auf die schiefe Bahn gerät, müssen wir
hinschauen und rechtzeitig helfen. Wir GRÜNE for-
dern schon seit Jahren einen Ausbau der Präventi-
ons- und Deradikalisierungsprogramme. Wir fordern
mehr Forschung zum Thema Salafismus und mehr
Geld für die Demokratiebildung. Wie schlecht es um
den Sozialkundeunterricht an den bayerischen Schu-
len bestellt ist, konnten wir in den letzten Tagen in den
Zeitungen lesen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir reden von Prävention und Deradikalisierung, und
Sie machen Stimmung gegen Flüchtlinge.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vertrauen schafft Sicherheit. Man sollte aufhören, Vor-
urteile zu schüren und die Gesellschaft zu spalten.
Das schafft ein Klima der Angst und des Misstrauens.
In einer solchen Stimmung im Land können Ohn-
macht und die Bereitschaft zur Gewalt besonders gut
wachsen. Aus Verunsicherung wird dann Unsicher-
heit. Wir sind der Auffassung, dass endlich Schluss
sein muss mit dem Anbiedern an die Feinde der Re-
publik. Wir müssen den Terror bekämpfen, unsere
Freiheit schützen und den Zusammenhalt stärken.
Dafür setzen wir GRÜNE uns auch weiterhin ein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Schulze. – Die nächste Wortmeldung
kommt von Herrn Kollegen Gantzer. Bitte schön, Herr
Gantzer.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Anlass zu dieser Dis-
kussion ist der Dringlichkeitsantrag der CSU mit der
Überschrift "Freiheit braucht Sicherheit!". Im Hinblick
auf den Antrag frage ich mich jedoch, ob die Punkte,
über die wir diskutiert haben, überhaupt im Antrag
stehen. Herr Kollege Herrmann hat in seinen Ausfüh-
rungen mit einem sicherheitsphilosophischen Seminar
begonnen. Davon habe ich im Antrag aber nichts ge-
lesen. Wenn ich den ersten Absatz des Antrags "Frei-
heit braucht Sicherheit!" und die Begründung richtig
lese, komme ich zu dem Schluss, dass wir darüber
hätten diskutieren können auf der Grundlage des in
St. Quirin im Juli dieses Jahres beratenen Sicher-
heitskonzepts der Staatsregierung. Der Herr Minister-
präsident hat das weitgehend in seiner Rede über-
nommen. Bei einigen bestimmten Punkten hätten wir
uns einigen können. Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CSU, was aber steht zwischen der kurzen
Einführung Ihres Antrags und der Begründung? – Da-
zwischen befassen sich neun von elf Punkten mit
fremdenfeindlichen Argumenten.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die Taktik der CSU kann man so zusammenfassen:
Leute, ihr müsst vor den vielen Fremden, die zu uns
kommen, Angst haben. Wir haben aber die Rezepte,
um das zu verhindern. Diese Rezepte sehen wir in
diesen neun Punkten. – Deswegen sage ich: Sie
haben einen fremdenfeindlichen Antrag gestellt. Wir
sind auch der Meinung, dass wir in einem sehr siche-

ren Bundesland leben. Wir danken dem Herrn Inspek-
teur der Polizei ausdrücklich für die gute Arbeit der
Polizei. Davon steht im Antrag jedoch nichts drin. Sie
wollen nur fremdenfeindlich argumentieren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie schüren Ängste. Das ist von grüner Seite schon
gut gesagt worden: Das ist Fremdenfeindlichkeit und
Angstmacherei. Wenn ich Ihren Antrag lese, fällt mir
spontan ein, was Ihr Generalsekretär gesagt hat. Ich
zitiere: "Das Schlimmste ist ein fußballspielender, mi-
nistrierender Senegalese, der über drei Jahre da ist.
Weil den wirst Du nie wieder abschieben." Was heißt
das mit anderen Worten? – Das ist Angstmacherei.

Mit Ihrem Antrag versuchen Sie nur, zu rechtfertigen,
was Ihr Generalsekretär gesagt hat. Das läuft in die-
selbe Linie der Fremdenfeindlichkeit hinein. Sie soll-
ten sich einmal anhören, was Kardinal Marx gestern
zur Angstschürerei gegenüber Fremden gesagt hat.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Er hat es in einem Satz auf den Punkt gebracht. Er
hat gesagt: "Oft höre ich leider heraus, dass der
Fremde, der in Not ist, als Bedrohung dargestellt wird,
die man schnell loswerden will. Das ist keine christli-
che Position." Das sollten Sie sich hinter die Ohren
schreiben.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Der kann viel er-
zählen!)

Das hat Kardinal Marx gesagt, als er zu Ihrer Politik
und insbesondere zu Asylbewerbern und Flüchtlingen
gefragt worden ist.

Die Vorwürfe von Herrn Kardinal Woelki aus Köln
gegen die CSU werden in der Presse wie folgt wieder-
gegeben – hören Sie gut zu –: "Mit ihren Forderungen
trägt die CSU zur Polarisierung der Debatte bei und
betreibt damit am Ende das Geschäft der Rechtspo-
pulisten von der AfD". Damit ist eigentlich alles über
Sie und Ihren Antrag gesagt.

(Zuruf der Abgeordneten Gudrun Brendel-Fischer
(CSU))

Ich frage mich auch, was ein studierter Theologe von
den FREIEN WÄHLERN dazu sagt. – Er redet jedoch
gerade. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, so darf es
nicht weitergehen. Es darf nicht sein, dass Fremden-
feindlichkeit das Wort geredet wird. Ich halte mich an
das, was die beiden Kardinäle gesagt haben. Dem ist
nichts hinzuzufügen. Wir werden die beiden Anträge
ablehnen. Dem Antrag der GRÜNEN stimmen wir zu.
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(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Gantzer. – Jetzt hat sich für die Staatsre-
gierung Staatssekretär Eck zu Wort gemeldet. Bitte
schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Gerhard Eck (Innenministerium):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich will es ganz kurz machen. Eigent-
lich wollte ich nicht mehr sprechen. Allerdings sind ei-
nige Punkte geäußert worden, die man schlicht und
ergreifend nicht stehen lassen kann. Lieber Herr
Dr. Gantzer, nachdem wir uns gut verstehen und oft-
mals die gleiche Meinung vertreten, verstehe ich
nicht, warum die Kirchen bei der SPD einen solch gro-
ßen Einfluss haben, dass sie ständig zitiert werden.
Das ist mir vollkommen neu.

(Volkmar Halbleib (SPD): Die Schnittmenge ist
größer als bei euch!)

Sie hätten doch die Freiheit gehabt, einen eigenen
Antrag zu stellen. Hätten Sie selber einen Antrag ge-
stellt, hätten wir heute über vier Anträge diskutiert.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ihr Antrag ist so
schlecht, dass man keinen Nachzieher machen
kann!)

Deshalb brauche ich nicht vertieft auf Ihren Beitrag
einzugehen, lieber Herr Dr. Gantzer.

Frau Gottstein hat vieles angesprochen. Davon kann
man vieles stehen lassen, aber es war absolut einsei-
tig. Vieles hat mit dem Antrag überhaupt nicht in Zu-
sammenhang gestanden. Ich muss sagen, dass der
Antrag einseitig ist und nur auf das Thema Asyl ab-
zielt.

Wenn ich aber Sie, liebe Frau Kollegin Schulze, an-
sprechen darf: Ihr Beitrag war letztendlich der Grund
für mich, warum ich mir gesagt habe, dass ich noch
für einige Sätze hier ans Pult treten muss. Ich sage
Ihnen vorab: Es war ein verbaler Tiefflug. Ihr Tiefflug
war so tief, dass Sie Kabel verlegen könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Liebe Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, zu sagen, der Antrag sei ein Armutszeugnis:
Das ist vollkommen fernab von jeglicher Realität. Es
steckt kein politischer Sachverstand dahinter. Letzten
Endes zu sagen, dass der Antrag mit Hetze vergli-
chen werden kann, das schlägt dem Fass absolut den
Boden aus.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage Ihnen: Überlegen Sie sich, ob Sie sich nicht
wirklich entschuldigen wollen. Das ist der Gipfel.

(Zuruf des Abgeordneten Thomas Gehring
(GRÜNE))

Meine Damen und Herren, die Vorhaltungen kommen
von einer Kollegin von den GRÜNEN. Und jetzt
schauen Sie sich einmal in allen anderen Ländern, in
denen Sie mitreden können, um, wo die innere Si-
cherheit dort steht. Wir sind mit dem Freistaat Bayern
von allen Ländern in der Bundesrepublik Deutschland
das sicherste Land. Das ist in Deutschland und euro-
paweit anerkannt. Dann lassen wir uns einen solchen
Tiefflug von Ihnen nicht bieten, liebe Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CSU)

Ihr Antrag zielt nur auf rechts ab; Entsprechendes
werfen Sie uns vor. Sie müssen sich einmal überle-
gen, dass Sie letztendlich einen ausgewogenen An-
trag hier zur Diskussion stellen.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze
(GRÜNE))

In diesem Sinne bitte ich, den Antrag von den FREI-
EN WÄHLERN, weil er unvollständig ist, und den An-
trag der GRÜNEN, weil er einseitig ist, abzulehnen.
Dem Antrag der CSU bitte ich zuzustimmen.

Zum Sicherheitspaket brauche ich an der Stelle nichts
zu wiederholen. Das ist vom Kollegen Herrmann und
ist vom Ministerpräsidenten in der Regierungserklä-
rung angesprochen worden. Deshalb bitte ich um Zu-
stimmung.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatssekretär. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich
gebe bekannt, dass die CSU-Fraktion für ihren Antrag
namentliche Abstimmung beantragt hat.

Zur Abstimmung werden die Anträge wieder getrennt.
Da die Frist für die namentliche Abstimmung noch
nicht abgelaufen ist, lasse ich jetzt dennoch über die
anderen beiden Anträge in einfacher Form abstim-
men. 

Ich lasse jetzt abstimmen über den Dringlichkeitsan-
trag auf Drucksache 17/13023. Das ist der Antrag der
Fraktion FREIE WÄHLER. Wer diesem Antrag seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER.
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die
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CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Sehe ich keine. Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13024 – das ist der Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD. Gegenstimmen, bitte. – Das sind die
FREIE-WÄHLER- und die CSU-Fraktion. Gibt es
Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Damit ist auch
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 7 aufrufe, gebe
ich bekannt, dass der Tagesordnungspunkt 8 – das ist
der Antrag auf Drucksache 17/12028 der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Veränderun-
gen im Grundstockvermögen früher anzeigen und Zu-
stimmung einholen" – auf eine der nächsten Plenarsit-
zungen verschoben wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Antrag der Abgeordneten Dr. Christoph
Rabenstein, Annette Karl, Natascha Kohnen u. a.
(SPD)
Verladestationen müssen erhalten bleiben -
Ländlichen Raum nicht weiter ausbluten lassen
(Drs. 17/11825)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.
Unser erster Redner ist der Kollege Dr. Rabenstein.
Bitte schön, Herr Dr. Rabenstein.

Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Zu vorgerückter
Stunde ein Antrag über Verladestationen. Da könnte
einer fragen: Muss das jetzt sein, müssen wir uns
damit beschäftigen? Die meisten werden in der Pro-
blematik nicht so drinstecken. Was sind überhaupt
Verladestationen, wer betreibt die?

Ich habe diesen Antrag deswegen hier ins Parlament
eingebracht, weil ich mich geärgert habe, dass eine
sinnvolle Sache, die eigentlich jeder befürworten
muss, weil es eben um Strukturpolitik in Bayern geht,
vor allem aus Prinzip abgelehnt worden ist.

Worum geht es? – Wir alle, die wir mit dem Auto un-
terwegs sind, schimpfen über die vielen Lkws. Wir
wissen, die Lkws sind notwendig für unsere Wirt-
schaft, damit alles brummt. Aber wir wissen auch,
dass es natürlich sehr viel sinnvoller wäre, wenn wir

gerade im Güterverkehr einen Teil auf die Schiene
verlegen könnten und dann viele Transporte über die
Schiene stattfinden. Das ist eigentlich so selbstver-
ständlich, dass es jeder sofort unterschreibt.

Es gibt auch viele Bemühungen in diese Richtung.
Aber jetzt macht die DB AG meiner Meinung nach
genau das Falsche, und zwar bundesweit, auch in
Bayern. Es betrifft insgesamt 210 Verladestationen,
die geschlossen werden sollen. In Bayern sind davon
32 Stationen betroffen.

Es ist jedem klar, auch in der CSU: Diese Pläne be-
deuten, dass die Regionen, vor allem die struktur-
schwachen Regionen, noch weiter geschwächt wer-
den; denn wenn Güter dort nicht mehr auf der
Schiene transportiert und auf Lkws umgeladen wer-
den müssen, entsteht natürlich nicht nur mehr Ver-
kehr, was wir ablehnen, sondern es wird auch die
ganze Region geschwächt, weil viele Unternehmen
dann woanders hinziehen, wo sie ihre Güter wieder
auf der Schiene transportieren können. Deswegen
halte ich es für sinnvoll, wenn wir uns für diese Statio-
nen einsetzen.

Ich werde meinen Antrag, um der CSU entgegenzu-
kommen, noch ein wenig ändern. Mir ist bei den Re-
cherchen, vor allem, als ich mit den einzelnen Be-
triebsräten gesprochen habe, auch klar geworden,
dass wir uns nicht für alle 32 Stationen einsetzen sol-
len, wie ich es ursprünglich gefordert habe. Ich habe
gedacht, wir sollten überprüfen und uns für sie einset-
zen. Bei allen 32 Stationen ist das aber sicher nicht
sinnvoll; denn wenn im ganzen Jahr nur noch zehn
Waggons irgendwo auf einer Verladestation bedient
werden, dann sage ich, es ist nicht sinnvoll, dass wir
uns dafür noch einsetzen.

Ein Beispiel, wo es wirklich Sinn macht, betrifft die
Firma Zapf in Weidenberg. Weidenberg liegt in mei-
nem Stimmkreis, im Landkreis Bayreuth. Der Ort wird
nicht weiter bekannt sein, aber die Produkte sind be-
kannt. Es werden dort Fertiggaragen hergestellt, und
zwar insgesamt 6.000 Fertiggaragen pro Jahr. Zapf-
Garagen ist vielleicht ein Begriff. Ich darf hier noch ein
wenig Schleichwerbung für die Region machen. Zapf-
Garagen werden in ganz Deutschland, in ganz Euro-
pa ausgeliefert. Ich habe mir die Verladestation dort
selbst angeschaut. Mir wurde von der Geschäftsfüh-
rung mitgeteilt, dass sie jetzt massiv auf die Schiene
verlagern will. Sie wollen also schauen, dass von den
6.000 Garagen im Jahr 1.200 Garagen jährlich auf die
Schiene kommen. Es macht wirklich Sinn, wenn sie
ihre Garagen nach Bamberg oder Nürnberg fahren
und dort mit Schiffen den Transport in weitere Entfer-
nungen vornehmen.
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Wenn zum Beispiel wie jetzt für einen Großauftrag in
Wien 100 oder 200 Garagen geliefert werden, dann
ist es natürlich ein Riesenaufwand, die auf der Straße
über diese große Entfernung zu transportieren. Es
macht sehr viel Sinn, wenn man diese große Menge
auf der Schiene in die weit entfernte Stadt Wien trans-
portieren kann. Deswegen bitte ich eindringlich
darum, diesem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Walter Nussel hat im Ausschuss gesagt, der Antrag
werde abgelehnt, weil wir nicht in die Marktwirtschaft
eingreifen könnten. Vor Eingriffen des Staates in die
unternehmerischen Entscheidungen sei zu warnen.
Dazu muss ich sagen: Die Deutsche Bahn ist eben
kein normales Unternehmen und DB Cargo erst recht
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Da müssen wir Einfluss nehmen, und das machen wir
doch auch täglich. Wir kümmern uns um barrierefreie
Bahnhöfe. Wir schreiben auch, die Staatsregierung
solle sich dafür einsetzen, obwohl wir natürlich wis-
sen, dass die Staatsregierung nicht alle Bahnhöfe in
Bayern barrierefrei gestalten kann. Trotzdem fordern
wir sie auf. Etwas anderes verlangt dieser Antrag
auch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte unbedingt, dass die CSU zustimmen
kann. Deshalb ändere ich den Antrag der SPD in der
Art, dass nunmehr formuliert werden soll, die Staats-
regierung werde aufgefordert, deutlich gegen die
Pläne der DB Cargo Stellung zu nehmen. Dagegen
kann man wohl nichts haben.

Ursprünglich hat es geheißen: "… und Einfluss zu
nehmen …" Das ändere ich in: "… und sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen …" Sich auf Bundesebe-
ne einsetzen – ich denke, das kann man schlichtweg
nicht ablehnen.

In dem Antrag hat es geheißen: "… damit eine Schlie-
ßung der 32 gefährdeten Verladestationen in Bayern
verhindert wird". Da ziehe ich etwas zurück.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege,
achten Sie auf die Zeit, bitte!

Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Ja. – Ich weiß, alle
32 können wir nicht erhalten, aber mindestens fünf
oder sechs oder sieben sind mir bekannt. Ich meine,
man sollte den Text dahingehend ändern, dass es
heißt: "… damit eine Schließung der gefährdeten Ver-
ladestationen in Bayern, deren Erhaltung sinnvoll er-

scheint, verhindert wird." Die Verladestation in Wei-
denberg zu schließen, wäre ein Schildbürgerstreich.
Dort hat der Betrieb selber 30.000 Euro für den An-
schluss gezahlt; jetzt soll sie nach dieser Liste ge-
schlossen werden.

Ich bitte, dem Antrag in der so veränderten Form zu-
zustimmen. Das wäre ein Zeichen, dass man einen
sinnvollen Antrag, auch wenn er von der SPD kommt,
unterstützen kann.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Volkmar
Halbleib (SPD): Bei dieser Charmeoffensive
muss man doch zustimmen!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Kollege Rabenstein. – Unser nächster Redner ist
der Kollege Nussel. Bitte sehr.

Walter Nussel (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Bei einer solch kämpferischen Rede um diese Zeit
muss ich mir noch etwas einfallen lassen, Herr
Dr. Rabenstein.

Ich möchte aber schon deutlich machen, dass man
nicht Äpfel mit Birnen vergleichen kann. Man muss
darauf hinweisen, dass dies ein sehr spezifisches
Thema ist und dass ein Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen etwas anderes ist als ein Eisenbahnverkehrs-
unternehmen. Bei einem Eisenbahnverkehrsunterneh-
men wie der DB AG, die – in Anführungszeichen –
eine "private" Firma ist, haben wir – in Anführungszei-
chen – "keinen Einfluss". Wir können natürlich – ich
nehme das auf, was Herr Dr. Rabenstein gesagt hat –
mit einem geänderten Antrag versuchen, den Bund zu
animieren – er ist ja Gesellschafter –, Einfluss zu neh-
men und die DB AG zu motivieren, hier mehr zu tun.

Ich möchte aber schon vorweg sagen: Untätig waren
der bayerische Staat und unsere Regierung nicht. Sie
haben schon wiederholt darauf hingewiesen und un-
terstützen seit Jahren, dass wir Güter auf die Schiene
bekommen. Das hat gerade so geklungen, als wenn
wir Verladestationen zumachen lassen, und jetzt
bricht alles auf uns herein. Dem ist wahrlich nicht so.
Ich kann aufgrund von Recherchen nur feststellen,
dass unsere Staatsregierung auch Richtung Bund
vermehrt hierauf hingewiesen hat.

Ich gebe aber auch einmal einen Fehler zu. Ich
denke, daran sollten wir gemeinschaftlich arbeiten.
Diese Privatisierung damals war – darin sind wir uns
ja im Ausschuss einig – ein Fehler; denn wir haben
nun wirklich wenig Einfluss auf das Thema Schiene
und haben uns hierüber schon oft geärgert. Das gilt
fraktionsübergreifend. Das muss man für spätere Ent-
scheidungen, wenn man wieder einmal über so etwas
nachdenkt, mitnehmen.
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Ich will es jetzt gar nicht ausweiten. Wir haben uns
geeinigt. Wir stimmen Ihrem geänderten Antrag zu
und hoffen, dass weitere Güter auf die Schiene kom-
men, dass aber auch die Privaten und die DB AG dies
wahrnehmen und vermehrt darauf setzen, dass wir
weniger Lkws brauchen, um die Güter zu transportie-
ren.

(Beifall bei der CSU und der SPD – Zurufe von
der SPD: Bravo!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Nussel. – Die nächste Wortmeldung kommt vom
Kollegen Häusler. Bitte sehr, Herr Häusler.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Frau Präsiden-
tin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der letzte
Wortbeitrag hat mich wie viele andere hier im Gremi-
um ermutigt. Ich finde das beachtlich und lobenswert.

Der SPD-Antrag bezieht sich wohl auf ein internes
Dokument der Deutschen Bahn vom Mai dieses Jah-
res. Herr Dr. Rabenstein hat es angesprochen:
215 Güterbahnhöfe sollen stillgelegt werden, 154 wei-
tere sind gefährdet. Wenn man das auf Deutschland
umlegt, heißt das: Jeder vierte der 1.500 Güterbahn-
höfe wäre betroffen. In der Konsequenz, wenn man es
hochrechnet, würde dies 3.000 Arbeitsplätze betref-
fen, die hierdurch in Gefahr wären. Das geht auf
jeden Fall aus dieser geheimen Streichliste der Kon-
zerntochter DB Cargo hervor.

Die Bahn will umsatzschwache Verladestationen
schließen. Als Alternative gibt sie die Verlagerung auf
die Straße an. In Bayern sollen – das haben wir schon
gehört – 32 der rund 210 Verladestationen im nächs-
ten Jahr geschlossen werden. Hier müssen wir über
mindestens 430 Arbeitsplätze sprechen, die in dem
sogenannten Sanierungskonzept "Zukunft Bahn" dar-
gestellt sind.

Die Bahntochter DB Cargo würde sich aus vielen
strukturschwachen Bereichen komplett zurückziehen,
aber auch Standorte und Stationen in Nürnberg, In-
golstadt und München schließen. Auch wirtschaftlich
arbeitende Güterverkehrsstellen sollen geschlossen
werden. Ich erinnere an Ansbach, Gunzenhausen und
Triesdorf, also drei mittelfränkische Standorte, die täg-
lich rund 1.000 Güterwagons abfertigen und die nach-
weislich wirtschaftlich arbeiten und Gewinne erzielen.

Was sind die Konsequenzen? – Eine Konsequenz ist
ein Verkehrsinfarkt auf den Straßen. Herr Dr. Raben-
stein hat es wunderbar dargestellt. Ich erlebe es
immer wieder auf der B 16. Wenn die Zuckerrüben-
ernte läuft, kommt es teilweise zu chaotischen Zu-
ständen, die viele andere zusätzlich belasten; aber

auch diejenigen, die anliefern, belastet es bezüglich
einer punktgenauen Lieferung.

Als weitere Konsequenz würden auch mehr Gefahr-
guttransporte auf die Straße verlagert. Dessen sollten
wir uns bewusst sein und dagegen angehen.

Wichtig ist auch die ökologische Bewertung. Wenn
man es auf die Tonne Transportgut herunterbricht, er-
fordert der Bahntransport ungefähr ein Drittel der
beim Lkw-Transport benötigten Energie, der CO2-
Ausstoß beträgt nur ein Fünftel, die Stickstoffemissio-
nen betragen lediglich ein Zehntel. Ökologisch wäre
das tatsächlich ein Rückwärtsgang, den wir als Parla-
ment in dieser Form nicht akzeptieren können und
dürfen.

Dieser widerspricht auch – das ist, glaube ich, zum
Ausdruck gekommen – der Politik und der Position
der Bayerischen Staatsregierung, den Verkehr von
der Straße auf die Schiene zu verlagern. Zurzeit wer-
den nur knapp 18 % aller Güter auf der Schiene trans-
portiert; auf der Straße sind es über 73 %.

Die Faktenlage ist auch noch einmal angesprochen
worden. Natürlich handelt es sich bei der Deutschen
Bahn AG auf der einen Seite um ein privatrechtliches
Unternehmen, aber auf der anderen Seite befindet sie
sich im hundertprozentigen Eigentum des Bundes, so-
dass die beiden großen Parteien CSU und SPD in
diesem Parlament, die auch Teil der Bundesregierung
sind, Einfluss nehmen können.

Die Deutsche Bahn AG ist sowohl Eisenbahninfra-
strukturunternehmen als auch Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen, das heißt, sie bedient beide Positionen.
Spätestens jetzt müssen wir feststellen, dass die Pri-
vatisierung des Netzes ein Grundsatzfehler war, den
der Kollege Nussel gerade direkt angesprochen hat.

Natürlich sind die Marktanteile der DB Cargo auf rund
60 % gesunken. Das hängt einerseits mit den Aus-
schreibungen und dem verstärkten Wettbewerb zu-
sammen, andererseits stellt sich aber die Frage,
warum das so ist und warum andere die Zuschläge
bekommen. In meiner eigenen beruflichen Erfahrung
habe ich festgestellt, dass auch die Flexibilität und die
Verlässlichkeit Kriterien sind, die die Akzeptanz ent-
weder ein Stück weit steigern oder sie infrage stellen.

Ich möchte daran erinnern, dass Transport- und Verla-
degemeinschaften eine Infrastruktur auf die Beine ge-
stellt haben, die jetzt im Grunde obsolet ist. Außer-
dem müssen Unternehmen zusätzliche Investitionen
tätigen, um ihre Logistik aufrechtzuerhalten. Im Sinne
unserer mittelständischen Wirtschaft ist es wichtig,
diesen abgeänderten Antrag zu unterstützen. Wir wer-
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den dies tun. Ich bin dankbar, dass sich die Mehrheit
des Hauses diesem Entwurf ebenfalls anschließt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Häusler. – Die letzte Wortmeldung kommt von
Herrn Kollegen Ganserer. Bitte schön, Herr Ganserer.

Markus Ganserer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mehr Güter
auf die Schiene – bei diesem Ziel sind wir uns offen-
bar alle einig. Wenn wir aber mehr Güter auf die
Schiene bringen wollen, müssen wir die Infrastruktur
stärken, und zwar die gesamte Infrastruktur in der Flä-
che. Wir dürfen uns nicht nur auf ein paar Prestige-
projekte konzentrieren, sondern wir müssen das ge-
samte Netz fortentwickeln.

Die Schnellbahnstrecke "Verkehrsprojekt Deutsche
Einheit Nr. 8" Nürnberg – Erfurt – Berlin wurde seit
den Neunzigerjahren geplant und wird am Ende bis
zur Fertigstellung rund 10 Milliarden Euro verschlin-
gen. In der gleichen Zeit, seit 1994, wurden in
Deutschland 5.000 km Gleise stillgelegt oder abgeris-
sen. In Bayern waren es 550 km. Die Bahn wäre ge-
genüber den Lkws auf vielen Strecken konkurrenzfä-
hig. Sie bringt aber teilweise keine zusätzlichen
Güterzüge auf die Gleise, weil keine Trassen mehr
frei sind. Warum ist das so? – Weil in den letzten Jah-
ren Überholgleise mit dem Schneidbrenner herausge-
schnitten worden sind, damit die DB-Tochter "Netz"
ihre Bilanz aufhübschen und wenigstens auf dem Pa-
pier Gewinne erwirtschaften konnte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Wirtschaftsausschuss diskutieren wir regelmäßig
über den barrierefreien Ausbau von Bahnstationen,
auch von kleinen Haltepunkten. Das ist zweifellos ein
wichtiges Ziel. Ich darf aber in Erinnerung rufen: Die
Bahn-Stationen gehören alle der DB-Tochter "Station
& Service". Was macht diese Firma? – Sie macht lie-
ber jedes Jahr Hunderte Millionen Euro Gewinn, an-
statt in den barrierefreien Ausbau von Bahnstationen
zu investieren. Und wir sollen das mit Landesmitteln
ausgleichen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich ap-
pelliere hier an alle Fraktionen: Statt Anträge für den
Wirtschaftsausschuss im Bayerischen Landtag zu
schreiben, sollten wir lieber unseren Kollegen im Bun-
destag die Hölle heißmachen, damit sie diesem
Staatsbetrieb Beine machen, damit er wieder seinem
Auftrag gerecht wird und Bahnhöfe barrierefrei aus-
baut.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Warum debattieren wir heute eigentlich überhaupt
über Verladestationen? – Weil die Konzernführung
sich angeblich wieder um das "Brot- und Butterge-
schäft" kümmern möchte. Das hat Herr Grube mehr-
mals angekündigt. Deshalb rollt jetzt die nächste
Sparwelle über die DB-Gesellschaften hinweg.
Warum braucht es jetzt schon wieder Sparwellen? –
Die Bahnreform wurde durchgeführt, um die Deutsche
Bahn zu entschulden. Mittlerweile hat die DB AG
knapp 20 Milliarden Euro neue Schulden angehäuft.
Während die Infrastruktur in den letzten Jahren aus-
gepresst wurde, ist der Konzern international auf Ein-
kaufstour gegangen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD und von
der CSU, Sie bilden momentan die Bundesregierung.
Lassen Sie sich doch endlich in Berlin von den Ange-
stellten in der Chefetage der DB AG erklären, warum
sie das Ganze so verbockt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNEN wollen Verkehr auf die Schiene verla-
gern. Dazu müssen wir die Verladestationen auch in
der Fläche erhalten. Deshalb werden wir dem Antrag
zustimmen. Um das Ziel zu erreichen, müssen wir je-
doch die gesamte Infrastruktur stärken. Dafür brau-
chen wir dringend eine Korrektur der Bahnreform. Die
Infrastruktur muss endlich von den Gewinnabliefe-
rungszielen befreit werden. Dafür müssen wir weiter
streiten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Ganserer. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Die SPD hat in der Aus-
sprache den Antrag gestellt, über eine geänderte Fas-
sung abzustimmen. Ich lese Ihnen diese nochmals
vor:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, deutlich
Stellung gegen die Pläne der DB Cargo zu bezie-
hen und sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, damit eine Schließung der gefährdeten Ver-
ladestationen in Bayern, deren Erhaltung sinnvoll
ist, verhindert wird.

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Me-
dien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und
Technologie empfiehlt die Ablehnung des Antrags in
der ursprünglichen Fassung. Wer dem Antrag in der
geänderten Fassung zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der
CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, also das ganze
Hohe Haus. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthal-
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tungen? – Auch keine. Damit ist dieser Antrag in der
geänderten Fassung angenommen.

(Beifall bei der SPD)

Wir kommen nun zurück zum Tagesordnungspunkt 6.
Hier ist noch die namentliche Abstimmung über den
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreu-
zer, Josef Zellmeier, Dr. Florian Herrmann und ande-
rer und Fraktion (CSU) betreffend "Freiheit braucht Si-
cherheit!" auf der Drucksache 17/13012 offen. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, die Urnen sind bereitge-
stellt. Ich kann die Abstimmung eröffnen. Sie haben
fünf Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 21.26 bis
21.31 Uhr)

Die fünf Minuten sind vorbei. Ich schließe die Abstim-
mung. Das Ergebnis wird außerhalb des Plenarsaals
ermittelt und noch heute Abend bekannt gegeben. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13013 bis 17/13018 sowie die Dringlichkeits-

anträge auf den Drucksachen 17/13025 und 17/13026
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen. 

Ich habe das Gefühl, das Auszählen geht immer
schneller. Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Kreuzer, Zellmeier, Dr. Herrmann und ande-
rer und Fraktion (CSU) betreffend "Freiheit braucht
Sicherheit!", Drucksache 17/13012, bekannt. Mit Ja
haben 68, mit Nein haben 49 Abgeordnete gestimmt.
Stimmenthaltungen: 2. Damit ist dieser Dringlichkeits-
antrag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Damit haben wir heute alle Tagesordnungspunkte ab-
gearbeitet. Ich danke Ihnen fürs Dableiben und für
den ereignisreichen Tag. Ich wünsche Ihnen einen
schönen Abend.

(Schluss: 21.34 Uhr)
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über eine Europaangelegenheit sowie die nicht einzeln zu 
beratenden Anträge zugrunde gelegt wurden 
(Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheit 

1. Antrag der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Alex Dorow u.a. CSU, 
Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, Inge Aures u.a. SPD 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 
zur Ausübung einer umfassende Qualifikationen voraussetzenden 
Beschäftigung,  
COM(2016) 378 final,  
BR-Drs. 350/16 
Drs. 17/12754, 17/13004 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wettbewerbsnachteile für die heimische Teichwirtschaft − Prosperitätsgrenze 
erneut eingeführt  
Drs. 17/11064, 17/12558 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

3. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gesunde Schule: Ernährungsbildung und Essensangebot Hand in Hand 
Drs. 17/11325, 17/12559 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Harald Schwartz, Erwin Huber,  
Karl Freller u.a. CSU 
Mittelstandsfreundliche Umsetzung der Regelungen zum Mindestlohn 
Drs. 17/11438, 17/12961 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A Z A 

5. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuer-Update 2016 − Inflationsbedingte Anpassung von Pauschalen, 
Freibeträgen und Einkommensgrenzen 
Drs. 17/11619, 17/12948 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Notärzte müssen das Recht zur Erteilung eines Platzverweises erhalten 
Drs. 17/11716, 17/12560 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z ENTH 

7. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Alexander Muthmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verantwortungsvolle Wohnungsbaupolitik 
Drs. 17/11797, 17/12949 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Josef Zellmeier,  
Norbert Dünkel u.a. CSU 
Erteilung von Platzverweisen gegen Gaffer 
Drs. 17/11801, 17/12562 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Florian von Brunn,  
Annette Karl u.a. SPD 
Nokia Networks in München stärken − Verlagerungen und Personalabbau 
verhindern! 
Drs. 17/11823, 17/12962 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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10. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen,  
Andreas Lotte u.a. SPD 
Gründerszene in Bayern beleben und stärken 
Drs. 17/11824, 17/12963 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Anhörung über den Referentenentwurf für ein Bundesteilhabegesetz 
Drs. 17/11850, 17/12970 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 

12. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Gudrun Brendel-Fischer, 
Jürgen Baumgärtner u.a. CSU 
Konsum von Crystal Meth, Legal Highs und NPS weiter einschränken 
Drs. 17/11924, 17/12952 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Benno Zierer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Sprengstoffspürgeräte am Flughafen München − Ergebnisse weiterer 
Raumluftmessungen 
Drs. 17/11956, 17/12953 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Jutta Widmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Höhere Förderung für Sanierung des Stadttheaters Landshut 
Drs. 17/11969, 17/12950 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z ENTH 

15. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Klaus Adelt, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 
Der Fall Peggy K.: neue Fragen zu den Ermittlungen 
Drs. 17/12343, 17/12633 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

16. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Dr. Florian Herrmann u.a. und Fraktion (CSU) 
Bericht zum Fall "Peggy" 
Drs. 17/12356, 17/12632 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 28.09.2016 zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer,
Josef Zellmeier, Dr. Florian Herrmann u. a. und Fraktion CSU; Freiheit braucht Sicherheit! (Drucksache
17/13012)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus    
Aigner Ilse    
Aiwanger Hubert    
Arnold Horst  X  
Aures Inge  X  
    
Bachhuber Martin X   
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter  X  
Bauer Volker X   
Baumgärtner Jürgen X   
Prof. Dr. Bausback Winfried X   
Bause Margarete  X  
Beißwenger Eric X   
Dr. Bernhard Otmar X   
Biedefeld Susann    
Blume Markus X   
Bocklet Reinhold    
Brannekämper Robert X   
Brendel-Fischer Gudrun X   
von Brunn Florian  X  
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin  X  
    
Dettenhöfer Petra    
Dorow Alex X   
Dünkel Norbert    
Dr. Dürr Sepp    
    
Eck Gerhard X   
Dr. Eiling-Hütig Ute X   
Eisenreich Georg    
    
Fackler Wolfgang X   
Dr. Fahn Hans Jürgen  X  
Fehlner Martina  X  
Felbinger Günther  X  
Flierl Alexander X   
Dr. Förster Linus    
Freller Karl    
Füracker Albert    
    
Ganserer Markus  X  
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul  X  
Gehring Thomas  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X   
Gibis Max    
Glauber Thorsten  X  
Dr. Goppel Thomas X   
Gote Ulrike  X  
Gottstein Eva  X  
Güll Martin    
Güller Harald  X  
Guttenberger Petra X   
    
Haderthauer Christine X   
Häusler Johann  X  
Halbleib Volkmar  X  
Hanisch Joachim   X
Hartmann Ludwig    
Heckner Ingrid    
Heike Jürgen W.    
Herold Hans X   
Dr. Herrmann Florian X   
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold  X  
Hiersemann Alexandra    
Hintersberger Johannes    
Hofmann Michael X   
Holetschek Klaus X   
Dr. Hopp Gerhard X   
Huber Erwin X   
Dr. Huber Marcel    
Dr. Huber Martin X   
Huber Thomas X   
Dr. Hünnerkopf Otto X   
Huml Melanie X   
    
Imhof Hermann X   
    
Jörg Oliver X   
    
Kamm Christine    
Kaniber Michaela X   
Karl Annette    
Kirchner Sandro    
Knoblauch Günther  X  
König Alexander X   
Kohnen Natascha    
Kränzle Bernd X   
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Dr. Kränzlein Herbert    
Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas    
Kühn Harald    
    
Ländner Manfred X   
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas    
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia    
Müller Ruth  X  
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin X   
Nussel Walter X   
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael  X  
Pohl Bernhard   X
Pschierer Franz Josef    
    
Dr. Rabenstein Christoph  X  
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans    
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz X   
Rinderspacher Markus  X  
Ritt Hans X   
Ritter Florian    
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard X   
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred X   
Schalk Andreas X   
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz  X  
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga  X  
Schöffel Martin X   
Schorer Angelika X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja X   
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten    
Dr. Schwartz Harald X   
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela  X  
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin  X  
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana  X  
Stamm Barbara    
Stamm Claudia    
Steinberger Rosi  X  
Steiner Klaus    
Stierstorfer Sylvia X   
Stöttner Klaus X   
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen X   
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin  X  
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim X   
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul    
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta    
Wild Margit  X  
Winter Georg X   
Winter Peter    
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno    

Gesamtsumme 68 49 2
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